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Neunzehnter Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
für den Zeitraum 1990 bis 1993 (1994) 


Der Planungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur, dem der Bundesminister 
für Wirtschaft als Vorsitzender sowie der Bundesminister der Finanzen und die 
Wirtschaftsminister (-Senatoren) der 11 Länder angehören, hat am 11. Juni 1990 in 
Ausführung des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) 
den 19. Rahmenplan für den Zeitraum 1990 bis 1993 beschlossen, der mit Wirkung 
vom 1. Januar 1990 in Kraft tritt i). Der gesetzlich vorgesehene Rahmenplan wird 
ergänzt um Daten für das an den Planungszeitraum anschheßende Jahr. 


Teil I 

Allgemeines 


1. Allgemeine Bemerkungen zum Rahmenplan 

Nach § 4 des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" (GRW) muß zur Erfüllung der Gemeinschaftsauf- 
gabe von Bund und Ländern ein gemeinsamer Rah- 
menplan aufgestellt werden. § 5 GRW regelt den In- 
halt des Rahmenplans. Danach sollen Fördergebiete 
abgegrenzt werden, Ziele für die Förderung in diesen 
Gebieten genannt werden und Maßnahmen und 
Haushaltsmittel getrennt nach Haushaltsjahren und 
Ländern aufgeführt werden. Diese Aufgabe erfüllt 
Teil III des Rahmenplans, wobei die Finanzierungs- 
pläne der Länder im Anhang 10 zusammengefaßt 
werden und die Fördergebietsabgrenzung durch An- 
hang 13 und 15 weiter erläutert wird. Desweiteren soll 
der Rahmenplan nach § 5 GRW Voraussetzungen, Art 
und Intensität der Förderung beinhalten. Diese Funk- 
tion hat Teil II des Rahmenplans. Anhang 7, 8, 9, 14 
und 15 dienen der Erläuterung der in Teil II genann- 
ten Prinzipien der Regionalförderung. 

Teil I des Rahmenplans hat das Ziel, grundlegende 
Informationen zur Ausgestaltung der Regionalpolitik 
in der Bundesrepublik Deutschland zu geben. Dazu 
gehört auch ein knapper Hinweis auf die aktuellen 
Beschlüsse des Planungsausschusses, wie zusammen- 
fassende Übersichten über Fördergebiet, Fördermittel 
und Förderergebnisse, die in Anhang 12 detaillierter 
auf geführt sind. Um einen umfassenden Überblick 
über die deutsche Regionalpolitik zu erhalten, sind 
auch Informationen über andere Bundesprogramme 
mit regionalwirtschaftlichen Charakter, Landesförde- 


1) Unter dem Vorbehalt der ausstehenden Entscheidung nach 
Artikel 93 EWG-Vertrag und der noch erforderlichen Haus- 
haltsbeschlüsse der gesetzgebenden Organe des Bundes und 
der Länder. 


rung sowie über EG-Beihilfenkontrolle und EG-Re- 
gionalpolitik aufgenommen. 

Anhang 1 bis 6 enthalten die rechtlichen Grundlagen 
der Regionalpolitik in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Anhang 1 1 führt die aktuell gültigen Beschlüsse 
des Planungsausschusses über Sondermaßnahmen/ 
-Programme auf. 

Neben dem im GRW festgelegten Inhalt wird in 
Teil III von den Ländern auch Auskunft über die wirt- 
schaftliche Lage ihres Fördergebiets und über son- 
stige Entwicklungsmaßnahmen gegeben. Hier haben 
die Länder Gelegenheit, Entwicklungskonzepte, die 
auch die Abstimmung anderer raumwirksamer Politi- 
ken mit der Regionalpolitik beinhalten sollen, für ihr 
Fördergebiet darzulegen. 


2. Beschlüsse des Planungsausschusses 


2.1. Beschluß des Planungsausschusses zu 
koordinierten Initiativen In den Regionen 

Der Planungsausschuß hat am 11. Juni 1990 folgen- 
den Beschluß gefaßt: 

Die Gemeinschaftsaufgabe ist nur ein Baustein zur 
Stärkung der Wirtschaftskraft einer Region. Sie kann 
in ihrer Wirkung gesteigert werden, wenn sie koordi- 
niert mit anderen raumwirksamen Politikbereichen 
und Fördermaßnahmen eingesetzt wird. Der Pla- 
nungsausschuß empfiehlt den Regionen, koordiniert 
mit der Gemeinschaftsaufgabe eigenständig Maßnah- 
men zur Verbesserung der Standortattraktivität zu er- 
greifen. 
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2.2. Beschlüsse zum 19. Rahmenplan 

Der Planungsausschuß hat zum 19. Rahmenplan ins- 
besondere folgende Änderungen beschlossen: 

— Der Planungsausschuß hat am 14. September 1989 
beschlossen, daß in den Arbeitsmarktregionen Bo- 
cholt, Fallingbostel und Regensburg (ohne Zonen- 
randgebiet und die von der EG-Kommission ge- 
nehmigten RESIDER-Gebiete) Anträge auf Ge- 
währung von Investitionszuschüssen aus Mitteln 
der Gemeinschaftsaufgabe sowie auf Bescheini- 
gung für die regionale Investitionszulage {§ 2 Inv- 
ZulG) nur noch bis zum 31. Dezember 1989 gestellt 
werden können (vgl. Anhang 15 sowie Teil I, Zif- 
fer 10.3). 

— Der Planungsausschuß hat am 29. Januar 1990 die 
Verlängerung des Sonderprogramms Bremen 
ohne Bereitstellung von Bundesmitteln bis 31. De- 
zember 1990 beschlossen. 

— Der Planungsausschuß hat die Förderregeln des 
Teil II angepaßt, um dem Auslaufen des Investi- 
tionszulagengesetzes Rechnung zu tragen. Neben 
der Streichung der Passagen, die sich auf das Inve- 
stitionszulagengesetz bezogen, waren einzelne 
Klarstellungen in Ziffer 1.2.1. und 1.6.3. nötig, um 
den Bezug zu den Steuer rechtlichen Regelungen 
weiterhin deutiich zu machen. 

— Der Planungsausschuß hat folgende materiellen 
Änderungen der Förderregeln beschlossen: 

O Ziffer 1.2.3.: Ausgenommen von der Förderung 
sind PKW, Kombifahrzeuge und LKW, um die 
Förderung stärker auf die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen vor Ort zu konzentrieren. 

O Ziffer 1.6. stellt das Verhältnis zwischen Bund 
und Ländern klar. Es wird hervorgehoben, daß 
es Sache der Länder ist, im Rahmen der Förder- 
regeln eigene Förderschwerpunkte zu setzen. 
Desweiteren werden die Berichtspflichten der 
Länder an den Bund festgehalten. 

O Ziffer 2.1.2.: Zulassen des Einzelfallnachweises 
auch für Tätigkeiten, die in Ziffer 3.1. grund- 
sätzlich von der Förderung ausgenommen sind, 
wenn der Unterausschuß für regionale Wirt- 
schaftsstruktur zustimmt. Hierdurch soll eine 
schnellere, sachgerechte Anpassung an neue 
Entwicklungen ermöglicht werden. 

O Ziffern 2.2. und 2.2.3.: Zur Zählung der zusätz- 
lich geschaffenen Dauerarbeitsplätze werden 
nunmehr nur sozialversicherungspflichtige Be- 
schäftigungen mit einer tariflichen Wochenar- 
beitszeit von über 15 Stunden herangezogen. 
Dies ist eine Anpassung an die bisher in den 
Ländern praktizierte Förderung. 

O Ziffer 2.5.: Zur Konzentration der Förderung auf 
Investitionen mit hohem Arbeitsplatzeffekt wird 
der in Ziffer 2.5. der GA-Förderregeln festge- 
legte Betrag der maximal förderfähigen Investi- 
tionskosten je Dauerarbeitsplatz vom lOfachen 
der durchschnitthchen Investitionskosten auf 
das 5fache gesenkt. 


O Ziffer 4.4.1.: Die Förderung des Erwerbs einer 
stillgelegten oder von der Stillegung bedrohten 
Betriebsstätte ist nun auch möglich, wenn dort 
keine förderfähige Tätigkeit ausgeübt wurde. 
Für die Förderung allein maßgeblich ist, ob 
nach dem Erwerb eine förderfähige Tätigkeit 
ausgeübt wird. 

O Ziffer 4.5.3.: Auch bei Nahverlagerungen aus 
Nicht-Fördergebieten in Fördergebiete wird im 
Benehmen mit dem abgebenden Land geför- 
dert. 

O Die Positivliste, Anhang 8, wird ergänzt um lo- 
gistische Dienstleistungen. Über Transport- und 
Lagergewerbe hinausgehend ist hier offensicht- 
lich eine neue Dienstleistung entstanden, die 
die Voraussetzung des Primäreffekts erfüllt und 
damit zur Entwicklung einer Region einen 
wichtigen Beitrag liefern kann. 

O Ziffer 5.1. und Ziffer 8.1.5.: Auf den gesonder- 
ten Ausweis von Fremdenverkehrsgebieten 
wird verzichtet, um in allen strukturschwachen 
Regionen den Ausbau von Fremdenverkehrs- 
einrichtungen fördern zu können. 

O Ziffer 10.3.: Die im Rahmenplan grundsätzlich 
vorgesehenen Übergangsfristen sind stark ge- 
kürzt worden, um die Konzentration der Förder- 
mittel auf die förderbedürftigsten Regionen zu 
verstärken. 

Mit der Streichung der Ziffer 2.1. und des An- 
hangs 10 des 18. Rahmenplans (Systematik der 
Wirtschaftszweige Nr. 200 bis 299 [Verarbeitendes 
Gewerbe]) bei gleichzeitiger Erweiterung der Zif- 
fer 3.1. um 3.1.1. und 3.1.2. ist keine materielle 
Änderung der Förderregeln verbunden, vielmehr 
dient diese Änderung der Vereinfachung der Dar- 
stellung und damit der Klarheit der Förderre- 
geln. 

2.2. Die Beschlüsse zum 19. Rahmenplan stehen un- 
ter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die EG- 
Kommission. 


3. Die regionale Strukturpolitik 

im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang 

3.1. Wirtschaftsstarke und strukturschwache Regio- 
nen sind in nahezu allen Teilen der Bundesrepublik 
Deutschland zu finden, wenn auch in verschiedener 
Form und in unterschiedlicher Ausprägung. Aus re- 
gionalpolitischer Sicht sind drei räumliche Problem- 
kategorien in der Bundesrepublik Deutschland anzu- 
treffen, die sich vielfach gegenseitig überlagern: 

— Trotz der aktuellen deutschlandpolitischen Ent- 
wicklung hat sich die wirtschaftliche Benachteili- 
gung von Berlin und des Zonenrandgebietes bis- 
her noch nicht entscheidend verändert. 

— Ländhche Gebiete, in denen ein ausgeprägter 
Mangel an gewerblichen Arbeitsplätzen im allge- 
meinen und quahtativ hochwertigen Arbeitsplät- 
zen im besonderen besteht. 
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— Gebiete mit meist relativ hohem Industriebesatz, 
aber wenig diversifizierter Industriestruktur, die 
von strukturellen Anpassungsprozessen der vor- 
herrschenden Wirtschaftszweige besonders be- 
troffen oder bedroht sind. 

Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftskraft der einzel- 
nen Teilräume hängen einmal von objektiven Stand- 
ortbedingungen ab, beispielsweise von Rohstoffvor- 
kommen, verkehrsgünstiger Lage, Agglomerations- 
vor- oder -nachteilen sowie althergebrachter Speziali- 
sierung einzelner Regionen auf bestimmte Wirt- 
schaftszweige. Regionale Strukturunterschiede sind 
jedoch nicht nur auf objektive Standortvoraussetzun- 
gen zurückzuführen, die häufig eine regionale Ar- 
beitsteilung erzwingen. Unterschiedhche Möghch- 
keiten, Fähigkeiten und die Bereitschaft von Unter- 
nehmern und Arbeitnehmern in den Regionen, auf 
wirtschaftliche Herausforderungen zu reagieren, be- 
stimmen ebenso die regionale Struktur. Folge der re- 
gional voneinander abweichenden Standortfaktoren 
sind regional unterschiedliche Reaktionen auf kon- 
junkturelle wie strukturelle Änderungen sowie damit 
verbundene regional unterschiedhche Möghchkeiten 
zur Einkommenserzielung. 

3.2. Die zentralen Anhegen der regionalen Struktur- 
politik als Bestandteil der gesamten Wirtschaftspolitik 
sind damit das Ausgleichs-, das Wachstums- und das 
Stabihsierungsziel, wobei diese Ziele nicht unabhän- 
gig voneinander verfolgt werden können. 

Die ausgleichspohtische Zielsetzung der regionalen 
Strukturpohtik, die dem zentralen Ziel der Raumord- 
nung — Gleichwertigkeit der Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen in ahen Teilräumen des Bundesgebie- 
tes — entspricht, besteht vor allem in der Verminde- 
rung interregionaler Unterschiede hinsichthch der 
Möghchkeiten zur Einkommenserzielung und der 
Ausstattung mit Arbeitsplätzen. Die regionale Struk- 
turpohtik leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur 
Einheithchkeit der Lebensverhältnisse im gesamten 
Bundesgebiet (Artikel 72 Abs. 2 GG und § 2 Abs. 1 
ROG). Im Sinne einer ahokationsorientierten Aus- 
gleichspohtik wird dabei nicht über Transfers ein Aus- 
gleich der regional unterschiedhchen Einkommen an- 
gestrebt. Vielmehr versucht die regionale Strukturpo- 
htik, die strukturschwachen Regionen so zu fördern, 
daß sie in die Lage versetzt werden, das Einkommens- 
ziel aus eigener Kraft zu erreichen. 

Die wachstumspohtische Zielsetzung der regionalen 
Strukturpohtik besteht in der Mobilisierung von 
Wachstumsreserven in den Problemgebieten, um den 
Beitrag dieser Gebiete zum gesamtwirtschaftlichen 
Wachstum zu erhöhen. Es spricht einiges dafür, daß es 
der regionalen Strukturpohtik in der Vergangenheit 
gelungen ist, durch Erschließung zusätzhchen Pro- 
duktionspotentials per Saldo positive Wachstumsim- 
pulse auszulösen sowie wachstumshemmende Fehl- 
entwicklungen zu reduzieren und damit einen wichti- 
gen Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
zu leisten. 

Die stabilisierungspolitische Zielsetzung der regiona- 
len Strukturpohtik hat vor allem eine Reduzierung der 
konjunkturellen und strukturellen Anfälligkeit von 
Regionen zum Inhalt, die häufig nur schwer zu tren- 


nen sind. Eine Abschwächung dieser Anfälligkeit von 
Regionen ergibt sich in erster Linie durch eine Auflok- 
kerung einseitiger Strukturen. Da die stabihsierungs- 
pohtische Zielsetzung letzthch auf eine Verstetigung 
und gleichgewichtige Entwicklung der regionalen 
Wachstumsprozesse hinausläuft, leistet die regionale 
Strukturpohtik einen Beitrag zur mittelfristigen Ver- 
stetigung des gesamtwirtschafthchen Wachstumspro- 
zesses. 

3.3. Die Strategie der regionalen Strukturpohtik ist 
mittel- und langfristig angelegt. Zentrale Aufgabe der 
Strukturpohtik in einer marktwirtschafthchen Ord- 
nung ist es, bestehenden Hindernissen entgegenzu- 
wirken, die die regionale Entwicklung und den Struk- 
turwandel hemmen. Die Steuerung der regionalen, 
sektoralen und unternehmensgrößenbezogenen Wirt- 
schaftsstruktur erfolgt grundsätzhch über den Markt 
unter den vom Staat vorgegebenen Rahmenbedingun- 
gen. Die regionale Strukturpohtik versucht vor allem, 
die Regionen bei der Erschheßung ihres Potentials und 
im regionalen Wachstumsprozeß zu unterstützen. 

Im Vordergrund der regionalen Strukturförderung 
steht die Unterstützung der regionalen Investitionstä- 
tigkeit, um auf diese Weise Einkommen und Beschäf- 
tigung in den Problemgebieten zu erhöhen. Dies ge- 
schieht durch direkte Investitionsanreize für private 
Unternehmen sowie über gezielte Verbesserungen 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur. Die Maßnahmen 
der regionalen Strukturpohtik sind einmalige Beihil- 
fen für Investitionsvorhaben in Betriebstätten, die sich 
längerfristig auch ohne weitere Förderung durch den 
Staat im Markt behaupten müssen. Im Gegensatz zu 
strukturkonservierenden sektoralen Beihilfen geben 
regionale Beihilfen den wirtschaftsschwachen Regio- 
nen die Möghchkeit, sich im Sinne einer positiven 
Anpassung auf veränderte Rahmenbedingungen ein- 
zustehen. 

Die Gemeinschaftsaufgabe steht ein Angebot an die 
Regionen dar, das diese flexibel auf nehmen und in ein 
regionales Gesamtkonzept, das den spezifischen Er- 
fordernissen der jeweihgen Region Rechnung trägt, in 
eigener Verantwortung einfügen müssen. Die Ge- 
meinschaftsaufgabe leistet damit nur Hilfe zur Selbst- 
hilfe. Für den regionsadäquaten wirksamen Einsatz 
der Fördermittel ist die Initiative der Regionen uner- 
läßhch, wie der Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe auf seiner Sitzung am 11. Juni 1990 
nochmals betonte. 


4, Besonderheiten der regionalen Strukturpolitik im 
föderativen System 

4.1 . Nach Artikel 91 a GG und dem Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur“ ist die regionale Wirtschafts- 
förderung Aufgabe der Länder, an deren Erfüllung 
der Bund bei der Rahmenplanung und der Finanzie- 
rung mitwirkt. Die Durchführung der regionalen Wirt- 
schaftsförderung (einschheßlich der Mittelvergabe) 
hegt ausschheßhch bei den Ländern. 

Der für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe maß- 
gebhche Rahmenplan wird für den Zeitraum der Fi- 
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nanzplanung von Bund und Ländern gemeinsam auf- 
gestellt. Er ist jedes Jahr sachhch zu prüfen und der 
Entwicklung anzupassen. Die Aufstellung des Rah- 
menplans ist die Hauptaufgabe des Planungsaus- 
schusses, dem der Bundesminister für Wirtschaft als 
Vorsitzender sowie der Bundesminister der Finanzen 
und die Länderwirtschaftsminister und -Senatoren an- 
gehören. Die Beschlüsse des Planungsausschusses 
werden mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim- 
men gefaßt, wobei der Bund elf Stimmen und jedes 
der elf Länder eine Stimme haben. Es können somit im 
Planungsausschuß weder Beschlüsse gegen das Vo- 
tum des Bundes noch Beschlüsse gegen das Votum 
der Ländermehrheit gefaßt werden. 

Im Rahmenplan werden insbesondere 

— Voraussetzungen, Art und Intensität der Förde- 
rung geregelt, 

— die Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe ab- 
gegrenzt und in Regionale Förderprogramme zu- 
sammengefaßt, 

— die Ziele angegeben, die in diesen Gebieten er- 
reicht werden sollen, und 

— die Maßnahmen sowie die dafür vorzusehenden 
Mittel, getrennt nach Haushaltsjahren und Bun- 
desländern aufgeführt. 

Bundestag und Landtage sind an der Rahmenplanung 
beteiligt. Den Länderparlamenten werden die Anmel- 
dung des jeweihgen Landes zum Rahmenplan und 
den Bundestagsausschüssen der Entwnirf des Rah- 
menplans mit einer bewertenden Stellungnahme des 
Bundesministers für Wirtschaft vorgelegt. In die Bera- 
tungen des Planungsausschusses gehen die Voten der 
Parlamente ein. 

4.2. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" setzt einheitliche 
Rahmenbedingungen für die Aktivitäten von Bund, 
Ländern und Gemeinden auf dem Gebiet der regiona- 
len Wirtschaftsförderung. Die neben der Gemein- 
schaftsaufgabe bestehenden Landesförderungspro- 
gramme mit regionaler Zweckbestimmung, die ver- 
fassungsrechtlich möghch sind, dürfen die Ziele der 
Gemeinschaftsaufgabe nicht durchkreuzen. Auch mit 
den übrigen raumwirksamen Pohtikbereichen von 
Bund, Ländern und Gemeinden sollte eine enge Zu- 
sammenarbeit und Abstimmung erfolgen, um konter- 
karierende Wirkungen zu vermindern und höhere Ef- 
fizienz der regionalen Strukturpolitik zu erreichen. 
Hierzu gehört auch die Einflußnahme auf Neugrün- 
dung, Beibehaltung und Verlagerung von Behörden, 
Institutionen und sonstigen Einrichtungen, die durch 
die öffentliche Hand finanziert werden, zugunsten der 
Fördergebiete. Dies erfordert, daß bei der Abstim- 
mung von Standortentscheidungen in Bund und 
Ländern sowohl die Ziele der Regionalp ohtik als auch 
die Erfordernisse von Raumordnung und Landespla- 
nung berücksichtigt werden. 

Die Koordinierungsfunktion der Gemeinschaftsauf- 
gabe besteht vor allem in folgenden Punkten: 

— Abgrenzung der Fördergebiete nach einem bun- 
deseinheitiichen Verfahren. 


— Bundeseinheitliche Rahmenbedingungen für die 
Auswahl von Schwerpunkt orten. 

— Festlegung von Höchstsätzen der Förderung unter 
Berücksichtigung eines allgemeinen Präferenzge- 
fälles (im Zonenrandgebiet sind höhere Spitzen- 
präferenzen als in den übrigen Fördergebieten 
möghch). 

— Einheithche Regelungen über Voraussetzungen, 
Art und Intensität der Förderung. 

— Integrierter Einsatz des gesamten regionalpohti- 
schen Instrumentariums (Investitionszuschüsse ; 
flankierende Kreditprogramme des ERP-Sonder- 
vermögens) . 

4.3. Neben der GA bestehen Landesförderprogram- 
me mit regionaler Zweckbestimmung in der Größen- 
ordnung von 5,2% der Bundesgebietsbevölkerung 
einschl. Berlin West (vgl. Tabelle unter Ziffer 4.1.2. 
und Karte in Anhang 17). 

Die zusätzliche regionale Wirtschaftsförderung der 
Länder hat sowohl unterstützende Wirkung für die im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" beschlossenen 
Maßnahmen, um eine schnellere Erreichung der fest- 
gelegten regionalpolitischen Ziele zu ermöghchen als 
auch — soweit sie außerhalb der Fördergebiete der 
Gemeinschaftsaufgabe zum Einsatz kommt — eine 
ergänzende Wirkung. Eine konkurrierende Wirkung 
wird vor allem dadurch vermieden, daß die Förde- 
rungshöchstsätze in den zusätzlichen Landesförder- 
gebieten deuthch unter denen der Gebiete der Ge- 
meinschaftsaufgabe hegen. 


5. Grundelemente der regionalen Strukturpolitik 

5.1. Fördergebiete, Schwerpunktorte, 

Förderpräferenzen 

5.1.1. Nach § 5 Nr. 1 GRW sind die förderungsbe- 
dürftigen Gebiete im Rahmenplan aufzuführen. Sie 
sind nach Gemeinden festgelegt. Gebietsstand ist der 
1. Januar 1990. 

Das Fördergebiet (vgl. Anhang 13) entspricht den Be- 
schlüssen des Planungsausschusses vom 4. Juh 1986, 
geändert durch Beschluß vom 2. Juh 1987, vom 14. Ja- 
nuar 1988, vom 14. April 1988 und vom 14. September 
1989. 

5.1.2. Das sogenannte Normalfördergebiet der Ge- 
meinschaftsaufgabe umfaßte am 31. Dezember 1988 
eine Wohnbevölkerung von 17 757 434 (28,8% der 
Bundesbevölkerung 1). Davon lebten 6 952 120 Perso- 
nen im Zonenrandgebiet (11,3 % der Bundesbevölke- 
rung i)). Die Wohnbevölkerung in den Sonderpro- 
grammgebieten außerhalb des Normalfördergebiets 
betrug 3 800 253 Personen (6,2 % der Bundesbevölke- 
rung i)). Damit wies das gesamte Fördergebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe 21 556 987 Einwohner auf und 
betrug 35,0% der Bundesbevölkerung ^). Hinzu ka- 
men 3 176 062 Einwohner (5,2% der Bundesbevölke- 
rung i) in Landesfördergebieten (vgl. nachstehende 
Tabelle sowie die Karten in Anhang 16 und 17). 


1) einschließlich Berhn West 
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Wohnbevölkerung in den Arbeitsmarktregionen 
— Stand: 31. Dezember 1988 — 

Land 


davon im 


insgesamt 

Normal- 

fördergebiet 

davon 

Zonenrandgebiet 

Sonderprogramm- 
gebiet 1) 

Landes- 

fördergebiet 

Schleswig-Holstein .... 

2 564 557 

2 303 844 

1 899 907 

— 

18 223 

Niedersachsen 

7 184 943 

4 983 041 

2 081 485 

601 629 

286 065 

Bremen 

661 992 

126 934 

— 

535 058 

— 

Nordrhein-Westfalen . . 

16 874 059 

3 568 296 

— 

2 561 079 

1 333 765 

Hessen 

5 568 892 

1 103 723 

930 990 

— 

327 696 

Rheinland- Pfalz . 

3 653 155 

1 266 373 

— 

102 487 

280 374 

Saarland 

1 054 142 

1 054 142 

— 

— 

— 

Bayern 

11 049 263 

3 299 889 

2 039 738 

— 

408 472 

Baden-Württemberg . . . 

9 432 709 

51 192 

— 

— 

521 467 

Hamburg 

1 603 070 

— 

— 

— 

— 

Berhn (West) 

2 068 313 

— 

- 

- 

- 

Summe 

Bundesrepublik 
Deutschland 
einschließlich Berlin (W.) 

61 715 095 

17 757 434 

6 952 120 

3 800 253 

3 176 062 


1) außerhalb des NormalfÖrdergebiets 


Mit dem Beschluß des Planungsausschusses vom 
14. September 1989 wurde das Fördergebiet um rd. 
1 % der Bundesbevölkerung einschließlich Berlin 
West reduziert. 

5.1 .3. Nach § 2 Abs. 1 Satz 3 GRW soll sich die För- 
derung auf räumliche Schwerpunktorte konzentrie- 
ren. Stand für die Schwerpunktorte und ihre Mitorte 
ist der 1. Januar 1990 (vgl. Karte in Anhang 16). 

5.1 .4. Nach § 5 Nr. 2 GRW sind im Rahmenplan die 
Ziele zu nennen, die in den Fördergebieten erreicht 
werden sollen. Zentrale Ziele sind die Schaffung und 
Sicherung von wettbewerbsfähigen Dauerarbeitsplät- 
zen und die Verbesserung der Einkommenssituation 
durch die Förderung der gewerblichen Wirtschaft und 
die Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur 
sowie die Entwicklung des Fremdenverkehrs und Er- 
leichterung des Strukturwandels in den Sonderpro- 
grammgebieten. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist geplant, im Zeitraum 
1990—1994 gewerbliche Investitionen mit einem Ge- 
samtvolumen von rd. 43 Mrd. DM mit GA-Mitteln zu 
fördern. Außerdem ist vorgesehen, den Ausbau der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem Investitions- 
volumen von rd. 2,2 Mrd. DM mit GA-Mitteln zu för- 
dern. 


5.2. Regelungen 

Nach § 5 Nr. 4 GRW werden im Rahmenplan Voraus- 
setzungen, Art und Intensität der Förderung bei den 
verschiedenen Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 GRW 
festgelegt. Diese Regelungen sind in Teil II dieses 
Rahmenplans enthalten. Dieser Rahmen kann gege- 
benenfalls in der Durchführung durch die Länder ein- 
geschränkt werden. 


Die Zweckmäßigkeit der Förderregelungen wird re- 
gelmäßig überprüft, um neuen Gesichtspunkten bei 
der Förderung Rechnung zu tragen. (Hinweise zur 
Antragstellung sind den Erläuterungen des Antrags- 
formulars im Anhang 7 zu entnehmen). 


5.3. Förderung des Zonenrandgebietes 

Das Zonenrandgebiet wird im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe bevorzugt gefördert. Die besondere 
Stellung des Zonenrandgebiets hinsichtlich Förderge- 
bietsstatus und Mittelverteilung bleibt gewahrt. 


6. Maßnahmen und Mittel 

6.1 . Nach § 5 Nr. 3 GRW werden im Rahmenplan die 
Maßnahmen gemäß § 1 Abs. 1 GRW, getrennt nach 
Haushaltsjahren und Ländern, sowie die vom Bund 
und jedem Land für die Erfüllung der Gemeinschafts- 
aufgabe im nächsten Jahr bereitzustellenden und für 
die folgenden Jahre des Planungszeitraums jeweils 
vorzusehenden Mittel aufgeführt. Im Zuge einer Har- 
monisierung mit der europäischen Regionalpolitik 
wurde bereits im 10. Rahmenplan der gesetzlich vor- 
gesehene vierjährige Rahmenplan ergänzt um Daten 
für das an den Planungszeitraum anschheßende 
Jahr. 

Diese Angaben haben keine Bindungswirkung für die 
Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe, weil die Mitwir- 
kung des Bundes an der Rahmenplanung auf den 
Zeitraum der Finanzplanung (1990 bis 1994) begrenzt 
ist und die Rahmenplanung die Finanzplanung be- 
rücksichtigen muß (§ 4 Abs. 2 GRW). In den regiona- 
len Förderprogrammen (Teil III) wird eine zusammen- 
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Normalansatz der GA 1990 

in Mio. DM 



Landes - 
quote 
in % 

Anteil 
an den 
Bar- 
ansätzen 

Mittel zur Abdeckung 
für eingegangene 
Verpflichtungen 
aus 

verfügbar 

Verpflich- 

tungs- 

ermächti- 

gung 

verplanbar 



1990 

1988 

1989 

1990 

19901) 

1990 

Spalte 

1 

2 

3 

4 

5 (2-3-4) 

6 

7(5+6) 

Schleswig-Holstein 

13,30 

78,470 

25,890 

27,930 

24,650 

122,360 

147,010 

Niedersachsen 

28,11 

165,849 

46,956 

54,836 

64,057 

258,612 

322,669 

Bremen 

0,71 

4,189 

0,120 

1,490 

2,579 

6,532 

9,111 

Nordrhein-Westfalen 

15,08 

88,972 

31,810 

31,670 

25,492 

138,736 

164,228 

Hessen 

7,44 

43,896 

8,531 

14,947 

20,418 

68,448 

88,866 

Rheinland-Pfalz 

7,56 

44,604 

4,640 

13,463 

26,501 

69,552 

96,053 

Saarland 

5,50 

32,450 

— 

1,400 

31,050 

50,600 

81,650 

Bayern 

22,30 

131,570 

48,647 

37,875 

45,048 

205,160 

250,208 

Baden-Württemberg 

— 

— 

- 

- 

— 

- 


insgesamt . . . 

100,00 

590,000 

166,594 

183,611 

239,795 

920,000 

1 159,795 


1) davon jeweils 50% in 1991 und 1992 fällig 


fassende Übersicht über die in den einzelnen Ländern 
von 1990 bis 1994 vorgesehenen Maßnahmen und 
ihre Finanzierung im Normalförder- sowie Sonderpro- 
grammgebiet gegeben. Zur Erreichung der im 
19. Rahmenplan festgelegten Investitionsziele sind im 
Planungszeitraum 1990 bis 1994 insgesamt rd. 4 Mrd. 
DM bzw. für jedes einzelne Planungsjahr durch- 
schnittlich rd. 0,8 Mrd. DM erforderlich (vgl. An- 
hang 10 1)). 

Für die Durchführung des Rahmenplans erscheint ein 
flexibles Verfahren notwendig, weil sich während des 
Ablaufs des Planungsjahres die räumlichen und sach- 
lichen Bedarfsschwerpunkte verschieben können. 

Von den zur Finanzierung der festgelegten Investi- 
tionsziele für den Planungszeitraum 1990 bis 1994 er- 
forderlichen Haushaltsmitteln entfallen auf die Nor- 
malförderung rd. 3 Mrd. DM und auf die Sonderpro- 
gramme rd. 1 Mrd. DM. 

6.2. Im Haushaltsjahr 1990 stehen für die Normalför- 
dergebiete der Gemeinschaftsaufgabe Baransätze in 
Höhe von 590 Mio. DM zur Verfügung. Von den 
590 Mio, DM entfallen 265,5 Mio. DM auf das Zonen- 
randgebiet und 324,5 Mio. DM auf die übrigen För- 
dergebiete. Der Bund übernimmt von den 590 Mio. 
DM einen Finanzierungsanteil von 295 Mio. DM; die 
Länder sehen ebenfalls 295 Mio. DM vor. Hinzu kom- 
men noch Steuermindereinnahmen durch die Gewäh- 
rung der regionalen Investitionszulage. 

Die folgenden Ausführungen sowie die in Teil III und 
den Anhängen enthaltenen Zahlenangaben stehen 
unter dem Vorbehalt der Einwilligung des Bundes in 


1) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investi- 
tionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschafts- 
aufgabe um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 
aufgestockt. Eine Aufteilung dieser zusätzlichen Haushalts- 
mittel auf die einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammen- 
hang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 


die Inanspruchnahme der Verpflichtungsermächti- 
gung. 

Von den Baransätzen 1990 wird für die Abdeckung 
von eingegangenen Verpflichtungen aus 1988 und 

1989 ein Betrag von 350,205 Mio. DM benötigt, so daß 

1990 noch 239,795 Mio. DM verfügbar sind. Gleich- 
zeitig stehen 1990 Verpflichtungsermächtigungen in 
Höhe von 920 Mio. DM mit Fälligkeit je zur Hälfte in 
den Haushaltsjahren 1991 und 1992 zur Verfügung. 
Der 1990 verplanbare Betrag beträgt somit 
1 159,795 Mio. DM. 

6.3. Bei den Sonderprogrammen handelt es sich im 
einzelnen um folgende zeitlich befristete Sonderpro- 
grammeZ-maßnahmen (der jeweilige ausführliche Be- 
schlußtext des Planungsausschusses findet sich in An- 
hang 11): 

a) SonderprogrammZ-maßnahme zur Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen außerhalb von Sektoren, die 
in besonderem Maße vom Strukturwandel betrof- 
fen sind (Montan- und Schuhindustrie), 

— Laufzeit: 1988 bis 1990 

— Begünstigte Länder: 

Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland 

— Mittelausstattung: 

über die gesamte Laufzeit 360 Mio. DM Bun- 
des- und Landesmittel; davon für 1989 bis 1990: 
240 Mio. DM. 

— Mittelverwendung: 

Förderung von wirtschaftsnahen Infrastruktur- 
investitionen und Schaffung von neuen Arbeits- 
plätzen außerhalb der Montan- und Schuhindu- 
strie 

b) SonderprogrammZ-maßnahme zur Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen außerhalb des Steinkohle- 
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Mittel aus Sonderprogrammen/maßnahmen 1990 

in Mio. DM 



Sonderprogramm für 
Montan- und Schuh- 
industrieregionen 

Sonderprogramm 
Arbeitsmarktregionen 
Aachen und Jühch 

Sonderprogramm 
Montanindustrie - 
regionen 

insgesamt 

Schleswig-Holstein 


__ 

— 

— 

Niedersachsen 

— 

— 

10,0 

10,0 

Bremen 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein-Westfalen 

60,0 

50,0 

160,0 

270,0 

Hessen 

— 


— 

— 

Rheinland-Pfalz 

15,0 

— 

— 

15,0 

Saarland 

30,0 

— 

26,0 

56,0 

Bayern 

15,0 

— 

4,0 

19,0 

Baden-Württemberg 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

120,0 

50,0 

200,0 

370,0 


Bergbaus in den Arbeitsmarktregionen Aachen 
und Jülich 

— Laufzeit: 1988 bis 1991 

— Begünstigtes Land: 

Nordrhein-Westfalen 

— Mittelausstattung: 

über die gesamte Laufzeit 200 Mio. DM Bun- 
des- und Landesmittel; davon für 1989 bis 1992: 
200 Mio. DM. 

— Mittelverwendung: 

Schaffung von neuen Arbeitsplätzen außerhalb 
des Steinkohlebergbaus und Förderung von 
wirtschaftsnahen Infrastrukturinvestitionen. 

c) SonderprogrammZ-maßnahme zur Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen außerhalb der Montanin- 
dustrie in Regionen, die in besonderem Maße vom 
Strukturwandel betroffen sind. 

— Laufzeit: 1988 bis 1991 

— Begünstigte Länder: 

Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland 

— Mittelausstattung: 

1 Mrd. DM Bundes- und Landesmittel für die 
Jahre 1989 bis 1993 

— Mittelverwendung: 

Schaffung von neuen Arbeitsplätzen außerhalb 
der Montanindustrie und Förderung von wirt- 
schaftsnahen Infrastrukturinvestitionen. 

d) Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeits- 
plätzen außerhalb der Schiffbau- sowie der Eisen- 
und Stahlindustrie in der Arbeitsmarktregion Bre- 
men: 

— Laufzeit: 1990 

— Begünstigte Länder: 

Bremen, Niedersachsen 

— ohne Bereitstellung von Bundesmitteln 


Für SonderprogrammeZ-maßnahmen stehen für das 
Haushaltsjahr 1990 insgesamt 370 Mio. DM zur Ver- 
fügung, davon Bundesmittel in Höhe von 185 Mio. 
DM. 

6.4. Zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur werden auch Bürgschaften zugunsten von 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft gewährt. 
Für das Jahr 1990 beteiligt sich der Bund an etwaigen 
Ausfällen bei diesbezüglichen Bürgschaften der Län- 
der entsprechend gesonderten Garantieerklärungen 
hälftig mit einem Garantieplafonds bis zu insgesamt 
300 Mio. DM. Die Gewährleistungen innerhalb der 
Gemeinschaftsaufgabe können deshalb 600 Mio. DM 
erreichen und teilen sich auf die einzelnen Länder wie 
folgt auf: 


Land 

Gewährleistungen 
in Mio. DM 

Schleswig-Holstein 

70 

Niedersachsen 

140 

Bremen 

25 

Nordrhein-Westfalen 

75 

Hessen 

70 

Rheinland-Pfalz 

100 

Saarland 

45 

Baden-Württemberg 

15 

Bayern 

60 

insgesamt 

ERP-Regionalprogramm 

600 


Kleine und mittlere gewerbliche Unternehmen kön- 
nen für Investitionen in Gebieten der Gemeinschafts- 
aufgabe zur „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" zins verbilligte Darlehen aus Mitteln 
des ERP- Sondervermögens erhalten für die Errich- 
tung, die Erweiterung, grundlegende Rationalisie- 
rung und Umstellung von Betrieben. Voraussetzung 
ist, daß sie die Fördervoraussetzungen der GA des- 
halb nicht erfüllen, weil in der Betriebsstätte überwie- 
gend Güter hergestellt oder Leistungen erbracht wer- 
den, die ihrer Art nach nicht überregional abgesetzt 
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werden. Solche Darlehen können Betriebe des Han- 
dels, Handwerks, Kleingewerbes, Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbes in Fördergebieten erhalten. 

In den Jahren 1983 bis 1988 wurden insgesamt rd. 
70 000 Darlehen mit einem Gesamtvolumen von 
7 Mrd. DM vergeben. Damit wurden Investitionen von 
über 18 Mrd. DM gefördert, Rd. 50 % aller Kredite flie- 
ßen ins Zonenrandgebiet, Für das Jahr 1989 stand ein 
Fördervolumen von 1.230 Mio. DM zur Verfügung; 
1990 sind für dieses Programm 1 330 Mio. DM vorge- 
sehen (Durchführungsrichthnie findet sich in An- 
hang 4). 

Ergänzend können Mittel der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau, Frankfurt a. M., beantragt werden. 

6.5. Aus dem Haushalt des Bundesministers für Bil- 
dung und Wissenschaft können unter bestimmten 
Voraussetzungen Mittel für die Förderung überbe- 
triebhcher Ausbildungsstätten zum Ausgleich be- 
triebsgrößenbedingter Nachteile gewährt werden. 
Hierfür wird eine angemessene Beteiligung der Län- 
der angestrebt. Der Förderungsanteil des Bundes 
kann bis zu 50 % betragen. Die Träger müssen sich in 
strukturschwachen Regionen analog der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" einschließhch der Sonderprogramm- 
gebiete mit mindestens 10%, in den übrigen Regio- 
nen mit mindestens 25 % beteihgen. 


7. Aufgabenteilung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe 

Der von Bund und Ländern gebildete Planungsaus- 
schuß hat eine Reihe von allgemeinen Grundsätzen 
festgelegt. Die Länder geben ihre Anmeldungen zum 
Rahmenplan ab. Soweit sich diese Anmeldungen im 
Rahmen der Grundsatzbeschlüsse halten, wird ihnen 
im Planungsausschuß nicht widersprochen. 

a) Abgrenzung der Fördergebiete (§ 5 Nr. 1 GRW). 

Zu den Aufgaben des Planungsausschusses gehö- 
ren: 

— Festlegung eines einheitlichen Indikatorensy- 
stems 

— Festlegung der Gebietseinheiten 

— Festlegung der Förderbedürftigkeit 

— Festlegung eines Dispositionsrahmens zur 
Feinabgrenzung der Fördergebiete 

Zu den Aufgaben der Länder gehören; 

— Beschreibung und räumliche Abgrenzung der 
Fördergebiete 

— Feinabgrenzung der Fördergebiete 

b) Konzentration der Förderung auf räumhche 
Schwerpunkte (§ 2 Abs. 2 Satz 3 GRW) 

Zu den Aufgaben des Planungsausschusses gehö- 
ren: 

— Aufstellung von Grundsätzen für die Auswahl 
von Schwerpunktorten und zu den Schwer- 
punktorten gehörenden Orten (Mitorte) 


— Festlegung der Gesamtzahl von Schwerpunkt- 
orten und deren zahlenmäßige Verteilung auf 
die Länder 

Zu den Aufgaben der Länder gehören: 

— Benennung der Schwerpunktorte und der Mit- 
orte im Rahmen der vom Planungsausschuß 
aufgestellten Grundsätze und Richtwerte 

— Räumhche Abgrenzung von Schwerpunktor- 
ten 

c) Nennung der Ziele, die in den Fördergebieten er- 
reicht werden sollen (§ 5 Nr. 2 GRW) 

Zu den Aufgaben des Planungsausschusses gehö- 
ren: 

— Benennung von Zielen und Grundsätzen für 
ihre Regionalisierung 

— Aufstellung von Zielen für die Förderung ge- 
werblicher Investitionen und die Förderung der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur 

— Entwicklung von Methoden für die Erfolgskon- 
trolle 

Zu den Aufgaben der Länder gehören: 

— Quantifizierung und regionale Aufteilung der 
Zielvorgaben 

— Durchführung der Erfolgskontrolle 

d) Aufführung von Maßnahmen und Mitteln, ge- 
trennt nach Haushaltsjahren und Ländern (§ 5 
Nr. 3 GRW) 

Zu den Aufgaben des Planungsausschusses gehö- 
ren: 

— Festlegung eines Schlüssels zur Verteilung der 
Bundesmittel auf die Länder 

— Benennung der förderfähigen Maßnahmegrup- 
pen 

Zu den Aufgaben der Länder gehören: 

— Aufteilung des Mittelbedarfs und der Mittel in 
regionalen Förderprogrammen auf einzelne 
Maßnahmegruppen 

e) Art, Intensität und Voraussetzungen der Förderung 
bei den verschiedenen Maßnahmen (§ 5 Abs. 4 
GRW) 

Zu den Aufgaben des Planungsausschusses gehö- 
ren: 

— Festlegung der Fördertatbestände, der Förde- 
rart (z. B. Investitionszuschüsse und Bürgschaf- 
ten), der Förderhöchstsätze sowie Festlegung 
der sonstigen Fördervoraussetzungen (z. B. 
Voraussetzungen der Bauleitplanung und Um- 
weltrichtlinien) 

Zu den Aufgaben der Länder gehören: 

— Zuordnung der Förderhöchstsätze zu der vom 
Planungsausschuß festgelegten Gesamtzahl 
der Schwerpunktorte und deren Aufteilung 
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8. Empfehlungen des Planungsausschusses 
zur kommunalen Wirtschaftsförderung 

Der Planungsausschuß gibt nachstehende Empfeh- 
lungen zur kommunalen Wirtschaftsförderung ab: i) 

1) Die Kommunen haben bei der Wirtschaftsförde- 
rung ihre Stellung in der gesamtstaatlichen Ord- 
nung und ihre — auch die Einhaltung der EG- 
Regelungen umfassende — Verpflichtung zu bun- 
des- und landestreuem Verhalten zu berücksichti- 
gen. Sie müssen die Planungen und wirtschaftspo- 
litischen Entscheidungen des Bundes und der Län- 
der beachten. 

2) Die Kommunen sollen sich bei der Wirtschaftsför- 
derung auf die unbedenklichen Maßnahmen der 
indirekten Förderung im Rahmen der allgemeinen 
kommunalen Aufgabenerfüllung konzentrieren. 

3) Bei direkten Wirtschaftsförderungsmaßnahmen ist 
aus rechtlichen und wirtschaftspolitischen Grün- 
den Zurückhaltung geboten. Direkte Wirtschafts- 
förderung ist nur ausnahmsweise zulässig; sie darf 
der staatlichen Wirtschaftspolitik nicht widerspre- 
chen. 

4) Fördermaßnahmen sollen nur nach Abwägung al- 
ler Vor- und Nachteile und unter Berücksichtigung 
sämtlicher Folgewirkungen ergriffen werden. Ins- 
besondere soll bei direkten Fördermaßnahmen 
eine genaue Wirtschaftlichkeitsprüfung angestellt 
werden. 

5) Für von Kommunen getragene Wirtschaftsförde- 
rungsgesellschaften gelten die vorstehenden 
Grundsätze gleichermaßen. 


9. Erfolgskontrolle 

9.1. Im Rahmen einer Erfolgskontrolle, der die Hil- 
fen der regionalen Wirtschaftsförderung ebenso wie 
andere Subventionen in regelmäßigen Abständen un- 
terworfen werden müssen, wird überprüft, ob und in- 
wieweit die mit den regionalpolitischen Maßnahmen 
angestrebten Ziele tatsächlich erreicht worden sind. 

Die Erfolgskontrolle zur Gemeinschaftsaufgabe ist ge- 
meinsame Aufgabe des Bundes und der Länder. Sie 
wird zu einem Teil von Bund und Ländern gemein- 
sam, zum anderen Teil ausschließlich von den einzel- 
nen Ländern durchgeführt. Das Schwergewicht bei 
der Durchführung der Erfolgskontrolle liegt bei den 
Ländern. 

Einblicke in die Ergebnisse der Gemeinschaftsauf- 
gabe vermittelt die vom Bundesamt für Wirtschaft ge- 
führte Statistik der bewilligten Förderfälle. Seit 1972 
ermöglicht diese detaillierte und laufend verbesserte 
Statistik Aussagen über die Mittelverwendung sowie 
über die geförderten Investitionen und Arbeitsplätze. 
Die Bewilligungsstatistik beruht auf den in den bewil- 
ligten Förderanträgen enthaltenen Angaben der an- 
tragstellenden Unternehmen und Gemeinden. Da die 


1) Die Empfehlungen des Planungsausschusses erfolgen in 
Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Innenminister- 
konferenz vom 12. März 1981. 


bewilligten Fördervorhaben nicht immer in dem ur- 
sprünglich geplanten Umfang durchgeführt werden, 
stimmen die Antragsdaten nicht völlig mit den tat- 
sächlichen Förderzahlen überein. Bisher ist es nicht 
vollständig gelungen, die Bewilligungsstatistik um 
diese nachträglichen Abweichungen vom bewiUigten 
Antrag zu bereinigen und zu einer umfassenden Sta- 
tistik der tatsächlichen Förderung zu kommen. 

Aus der Antragsstatistik sind für den Zeitraum 1. Ja- 
nuar 1985 bis 31. Dezember 1989 folgende Ergebnisse 
hervorzuheben (vgl. nachstehende Tabelle 1 und An- 
hang 12): 

— Es wurden 16 133 Investitionsvorhaben der ge- 
werblichen Wirtschaft mit einem Investitionsvolu- 
men von insgesamt rd. 86 Mrd. DM mit Haushalts- 
mitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von rd. 
2,9 Mrd. DM gefördert. Hinzu kommen Steuermin- 
dereinnahmen durch die Gewährung der regiona- 
len Investitionszulage. Nach Angaben der begün- 
stigten Unternehmen wurden bzw. werden da- 
durch rd. 230 583 neue Arbeitsplätze in den För- 
dergebieten geschaffen und rd. 361 392 gefähr- 
dete Arbeitsplätze gesichert. 

— Rd. % des geförderten Investitionsvolumens entfie- 
len auf Erweiterungsinvestitionen, gut Va auf Er- 
richtungsinvestitionen und der Rest auf Umstel- 
lungs- und Rationalisierungsinvestitionen (vgl. 
auch die Angaben aufgeschlüsselt nach Bundes- 
ländern für die letzten fünf Jahre in Anhang 12). 

— Rd. Vi aller geförderten Investitionsvorhaben wur- 
den nur mit der Investitionszulage gefördert, d. h. 
in jedem zweiten Förderfall erfolgte eine zusätzli- 
che Förderung aus Haushaltsmitteln der Gemein- 
schaftsaufgabe. 

— Rd. 60 % der geförderten Investitionen (gemessen 
am Investitionsvolumen) wurden in Schwerpunkt- 
orten durchgeführt. 

— Rd. 40% des geförderten Investitionsvolumens 
entfiel auf das Zonenrandgebiet. 

— Bei 50% aller geförderten Investitionsfälle han- 
delte es sich um Investitionen unter 1 Mio. DM; am 
geförderten Investitionsvolumen gemessen entfie- 
len 4 % auf diese Förderkategorie. 

Andererseits wurden auch 86 Investitionsfälle mit 
einem Investitionsvolumen von jeweils 100 Mio. 
DM und mehr gefördert (davon 9 Errichtungsinve- 
stitionen); 33% des geförderten Investitionsvolu- 
mens entfielen auf diese Größenklasse. Die restli- 
chen 63% des geförderten Investitionsvolumens 
verteilten sich etwa zu % auf Investitionen in den 
Größenklassen 1 Mio. DM bis unter 10 Mio. DM 
und zu % auf Investitionen in den Größenklassen 
10 Mio. DM bis unter 100 Mio. DM. 

— Eine Aufschlüsselung des geförderten Investitions- 
volumens nach Wirtschaftszweigen läßt erkennen, 
daß vor allem folgende Wirtschaftszweige bei der 
Förderung dominieren: 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau (21 %); Che- 
mische Industrie und Mineralölverarbeitung 
(16%); Elektrotechnische Industrie, Feinmecha- 
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Tabelle 1 


Ergebnisse der regionalen Wirtschaftsförderung im Zeitraum 1985 bis 1989 

Alle mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe und/oder Investitionszulage geförderte Vorhaben 
in den Bereich Gewerbliche Wirtschaft und Infrastruktur 


Land 

Gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 

Inve- 
stitions- 
volumen 
in Mio. 

DM 

Anzahl 

der 

Vorhaben 

Zusätzliche 

Arbeits- 

plätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Inve- 
stitions- 
volumen 
in Mio. 

DM 

Anzahl 

der 

Vorhaben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Schleswig-Holstein 

5 512,1 

1 146 

17 101 

28 677 

260,0 

503,8 

321 

231,1 

Niedersachsen 

16 204,5 

3 407 

45 135 

86 653 

729,0 

476,3 

409 

9 

Bremen 

3 173,1 

410 

10 477 

9 

8,3 

230,6 

93 

184,1 

Nordrhein-Westfalen 

16 754,2 

2 914 

47 720 

4 422 

834,9 

703,5 

67 

317,1 

Hessen 

5 100,1 

1 242 

15 720 

33 345 

172,4 

143,2 

168 

73,4 

Rheinland-Pfalz 

5 148,0 

1 181 

14 798 

6 567 

239,1 

88,2 

84 

48,9 

Saarland 

4 331,9 

624 

11 519 

11 634 

209,1 

5,2 

10 

3,7 

Bayern 

28 488,1 

4 745 

62 557 

190 085 

414,1 

700,7 

578 

341,8 

Baden- Württemberg 

1 429,9 

464 

5 556 

— 

8,9 

15,4 

10 

6,4 

insgesamt . . . 

86 141,8 

16 133 

230 583 

361 392 

2 875,8 

2 866,9 

1 740 

1 452,6 


Eine ausführliche Übersicht über die in den Kreisen der einzelnen Bundesländer in den Jahren 1985 bis 1989 geförderten Maß* 
nahmen findet sich in Anhang 12. 


nik, Optik (16%); Holz-, Papier-Druckgewerbe 
(11%); Nahrungs- und Genuß mitteige werbe (7 %). 
Eisen- und NE-Metallerzeugung, Gießerei, Stahl- 
verformung (3%). 

— Rund Va der Haushaltsmittel der Gemeinschafts- 
aufgabe wurden für die Förderung wirtschaftsna- 
her Infrastruktur aufgewandt. Allerdings ergeben 
sich je nach Bundesland starke Abweichungen. So 
fördert das Saarland wirtschaftsnahe Infrastruktur 
nur mit weniger als 2 %, seiner Gemeinschaftsauf- 
gabemittel, Bremen, das die Mittel des Sonderpro- 
gramms nur für Infrastruktur verwenden konnte, 
setzte 96 % seiner gesamten Gemeinschaftsaufga- 
bemittel für die Infrastrukturförderung ein (vgl. 
Anhang 12). 

— Im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur wur- 
den 1 731 Vorhaben mit einem Investitionsvolu- 
men von rd. 2,9 Mrd. DM gefördert; dafür wurden 
rd. 1,4 Mrd. DM Haushaltsmittel der Gemein- 
schaftsaufgabe bewilligt. Rd. 37 % des geförderten 
Investitionsvolumens entfielen auf das Zonenrand- 
gebiet. Rd. 48 % des geförderten Investitionsvolu- 
mens wurden in Schwerpunktorten der Gemein- 
schaftsaufgabe durchgeführt. Bei den geförderten 
Infrastrukturmaßnahmen dominieren Industrie- 
geländeerschließungen, Fremdenverkehrseinrich- 
tungen und die umweltbedeutsamen Abwasserbe- 
seitigungs- und -reinigungsanlagen, auf die rd. 
81 % des geförderten Investitionsvolumens entfie- 
len. Hervorzuheben ist auch die Förderung von 
Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschulungs- 
stätten, hierauf entfielen rd. 6% des geförderten 
Investitionsvolumens. 

Die zeitliche Entwicklung von geförderten Investitio- 
nen, geschaffenen Arbeitsplätzen und durchschnittli- 


chen Investitionskosten pro Arbeitsplatz geht aus der 
nachstehenden Tabelle hervor: 

Tabelle 2 


Zeitliche Entwicklung von geförderten Investitionen, 
geschaffenen Arbeitsplätzen und 
durchschnittlichen Investitionskosten je Arbeitsplatz 


Jahr 

Zahl 

der 

Fälle 

Zahl der 
neuen 
Arbeits- 
plätze 

Investitionsvolumen 

ins- 
gesamt 
in Mio. 
DM 

nur Errichtungen 
und Erweiterungen 

in Mio. 
DM 

DM je 
neuen 
Arbeits- 
platz 

1972 

4 666 

124 845 

10 522 

9 942 

79 630 

1973 

4 240 

107 340 

8 966 

8 187 

76 270 

1974 

3 574 

86 990 

8 982 

8 210 

94 380 

1975 

3 820 

71 946 

9 565 

8 756 

121 700 

1976 

3 758 

58 337 

8 990 

7 291 

124 980 

1977 

3 392 

52 397 

7 466 

6 560 

125 200 

1978 

3 347 

46 200 

9 820 

8 241 

178 360 

1979 

3 700 

50 017 

12 202 

11 205 

224 020 

1980 

3 692 

55 132 

10 425 

9 286 

168 430 

1981 

3 890 

48416 

10 649 

9 573 

197 720 

1982 

3 045 

39 245 

10 029 

8 700 

221 680 

1983 

2 838 

41 503 

9 803 

8 654 

208 510 

1984 

2 703 

36 491 

11 167 

9 038 

247 680 

1985 

2 039 

34 887 

9 959 

8 744 

250 640 

1986 

2 609 

36 918 

16 145 

14 798 

400 830 

1987 

3 154 

44 245 

16 727 

14 710 

332 470 

1988 

3 806 

54 502 

20 509 

18 523 

339 860 

1989 

4 535 

60 031 

22 902 

19 157 

319 120 

1972 bis 1989 

62 808 

1 049 442 

214 828 

189 575 

180 644 
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9.2. Ein Mittel der Zielerreichungskontrolle ist die in 
mehrjährigen Abständen vom Planungsausschuß 
durchgeführte Überprüfung der Förderbedürftigkeit 
der Arbeitsmarktregionen des Bundesgebietes. Der 
Planungsausschuß hat eine solche Überprüfung zu- 
letzt im Juli 1986 durchgeführt. Er plant eine erneute 
Überprüfung im Jahr 1991. 

1986 sind für jede Arbeitsmarktregion des Bundesge- 
biets verschiedene Indikatoren zur regionalen Ein- 
kommenslage, zur Situation auf dem regionalen Ar- 
beitsmarkt und zur regionalen Infrastrukturausstat- 
tung ermittelt worden. Auf dieser Datenbasis wurde 
dann ein zweistufiges Verfahren zur Festlegung der 
Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe entwik- 
kelt. 

Der überwiegende Teil der förderbedürftigen Regio- 
nen wurde mit Hilfe eines Gesamtindikators, der die 
wirtschaftsstrukturelle Gesamtsituation der jeweili- 
gen Arbeitsmarktregionen des Bundesgebiets wider- 
spiegelt, ausgewählt. In diesen Gesamtindikator ge- 
hen ein: 

— die regionale Bruttowertschöpfung zu Faktorko- 
sten pro Kopf der Wohnbevölkerung 1982 (mit 
22,5%), 

— das regionale Bruttoentgelt je abhängig Beschäf- 
tigten 1982 (mit 22,5%), 

— die regionale Arbeitslosenquote 1981 — 1985 (mit 
45%), 

— ein komplexer Infrastrukturindikator (mit 10%). 

In einem zweiten Schritt hat der Planungsausschuß 
einen sogenannten Extremwertausgleich durchge- 
führt. Dabei wurden ergänzend solche Regionen in 
das Normalfördergebiet aufgenommen, deren Ge- 
samtindikatorwert zwar oberhalb der vom Planungs- 
ausschuß festgelegten Schwelle liegt, die aber auf 
dem Arbeitsmarkt eine extreme Problemlage, d. h. 
eine Arbeitslosenquote 1981 — 1985 von mehr als 
160% des Bundesdurchschnitts, aufweisen. 

Mit Hilfe der bei der Neuabgrenzung des Förderge- 
biets ermittelten Regionalindikatoren kann kontrol- 
liert werden, wie sich die einzelnen Regionen seit dem 


vorherigen Neuabgrenzungszeitpunkt im Vergleich 
zum Bundes- oder Landesdurchschnitt entwickelt ha- 
ben. 

Um die Entwicklung des Fördergebiets, hier insbeson- 
dere des Zonenrandgebiets, und des Nichtförderge- 
biets zu vergleichen, hat die Bundesforschungsanstalt 
für Landeskunde und Raumordnung die Indikatoren 
der Neuabgrenzung 1986 mit ihren Werten für 1982 
den aktuellen Indikatorwerten dieser Regionseinhei- 
ten gegenüber gestellt. 

Ein Vergleich der Einkommensindikatoren zeigt, daß 
sich von 1982 bis 1986 im Fördergebiet insgesamt der 
Einkommensrückstand zum Nichtfördergebiet etwas 
vergrößert hat. Betrachtet man die Einkommensent- 
wicklung nach Ländern getrennt, so zeigt sich, daß es 
Hessen und Bayern jedoch gelungen ist, den Einkom- 
mensrückstand ihres Fördergebiets bis 1986 zu redu- 
zieren. Anders verlief auch die Entwicklung des Zo- 
nenrandgebiets, dort konnte der Abstand des Ein- 
kommens vom bundesdurchschnittlichen Einkommen 
verringert werden. Es ist anzunehmen, daß der seit 
8 Jahren anhaltende Aufschwung im Bundesgebiet 
insgesamt mit den hohen Wachstumsraten der letzten 
Jahre inzwischen auch die Förderregionen stärker er- 
reicht hat und sich auch in einer Verminderung des 
Einkommensabstands zu den Nichtfördergebieten 
niederschlägt. 

Das Fördergebiet konnte seine Arbeitslosenquote, ge- 
messen als gleitender 5-Jahresdurchschnitt, im Ver- 
gleich zum entsprechenden Bundesdurchschnitt ver- 
ringern. Allerdings ist dies auf die besonders günstige 
Entwicklung des Zonenrandgebiets zurückzuführen. 
Das Fördergebiet ohne Zonenrandgebiet weist einen 
deutlichen Anstieg der relativen Arbeitslosenquoten 
aus. Die Aufschlüsselung der Arbeitslosenzahlen des 
Fördergebiets auf Länderebene zeigt, daß die positive 
Entwicklung der relativen Arbeitslosenquote für das 
Fördergebiet insgesamt jedoch nicht nur von den Zo- 
nenrandländern Niedersachsen, Hessen und Bayern, 
sondern auch von Rheinland-Pfalz getragen wird. 

Im einzelnen kommt diese Zielerreichungskontrolle 
zu folgenden Ergebnissen: 


a) Vergleich der Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten je Einwohner 1982, 1984 und 1986 



1982 

1984 

1986 

Differenz 

1982 bis 1986 
in Prozentpunkten 


in % des Bundesdurchschnitts 

Fördergebiet insgesamt 
(16. Rahmenplan) 

85,4 

84,7 

84,1 

-1,3 

Zonenrandgebiet 

86,2 

86,3 

86,6 

+0,4 

Fördergebiet ohne Zonenrand 

85,0 

83,9 

82,8 

-2,2 

Nichtfördergebiet 

108,3 

108,7 

109,1 

+0,8 
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b) Vergleich der Bruttolohn- und -gehaltssumme der Arbeitnehmer 1982 und 1983 



1982 

1984 

Differenz 


in % des Bundesdurchschnitts 

in Prozentpunkten 

Fördergebiet insgesamt 

(16. Rahmenplan) 

94,8 

94,1 

“0,7 

Zonenrandgebiet 

93,3 

93,0 

-0,3 

Fördergebiet ohne Zonenrand 

95,3 

94,7 

-0,6 

Nichtfördergebiet 

102,5 

102,8 

+0,3 


c) Vergleich der Arbeitslosenquote 1982 bis 1986, 1983 bis 1987 und 1984 bis 1988 



1982 bis 1986 

1983 bis 1987 

1984 bis 1988 

Differenz 

1982 bis 1986 
zu 

1984 bis 1988 
in Prozentpunkten 


in % des Bundesdurchschnitts 

Fördergebiet insgesamt 

(16. Rahmenplan) 

127,4 

126,8 

126,4 

-1,0 

Zonenrandgebiet 

118,3 

115,4 

113,9 

-4,4 

Fördergebiet ohne Zonenrand 

131,7 

132,2 

134,4 

+2,7 

Nichtfördergebiet 

84,3 

84,1 

84,7 

+0,4 


d) Vergleich der Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten 1982, 1984 und 1986 nach Ländern 
(auf der Basis von Arbeitsmarktregionen) 

(Fördergebiet Stand 16. Rahmenplan) 



1982 

1984 

1986 

Differenz 

1982 bis 1986 
in Prozentpunkten 


in % 

des Bundesdurchschnitts 

Nichtfördergebiet 

Hamburg 

138,2 

142,0 

138,7 

+0,5 

Niedersachsen 

117,9 

114,0 

115,3 

-2,6 

Nordrhein- Westfalen 

101,3 

100,8 

100,4 

-0,9 

Hessen 

123,8 

125,5 

126,4 

+ 2,6 

Rheinland-Pfalz 

90,4 

89,9 

94,5 

+4,1 

Baden-Württemberg 

104,5 

104,7 

105,9 

+ 1,4 

Bayern 

108,6 

109,9 

110,2 

+ 1,6 

Fördergebiet 

Schleswig-Holstein 

86,0 

85,9 

83,9 

-2,1 

Niedersachsen 

84,4 

84,5 

84,2 

-0,2 

Bremen 

102,7 

101,6 

101,3 

-1,4 

Nordrhein-Westfalen 

90,3 

87,7 

85,3 

-5,0 

Hessen 

86,2 

87,3 

86,3 

+0,1 

Rheinland-Pfalz 

73,3 

71,9 

70,8 

-2,5 

Bayern 

78,1 

78,6 

80,3 

+2,2 

Saarland 

92,5 

91,8 

92,1 

-0,4 
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e) Vergleich der Bruttolohn- und -gehaltssumme der Arbeitnehmer 1982 und 1984 nach Ländern 
(auf der Basis von Arbeitsmarktregionen) 

(Fördergebiet Stand 16. Rahmenplan) 



1982 

1984 

Differenz 

1982 bis 1984 
in Prozentpunkten 

in % des Bundesdurchschnitts 

Nichtfördergebiet 




Hamburg 

109,5 

109,5 

±0,0 

Niedersachsen 

103,5 

103,5 

±0,0 

Nordrhein-Westfalen 

103,5 

103,6 

+0,1 

Hessen 

107,4 

108,3 

+0,9 

Rheinland- Pfalz 

96,3 

95,5 

-0,8 

Baden-Württemberg 

100,3 

100,6 

+0,3 

Bayern 

99,3 

99,9 

+0,6 

Fördergebiet 




Schleswig- Holstein 

93,9 

93,0 

-0,9 

Niedersachsen 

94,5 

93,8 

-0,7 

Bremen 

100,4 

99,5 

-0,9 

Nordrhein-Westfalen 

101,4 

100,7 

-0,7 

Hessen 

94,1 

94,1 

±0,0 

Rheinland- Pfalz 

88,3 

87,8 

-0,5 

Bayern 

86,2 

86,2 

±0,0 

Saarland 

99,5 

98,8 

-0,7 


f) Vergleich der Arbeitslosenquote 1982 bis 1986, 1983 bis 1987 und 1984 bis 1988 nach Ländern 
(auf der Basis von Arbeitsmarktregionen) 

(Fördergebiet Stand 16. Rahmenplan) 



1982 bis 1986 

1983 bis 1987 

1984 bis 1988 

Differenz 

1982 bis 1986 
zu 

1984 bis 1988 
in Prozentpunkten 

in % des Bundesdurchschnitts 

Nichtfördergebiet 





Hamburg 

115,3 

123,5 

130,7 

+ 15,4 

Niedersachsen 

115,3 

117,6 

123,5 

+ 8,3 

Nordrhein-Westfalen 

106,6 

107,3 

109,2 

+ 2,2 

Hessen 

68,9 

68,2 

68,1 

- 0,8 

Rheinland- Pfalz 

101,0 

100,0 

98,9 

- 2,1 

Baden-Württemberg 

61,1 

59,7 

58,5 

- 2,6 

Bayern 

74,2 

72,0 

70,8 

- 3,4 

Fördergebiet 





Schleswig-Holstein 

125,2 

124,6 

125,3 

+ 0,1 

Niedersachsen 

134,1 

133,4 

133,1 

- 1,0 

Bremen 

134,5 

137,9 

142,2 

+ 7,7 

Nordrhein-Westfalen 

136,9 

140,3 

143,9 

+ 7,0 

Hessen 

109,2 

105,9 

102,5 

- 6,7 

Rheinland- Pfalz 

106,4 

105,2 

102,4 

- 4,0 

Bayern 

115,6 

109,1 

103,0 

-13,6 

Saarland 

144,5 

147,3 

148,0 

+ 3,5 
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10. Deutsche Regionalpolitik innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften 

Im Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe ist in § 2 
geregelt, daß die Regionalförderung auf die Erforder- 
nisse der Europäischen Gemeinschaften (EG) Rück- 
sicht zu nehmen hat. Aus dem Gemeinschaftsrecht 
sind in diesem Zusammenhang insbesondere die Re- 
gelungen zur Beihilfenkontrolle in den Artikeln 92 — 
94 EWG-Vertrag und zum wirtschaftlichen und sozia- 
len Zusammenhalt in den Artikeln 130 a-e EWG-Ver- 
trag von Bedeutung. Die EG-Kommission hat im Rah- 
men ihrer Beihilfenkontrolle in den letzten Jahren bei 
der deutschen Regionalförderung wettbewerbspohti- 
sche Belange der EG verstärkt durchgesetzt. Daneben 
sind der Kommission durch die Reform der europäi- 
schen Strukturpolitik Kompetenzen übertragen wor- 
den, die zu einer Herauslösung der EG-Regionalpoli- 
tik aus der bisherigen Einbindung in die Gemein- 
schaf tsauf gäbe führen. 


10.1. Reform der EG-Regionalpolitik 

Die vor allem auf Artikel 130 a-e EWG-Vertrag ge- 
stützte Rahmenverordnung und die vier Durchfüh- 
rungsverordnungen für die drei europäischen Struk- 
turfonds sind am 1. Januar 1989 in Kraft getreten. So- 
weit diese Bestimmungen die EG-Regionalpolitik be- 
treffen, waren sie in den Anhängen 7 und 8 des 
18. Rahmenplans abgedruckt. 

Wichtige Elemente der Reform sind neben der bis 
1993 vorgesehenen realen Verdoppelung der bereit- 
stehenden Mittel 

— die Ausrichtung des EG-Regionalfonds auf drei 
Ziele (Förderung von Regionen mit Entwicklungs- 
rückstand — Ziel 1 — , von durch rückläufige indu- 
strielle Entwicklung schwer betroffene Regionen 
— Ziel 2 — und der Entwicklung des ländlichen 
Raums — Ziel 5b — ), mit denen bestimmte För- 
dergebietstypen festgelegt und die Mittel räumlich 
konzentriert eingesetzt werden; 

— die Koordinierung mit anderen Fonds und Finan- 
zierungsinstrumenten, um Synergieeffekte und 
größere Effizienz zu erreichen; 

— die Additionalität der Finanzbeiträge der Gemein- 
schaft; 

— die höheren Anforderungen an Vorbereitung, 
Durchführung und Kontrolle gemeinschafthch fi- 
nanzierter Aktionen; 

— die vorrangige Form der Beteiligung der Gemein- 
schaft an sog. operationeilen Programmen. 

Die Reform der EG -Strukturfonds hat eine Reihe von 
Konsequenzen für die Bundesrepublik Deutschland. 
Unter dem Aspekt der nationalen Regionalförderung 
ist dabei wichtig, daß nunmehr die Gemeinschaft 

— vor allem die EG-Kommission — die Fördergebiete 
der Fonds festlegt, während sie bisher nur in nationa- 
len Fördergebieten intervenierte. Dabei ist sie durch 
die Verordnungen an Kriterien gebunden, die z. B. im 
Falle der Bundesrepublik Deutschland von den Indi- 
katoren der Gebietsabgrenzung im Rahmen der Ge- 


meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ abweichen. Trotz dieser Unter- 
schiede sind aber die meisten Fördergebiete des EG- 
Regionalfonds zugleich auch Fördergebiete der deut- 
schen Regionalpolitik, sei es der Gemeinschaftsauf- 
gabe oder der eigenständigen regionalen Landesför- 
derung. Allerdings ist der Umfang der deutschen För- 
dergebiete des EG-Regionalfonds wesenthch kleiner 
als die nationale Fördergebietskulisse. 

Gleichwohl gibt es Gebiete in der Bundesrepublik 
Deutschland, die im Zuge der Reform zwar den För- 
derstatus des EG-Regionalfonds erhalten haben, die 
aber auf nationaler Ebene nicht als regionale Förder- 
gebiete ausgewiesen sind. Eine Harmonisierung die- 
ser verschiedenen Fördergebietskategorien würde 
bedeuten, daß sich die Abgrenzung des Fördergebiets 
auf nationaler Ebene anpassen müßte. Bund und Län- 
der müßten bei der Gestaltung der regionalen Wirt- 
schaftsförderung EG-Kriterien und -Prioritäten an- 
stelle nationaler übernehmen. Das erscheint nicht ak- 
zeptabel. Da die Kommission darauf achtet, daß in 
Fördergebieten des EG-Regionalfonds, die national 
keinen regionalen Förderstatus besitzen, ledigüch In- 
frastrukturmaßnahmen und allgemeine nationale Bei- 
hilfenregelungen (wie z. B. die Förderung kleiner und 
mittlerer Unternehmen) mitfinanziert werden, halten 
sich die aus der Unterschiedhchkeit des Förderge- 
bietsstatus resultierenden Probleme für die nationale 
Regionalförderung jedoch in vertretbaren Grenzen. 

Neu geregelt wurde infolge der Strukturfondsreform 
die Abwicklung von Beteihgungen des EG-Regional- 
fonds. Sie erfordert bei Bund und Ländern erhebh- 
chen administrativen Mehraufwand und zusätzhche 
Koordinierung bei Vorbereitung, Durchführung und 
Kontrolle gemeinschafthch finanzierter Aktionen, 
auch wenn die nach den neuen Fondsverordnungen 
vorgegebenen Verfahren in Abstimmung mit der 
Kommission so einfach und effizient wie möglich ge- 
staltet werden. Bund und Länder stehen sicher, daß 
die Finanzbeiträge der Gemeinschaft im Rahmen des 
EG-Regionalfonds für Maßnahmen zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur und zusätzhch zu 
den nationalen regionalpolitischen Anstrengungen 
eingesetzt werden. Dabei bilden die in den gemein- 
schaftlichen Förderkonzepten einvernehmhch festge- 
legten Entwicklungsschwerpunkte den ahgemeinen 
Rahmen und die operationeilen Programme die 
Grundlage der gemeinschafthch finanzierten Aktio- 
nen. Von der EG-Kommission erwarten Bund und 
Länder, daß sie die Prinzipien der Subsidiarität und 
der Dezentralität ebenso wie den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit von Mitteleinsatz und Verwaltungs- 
aufwand in der gemeinschafthchen Strukturpohtik 
berücksichtigt. 


10.2. Beteiligung des EG-Regionalfonds 
an der deutschen Regionalförderung 

Der EG-Regionalfonds (EFRE) hat sich in den zurück- 
liegenden Jahren im Rahmen der bis Ende 1988 gel- 
tenden EFRE- Verordnung (EWG) Nr. 1787/84 primär 
an der Mitfinanzierung von einzelnen Vorhaben der 
Gemeinschaftsaufgabe im Wege der Rückerstattung 
beteiligt. Die Rückflüsse gingen zur Hälfte an den 
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Bund und das Land, das die erstattungsfähigen Maß- 
nahmen durchführte. Im Zeitraum 1975 bis 1988 wur- 
den über 900 Mio. ECU (etwa 1,8 Mrd. DM) für deut- 
sche Maßnahmen der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung gebunden; allein im Jahre 1988 beliefen sich die 
Mittelbindungen auf gut 113 Mio. ECU (etwa 
230 Mio. DM). 

Darüber hinaus wurden Mittelbindungen des EFRE 
seit 1981 für Beteiligungen an Sondermaßnahmen, 
z. B. an spezifischen Programmen für Textil-, Fische- 
rei-, Werft- und Stahlstandorte, vorgenommen. Bei 
diesen Beteiligungen werden die Mittelrückflüsse in 
voller Höhe an die Länder durchgeleitet, soweit die 
Programme aus Landesmitteln finanziert sind. Zur 
Mitfinanzierung dieser Programme stellt der EFRE bis 
1990 insgesamt bis zu 78 Mio. ECU (etwa 160 Mio. 
DM) bereit. 

Die Sondermaßnahmen für Stahl- und Werftstandorte 
wurden im Jahre 1988 durch die Programme RESIDER 
und RENAVAL verstärkt. Hier sind inzwischen vier 
operative Programme von der EG-Kommission geneh- 
migt und EFRE-Mittel im Umfang von bis zu 104 Mio. 
ECU (rd. 210 Mio. DM) in Aussicht gestellt worden. 
Weitere Programmanträge für deutsche Stahl- und 
Werftstandorte hegen der Kommission zur Genehmi- 
gung der Mitfinanzierung durch den EFRE vor. 

Seit dem Jahre 1988 beteiligt sich der EFRE auch an 
der Durchführung von sog. Nationalen Programmen 
von gemeinschafthchem Interesse (NPgl) in der Bun- 
desrepubhk Deutschland. Solche Programme wurden 
für Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe in Nie- 
dersachsen, Schleswig-Holstein, Bayern, Rheinland- 
Pfalz und im Saarland genehmigt. Soweit es die Betei- 
hgung des EFRE betrifft, beläuft sich die Mittelaus- 
stattung dieser NPgl insgesamt auf bis zu 234 Mio. 
ECU (etwa 470 Mio. DM) im Zeitraum 1988— 1991. Bis 
auf einen kleinen Teil fließen diese EFRE-Mittel dem 
Bund und den jeweiligen Bundesländern je zur Hälfte 
zu, weil die zu fördernden Maßnahmen auf nationaler 
Ebene mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe kofi- 
nanziert werden. 

Aufgrund der im Jahre 1989 in Kraft getretenen Re- 
form der EG-Strukturfonds beteiligt sich der EFRE 
nunmehr an der Förderung für die Ziele 1, 2 und 5b, 
und zwar gemeinsam mit dem EG-Sozial- (ESF) und 
-Agrarstrukturfonds (Abteilung Ausrichtung; EAGFL 
— nur bei Ziel 1 und 5 b) sowie mit den Finanzierungs- 
instrumenten der Gemeinschaft. In der Bundesrepu- 
blik Deutschland gibt es keine Ziel- 1 -Gebiete (im EG- 
Maßstab besonders strukturschwache Regionen); da- 
her werden EFRE-Mittel neben anderen Fondszu- 
schüssen und Darlehen nur für gemeinschaftlich fi- 
nanzierte Aktionen in deutschen Ziel-2- und -5b-Ge- 
bieten (Industriegebiete mit rückläufiger Entwicklung 
und ländlich strukturierte Räume mit Umstellungsbe- 
darf) zur Verfügung gestellt. Diese Gebiete sind im 
Anhang 6 im einzelnen angegeben. Der indikative 
Mitfinanzierungsrahmen des EFRE ist von der EG- 
Kommission für deutsche Ziel-2-Gebiete im Zeitraum 
1989—1991 auf insgesamt rd. 196 Mio. ECU (rd. 
390 Mio. DM) festgelegt worden. Für deutsche Ziel- 
5b-Gebiete wird er nach vorläufigen Angaben der 
EG-Kommission im Zeitraum 1989—1983 insgesamt 
bei etwa 181 Mio. ECU (rd. 360 Mio. DM) liegen. 


Diese Mittel werden in den Fördergebieten zusätzlich 
zur Regionalförderung auf nationaler Ebene einge- 
setzt. 

Die Kommission kann nach den neuen Strukturfonds- 
verordnungen auch auf eigene Initiative Gemein- 
schaftsprogramme auflegen. Hierfür setzt sie grund- 
sätzlich Mittel aus der Verfügungsmasse des EFRE 
ein, die die indikativ verteilten Mittel noch verstärken. 
Eine solche Gemeinschaftsinitiative hat sie für Kohle- 
standorte beschlossen (RECHAR), die vom Umstruk- 
turierungsprozeß im Kohlebergbau der Gemeinschaft 
besonders betroffen sind. In welchem Umfang Kohle- 
reviere in der Bundesrepublik Deutschland an diesem 
RECHAR-Programm partizipieren werden, läßt sich 
z. Z. nicht sagen. Weitere Gemeinschaftsinitiativen, so 
z. B. für die Verbesserung der Umweltbedingungen, 
hat die EG-Kommission angekündigt. Auch hier ist 
derzeit offen, ob und inwieweit deutsche Regionen 
mit Beteiligungen des EFRE rechnen können. 

Darüber hinaus beteiligt sich der EFRE mit relativ 
geringem Mittelumfang an der Finanzierung von Stu- 
dien und Pilotprojekten mit grenzüberschreitender 
Bedeutung, und zwar vor allem in Regionen an Bin- 
nen- und Außengrenzen der Gemeinschaft. Hierfür 
hat die Kommission 1989 für die Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt etwa 6 Mio. ECU (etwa 
12 Mio. DM) des EFRE in Aussicht gestellt. 


10.3 Regionalbeihilfenkontrolle der EG-Kommission 

Regionalbeihilfen der Mitgliedstaaten zugunsten der 
gewerbhchen Wirtschaft unterliegen der Beihilfen- 
kontrolle der EG-Kommission gemäß Artikel 92 ff. 
EWG-Vertrag. Beihilfen, die durch Begünstigung be- 
stimmter Unternehmen den Wettbewerb verfälschen 
oder zu verfälschen drohen, sind mit dem gemeinsa- 
men Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Einzelne 
Beihilfen sind allerdings gern. Artikel 92 Abs. 2 mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbar bzw. können 
nach Artikel 92 Abs. 3 von der Kommission als mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt werden. 

Bei der Auslegung des Artikel 92 Abs. 3 hat die EG- 
Kommission weiten Ermessensspielraum. Die EG- 
Kommission hat die Mitgliedstaaten durch Mitteilun- 
gen über ihre Grundsätze und Prüfmethoden für ihre 
Regionalbeihilfenkontrolle unterrichtet i). 

Von jeder beabsichtigten Einführung oder Umgestal- 
tung von Beihilfen ist die Kommission nach Artikel 93 
Abs. 3 des EWG-Vertrages so rechtzeitig zu unterrich- 
ten, daß sie sich dazu äußern kann. Der Mitgüedstaat 
darf die Maßnahme nicht durchführen, bevor die 
Kommission eine abschließende Entscheidung erlas- 
sen hat. Aufgrund dieser Regelung muß der Kommis- 


1) Mitteilung der Kommissison über regionale Beihilfenrege- 
lunqen im Amtsbaltt der EG Nr. C 31 vom 3. Februar 1979, 
S. 9ff. 

Mitteilung der Kommission über die Kumulierung von Beihil- 
fen unterschiedlicher Zielsetzung im Amtsblatt der EG 
Nr. C 3 vom 5. Januar 1985, S. 2 ff. 

Mitteilung der Kommission über die Methode zur Anwen- 
dung von Art. 92 Abs. 3 a) und c) auf Regionalbeihilfen im 
Amtsblatt der EG Nr. C 212 vom 12. August 1988, S. 2ff. 
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sion auch der jährliche Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe vorgelegt werden. Alle darin enthalte- 
nen Änderungen treten erst in Kraft, wenn die Kom- 
mission keine Bedenken dagegen erhebt. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 1988 ist zwischen der 
Kommission und der Bundesregierung im Wege eines 
Kompromisses eine Reduzierung des Fördergebiets 
von rd. 45 % auf 38 % der Bundesbevölkerung sowie 
eine Reduzierung der Förderintensität vereinbart 
worden. Diese sog. Verständigungslösung enthält fol- 
gende Flexibilitäts- und Kompensationsregelung: 
„Sollten in den nächsten drei Jahren bei der struktu- 
rellen Anpassung zusätzliche Probleme auftreten und 
kann nachgewiesen werden, daß sie ein unvorherge- 
sehenes, beträchtliches Ungleichgewicht verursa- 
chen, so werden befristete Sonderprogramme zur Lö- 
sung dieser Probleme nicht ausgeschlossen. Dabei be- 
hält sich die Kommission vor, ihre Genehmigung für 
Regionalbeihilfen in den Gebieten, in denen sich die 
soziale und wirtschaftliche Lage seit 1986 erheblich 
gebessert hat, rückgängig zu machen. " 

Mit den Beschlüssen des Planungsausschusses über 
befristete Sonderprogramme für Aachen/Jühch sowie 
für Montanstandorte im 17. Rahmenplan (1988— 
1991) hat die Bundesrepublik Deutschland die o. g. 
Flexibilitätsregelung mit rd. 2 % der Bundesbevölke- 
rung in Anspruch genommen. Die Kommission hat 
daraufhin empfohlen, die Beihilfengewährung in 
9 Arbeitsmarktregionen der Gemeinschaftsaufgabe 
— soweit sie nicht Teil des Zonenrandgebietes sind — 
ab 1. Juh 1989 einzustellen. Bund und Länder sind 
dieser Empfehlung nicht gefolgt, sondern haben ihr 
widersprochen. Deshalb und unter Hinweis auf die 
jüngste Entwicklung der regionalen Wirtschaftslage 
hat die Kommission Anfang August 1989 ein Verfah- 
ren gern. Art. 93 Abs. 2 EWG-Vertrag gegen die neun 
Arbeitsmarktregionen eingeleitet. Der Planungsaus- 
schuß hat Mitte September 1989 beschlossen, in drei 
der neun Arbeitsmarktregionen, nämlich Fallingbo- 
stel, Bocholt und Regensburg (ohne die Zonenrandge- 
bietsteile und ohne die genehmigten RESIDER-Ge- 
biete) die Förderung zum 31. Dezember 1989 einzu- 
stellen. Die Kommission hat das Prüfverfahren darauf- 
hin gegen die sechs anderen Arbeitsmarktregionen 
am 31. Dezember 1989 eingestellt und nicht auf der 
Umsetzung ihrer ursprünglichen Empfehlung bestan- 
den. 

Auf Grundlage von Art. 92 ff. EWG-Vertrag bzw. 
Art. 95 EGKS-Vertrag hat die Kommission in den ver- 
gangenen Jahren einige Entscheidungen getroffen, 
die die Gewährung von Beihilfen auch im Rahmen 
genehmigter Systeme, z. B. der Regionalhilfe, an be- 
stimmte Sektoren untersagen oder an die Vorabge- 
nehmigung jedes einzelnen Fördervorhabens knüp- 
fen. Verbindlich für die Mitghedstaaten sind Richtli- 
nien des Rates, förmliche Entscheidungen oder jene 
Mitteilungen der Kommission (Rahmenregelungen 
bzw. Leithnien), denen die Mitgliedstaaten zuge- 
stimmt haben. 


Solche Regelungen bestehen in folgenden Berei- 
chen: 

a) Richtlinien des Rates oder Entscheidungen der 

Kommission: 

— Eisen- und Stahhndustrie (Beihilfenverbot) i) 

— Schiffbau, Schiffsumbau und Schiffsrepara- 
tur 2) 

— Kraftfahrzeugindustrie, sofern der Kostenauf- 
wand einer zu fördernden Maßnahme 12 Mio. 
ECU übersteigt 3) 

b) Mitteilungen der Kommission: 

— Eisen und Stahl verarbeitende Unternehmen im 
Bereich nahtlose Rohre und geschweißte Groß- 
rohre (0 406,4 mm)"*) 

— Synthesefaserindustrie für Investitionen im Be- 
reich Acryl-, Polyester-, Polypropylen- und Po- 
lyamidspinnfasern und -filamentgame sowie 
der Texturierung dieser Garne 5) 

— Unternehmen, die fruktosereichen Glukosesi- 
rup (Isoglukose) erzeugen (Beihilfenverbot)®) 

— Unternehmen, die Butter, Butteroil, Milchpul- 
ver, Molkenpulver, Laktose, Kasein und Kasei- 
nat herstellen und vermarkten sowie die Verar- 
beitungskapazitäten von Kuhmilch zu anderen 
als den genannten Milcherzeugnissen steigern 
(Beihilfenverbot) ’) 

— Fischereisektor, ausgenommen Sport- und Frei- 
zeitfischerei ®) 

— Erteilung von staathchen Bürgschaften 9) 


Entscheidung Nr. 322/89/EGKS der Kommission vom 1 . Fe- 
bruar 1989, Abi. der EG Nr. L 38 vom 10. Februar 1989, ins- 
besondere Artikel 5 und 6; 

2) Richüinie 87/167/EWG vom 26. Januar 1987, Abi. der EG 
Nr. L 69 vom 12. März 1987 

3) Entscheidimg der Kommission vom 21. Februar 1990 sowie 
Mitteilung der Kommission (89) C 123/03, Abi. der EG Nr. 
C 123 vom 18. Mai 1989 

'*) Schreiben der Kommission vom 1. Dezember 1988, SG (88) 
D/14025; Abi. der EG Nr. C 320 vom 13. Dezember 1988 

5) Mitteilung der Kommission über Beihilfen zugunsten der 
Kunstfaserindustrie in der Gemeinschaft (89) C 173/05, Abi. 
der EG Nr. C 173 vom 8. Juli 1989 

®) Schreiben der Kommission vom 29. März 1977, SG (77) 
D/3832; 

7) Rahmenregelung für Investitionsbeihüfen im Bereich der 
Herstellung und Vermarktung von bestimmten Milch- und 
Substitutionserzeugnissen (87) C 302/05, Abi. der EG 
Nr. C 302 vom 12. November 1987; 

®) Leitlinien für die Prüfung der einzelstaathchen Beihilfen auf 
dem Fischereisektor (85) C 268/02, Abi. der EG Nr. C 268 
vom 19. Oktober 1985; 

9) Schreiben der EG-Kommission vom 5. April 1989, SG (89) 
D/4326. 
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1. Allgemeines 

1.1. Mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur“ (im folgenden: GA-Mittel) können volkswirt- 
schaftlich besonders förderungswürdige Investitions- 
vorhaben der gewerblichen Wirtschaft (einschließhch 
Fremdenverkehrsgewerbe) sowie wirtschaftsnahe In- 
frastrukturvorhaben gefördert werden. 

1.1.1. GA-Mittel dürfen nur in den im Rahmenplan 
ausgewiesenen Fördergebieten unter Beachtung des 
Schwerpunktorteprinzips eingesetzt werden, 

1.1.2. Ein Rechtsanspruch auf GA-Mittel besteht 
nicht. 
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1.1.3. Mit den Vorhaben soll kurzfristig begonnen 
werden können. 

1 .1 .4. Die GA-Mittel sind zusätzliche Hilfen. Sie sind 
deshalb nicht dazu vorzusehen, andere öffenthche Fi- 
nanzierung smöghchkeiten ohne regionale Zielset- 
zung zu ersetzen. In jedem Fall wird eine angemes- 
sene Eigenbeteiligung des Investors vorausgesetzt. 

1 .2. Die GA-Mittel werden als Investitionszuschüsse 
auf Antrag gewährt. 

1.2.1. Anträge müssen vor Beginn des Investitions- 
vorhabens bei einer zur Entgegennahme von Anträ- 
gen berechtigten Stelle i) gestellt werden. Anträge für 
die gewerbhche Wirtschaft sind auf amthchem For- 
mular 2) zu stellen. Antragsberechtigt ist, wer die be- 
triebhchen Investitionen vornimmt; die steuerrechtli- 
chen Regelungen über Mitunternehmerschaft, Be- 
trieb sauf Spaltung und Organschaft finden Anwen- 
dung. 

1 .2.2. Investitionszuschüsse können für folgende In- 
vestitionsvorhaben gewährt werden: Errichtung, Er- 
weiterung, Umstellung oder grundlegende Rationah- 
sierung, Erwerb und Verlagerung einer gewerbhchen 
Betriebsstätte sowie für die damit im Zusammenhang 
stehende Schaffung von Ausbildungsplätzen und 
hochwertigen Arbeitsplätzen. Investitionszuschüsse 
können auch für wirtschaftsnahe Infrastrukturvorha- 
ben gewährt werden. 

1 .2.3. Gefördert wird die Anschaffung bzw. Herstel- 
lung der zum Investitionsvorhaben zählenden Wirt- 
schaftsgüter. Ausgenommen von der Förderung sind 
Investitionen, die der Ersatzbeschaffung dienen, und 
PKW, Kombifahrzeuge und LKW. 

1 .2.4. Förderfähig sind auch aktivierungsfähige An- 
schaffungskosten von immateriellen Wirtschaftsgü- 
tern, soweit diese aktiviert werden. Hierunter können 
z. B. Patente, Lizenzen oder Investitions- und Anwen- 
dungskonzepte für neue Wirtschaftsgüter fallen. Im- 
materielle Wirtschaftsgüter sind nur förderfähig, 
wenn 

— der Investor diese nicht von verbundenen oder 
sonst wirtschaftiich, rechtiich oder personell ver- 
flochtenen Unternehmen angeschafft hat und 

— diese Wirtschaftsgüter mindestens drei Jahre im 
Betrieb des Erwerbers verbleiben sowie 

— diese nicht mehr als 25% des gesamten Investi- 
tionsvorhabens kosten. 

1.3. Mehrere Betriebsstätten eines Gewerbebetrie- 
bes des Antragstellers in derselben Gemeinde gelten 
als eine einheithche Betriebsstätte. 

1.4. Öffenthche Finanzierungshilfen, die dem An- 
tragsteller in früheren Jahren gewährt wurden, sind 
bei der Entscheidung über die Anträge zu berücksich- 
tigen. 

1 .5. Vor der Gewährung von GA-Mitteln ist zu prü- 
fen, ob 


Siehe Erläuterungen zum Antragsformular, Anhang 7. 
2) Gemäß Anhang 7. 


1.5.1. das Investitionsvorhaben den gern. § 5 Abs. 1 
des Raumordnungsgesetzes aufgestellten Plänen und 
Programmen der Länder entspricht; 

1.5.2. das Infrastrukturvorhaben von den zuständi- 
gen Behörden gebilligt worden ist; 

1.5.3. die Verhütung oder weitestmögliche Be- 
schränkung schädhcher Emissionen (vor allem Luft-, 
Wasser- und Bodenverunreinigungen, Lärm) sowie 
die ordnungsgemäße Behandlung der Abfälle bei der 
Inbetriebnahme des unmittelbar geförderten Projek- 
tes oder derjenigen gewerbhchen Betriebsstätten, die 
auf mit GA-Mitteln erschlossenen Industrie- oder Ge- 
werbeflächen errichtet werden, gewährleistet ist; 

1.5.4. ein Vorhaben, durch das neue Arbeitsplätze 
geschaffen oder vorhandene gesichert werden, mit 
dem zuständigen Landesarbeitsamt abgestimmt ist; 

1 .5.5. die Investitionen 

— den in den Bauleitplänen nach dem Baugesetz- 
buch festgelegten Entwicklungs Vorstellungen der 
Gemeinde bzw. mehrerer benachbarter Gemein- 
den entsprechen; 

— mit städtebauhchen Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahmen nach dem Baugesetzbuch in 
Verbindung stehen und — soweit das der Faß ist — 
die angestrebten städtebauhchen Zielsetzungen 
unterstützen (§§ 139, 149 BauGB, § 245 Abs. 11 
BauGB i. V. m. § 38 Abs. 2 Satz 2 und 3, §§ 47, 58 
StBauFG); 

— mit den Ergebnissen der agrarstrukturehen Vor- 
planung, die entsprechend den Förderungsgrund- 
sätzen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ersteht 
worden ist, in Einklang stehen. 

Sind Bauleitpläne nicht vorhanden, müssen die zu för- 
dernden Maßnahmen mit den Grundsätzen und Zie- 
len der Raumordnung und Landesplanung sowie mit 
den Erfordernissen einer geordneten städtebauhchen 
Entwicklung (§§ 1 und 2 Raumordnungsgesetz sowie 
analoge Anwendung von § 1 Abs. 5 Baugesetzbuch) 
übereinstimmen. 

1 .6. Zusammenwirken von Bund und Ländern 

1.6.1. Es ist Sache der Länder, im Rahmen dieser 
Regelungen eigene Förderschwerpunkte unter Be- 
rücksichtigung regionaler Bedürfnisse und Prioritäten 
zu setzen. 

1.6.2. Die Länder melden dem Bundesminister für 
Wirtschaft, vertreten durch das Bundesamt für Wirt- 
schaft, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe be- 
wilhgten einzelnen Förderfälle zur statistischen Aus- 
wertung. 

1 .6.3. Die Länder berichten dem Bundesminister für 
Wirtschaft bis zum 31. März eines jeden Jahres über 
die von der Gemeinschaftsaufgabe im Vorjahr geför- 
derten Maßnahmen, und zwar getrennt 

— nach dem Rahmenplan (Normalförderung) sowie 

— nach den Sondermaßnahmen (Sonderprogramm- 
förderung). 
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1 .6.4. Die Länder teilen dem begünstigten Investor 
die Höhe der ihm im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe zufließenden Bundesmittel in geeigneter Weise 
mit. 

1.7. Begriffsbestimmungen 

1 .7.1 . Für den Begriff Betriebsstätte gilt § 12 der Ab- 
gabenordnung; der Begriff gewerblich richtet sich 
nach den Bestimmungen des Gewerbesteuergeset- 
zes 

1.7.2. Beginn des Investitionsvorhabens ist der Be- 
ginn der ersten Investition. Baubeginn ist der erste 
Spatenstich. Planung, Bodenuntersuchung und 
Grunderwerb gelten nicht als Beginn. Bei bewegli- 
chen Wirtschaftsgütern gilt die Bestellung als Be- 
ginn. 

1 .7.3. Zeitpunkt der Anschaffung ist der Zeitpunkt 
der Lieferung. Ist Gegenstand eines Kaufvertrages 
über ein Wirtschaftsgut auch dessen Montage durch 
den Verkäufer, so ist das Wirtschaftsgut erst mit der 
Beendigung der Montagearbeit geliefert. Zeitpunkt 
der Herstellung ist der Zeitpunkt der Fertigstellung. 
Ein Wirtschaftsgut ist fertiggestellt, sobald es seiner 
Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden 
kann. Die Begriffe „Anschaffung“, „Herstellung“ und 
„Ersatzbeschaffung" sind im steuerrechtlichen Sinn 
zu verstehen^). 

1 .7.4. Ausbildungsplätze liegen vor, soweit betrieb- 
liche Ausbildungsverträge bestehen, die in das Ver- 
zeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse bei einer 
nach dem Berufsbildungsgesetz zuständigen Stelle 
eingetragen worden sind. 

1 .7.5. Gründungsphase eines Unternehmens ist ein 
Zeitraum von 60 Monaten seit Beginn der Gründungs- 
investitionen. Als neugegründet gelten Unternehmen, 
die erstmalig einen Gewerbebetrieb anmelden und 
nicht im Mehrheitsbesitz eines oder mehrerer selbst- 
ändiger Unternehmer oder bestehender Unterneh- 
men stehen. 

1 .7.6. Schwerpunktorte werden wie folgt unterteilt: 

— Übergeordnete Schwerpunktorte im Zonenrand- 
gebiet (A- Schwerpunktorte), 

— übergeordnete Schwerpunktorte außerhalb des 
Zonenrandgebietes (B- Schwerpunktorte), 

— sonstige Schwerpunktorte (C-Schwerpunktorte), 

— Schwerpunktorte in extremer Zonenrandlage (E- 
Schwerpunktorte) . 


3) Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I, S. 613); § 2 
Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 14. Mai 1984 
(BGBl. I S. 657). 

4) Vgl. Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657) sowie Ein- 
kommensteuer-Richtlinien, jeweils in der geltenden Fas- 
sung. 


2. Fördervoraussetzungen 

für die gewerbliche Wirtschaft 

2.1. Ein Investitionsvorhaben kann gefördert wer- 
den, wenn es geeignet ist, durch Schaffung von zu- 
sätzlichen Einkommensquellen das Gesamteinkom- 
men in dem jeweiligen Wirtschaftsraum unmittelbar 
und auf Dauer nicht unwesentlich zu erhöhen (Primär- 
effekt). 

2.1.1. Diese Voraussetzungen können dann als er- 
füllt angesehen werden, wenn in der zu fördernden 
Betriebsstätte überwiegend (d. h. zu mehr als 50% 
des Umsatzes) Güter hergestellt oder Leistungen er- 
bracht werden, die ihrer Art nach regelmäßig überre- 
gional abgesetzt werden (sog. „Artbegriff"). 

2.1.2. Eine Förderung ist auch dann möglich, wenn 
im Einzelfall die in der Betriebsstätte her gestellten 
Güter oder erbrachten Dienstleistungen tatsächlich 
überwiegend überregional abgesetzt werden und da- 
durch das Gesamteinkommen in dem jeweiligen Wirt- 
schaftsraum unmittelbar und auf Dauer nicht unwe- 
sentlich erhöht wird (sog. „Einzelfallnachweis"). Eine 
Betriebsstätte, deren Tätigkeit unter die in Ziffer 3.1 
genannten Bereiche fällt, kann nach dieser Vorschrift 
gefördert werden, wenn 

— diese Betriebsstätte überwiegend abgrenzbare 
spezielle Leistungen mit überregionalem Absatz 
erbringt und 

— der Unterausschuß für regionale Wirtschaftsstruk- 
tur der Förderung dieser speziellen Leistungsart 
zugestimmt hat. 

2.1.3. Die Voraussetzungen des Primäreffektes gel- 
ten auch für die Ausbildungsstätten der förderfähigen 
Betriebsstätten (z. B. Ausbildungswerkstätten, Aus- 
bildungslabors, Ausbildungsbüros) als erfüllt. 

2.2. Mit den Investitionsvorhaben müssen in den 
Fördergebieten neue Dauerarbeitsplätze geschaffen 
oder vorhandene gesichert werden. Dauerarbeits- 
plätze müssen tatsächlich besetzt oder zumindest auf 
dem Arbeitsmarkt dauerhaft angeboten werden. Bei 
den Dauer arbeitsplätzen soll es sich möglichst um 
qualitativ gute Arbeitsplätze handeln, die für eine so- 
zialversicherungspflichtige Beschäftigung entspre- 
chend den tariflichen Arbeitszeitregelungen vorgese- 
hen sind und entweder 

— eine Verbesserung der Einkommenssituation in 
der Region erwarten lassen, oder 

— zu einer Verbesserung der Erwerbstätigenstruk- 
tur, insbesondere auch des Arbeitsplatzangebotes 
für Frauen führen, oder 

— zur Auffächerung einer einseitigen Wirtschafts- 
struktur der Gebiete beitragen. 

2.2.1. Ausbildungsplätze können wie Dauerarbeits- 
plätze gefördert werden. 

2.2.2. Zwischen der Zahl der Dauerarbeitsplätze und 
der Zahl der Beschäftigten ist zu unterscheiden. 


5) Bei den im Anhang 8 genannten Tätigkeiten (Positivliste) 
kann unterstellt werden, daß die Voraussetzungen des Pri- 
märeffekts im Sinne des Artbegriffes erfüllt sind. 
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2.2.3. Teilzeitarbeitsplätze werden wie folgt berück- 
sichtigt: Als je ein Dauerarbeitsplatz zählen im Jah- 
resdurchschnitt 

— ein Teilzeitarbeitsplatz mit über 30 Stunden tarifli- 
cher Wochenarbeitszeit 

— zwei Teilzeitarbeitsplätze mit über 18— 30 Stun- 
den tariflicher Wochenarbeitszeit 

— drei Teilzeitarbeitsplätze mit 15—18 Stunden tarif- 
hcher Wochenarbeitszeit. 

Tarifliche Arbeitszeiten unter 15 Stunden je Beschäf- 
tigten sowie Aushilfskräfte bleiben unberücksich- 
tigt. 

2.2.4. Saisonarbeitsplätze finden mit ihrer jahres- 
durchschnittlichen tariflichen Arbeitszeit als Dauerar- 
beitsplätze Berücksichtigung, wenn sie nach Art der 
Betriebsstätte auf Dauer angeboten werden, jedoch 
aus Gründen der Jahreszeit nicht dauernd besetzt 
werden können. 

2.2.5. Bei Mehrschichtbetrieben ist die Zahl der 
Dauerarbeitsplätze grundsätzlich mit der Zahl der 
entsprechenden Arbeitskräfte gleichzusetzen. 

2.3. Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur 
für ein Investitionsvorhaben gewährt, das innerhalb 
von 36 Monaten durchgeführt wird. 

2.4. Der Subventionswert der für das Investitionsvor- 
haben aus öffentlichen Mitteln gewährten Zuschüsse, 
Darlehen oder ähnlichen direkten Finanzhilfen darf 
die im Rahmenplan festgelegten Förderhöchstsätze 
nicht überschreiten. Die Förderhöchstsätze drücken 
den Wert der zulässigen öffentlichen Hilfe (Subven- 
tion) in Prozent der gesamten Investitionskosten aus. 
Die einzelnen Teile der Subvention werden mit ihrem 
Subventionswert angesetzt. 

2.4.1 . Investitionszuschüsse werden mit ihren Nomi- 
nalbeträgen in die Subventionswertberechnung ein- 
bezogen. 

2.4.2. Bei zinsgünstigen Darlehen wird der Zinsvor- 
teil festgestellt, der sich aus der Differenz zwischen 
Effektivzinssatz und einem angenommenen Normal- 
zinssatz von 7,5% ergibt®). Die Summe der mit 7,5% 
diskontierten Zinsvorteile in Prozent der gesamten In- 
vestitionskosten ist der Subventionswert des Darle- 
hens. Für Zinszuschüsse gilt Entsprechendes. 

2.4.3. Die Förderhöchstsätze können durch einen In- 
vestition szuschuß aus GA-Mitteln und/oder sonstige 
regionale Fördermittel ausgeschöpft werden. Diese 
Höchstsätze dürfen durch Investitionsbeihilfen ohne 
regionale Zielsetzung um bis zu 10% -Punkte über- 
schritten werden (erhöhte Förderhöchstsätze). 

2.5. Zuschüsse kommen nur für den Teil der Investi- 
tionskosten je geschaffenem oder gesichertem Dau- 
erarbeitsplatz in Betracht, der das 5fache der durch- 
schnittlichen Investitionskosten je gefördertem Dau- 
erarbeitsplatz nicht übersteigt. Der Durchschnittssatz 
wird aufgrund der in den vorangegangenen Jahren in 
den Fördergebieten durchgeführten Investitionen 
festgesetzt und beträgt z. Zt. 200 000,— DM. Die sich 


6) Für die Berechnung gilt die Subventionswerttabelle, An- 
hang 9. 


auf dieser Grundlage ergebenden Fördersätze sind 
Höchstsätze, die den in Abschnitt 4. und 5. genannten 
Höchstsätzen Vorgehen. 

2.6. Ein Investitionsvorhaben, das im Zusammen- 
hang mit einer Betriebsverlagerung aus Berlin (West) 
steht, kann nur dann gefördert werden, wenn erheb- 
liche Nachteile für Berlin (West) nicht zu befürchten 
sind. 


3. Ausschluß von der Förderung 

3.1. Von der Förderung sind insbesondere ausge- 
schlossen: 

3.1.1. Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, soweit 
nicht Verarbeitung 

3.1.2. Energie- und Wasserversorgung, Bergbau, au- 
ßer Kraftwerken und Wasserversorgungsanlagen, die 
überwiegend dem betrieblichen Eigenbedarf die- 
nen. 

3.1.3. Baugewerbe, 

3.1.4. Einzelhandel, soweit nicht Versandhandel, 

3.1.5. Großhandel mit Konsumgütern, soweit nicht 
Import-ZExportgroßhandel, 

3.1.6. Transport- und Lagergewerbe, 

3.1.7. Krankenhäuser, Kurheime, Kliniken, Sanato- 
rien oder ähnliche Einrichtungen, 

3.2. Aufgaben, die ohnehin einem Fachressort des 
Bundes oder eines Landes zufallen (z. B. Bau von Bun- 
des- und Landesstraßen, Wasserstraßen) dürfen mit 
GA-Mitteln nicht gefördert werden. 

3.3. Für ein Investitionsvorhaben, das vor Antrag- 
stellung (Antragseingang gemäß Ziffer 1.2.1.) begon- 
nen worden ist, werden GA-Mittel nicht gewährt. 


4. Einzelne Investitionsvorhaben 

4.1. Errichtung einer Betriebsstätte 

4.1.1. GA-Mittel werden in der Regel nur gewährt, 
wenn die Betriebsstätte auf einem Grundstück errich- 
tet wird, auf dem die Ansiedlung des Gewerbebetrie- 
bes zulässig ist. 

4.1.2. In Schwerpunktorten dürfen die Investitions- 
kosten um nachstehende Höchstsätze verbüligt wer- 
den: 


A-Schwerpunktorte 23 % 

B-Schwerpunktorte 18 % 

C-Schwerpunktorte 15 % 

E-Schwerpunktorte 23 % 


4.1.3. Außerhalb von Schwerpunktorten kann ein In- 
vestitionszuschuß gewährt werden, wenn das Investi- 
tionsvorhaben von besonderer Bedeutung für die Be- 
schäftigungslage der Region ist, insbesondere wenn 
in der Betriebsstätte nach Durchführung des Investi- 
tionsvorhabens überwiegend Dauerarbeitsplätze für 
Frauen vorhanden sind. In diesem Fall darf ^e Förde- 
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rung die Investitionskosten um höchstens 12 % verbil- 
ligen. 

4.2. Erweiterung einer Betriebsstätte 

4.2.1. Bei der Erweiterung einer Betriebsstätte muß 
die Zahl der bei Investitionsbeginn in der zu fördern- 
den Betriebsstätte bestehenden Dauerarbeitsplätze 
entweder um mindestens 15 % erhöht oder es müssen 
mindestens 50 zusätzliche Dauerarbeitsplätze ge- 
schaffen werden. Hierbei wird ein neu geschaffener 
Ausbildungsplatz wie 2 Arbeitsplätze gewertet. Sind 
bei Investitionsbeginn in der Betriebsstätte weniger 
Beschäftigte als im Durchschnitt der letzten zwei 
Jahre vorhanden, kommt eine Förderung nur dann in 
Betracht, wenn der Antragsteller nachweist, daß es 
sich nicht nur um einen vorübergehenden Beschäfti- 
gungsrückgang, sondern um den Wegfall von Dau- 
erarbeitsplätzen infolge struktureller Anpassungen 
an für das Unternehmen relevante grundlegende 
Marktveränderungen handelt. 

4.2.2 ln Schwerpunktorten dürfen die Investitions- 
kosten um nachstehende Höchstsätze verbilligt wer- 
den: 


A- Schwerpunktorte 20 % 

B- Schwerpunktorte 15% 

C-Schwerpunktorte 12 % 

E-Schwerpunktorte 20 % 


4.2.3. Außerhalb von Schwerpunktorten dürfen die 
Investitionskosten um höchstens 12% verbilligt wer- 
den. 

4.2.4. Bei Investitionsvorhaben, mit denen ein neu- 
gegründetes Unternehmen innerhalb der Gründungs- 
phase (s. Ziffer 1.6.5.) beginnt, kann ein Investitions- 
zuschuß in Anwendung der Regeln nach Ziffer 4.2.2. 
oder 4.2.3. auch dann gewährt werden, wenn die Ar- 
beitsplatzvoraussetzungen nach Ziffer 4.2.1. nicht er- 
füllt werden. 

4.3. Umstellung oder grundlegende Rationalisie- 
rung einer Betriebsstätte. 

4.3.1. Ein Investitionsvorhaben kann als Umstellung 
oder grundlegende Rationalisierung angesehen wer- 
den, wenn es sich auf eine Betriebsstätte insgesamt 
oder einen wichtigen Teil einer Betriebsstätte be- 
zieht. 

4.2.2. Die Umstellung oder grundlegende Rationali- 
sierung muß für den Fortbestand der Betriebsstätte 
und zur Sicherung der dort bestehenden Dauerar- 
beitsplätze erforderlich sein und die Wirtschaftlichkeit 
der Betriebsstätte erheblich steigern. 

4.3.3. Der Investitionsbetrag muß, bezogen auf ein 
Jahr, die in den letzten drei Jahren durchschnittlich 
verdienten Abschreibungen (ohne Sonderabschrei- 
bungen nach § 3 Zonenrandförderungsgesetz) in der 
Regel um mindestens 100% übersteigen. 

4.3.4. Ist in derselben Betriebsstätte bereits eine 
grundlegende Rationalisierung gefördert worden, 
müssen zwischen dem Beginn der neuen grundlegen- 


den Rationalisierung und dem Ende der letzten geför- 
derten grundlegenden Rationalisierung mindestens 
6 Jahre liegen. 

4.3.5. Die Förderung aus öffentlichen Mitteln darf 
die Investitionskosten um höchstens 10% verbilli- 
gen. 

4.4. Erwerb einer Betriebsstätte 

4.4.1 . Der Erwerb einer stillgelegten oder von Stille- 
gung bedrohten Betriebsstätte kann einschließlich et- 
waiger zusätzlicher Investitionen unabhängig vom 
Schwerpunktorteprinzip bis zur Höhe der nach den 
für die Errichtungsinvestitionen geltenden Höchstsät- 
zen (vgl. 4.1. und 5.3.) gefördert werden, wenn ein 
Unternehmen darin eine förderfähige Tätigkeit auf- 
nimmt bzw. fortführt und — soweit vorhanden — ei- 
nen wesentlichen Teil der Belegschaft übernimmt. 

4.4.2. Bei der absoluten Höhe der Förderung ist der 
Anteil der übernommenen Belegschaft zu berücksich- 
tigen. 

4.5. Verlagerung einer Betriebsstätte 

4.5.1. Die Verlagerung einer Betriebsstätte kann in 
der Regel nur in Schwerpunktorten gefördert werden, 
es sei denn, 

— es liegen die Voraussetzungen gemäß 4.1.3, vor 
oder 

— es handelt sich um die Errichtung im Zusammen- 
hang mit der Übernahme einer Betriebsstätte. 

4.5.2. Betriebsverlagerungen innerhalb der Förder- 
gebiete und Betriebsverlagerungen in Fördergebiete, 
bei denen die überwiegende Zahl der Arbeitskräfte 
weiterbeschäftigt wird (Nahverlagerung), können bis 
zu dem für Erweiterungen am neuen Standort gelten- 
den Förderhöchstsatz gefördert werden, wenn insge- 
samt eine angemessene Zahl neuer Dauerarbeits- 
plätze geschaffen wird (s. 4.2.1.). 

4.5.3. Wird die Betriebsstätte innerhalb der Förder- 
gebiete von einem Land in ein anderes, oder im Wege 
der Nahverlagerung aus Nicht-Fördergebieten in ein 
Fördergebiet verlagert, wird im Benehmen mit dem 
abgebenden Land gefördert. Eine über den Förder- 
höchstsatz des bisherigen Standortes hinausgehende 
Förderung darf nur im Einvernehmen mit dem abge- 
benden Land gewährt werden. 

4.5.4. Förderfähig sind nur die Kosten der Erweite- 
rung, die entweder durch Vergleich der Zahl der Dau- 
erarbeitsplätze in der bisherigen Betriebsstätte mit 
der Zahl der Dauerarbeitsplätze in der neuen Be- 
triebsstätte oder durch Abzug des für die Veräuße- 
rung der bisherigen Betriebsstätte erzielten bzw. er- 
zielbaren Erlöses und eines entsprechenden Entschä- 
digungsbetrages (z. B. nach BauGB) von den Investi- 
tionskosten für die neue Betriebsstätte ermittelt wer- 
den. 

4.5.5. Betriebsverlagerungen, die die in Ziffer 4.2.1. 
genannten Arbeitsplatzvoraussetzungen nicht erfül- 
len, können gefördert werden, wenn sie eine grundle- 
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gende Rationalisierung darstellen oder im direkten 
Zusammenhang mit einer städtebaulichen Sanie- 
rungs- oder Entwicklungsmaßnahme nach dem Bau- 
gesetzbuch stehen. Der Fördersatz bestimmt sich nach 

4.3.5. f für die Berechnung der förderfähigen Investi- 
tionskosten gilt 4.5.4. 

4.5.6. Wird innerhalb der Gründungsphase (s. Ziffer 
1.6.5.) damit begonnen, die Betriebsstätte eines neu- 
gegründeten Unternehmens auf ein in seinem Eigen- 
tum stehendes Grundstück bzw. Gebäude oder -teil 
zu verlagern oder erwirbt das Unternehmen die in der 
Gründungsphase zunächst angemieteten Räume, 
kann dieses Investitionsvorhaben als Errichtung ge- 
fördert werden, wenn in dieser Betriebsstätte minde- 
stens eine gleich große Anzahl von Dauerarbeitsplät- 
zen geschaffen wird, wie in der bisherigen vorhanden 
war. Bei einer Teilverlagerung muß eine entspre- 
chende Anzahl von Dauerarbeitsplätzen in der bishe- 
rigen und der neuen Betriebsstätte vorhanden sein. 
Ziffer 4.5.4. findet auf diesen Sachverhalt keine An- 
wendung. Bei weiteren Investitionen nach der Verla- 
gerung sind in diesen Betriebsstätten die für die Er- 
weiterung (s. Ziffer 4.2.) geltenden Regeln anzuwen- 
den. 

4.6. Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze 

4.6.1. Für Investitionsvorhaben von gewerbÜchen 
Betriebsstätten kann ein besonderer Investitionszu- 
schuß gewährt werden, wenn in der Betriebsstätte 
zusätzlich neue hochwertige Arbeitsplätze mit Bedeu- 
tung für die Innovationsfähigkeit des Betriebes ge- 
schaffen und für die Dauer von 5 Jahren besetzt wer- 
den. 

4.6.2. Als hochwertig gelten Arbeitsplätze mit Be- 
deutung für die Innovationsfähigkeit des Betriebes 
und mit einem Jahreseinkommen von mindestens 
60 000,— DM brutto, insbesondere im Forschungs-, 
Entwicklungs- und Planungsbereich. 

Zum Jahreseinkommen zählen alle Beträge, die dem 
Arbeitnehmer laufend gezahlt werden, einschließhch 
des 13. oder eines weiteren Monatsgehalts. Einmahge 
Zahlungen wie z. B. Gewinnbeteiligungen, Gratifika- 
tionen und Jahresabschlußprämien werden hierbei 
nicht berücksichtigt. 

4.6.3. Bei der Ermittlung der Zahl der förderfähigen 
Arbeitsplätze bleiben Arbeitsplätze von Geschäfts- 
führern und tätigen Gesellschaftern unberücksich- 
tigt. 

4.6.4. Ein Investitionsvorhaben ist nur dann förderfä- 
hig, wenn die Betriebsstätte den Primäreffekt gemäß 

2.1. erfüllt. Die tatsächlichen Investitionskosten pro 
neu geschaffenem Arbeitsplatz müssen mindestens 
10% der durchschnittlichen Investitionskosten je ge- 
fördertem Arbeitsplatz (s. Ziffer 2.5.) betragen. 

4.6.5. Für Investitionsvorhaben der Errichtung oder 
Erweiterung von Betriebsstätten kann der besondere 
Investitionszuschuß zusätzlich zum Investitionszu- 
schuß gemäß 4.1. und 4.2. gewährt werden. 

4.6.6. Für Investitionsvorhaben, die im Zusammen- 
hang mit einer Betriebsverlagerung aus einem ande- 


ren Fördergebiet oder aus Berlin (West) stehen, wird 
der besondere Investitionszuschuß nicht gewährt. 

4.6.7. Der besondere Investitionszuschuß beträgt pro 
zusätzlich geschaffenem hochwertigen Arbeitsplatz 

in A- und E-Schwerpunkt- 

orten bis zu 25 000,— DM 

in B-Schwerpunktorten 

bis zu 20 000, — DM 

in C-Schwerpunktorten und 
außerhalb von Schwerpunkt- 
orten bis zu 15 000,— DM. 

In Fällen, in denen die Arbeitsplatzschwelle gemäß 

4.2.1. nicht erfüllt wird, kann der — ausschließhch 
gewährte — besondere Investitionszuschuß um bis zu 
10 000,— DM über diese Beträge hinausgehen. Der 
besondere Investitionszuschuß darf jedoch nicht hö- 
her sein als die bei Erfüllung der Arbeitsplatzvoraus- 
setzungen gemäß 4.2.1. sonst mögüche Höchstförde- 
rung. 

4.6.8. Der Investitionszuschuß für die tatsächlichen 
Investitionskosten sowie der besondere Investitions- 
zuschuß darf, bezogen auf das Investitionsvolumen 
des Gesamtvorhabens, die im Rahmenplan genannten 
Förderhöchstsätze um bis zu 5%-Punkte überschrei- 
ten. 

4.6.9. Der bewilligenden Stelle ist für die Dauer von 
5 Jahren jährlich nachzuweisen, daß für jeden mit 
dem besonderen Investitionszuschuß geförderten und 
für jeden bei Investitionsbeginn in der Betriebsstätte 
bereits vorhandenen hochwertigen Arbeitsplatz ein 
Bruttojahreseinkommen in der in 4.6.2. genannten 
Mindesthöhe gezahlt worden ist. Für Zeiten, in denen 
die Gesamtzahl der hochwertigen Arbeitsplätze nicht 
nachgewiesen werden kann, ist der besondere Inve- 
stitionszuschuß anteilig zurückzuzahlen. Der hoch- 
wertige Arbeitsplatz ist spätestens drei Monate nach 
Beendigung des Investitionsvorhabens zu besetzen. 
Die Fünfjahresfrist beginnt mit der Besetzung des Ar- 
beitsplatzes. Die Regelungen für das Unterschreiten 
von Arbeitsplatzzielen (s. Abschnitt 6) finden insoweit 
keine Anwendung. 


5. Ergänzende Regelungen 

für Investitionsvorhaben des Fremdenverkehrs 

5.1. GA- Mittel können auch für Investitionsvorha- 
ben des Fremdenverkehrs eingesetzt werden. 

5.2. Gefördert werden 

— Betriebsstätten, die nicht nur geringfügig der Be- 
herbergung dienen, d. h., daß mindestens 30 % der 
Umsätze mit eigenen Beherbergungsgästen er- 
reicht werden, 

— Campingplätze, deren Stellplätze überwiegend 
fremdenverkehrsmäßig genutzt werden, d. h., ei- 
nem ständig wechselnden Gästekreis zur Verfü- 
gung stehen. 
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— Fremdenzimmer in ländlichen Gebieten, in denen 
der Fremdenverkehr Nebenerwerbsmöglichkeiten 
für die Bevölkerung bietet, wenn diese Zimmer tat- 
sächlich dem Fremdenverkehr nachhaltig nutzbar 
gemacht werden. 

Investitionsvorhaben in sonstigen Betriebsstätten des 
Fremdenverkehrs werden nicht gefördert. 

5.3. Bei der Errichtung einer Betriebsstätte des 
Fremdenverkehrs darf die Förderung aus öffentlichen 
Mitteln die Investitionskosten um höchstens 15 % ver- 
billigen. Bei Vorhaben im Zonenrandgebiet können 
die Investitionskosten bei Vorliegen eines hohen 
Struktureffektes ausnahmsweise bis zu 23 % verbilligt 
werden. 

5.4. Bei der Erweiterung einer Betriebsstätte des 
Fremdenverkehrs gilt 4.2.1. mit der Maßgabe, daß die 
Erweiterung auch dann gefördert werden kann, wenn 
die Bettenzahl bzw. bei Campingplätzen die Zahl der 
fremdenverkehrsmäßig genutzten Stellplätze um 
mindestens 20 % erhöht wird. Die Förderung aus öf- 
fentlichen Mitteln darf die Investitionskosten um 
höchstens 15% verbilligen. 

5.5. Bei der Umstellung oder grundlegenden Ratio^ 
nalisierung einer Betriebsstätte des Fremdenverkehrs 
gelten die Ziffern 4.3.1. bis 4.3.3. mit der Maßgabe, 
daß ein Investitionsvorhaben zur qualitativen Verbes- 
serung des Angebotes einem grundlegenden Rationa- 
lisierungsvorhaben gleichgestellt ist. Die Förderung 
aus öffentlichen Mitteln darf die Investitionskosten 
um höchstens 15% verbilligen. 


6. Nichterreichung von Fördervoraussetzungen 
(Arbeitsplatzziele) 

6.1. Der mit der Gewährung von GA-Mitteln beab- 
sichtigte Förderzweck kann grundsätzlich nur dann 
als erreicht angesehen werden, wenn die der Bewilli- 
gung zugrundeliegenden Fördervoraussetzungen 
nach Abschluß des Investitionsvorhabens erfüllt sind. 
Wird das Fehlen dieser Voraussetzungen nachträglich 
festgestellt, können der Bewilligungsbescheid wider- 
rufen und die gewährte Förderung ganz oder teilweise 
zurückverlangt werden. 

6.2. Bei der Beurteilung der Frage, ob die im Antrag 
angegebenen Arbeitsplatzziele nach Abschluß des In- 
vestitionsvorhabens erreicht worden sind, kann davon 
ausgegangen werden, daß der Zahl der auf tarifliche 
Vollarbeitszeit umgerechneten Beschäftigten in einer 
Betriebsstätte wenigstens eine gleichhohe Zahl von 
Dauerarbeitsplätzen gegenübersteht. 

6.3. Entspricht die Zahl der Beschäftigten in der ge- 
förderten Betriebsstätte nach Abschluß des Investi- 
tionsvorhabens nicht der erforderlichen Zahl von Dau- 
erarbeitsplätzen, weil die Dauerarbeitsplätze nicht 
geschaffen worden sind, ist die Förderung in jedem 
Fall ganz zurückzuverlangen. 

6.4. Von einer Rückforderung kann abgesehen wer- 
den, 


6.4.1. wenn die Dauerarbeitsplätze zwar geschaffen, 
aber nur deshalb nicht besetzt wurden, weil der Ar- 
beitsmarkt erschöpft war oder weil die Marktverhält- 
nisse sich seit Investitionsbeginn in unvorhersehbarer 
Weise strukturell verändert haben, 

6.4.2. wenn die Dauerarbeitsplätze bei einer Erwei- 
terungsinvestition zwar geschaffen wurden, im Zu- 
sammenhang mit der Investitionsdurchführung je- 
doch an anderer Stelle in der geförderten Betriebs- 
stätte aufgrund erheblicher, im Zeitpunkt des Investi- 
tionsbeginns unvorhersehbarer struktureller Anpas- 
sungen an für das Unternehmen relevante grundle- 
gende Marktveränderungen soviel Dauerarbeits- 
plätze weggefallen sind, daß die erforderliche Min- 
destzahl zusätzlicher Dauerarbeitsplätze in der Be- 
triebsstätte nicht erreicht wird, 

6.4.3. wenn ein als Erweiterung angekündigtes In- 
vestitionsvorhaben nachträglich als eine förderungs- 
würdige Umstellung oder grundlegende Rationalisie- 
rung anerkannt werden kann und die gewährte För- 
derung im Rahmen der Höchstsätze nach 2.5. und 

4.3.5. nicht überschritten wird. 


7. Übernahme von Bürgschaften 

7.1 . Für Investitionsvorhaben, welche die Vorausset- 
zungen für eine Förderung mit GA-Mitteln erfüllen, 
können modifizierte Ausfallbürgschaften von den 
Ländern gewährt werden. Der Bund übernimmt hier- 
für mit gesonderter Erklärung bis zum Gesamtbetrag 
von 20 Mio. DM je Einzelfall und Jahr eine Garantie 
von 50%. 

7.2. Nach Beginn eines Investitionsvorhabens ist die 
Gewährung oder Aufstockung einer GA-Bürgschaft 
abweichend von Ziffer 3.3. ausnahmsweise möglich, 
wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

a) ein Investitionszuschuß rechtzeitig vor Beginn der 
Investition beantragt wurde, 

b) der Investitionszuschuß genehmigt wird, 

c) das Investitionsvorhaben noch nicht abgeschlossen 
ist. 

7.3. Bei der Übernahme einer Bürgschaft werden die 
Länder folgende Grundsätze beachten: 

7.3.1. Die Bürgschaften werden für Kredite an Un- 
ternehmen der gewerblichen Wirtschaft übernom- 
men, die zur Finanzierung der Errichtung, der Erwei- 
terung, der Umstellung oder der grundlegenden Ra- 
tionalisierung von gewerblichen Produktionsbetrie- 
ben und Fremdenverkehrsbetrieben dienen. Eine an- 
derweitige Finanzierung der mit Bürgschaftshilfen zu 
fördernden Vorhaben darf nicht möglich sein. 

7.3.2. Die Bürgschaften sollen in der Regel 90 % der 
zu gewährenden Kredite nicht übersteigen. 

7.3.3. Die Laufzeit der Bürgschaft soll 15 Jahre nicht 
überschreiten. 
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7.3.4. Die Bürgschaftskredite werden — soweit 
möglich — durch Grundpfandrechte abgesichert. So- 
fern dies nicht möglich ist, sind jedoch sonstige zu- 
mutbare Sicherheiten zu fordern. 

7.3.5. Die Zinsen der verbürgten Kredite dürfen 
nicht über den marktüblichen Zinsen liegen. 

7.3.6. Die Verbürgung von Haushaltsmitteln des 
Bundes und der Länder sowie die Übernahme von 
Bürgschaften in Sanierungsfällen sind ausgeschlos- 
sen. 


8. Ausbau der Infrastruktur 

8.1 . Soweit es für die Entwicklung der gewerblichen 
Wirtschaft erforderlich ist, kann der Ausbau der Infra- 
struktur mit Investitionszuschüssen gefördert wer- 
den. 

Folgende Maßnahmen kommen dafür in Frage: 

8.1.1. die Erschließung von Industrie- und Gewerbe- 
gelände 

— in den ausgewiesenen Schwerpunktorten der re- 
gionalen Förderprogramme grundsätzlich entspre- 
chend dem Bedarf für voraussehbare förderfähige 
Investitionsvorhaben 

— außerhalb dieser Schwerpunktorte nur im Zusam- 
menhang mit konkreten förderfähigen Investi- 
tionsvorhaben. 

Zur Erschließung von Industrie- und Gewerbegelände 
zählt auch die Wiedernutzbarmachung von brachlie- 
gendem Industrie- und Gewerbegelände für förderfä- 
hige gewerbliche Zwecke; 

8.1 .2. die Errichtung oder der Ausbau von Verkehrs- 
verbindungen; 

8.1.3. die Errichtung oder der Ausbau von Energie- 
und Wasserversorgungsleitungen und -Verteilungsan- 
lagen; 

8.1.4. die Errichtung oder der Ausbau von Anlagen 
für die Beseitigung bzw. Reinigung von Abwasser und 
Abfall; 

8.1 .5. die Geländeerschließung für den Fremdenver- 
kehr sowie öffentliche Einrichtungen des Fremden- 
verkehrs; 

8.1.6. die Errichtung oder der Ausbau von Ausbil- 
dungs-, Fortbildung s- und Umschulungsstätten, so- 
weit ein unmittelbarer Zusammenhang der geplanten 
Maßnahmen mit dem Bedarf der regionalen gewerb- 
lichen Wirtschaft im Sinne von Abschnitt 2. an ge- 
schulten Arbeitskräften besteht; 

8.1.7. die Errichtung (einschl. Erwerb vorhandener 
Gebäude) oder der Ausbau von Gewerbezentren, die 
durch zeitlich beschränkte Bereitstellung von Räum- 
lichkeiten und von Gemeinschaftsdiensten für selb- 
ständige Unternehmen die Gründung neuer Unter- 


nehmen, oder die Entstehung, Anwendung, Weiter- 
entwicklung und Ausbreitung von neuem techni- 
schen Wissen oder die Entwicklung und Herstellung 
neuer Produkte fördern und erleichtern (Forschungs-, 
Innovations-, Technologie-, Gründerzentren bzw. 
-parks u. ä.). 

8.2. Als Träger dieser Maßnahmen werden vorzugs- 
weise Gemeinden und Gemeindverbände gefördert. 

8.2.1. Auch wenn solche Maßnahmen Dritten zur 
Ausführung übertragen werden, können die Gemein- 
den und Gemeindeverbände zu den von ihnen zu tra- 
genden Investitionskosten Zuschüsse erhalten. 

8.2.2. Nicht gefördert werden Maßnahmen des Bun- 
des und der Länder sowie natürlicher und juristischer 
Personen, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet 
sind. 

8.3. Die Investitionszuschüsse werden nur bei einer 
angemessenen Eigenbeteiligung des Trägers ge- 
währt. 

8.4. Die Kosten des Grundstückserwerbs werden in 
den förderfähigen Betrag nicht mit einbezogen. 


9. Ausnahmen für das Zonenrandgebiet 

In unmittelbarer Nähe der Grenze zur DDR und CSFR 
kann in begründeten Ausnahmefällen vom Schwer- 
punktorteprinzip abgewichen sowie eine Förderung 
bis zu 23% gewährt werden. Im Zonenrandgebiet 
sind auch Abweichungen von den Regelungen zur 
Förderung des Ausbaus der Infrastruktur möglich; 
dies gilt vor allem hinsichtlich der Höhe der Eigenbe- 
teiligung des Trägers und bei der Frage, ob der Aus- 
bau der Infrastruktur für die Entwicklung der gewerb- 
lichen Wirtschaft erforderlich ist. 


10. Übergangsregelungen 

10.1. Änderungen der Regelungen über Vorausset- 
zungen, Art und Intensität der Förderung gelten 
— vorbehaltlich einer abweichenden Regelung im 
Einzelfall — von dem Zeitpunkt ab, in dem sie im Bun- 
desanzeiger veröffentlicht werden. 

10.2. Werden Fördermöglichkeiten neu geschaffen 
oder verbessert, müssen die danach zulässigen neuen 
oder zusätzlichen Hilfen unverzüglich beantragt wer- 
den. Sie können nur für die nach dem Inkrafttreten der 
Änderung angeschafften bzw. hergestellten Wirt- 
schaftsgüter, Gebäudeteile, Ausbauten und Erweite- 
rungen gewährt werden. Ziffer 3.3. wird auf solche 
Anträge nicht angewandt. 

1 0.3. Verlieren Gemeinden bzw. Gemeindeteile ihre 
Eigenschaft als Fördergebiet können die bisherigen 
Förderhilfen weiter gewährt werden, wenn 

1 0.3. 1 . der Antrag spätestens sechs Kalendermonate 
nach dem Datum des Beschlusses des Planungsaus- 
schusses über das Ausscheiden des betreffenden Ge- 
bietes oder bis zum Datum des Ausscheidens dieses 
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Gebietes gestellt wird, sofern nicht im Einzelfall eine 
andere Antragsfrist gilt^), und 

1 0.3.2. die im Zusammenhang mit einem solchen In- 
vestitionsvorhaben angeschafften oder hergestellten 
Wirtschaftsgüter, Gebäudeteile, Ausbauten und Er- 
weiterungen innerhalb eines Zeitraums von drei Jah- 
ren nach Ablauf der Antragsfrist geliefert oder fertig- 
gestellt worden sind. 


7) Aufgrund der Entscheidung des Planungsausschusses über 
die Neuabgrenzung der Fördergebiete bzw. über befristete 
Sonderprogramme gelten für das laufende Jahr 1990 {Stand: 
19. Rahmenplan 1990) folgende Endtermine für Anträge auf 
die Gewährung von Investitionszuschüssen und damit für 
den Abschluß der Investitionen innerhalb des Dreijahreszeit- 
raumes nach Ablauf der Antragsfrist: 

a) Bei der Arbeitsmarktregion Bremen aufgrund des Sonder- 
programms zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außer- 


halb der Schiffbau- sowie der Eisen- und Stahlindustrie 
(Anhang 11 des Rahmenplans): 

= Letzter Antragstermin: 31. Dezember 1990 
= Endtermin für Abschluß der Investitionen: 31. Dezem- 
ber 1993 

b) Bei Gebieten, die aufgrund der Neuabgrenzungsbe- 
schlüsse vom 4. JuU 1986 mit dem 16. Rahmenplan zum 
1. Januar 1987 aus der Fördenmg ausgeschieden sind (vgl. 
16. Rahmenplan Bundestags-Drucksache 11/583 An- 
hang P) 

= Letzter Antragstermin: 31. Dezember 1988 
= Endtermin für Abschluß der Investitionen; 31. Dezem- 
ber 1992 

c) Bei Gebieten, die aufgrund des Planungsausschußbe- 
schlusses vom 2. Juli 1987 mit Wirkung vom 1. Januar 
1988 aus der Förderung ausgeschieden sind (vgl. 17. Rah- 
menplan Bundestags-Drucksache 11/2362 Anhang O) 

= Letzter Antragstermin; 31. Dezember 1987 
= Endtermin für Abschluß der Investitionen: 31. Dezem- 
ber 1990 
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Teil III 

Regionale Förderprogramme 


1. Regionales Förderprogramm „Schleswig-Holstein“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 

1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

Der Aktionsraum umfaßt folgende Arbeitsmarktregio- 
nen: 


Normaliördergebiet: 

Rensburg-Schleswig, Nordfriesland, Heide-Meldorf, 
Itzehoe, Kiel-Neumünster, Segeberg-Stormam, Hzgt. 
Lauenburg, Lübeck und Ostholstein 

Die zum Aktionsraum gehörenden kreisfreien Städte 
und Kreise bzw. Teile davon sind im Anhang 13 auf- 
gelistet. Bis auf Nordfriesland, Heide-Meldorf und It- 
zehoe gehören alle vorgenannten Arbeitsmarktregio- 
nen zum Zonenrandgebiet. 

Die Förderung der gewerbhchen Wirtschaft konzen- 
triert sich auf 6 A- Schwerpunktorte, 4 B-Schwer- 
punktorte, 21 C- Schwerpunktorte und 3 E-Schwer- 
punktorte im Normalfördergebiet. 

Die räumlichen Schwerpunkte (Schwerpunktorte/ 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerblichen 
Förderung sind im Anhang 14 dargestellt. 

Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum: (Stand 
31. Dezember 1988) 

— Einwohner {Aktionsraum): 2 303 844 

— Einwohner (Schleswig-Holstein): 2 564 565 

— Einwohner (Schwerpunktorte/Mitorte): 

1 187 732 

— Räche qkm (Aktionsraum): 15 067,87 km^ 

— Räche qkm (Schleswig- Holstein): 15 727,90 km^ 

2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Die Arbeitsmarktregionen weisen in ihren Strukturen 
erhebliche Unterschiede auf. 

Das nördliche Randgebiet um Hamburg ist ein Raum 
mit positiver wirtschaftlicher Entwicklung. Die Städte 
Kiel, Lübeck und Rensburg mit ihren Einzugsberei- 
chen sind industriell geprägte Standorte, die seit ge- 


raumer Zeit sektorspezifische Probleme aufweisen 
(Schiffbau). Eine positive Sonderentwicklung hat der 
Industrie Standort Neumünster genommen. 

Die übrigen Gebiete sind ländliche Räume, in denen 
bisher vor allem der Fremdenverkehr eine gewerbli- 
che Entwicklung ermöglicht hat. Das Gebiet der Lü- 
becker Bucht und der östiichen Kieler Förde sowie die 
nordfriesischen Inseln Sylt, Föhr, Amrum und die Insel 
Helgoland sind Fremdenverkehrsordnungsräume ; 
weite Teile des Landes sind Fremdenverkehrsent- 
wicklungs- oder Fremdenverkehrsgestaltungsräume. 

Die verkehrsferne Lage und die immer noch unzurei- 
chende Anbindung an das überregionale Verkehrs- 
netz bewirken vor allem für die nördlichen und west- 
lichen Landesteile wirtschaftliche Nachteile, 

Kennzeichnend für die gegenwärtige Strukturschwä- 
che der nördlichen und westiichen Landesteile ist die 
ungewöhnlich niedrige Industrie dichte. Sie erreicht in 
Nordfriesland nur 17,5%, in Heide-Meldorf 44,7% 
und in Rensburg-Schleswig 45,6 % des Bundesdurch- 
schnitts. Auch in der Wirtschaftskraft dieser Gebiete 
wird der Bundesdurchschnitt deutiich verfehlt. Dem- 
entsprechend hoch ist die Arbeitslosigkeit. Die Ar- 
beitslosenquote übertrifft die der Bundesrepublik 
Deutschland in Rensburg-Schleswig um 47,1%, in 
Nordfriesland um 35,6% und in Heide-Meldorf um 
32,2%. 

Die Landwirtschaft, heute noch in den ländlichen 
Räumen ein bedeutender Wirtschaftszweig, wird wei- 
terhin Arbeitsplätze freisetzen. 

In den ländhchen Räumen im Osten des Landes, na- 
mentiich in den Kreisen Schleswig-Rensburg, Rends- 
burg-Eckemförde, Plön, Ostholstein, Hzgt. Lauen- 
burg sowie in den überwiegend ländlichen Teilen der 
Westküste fehlt es an einer breiten gewerblichen Ba- 
sis und an modernen Dienstleistungsbetrieben. Das 
gilt in besonderem Maße für Gebiete in unmittelbarer 
Nähe der Grenze zur DDR. 


2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit des 
Aktionsraumes 1986 

— Normalfördergebiet: 

Nachstehende Tabelle Nr. 1 enthält für die vorge- 
nannten Arbeitsmarktregionen die Werte der Indi- 
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katoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 
1986, die zur Anerkennung der Förderbedürftig- 
keit geführt haben. 

Defizite in der Einkommenssituation und hohe Ar- 
beitslosigkeit spiegeln die Strukturschwäche der 
Regionen wieder. In den Arbeitsmarktregionen 
Flensburg- Schleswig, Nordfriesland, Heide-Mel- 
dorf und Itzehoe überstieg die durchschnittliche 
Arbeitslosenquote 1981 bis 1985 den Bundes- 
durchschnitt um mehr als 50% -Punkte. Bei der 
Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten je Einwoh- 
ner verfehlten alle neun Arbeitsmarktregionen 
den Bundesdurchschnitt, am stärksten die Arbeits- 
marktregion Herzogtum Lauenburg (-37,6 %); dies 
ist teilweise bedingt durch Pendelbeziehungen 
nach Hamburg. 


2.2. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Informationen zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 
der einzelnen Arbeitsmarktregionen des Aktionsrau- 
mes sind der Tabelle 2 zu entnehmen. 

B. EntwicklungszieleZ-aktionen und 
Finanzmittel 

1. EntwicklungszieleZ-aktionen und Finanzmittel im 
Rahmen der GA 

Aus den unterschiedlichen Strukturen und der wirt- 
schaftlichen Situation in den Arbeitsmarktregionen 
resultieren differenzierende regionale Entwicklungs- 
erfordemisse. 


Die nachfolgend genannten Entwicklungsaktionen 
und Finanzmittel für das Normalfördergebiet sollen 
der Schaffung neuer und der Sicherung vorhandener 
Arbeitsplätze sowie der Verbesserung der Infrastruk- 
tur dienen, wobei in den einzelnen Arbeitsmarkt- 
regionen vorrangig folgende Ziele angestrebt wer- 
den: 

In den Arbeitsmarktregionen und Standorten, die ge- 
genwärtig mit besonderen Strukturproblemen zu 
kämpfen haben, bedarf es einer Ergänzung der vor- 
handenen Branchenstruktur durch neue zukunfts- 
trächtige Firmen. Dies gilt namentlich für die Arbeits- 
marktregionen Kiel-Neumünster, Lübeck und Flens- 
burg-Schleswig mit den größten Werftstandorten des 
Landes. Es kommt darauf an, durch gezielte Förde- 
rungsmaßnahmen Zahl und Qualität der gewerbli- 
chen Arbeitsplätze deutlich zu erhöhen. Insbesondere 
gilt es, in den Wertstandorten Ersatzarbeitsplätze für 
im Schiffbau ausscheidende Arbeitnehmer in zu- 
kunftsorientierten und umweltverträglichen Produkti- 
ons- und Dienstleistungsbetrieben zu schaffen. So- 
weit betriebliche Anpassungen an grundlegende 
Marktveränderungen erforderlich sind, muß mit den 
Förderungsmaßnahmen auf eine Sicherung bestehen- 
der Arbeitsplätze abgestellt werden. 

In den stark von der Landwirtschaft geprägten 
Räumen der Kreise Hzgt. Lauenburg, Ostholstein, 
Plön, Rendsburg-Eckernförde sowie in den überwie- 
gend ländlichen Teilen der Westküste soll die Weiter- 
entwicklung der mittelständischen Wirtschaft durch 
Neuansiedlungen und Erweiterungen bestehender 
Betriebe gefördert und dadurch Abwanderungsten- 
denzen von Arbeitskräften entgegengewirkt wer- 
den. 


Tabelle 1 


Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 1986 





Bruttolohn und 







Arbeitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 

-gehalt der abhän- 
gigen im Jahres- 
durchschnitt 
beschäftigten 

Brutto- 
wertschöpfung 
zu Faktorkosten 
je Einwohner 

Infra- 

struktur- 

indika- 

toren 

Einwohner 

(Stand: 

(31. Dezember 1986) 

Arbeitsmarktregion 

1981 bis 1985 

Personen 

1982 

1982 

1985 





in % des 


in % des 


in % des 

in % des 


in % der 


in % 

Bundes- 

durch- 

in DM 

Bundes- 

durch- 

in DM 

Bundes- 

durch- 

Bundes- 

durch- 

Anzahl 

Bundes- 

bevölke- 



Schnitts 


Schnitts 


Schnitts 

Schnitts 


rung 

Normalfördergebiet 

Flensburg-Schleswig 

13,7 

169,14 

30 405 

92,87 

22 823 

93,9 

91,9 

268 694 

0,44 

Nordfriesland 

12,7 

156,79 

28 949 

88,42 

19 579 

80,5 

100,3 

161 130 

0,26 

Heide-Meldorf 

13,2 

162,96 

29 997 

91,62 

22 651 

93,1 

96,5 

131 888 

0,22 

Itzehoe 

12,6 

155,56 

29 583 

90,36 

20 678 

85,0 

99,7 

130 903 

0,22 

Kiel -Neumünster 

12,2 

138,27 

31 778 

97,06 

22 931 

94,3 

109,6 

680 856 

1.11 

Segeberg-Stormarn 

7,8 

96,30 

31 452 

96,07 

17 914 

73,7 

91,1 

399 954 

0,66 

Herzogtum Lauenburg .... 

8,2 

101,23 

30 364 

92,74 

15 186 

62,4 

71,9 

127 363 

0,21 

Lübeck 

11,2 

138,27 

29 974 

91,55 

20 443 

84,1 

131,8 

402 544 

0,66 

Ostholstein 

11,6 

143,21 

28 912 

78,62 

22 122 

91,0 

91,8 

49 258 

0,08 

insgesamt . . . 

2 352 590 

3,85 
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Tabelle 2 


Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation des Aktionsraumes 


Arbeitsmarktregion 

Erwerbsfähigen- 

quote 

1987 

(Basis VZ) 

Arbeitslosenquote 
Jahresdurch- 
schnitt 1988 

Beschäftigte im 
Verarbeitenden 
Gewerbe auf 

1 000 Einwohner 
1988 

Lohn- und 
Gehaltssumme je 
Beschäftigten im 
Verarbeitenden 
Gewerbe 1988 

Bruttowert- 
schöpfung 
je Einwohner 
1986 

zu Faktorkosten 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

absolut 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Flensburg-Schleswig 

64,37 

97,3 

12,7 

147,5 

52 

45,6 

38 777 

83,5 

25 922 

87,0 

Nordfriesland 

64,35 

97,2 

11,8 

136,6 

20 

17,5 

36 533 

78,7 

22 224 

74,6 

Heide-Meldorf 

62,81 

94,9 

11,6 

134,1 

51 

44,7 

49 158 

105,9 

26 533 

89,0 

Itzehoe 

64,48 

97,4 

10,2 

118,5 

67 

58,8 

50 320 

108,4 

25 104 

84,2 

Kiel-Neumünster 

65,61 

99,2 

11,3 

131,0 

66 

57,9 

42 689 

91,9 

26 941 

90,4 

Segeberg-Stormarn 

67,59 

102,1 

0,7 

78,1 

87 

76,3 

46 008 

99,1 

23 525 

78,9 

Herzogtum Lauenburg .... 

65,32 

98,7 

7,9 

91,1 

61 

53,5 

41 752 

89,9 

20 398 

68,4 

Lübeck 

64,18 

97,0 

12,0 

138,7 

65 

57,0 

41 922 

90,3 

24 219 

81,3 

Ostholstein 

63,96 

96,7 ' 

11,3 

130,8 

29 

25,4 

34 190 

73,6 

24 113 

80,9 


Im schleswig-holsteinischen Umland von Hamburg 
bleibt das raumordnungs- und regionalpohtische 
Hauptziel weiterhin, die industrielle Entwicklung 
stärker von der Landesgrenze weg entlang von Ent- 
wicklungsachsen in die Nachbarkreise hineinzuzie- 
hen. 

Erhebliche Bedeutung kommt der Fremdenverkehrs- 
wirtschaft im Lande zu. Sie kann vielerorts in großem 
Maße Beschäftigungseffekte auslösen und Erwerbs- 
chancen für die ansässigen Bevölkerung eröffnen. Für 
den Fremdenverkehr an der Nordseeküste, auf den 
Inseln und Halligen sowie an der Ostseeküste wirkt 
sich allerdings die kurze Saison nachteilig aus. Dem 
soll mit Maßnahmen zur Verbesserung der Attraktivi- 
tät des fremdenverkehrlichen Angebots begegnet 
werden. 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll im schleswig-holstei- 
nischen Fördergebiet ein Investitionsvolumen der ge- 
werblichen Wirtschaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) in Höhe von rd. 6,84 Mrd. und ein Investitions- 
volumen im Bereich der wirtschaftsnahen kommuna- 
len Infrastruktur (einschließlich Fremdenverkehrsin- 
frastruktur) in Höhe von 376,0 Mio. DM gefördert 
werden. Hierfür sind Haushaltsmittel in Höhe von rd. 
392,0 Mio. DM einzusetzen (siehe Finanzierungsplan, 
Tabelle Nr. 3). 

Die auf die verschiedenen Investitionsbereiche aufge- 
teilten Beträge stellen Plandaten dar. Die entspre- 
chenden Haushaltsansätze sind gegenseitig dek- 
kungsfähig und erlauben eine flexible Anpassung an 
die Entwicklung des Antragsvolumens für die einzel- 
nen Investitionskategorien. 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 


a) Die Maßnahmen zum Ausbau der allgemeinen In- 
frastruktur auf wirtschaftlichem, verkehrlichem, 
sozialem und kulturellem Gebiet werden gern, den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung ab- 
gestimmt. Diese sind im Gesetz über Grundsätze 
zur Entwicklung des Landes, im Landesraumord- 
nungsplan und in den Regionalplänen festgelegt. 

b) Bei den Bemühungen um eine durchgreifende Ver- 
besserung von Standortqualität und Wirtschafts- 
struktur des Aktionsraumes steht der Ausbau der 
überregionalen Verkehrsinfrastruktur mit an vor- 
rangiger Stelle. Mit der im Jahr 1989 fertig gestell- 
ten Autobahn Kiel-Rendsburg, der im Bau befind- 
lichen Autobahn Itzehoe-Heide sowie durch den 
vierspurigen Ausbau der B 207 von Oldenburg bis 
Heiligenhafen und den erforderlichen Folgemaß- 
nahmen im Rahmen des Baus der Bundesautobahn 
Hamburg-Berlin an der B 404/B 205 soll die über- 
regionale Verkehrsanbindung des schleswig-hol- 
steinischen Fördergebiets weiter verbessert wer- 
den. Die angestrebte Verbesserung des überregio- 
nalen Eisenbahnnetzes zielt in die gleiche Rich- 
tung. 

c) Neben der Förderung im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe dient das landeseigene Programm 
für Mittelstand, Technik und Innovation (MiTI ab 
1990) der Stärkung des mittelständischen Entwick- 
lungspotentials auch im Fördergebiet. 

d) Einen wichtigen Beitrag für die Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur leisten auch Maß- 
nahmen, die im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
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Tabelle 3 


Finanzierungsplan 

in Mio. DM 



zu fördernde 









Investitionen 
im Zeitraum 



Finanzmittel 




1990 bis 1994 








Geplante Maßnahmen 




















ins- 

gesamt 

davon 
im ZRG 






1990 bis 1994 


19901) 

19912) 

19922) 

19932) 

19942) 

ins- 

davon 









gesamt 

im ZRG 

1. Förderung der ge- 










werblichen Wirt- 
schaft einschließlich 
Fremdenverkehr bei 
E rrichtung , Ausb au , 
Umstellung oder 

grundlegender Ra- 
tionalisierung von 
Gewerbebetrieben . 

6 836,0 

5 240,0 








a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm- 



40,96 

42,96 

42,96 

42,96 

42,96 

212,80 

172,80 

Mittel 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

c) Investitionszulage ' 
2. Förderung des Ab- 



132,0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

baus der Infrastruk- 
tur, soweit für die 
Entwicklung der ge- 
werblichen Wirt- 

schaft einschließlich 
Fremdenverkehr er- 
forderlich 

376,0 

252,0 








a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm- 



37,51 

35,51 

35,51 

35,51 

35,51 

179,55 

121,55 

Mittel 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 










a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm- 



78,47 

78,47 

78,47 

78,47 

78,47 

392,35 

294,35 

Mittel 



— 

— 

— j 

— 

— 

— 


c) Investitionszulage 



132,0 

— 

— ' 

— 

— 

132,0 

105,0 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 aufgestockt. Eine Aufteüung dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 


Küstenschutzes'' in den ländlichen Gebieten des 
Aktionsraumes durchgeführt werden. 

Daneben kommen Maßnahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Hochschulbau" den Hochschul- 
standorten Kiel, Lübeck und Flensburg zugute. 

e) Seit 1988 nimmt Schleswig-Holstein den Europäi- 
schen Regionalfonds über das „Nationale Pro- 
gramm von gemeinschaftlichem Interesse Schles- 
wig-Holstein" in Anspruch. 

Dieses im Juli 1988 von der EG-Kommission ge- 
nehmigte Programm umfaßt den Zeitraum von 
1988 bis 1991. Es ist inhaltlich weitgehend an das 


schleswig-holsteinische Aktionsprogramm der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" angelehnt. In das Pro- 
gramm wurden Regionen einbezogen, die entwe- 
der zu den strukturschwächeren Gebieten des Lan- 
des gehören (Landesteil Schleswig-ZWestküste) 
oder von den strukturellen Problemen der Werftin- 
dustrie in besonderem Maße betroffen sind (Werft- 
standorte). 

Das Programm hat ein GA-Fördervolumen von 
223 Mio. DM. Der EFRE beteiligt sich an der Pro- 
grammfinanzierung im Erstattungswege mit 50 % 
der GA-Mittel, das sind 111,5 Mio. DM. Die Rück- 
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flüsse für Schleswig-Holstein betragen für diesen 
Zeitraum jahresdurchschnittlich 13,5 Mio. DM 
(netto, nach Abzug des Bundesanteils). 

f) Die EG-Kommission hat am 21. September 1989 
entschieden, daß die Hansestadt Lübeck in das 
EG-Gemeinschaftsprogramm zugunsten der Um- 
stellung von Schiffbaugebieten einbezogen wird 
(Programm Renaval). Die Mitteldotierung ist noch 
offen. Sie wird nach bisheriger EG-Förderpraxis an 
der Zahl der im Lübecker Schiffbau von 1984 bis 
1989 verlorengegangenen Arbeitsplätzen orien- 
tiert sein. Das Programm Renaval wird einen Zeit- 
raum von vier Jahren (1990 bis 1993) umfassen. 

g) Zur Überwindung der Strukturschwäche in der Re- 
gion der schleswig-holsteinischen Westküste und 
im Landesteil Schleswig hat das Land ab 1989 zwei 
Regionalprogramme mit mehrjähriger Laufzeit 
aufgelegt. Die beiden Programme sollen zu einer 
Verbesserung der Beschäftigungssituation und ei- 
ner Modernisierung der Wirtschaft führen sowie zu 
einem verstärkten Umweltschutz beitragen. Sie se- 
hen die Förderung investiver und nichtinvestiver 
Maßnahmen in verschiedenen wirtschaftsrelevan- 
ten Feldern und im Umweltschutzbereich vor. 

h) Das Land hat 1989 mit der Durchführung eines 
mehrjährigen Programms „Arbeit und Umwelt" 
begonnen, um landesweit einen Umstrukturie- 
rungsprozeß in Richtung auf mehr Beschäftigung 
und umweltorientiertes Wachstum in die Wege zu 
leiten. Das Programm sieht zum überwiegenden 
Teil die Förderung von Infrastrukturinvestitionen 
öffenthcher Träger in umweit- und wirtschaftsrele- 
vanten Maßnahmenbereichen vor. 


C. Förderergebnisse 1988 

(gewerbliche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1 . Normalfördergebiet 

— Gewerbliche Wirtschaft: 

O Im Jahre 1988 wurden 39,8 Mio. DM Haushaltsmit- 
tel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung von 
110 Investitionsvorhaben der gewerblichen Wirt- 
schaft (einschheßhch Fremdenverkehr) mit einem 
Investitionsvolumen von 746,7 Mio. DM bewilligt. 
Hinzu kamen Steuermindereinnahmen durch die 
Gewährung der regionalen Investitionszulage. Mit 
den genannten Investitionsvorhaben im Normal- 
fördergebiet war die Schaffung von rd. 2 650 neuen 
Dauerarbeitsplätzen verbunden. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeit waren Er- 
richtungs- und Erweiterungsinvestitionen (92,7% 
aller Investitionsprojekte), die regionalpolitisch die 


größte Bedeutung für strukturschwache Regionen 
haben. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach Wirt- 
schaftsbereichen zeigt ein deutliches Schwerge- 
wicht beim verarbeitenden Gewerbe (81,2% des 
geförderten Investitionsvolumens, wobei davon 
22,4 % auf die Chemische Industrie und 15,3 % auf 
die Herstellung von Kunststof fwaren entfallen). 

O Die Förderhöchstsätze wurden in 52,7 % aller Fälle 
ausgeschöpft, der durchschnittliche Fördersatz be- 
trug 8,9% der Investitionskosten. 

O Von den geförderten Investitionsprojekten entfie- 
len auf die Schwerpunktorte/Mitorte des regiona- 
len Aktionsprogramms rd. 60,0%. 


— Infrastruktur: 

O Im Jahr 1988 wurden 40,1 Mio. DM Haushaltsmit- 
tel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung von 
66 Investitionsvorhaben im Bereich der wirt- 
schaftsnahen Infrastruktur mit einem Investitions- 
volumen in Höhe von 91,6 Mio. DM bewilligt. 

Schwerpunkte waren die Bereiche Gewerbe- und 
Industriegeländeerschheßung (einschheßhch Bau 
von Gewerbe-Technikzentren) und Abwasserrei- 
nigungs- und Abwasserbeseitigungsmaßnahmen 
mit rd. 51 % aUer Projekte. 

O Der durchschnitthche Fördersatz, der bei den vor- 
genannten Infrastrukturprojekten gewährt wurde, 
betrug 33,7 % der Investitionskosten. 


2. Normalfördergebiet (nur Zonenrandgebiet) 

Von den in C 1. auf geführten Förderergeb nissen ent- 
fielen auf das Zonenrandgebiet für die „Gewerbhche 
Wirtschaft" 32,6 Mio. DM Haushaltsmittel. Mit diesen 
Mitteln wurden 84 Investitionsvorhaben mit einem In- 
vestitionsvolumen von 565,0 Mio. DM gefördert, wo- 
bei nach Angaben der Betriebe 2 325 zusätzhche Dau- 
erarbeitsplätze geschaffen wurden. Auf den Bereich 
Infrastruktur entfielen 34,3 Mio. DM Haushaltsmittel 
zur Förderung von 54 Investitionsvorhaben. Dadurch 
wurden Investitionen von 77,5 Mio. DM ermöghcht. 


3. Förderergebnisse (1985 bis 1989) 

Die Förderergebnisse in den Jahren 1985 bis 1989 
nach kreisfreien Städten/Kreisen/Landkreisen (so- 
weit zum Fördergebiet der GA gehörend) sind im An- 
hang 12 dargestellt. 
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2. Regionales Förderprogramm „Niedersachsen“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 

1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

Der Aktionsraum umfaßt folgende Arbeitsmarktregio- 
nen bzw. Teile von ihnen: 


Normalfördergebiet 

Cuxhaven, Bremerhaven*), Stade-Bremervörde, Un- 
terweser, Wilhelmshaven, Emden-Leer, Ammerland- 
Cloppenburg, Vechta-Diepholz, Nordhorn, Meppen, 
Syke, Oldenburg, Nienburg-Schaumburg, Hameln, 
Lingen, Rotenburg, Soltau, Uelzen, Lüneburg, Lü- 
chow-Dannenberg, Wolfsburg, Alfeld, Braunschweig- 
Salzgitter, Helmstedt, Hildesheim, Holzminden-Höx- 
ter*), Harz und Göttingen-Northeim. 


Sonderprogrammgebiet 

Osnabrück*), Braunschweig-Salzgitter, Bremen*). 

Bei der Abgrenzung des o. g. Aktionsraumes ist zu 
beachten, daß das durch die o. g. Arbeitsmarktregio- 
nen beschriebene Gebiet durch Feinabgrenzung (Ge- 
bietsaustausch) verändert wurde. 

Die zum gesamten Aktionsraum gehörenden kreis- 
freien Städte/Landkreise bzw. Teile davon sind im 
Anhang 13 aufgehstet. 

O Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft kon- 
zentriert sich im Normalfördergebiet auf 10 A- 
Schwerpunktorte, 11 B-Schwerpunktorte, 36 C- 
Schwerpunktorte und 7 E -Schwerpunktorte. Das 
Sonderprogrammgebiet ist zusätzlich mit einem 
A- Schwerpunkt-, 2 B- Schwerpunkt- und einem 
C-Schwerpunktort ausgestattet. 

Die räumlichen Schwerpunkte (Schwerpunktorte/ 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerblichen 
Förderung sind im Anhang 14 dargestellt. 

O Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum (einschl. 
Sonderprogrammgebiete, aber ohne Fördergebiete 
mit Übergangsregelungen): 

= Einwohner (Aktionsraum) 1988; 5 325 124 

= Einwohner (Niedersachsen 

insgesamt) 1988: 7 169 203 

= Einwohner (Schwerpunktorte/ 

Mitorte) 30. Juni 1988: 2 588 399 

= Räche qkm (Aktionsraum): 39 542 

= Räche qkm (Niedersachsen insgesamt) 47 439 

1) gemäß Beschlüssen des PA. vom 2. Juli 1987 und 14. April 
1988 

* ) niedersächsischer Teil der Arbeitsmarktregion 


2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Das niedersächsische Fördergebiet der Gemein- 
schaftsaufgabe setzt sich aus drei unterschiedlich be- 
gründeten, zum Teil einander überschneidenden 
Teilgebieten zusammen. Es handelt sich um 

— zum Normalfördergebiet gehörende Regionen au- 
ßerhalb des Zonenrandgebietes, 

— das zum Normalfördergebiet der Gemeinschafts- 
aufgabe gehörende Zonenrandgebiet, 

— Gebiete, für die wegen sektoraler Anpassungs- 
probleme Sonderprogramme der Gemeinschafts- 
aufgabe aufgelegt wurden. 


2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit 
des Aktionsraumes 

O Normalfördergebiet 

Für die außerhalb des Zonenrandgebietes lie- 
genden niedersächsischen Normalfördergebiete 
wurde die Förderbedürftigkeit im Rahmen der 
Neuabgrenzung der Fördergebiete im Jahre 1986 
festgestellt. Die Werte für die Abgrenzungsindika- 
toren sind in der Tabelle 1 ausgewiesen. 

Die Abgrenzungsindikatoren belegen besonders 
große Arbeitsmarktprobleme in den nordwest-nie- 
dersächsischen Regionen Emden/Leer, Ammer- 
land/Cloppenburg, Meppen, Wilhelmshaven und 
in der Region Lüchow-Dannenberg. Speziell diese 
Region wird darüber hinaus durch einen erhebli- 
chen Einkommensrückstand geprägt. 

Das zum Normalfördergebiet gehörende Zonen- 
randgebiet wird durch die Teilung Deutschlands in 
seiner wirtschaftlichen Entwicklung in erhebli- 
chem Maße beeinträchtigt. 

Durch die Ende 1989 erfolgte Öffnung der Grenze 
zur DDR ist die bisherige Schärfe des Grenzein- 
schnittes für den Personenverkehr deutlich redu- 
ziert worden. Bei den bestehenden und den kurz- 
fristig eingerichteten, provisorischen Grenzüber- 
gängen und Verkehrsverbindungen führte der Be- 
sucheransturm zu einer erheblichen Überlastung 
der Verkehrssysteme. Bezüglich der wirtschaftli- 
chen Verbindungen besteht die Beeinträchtigung 
durch die Grenze nahezu unvermindert fort, weil 
die unterschiedlichen Wirtschaftssysteme einen 
normalen Güter- und Leistungsaustausch weiter- 
hin nicht zulassen. Hierzu sind ordnungspolitische 
und administrative Änderungen durch rechthche 
und gesetzliche Regelungen in der DDR notwen- 
dig. Ferner ist die Wirtschaft der DDR insbesondere 
im grenznahen Bereich zu entwickeln, damit ein 
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handelsschaffender Effekt zustande kommen 
kann. 

Die Entwicklung seit der Öffnung der Grenze zur 
DDR beweist die Notwendigkeit, aber auch die er- 
folgreiche Gestaltung der bisherigen Förderung 
des Zonenrandgebietes: 

— Ohne die bisherige Förderung des Zonenrand- 
gebietes hätte der zusätzliche Personenverkehr 
nicht bewältigt werden können. 

— Ohne die bisherige Förderung würden auch 
diesseits der Grenze die Voraussetzungen für 
eine wirtschaftliche Überwindung der Grenze 
fehlen. 

Zugleich zeigt die Entwicklung aber auch, daß das 
Zonenrandgebiet auch zukünftig gefördert werden 
muß: 

— Im wirtschaftlichen Bereich, um die weiterbe- 
stehenden ökonomischen Belastungen auszu- 
gleichen und das Zusammenwachsen der Ge- 
biete beiderseits der Grenzen zu ermöglichen, 

— im nichtwirtschaftlichen Bereich, um den zu- 
sätzlichen Belastungen insbesondere auf sozia- 
lem Gebiet und im Bereich der Verkehrsinfra- 
struktur Rechnung zu tragen. 

Eine Fortsetzung der Förderung ist auch deshalb 
erforderüch, weil sich die Nachteile dieses Gebie- 
tes durch die ökonomisch weiterhin wirksame 
Grenze zur DDR mit der Realisierung des Europäi- 
schen Binnenmarktes verschärfen werden: 

— Durch die Schaffung des Europäischen Binnen- 
marktes verlagern sich tendenziell ökonomi- 
sche Aktivitäten in zentrale Gebiete der Euro- 
päischen Gemeinschaft Diese Gebiete sind 
vom niedersächsischen Zonenrandgebiet wei- 
ter entfernt als die bisher wichtigeren nationa- 
len Wirtschaftszentren. 

— Der mit dem Europäischen Binnenmarkt ver- 
bundene Abbau der Binnengrenzen der Euro- 
päischen Gemeinschaft verursacht besondere 
Entwicklungsimpulse, die speziell den Regio- 
nen zugute kommen, die beiderseits der Bin- 
nengrenzen liegen. Hiervon profitieren die 
— wie das niedersächsische Zonenrandge- 
biet — an den Außengrenzen gelegenen Regio- 
nen nicht. Ihre Wettbewerbsposition und Ent- 
wicklungschancen verschlechtern sich dement- 


sprechend speziell gegenüber den an den Bin- 
nengrenzen gelegenen Gebieten. 

Die für die Regionen des niedersächsischen Zonen- 
randgebietes ausgewiesenen Fördergebietsindika- 
toren (vergl. Tabelle 1) besagen deshalb nichts 
über ihre aus der Teilung Deutschlands und der 
damit verbundenen Grenzlage resultierende För- 
derbedürftigkeit. 

O Sonderprogrammgebiet: 

Von Sonderprogrammen der Gemeinschaftsauf- 
gabe wird eine dritte Gruppe von Gebieten erfaßt. 
Zum Teil gehören diese Gebiete bereits zum Nor- 
malfördergebiet, zum Teil liegen sie außerhalb des 
Normalfördergebietes. Die Werte für die FÖrderge- 
bietsindikatoren sind ebenfalls in der Tabelle 1 
ausgewiesen. 

Zum Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzar- 
beitsplätzen außerhalb der Eisen- und Stahlindu- 
strie gehören die Arbeitsmarktregion Braun- 
schweig/Salzgitter und Teile der Arbeitsmarktre- 
gion Osnabrück. Diese Gebiete wurden in das 1982 
aufgelegte und ursprünglich bis zum 3 1 . Dezember 
1985 laufende Sonderprogramm wegen eines Ver- 
lustes von rd. 6 400 Arbeitsplätzen in der Eisen- 
und Stahlindustrie aufgenommen. In den nachfol- 
genden Jahren wurde das Sonderprogramm we- 
gen eines andauernden Arbeitsplatzabbaues in der 
Eisen- und Stahlindustrie zweimal verlängert, zu- 
letzt im Rahmen des Sonderprogramms zur Schaf- 
fung von neuen Arbeitsplätzen außerhalb der Mon- 
tanindustrie in Regionen, die in besonderem Maße 
vom Strukturwandel betroffen sind, bis zum 
31. Dezember 1991. Dabei wurden in der Arbeits- 
marktregion Osnabrück die Gemeinden Belm, Bis- 
sendorf und Hagen a. T. W. zusätzlich einbezogen, 
gleichzeitig wurden für die von diesem Sonderpro- 
gramm begünstigten Gebiete zusätzliche Mittel 
der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von insgesamt 
50 Mio. DM für die Jahre 1989 bis 1993 bereitge- 
stellt. 


2.2. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktienraumes 

Informationen zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 
der einzelnen Arbeitsmarktregionen des Aktionsrau- 
mes sind der Tabelle Nr. 2 zu entnehmen. 
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Tabelle 1 


Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 1986 


Arbeitsmarkt- 

recfion 

Arbeitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 
1981-1985 

Bruttolohn 
und -gehalt 
der abhängig 
beschäftigten 
Personen 
im Jahres- 
durchschnitt 

1982 

Brutto- 
wertschöpfung 
zu Faktorkosten 
je Einwohner 

1982 

Infra- 
struktur- 
in dika- 
toren 
1985 

Einwohner 
(Stand: 31. Dezember 
1986) 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Anzahl 

in % des 
Bundes- 
bevöl- 
kerung 

Normalfördergebiet (Nichtzonenrandgebiet) 







* Cuxhaven 

11,0 

135,8 

30 470 

93,1 

18 827 

77,4 

71,9 

91 432 

0,15 

* Stade/Bremervörde 

11,7 

144,4 

29 718 

90,8 

18 840 

77,5 

88,4 

184 611 

0,30 

+ * Bremerhaven 

12,0 

148,1 

31 128 

95,1 

16 835 

69,2 

84,8 

124 219 

0,20 

• Unterweser 

12,4 

153,1 

30 818 

94,1 

21 060 

86,6 

105,5 

77 060 

0,13 

• Wilhelmshaven .... 

13,8 

170,4 

31 777 

97,1 

17 155 

70,5 

105,5 

218 945 

0,36 

* Emden/Leer 

17,3 

213,6 

30 190 

92,2 

18 110 

74,5 

98,1 

438,507 

0,72 

* Ammerland/ 










Cloppenburg 

17,0 

209,9 

28 229 

86,2 

20 024 

82,3 

86,7 

207 248 

0,34 

• Oldenburg 

12,6 

155,6 

30 921 

94,4 

24 906 

102,4 

118,2 

214 189 

0,35 

* Rotenburg AVümme 

11,1 

137,0 

28 597 

87,3 

18 786 

77,2 

83,6 

89 765 

0,15 

Soltau 

9,9 

122,2 

29 897 

91,3 

19 558 

80,4 

93,5 

65 294 

0,11 

Syke 

11,0 

135,8 

27 804 

84,9 

16 060 

66,0 

89,0 

85 941 

0,14 

Meppen 

15,0 

185,2 

29 348 

89,6 

18 152 

74,6 

94,3 

101 922 

0,17 

* Nordhorn 

12,6 

155,6 

30 237 

92,4 

18 306 

75,3 

84,5 

116 749 

0,19 

Lingen 

11,2 

138,3 

31 169 

95,2 

19 799 

81,4 

94,3 

98 205 

0,16 

* Grafschaft 










Dieph.A/echta . . . 

11,7 

144,4 

29 127 

89,0 

19 900 

81,8 

95,6 

177 329 

0,29 

Nienburg/ 










Schaumburg .... 

10,6 

130,9 

29 352 

89,7 

17 529 

72,1 

95,8 

247 234 

0,40 

Alfeld 

10,0 

123,5 

30 618 

93,5 

17 294 

71,1 

109,2 

79 140 

0,13 

Hameln 

11,7 

144,4 

30 251 

92,4 

22 033 

90,6 

106,2 

152 295 

0,25 

+ Holzminden 

12,1 

150,6 

30 492 

93,1 

18 245 

75,0 

101,2 

70 917 

0,12 

Normalfördergebiet (Zonenrandgebiet) 








Lüneburg 

10,9 

134,6 

30 378 

92,8 

18 961 

78,0 

99,8 

148 647 

0,24 

Uelzen 

11,7 

144,4 

27 934 

85,3 

19 707 

81,0 

99,9 

108 578 

0,18 

Lüchow- 










Dannenberg .... 

17,1 

211,1 

28 089 

85,8 

16 370 

67,3 

83,8 

48 528 

0,08 

Wolfsburg 

8,6 

106,2 

37 748 

115,3 

34 443 

141,6 

89,5 

226 327 

0,37 

* Helmstedt 

9,4 

116,0 

30 314 

92,6 

18 547 

76,3 

96,3 

58 635 

0,10 

* Braunschweig/ 










Salzgitter 

11,4 

140,7 

32 725 

100,0 

23 125 

95,1 

117,4 

607 674 

0,99 

Hildesheim 

10,0 

123,5 

30 561 

93,3 

20 625 

84,8 

109,2 

215 080 

0,35 

Harz 

10,4 

128,4 

29 773 

90,9 

18 865 

77,6 

109,5 

279 834 

0,46 

G ö ttingen/N o rtheim 

11,8 

145,7 

30 870 

94,3 

19 898 

81,8 

123,0 

359 774 

0,59 

+ Kassel 

10,8 

133,3 

32 193 

98,3 

23 199 

95,4 

106,3 

32 962 

0,05 

Sonderprogrammgebiet 









+ Osnabrück 

9,9 

122,2 

30 526 

93,2 

21 992 

90,4 

106,4 

411 566 

0,67 

Bundesdurchschnitt 

8,1 


32 740 


24 320 






1) Einwohner ohne Berücksichtigung der Veränderung durch die Feinabgrenzung 
+ nds. Teil der Arbeitsmarktregion 
* zugleich Sonderprogrammgebiet 
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Tabelle 2 

Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation des Aktionsraumes 


Arbeitsmarkt- 

Erwerbsfähigen- 

quote 

(31. Dezember 
1987) 

(Basis VZ 1987) 

Arbeitslosen- 

quote 

Jahresdurch- 
schnitt 1988 

Beschäftigte im 
Verarbeitenden 
Gewerbe auf 

1 000 Einwohner 
1988 

Lohn- und 
Gehaltssumme 
je Beschäftigten 
im Verarbeitenden 
Gewerbe 1988 

Bruttowertschöpfung 
je Einwohner 1986 
zu Faktorkosten 

region 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

absolut 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Cuxhaven 

68 J 

97,1 

n,4 

132,1 

53 

46,1 

34 772 

74,8 

22 284 

74,8 

Stade/Bremervörde . . . 

68,6 

97,8 

9,1 

105,6 

47 

40,9 

48 054 

103,3 

22 833 

76,6 

Lüneburg 

69,7 

99,4 

9,7 

112,4 

63 

54,8 

39 857 

85,7 

22 249 

74,7 

Bremerhaven (nds. T.) . 

70,4 

100,4 

12,9') 

149,0 

16 

13,9 

39 556 

85,1 

20 214*) 

67,8 

Unterweser 

69,6 

99,3 

12,2 

141,3 

113 

98,3 

41 996 

90,3 

25 304 

84,9 

Wilhelmshaven 

69,6 

99,3 

14,6 

168,8 

65 

56,5 

42 182 

90,7 

27 511 

94,3 

Emden/Leer 

69,0 

98,4 

15,4 

177,8 

64 

55,7 

44 697 

96,1 

21 251 

71,3 

Ammerland/ 
Cloppenburg 

68,9 

98,3 

11,7 

136,0 

87 

75,7 

35 638 

76,6 

21 456 

72,0 

Oldenburg 

70,4 

100,4 

13,5 

156,5 

51 

44,3 

38 225 

82,2 

28 192 

94,6 

RotenburgAV 

69,5 

99,1 

8,7 

101,0 

47 

40,9 

39 510 

85,0 

20 566 

69,0 

Soltau 

69,4 

99,0 

9,0 

104,2 

44 

38,3 

33 867 

72,8 

26 085 

87,5 

Uelzen 

67,1 

95,7 

10,8 

124,7 

53 

46,1 

38 511 

82,8 

23 884 

80,1 

Lüchow-Dannenberg . . 

65,4 

93,3 

14,7 

170,2 

62 

53,9 

38 962 

83,8 

19 619 

65,8 

Syke 

69,2 

98,7 

8,9 

103,3 

40 

34,8 

35 272 

75,8 

17 732 

59,5 

Meppen 

69,0 

98,4 

11,1 

128,0 

61 

53,0 

38 756 

83,3 

22 064 

74,0 

Osnabrück (nds. T.) . . . 

69,3 

98,8 

9,5') 

110,5 

107 

93 

42 269 

90,9 

26 503*) 

88,9 

Nordhorn 

68,3 

97,4 

11,3 

130,8 

103 

89,6 

38 434 

82,6 

21 515 

72,2 

fingen 

68,9 

98,3 

9,2 

106,3 

89 

77,4 

44 248 

95,1 

21 449 

72,0 

Dieph./Vechta 

68,7 

98,0 

8,8 

102,2 

84 

73,0 

38 440 

82,7 

25 620 

86,0 

Nienburg/Schaumburg 

68,4 

97,6 

8,3 

95,7 

77 

67 

40 649 

87,4 

20 618 

69,2 

Wolfsburg 

71,9 

102,6 

7,5 

87,2 

+ 

+ 

+ 

+ 

44 638 

149,8 

Helmstedt 

67,3 

96,0 

9,1 

105,4 

78 

67,8 

42 818 

92,1 

23 126 

77,6 

Braunschweig/ 

Salzgitter 

69,8 

99,6 

11,7 

135,1 

116 

100,9 

48 035 

103,3 

28 069 

94,2 

Hildesheim 

69,0 

98,4 

10,6 

122,2 

101 

87,8 

42 732 

91,9 

25 287 

84,8 

Alfeld 

67,6 

96,4 

9,1 

105,3 

119 

103,5 

44 838 

96,4 

21 257 

71,3 

Hameln 

67,2 

95,9 

10,9 

126,3 

88 

76,5 

41 422 

89,1 

26 549 

89,1 

Holzminden/Höxter 
(nds. T.) 

66,7 

95,1 

11,5^) 

133,4 

123 

107 

44 426 

95,5 

23 280*) 

78,1 

Harz 

66,9 

95,4 

10,9 

126,3 

101 

87,8 

42 874 

92,2 

23 440 

78,6 

Göttingen/Northeim . . 

69,9 

99,7 

11,8 

137,1 

90 

78,3 

41 993 

90,3 

22 835 

76,6 

Kassel (nds. T.) 

67,2 

95,9 

9,5*) 

110,3 

90 

78,3 

41 857 

90,0 

28 090*) 

94,2 


• ) AMR insgesamt 


B. EntwicklungszieleZ-aktionen und 
Finanzmittel 

1. EntwicklungszieleAaktionen und Finanzmittel 
im Rahmen der GA 

a) Die nachfolgend im Finanzierungsplan (Tabelle 
Nr. 3) genannten Entwicklungsaktionen und Fi- 
nanzmittel für das Normalfördergebiet dienen der 
Schaffung neuer und der Sicherung vorhandener 
Arbeitsplätze sowie der Verbesserung der Infra- 
struktur. Das regionalpolitische Instrumentarium 
stellt dabei ein Angebot in den verschiedenen Ar- 
beitsmarktregionen dar. In welcher Weise und in 
welchem Umfang dieses Angebot aufgegriffen 
wird, hängt wesentlich von den jeweiligen regio- 


nalen Engpässen sowie davon ab, welche konkre- 
ten Investitionen beabsichtigt und im Sinne der 
regionalpolitischen Ziele gefördert werden kön- 
nen. Unter diesen Vorbehalten stehen die Zahlen 
über die zu fördernden Investitionen und die dafür 
vorgesehenen Finanzmittel. 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll im gesamten För- 
dergebiet von Niedersachsen ein Investitionsvolu- 
men der gewerblichen Wirtschaft (einschl. Frem- 
denverkehr) in Höhe von rd. 8,5 Mrd. DM und ein 
Investitionsvolumen im Bereich der wirtschaftsna- 
hen Infrastruktur in Höhe von rd. 612 Mio. DM 
gefördert werden. Hierfür sollen Haushaltsmittel in 
Höhe von rd. 829,3 Mio. DM eingesetzt werden 
(s. Finanzierungsplan, Tabelle Nr. 3). 
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Tabelle 3 


Finanzierungsplan 

in Mio. DM 



zu fördernde 









Investitionen 



Finanzmittel 




im Zeitraum 

1990 bis 1994 








Geplante Maßnahmen 



















ins- 

gesamt 

davon 
im ZRG 






1990 bis 1994 | 


19901) 

19912) 

19922) 

19932) 

19942) 

ins- 

davon 








gesamt 

im ZRG 

1. Förderung der ge- 










werblichen Wirt- 

schaft einschließlich 
Fremdenverkehr bei 










Errichtung, Ausbau, 
Umstellung oder 

grundlegender Ra- 
tionalisierung von 
Gewerbebetrieben . 

8 500,- 

4 100,- 








a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm- 



100,- 

100,- 

100,- 

100,- 

100,- 

500,- 

241- 

Mittel 



6,- 

6,- 

6,- 

6,- 

— 

24,- 


c) Investitionszulage 

2. Förderung des Ab- 



350,10 

— 

— 



350,10 

168,25 

baus der Infrastruk- 
tur, soweit für die 
Entwicklung der ge- 
werblichen Wirt- 

schaft einschließlich 
Fremdenverkehr er- 
forderlich 

612,- 

304,- 








a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm- 



65,85 

65,85 

65,85 

65,85 

65,85 

329,25 

158,70 

Mittel 



4,- 

4,- 

4,- 

4,- 

— 

16,0 

— 

insgesamt 

9 112,- 

4 404,- 








a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm- 



165,85 

165,85 

165,85 

165,85 

165,85 

829,25 

399,70 

Mittel 



10,- 

10,- 

10,- 

10,- 

— 

40,- 

— 

c) Investitionszulage 



350,10 

— 

~ 

— 

— 

350,10 

168,25 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 aufgestockt. Eine Aufteilung dieser zusätzUchen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 


Die Aufteilung auf die verschiedenen Investitions- 
bereiche stellen Plandaten dar. Die entsprechen- 
den Haushaltsansätze sind gegenseitig deckungs- 
fähig und erlauben daher eine flexible Anpassung 
an die Entwicklung des Antragsvolumens für die 
einzelnen Investitionskategorien. 


b) Die nachfolgend genannten zeitlich befristeten 
Entwicklungsaktionen und Finanzmittel für die un- 
ter Abschnitt A 2.1 beschriebenen Sonderpro- 
grammgebiete dienen vorrangig der Schaffung 
von neuen wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen au- 
ßerhalb, der Eisen- und Stahlindustrie sowie der 
Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur. 


Hierfür stehen Haushaltsmittel in Höhe von 
40 Mio. DM zur Verfügung (s. Tabelle Nr. 3). 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

Der nordwestliche Teil des Fördergebietes gehört zum 
nationalen Programm von gemeinschaftlichem Inter- 
esse (NPGi) des Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE), das am 27. Juli 1988 mit einer 
Laufzeit von 1988 bis 1991 genehmigt wurde. 

Dieses Programm wird weitgehend im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe durchgeführt; für die Förde- 
rung von Dienstleistungs- und Beratungstätigkeiten, 
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die nicht im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
fördert werden können, sind 10,4 Mio. DM Landes- 
mittel vorgesehen. Der finanzielle Beitrag der EFRE 
beläuft sich für das NPGi auf insgesamt 109,2 Mio. 
DM; dies entspricht einem durchschnitthchen Zu- 
schußsatz von 33,7 % der in dem Programm berück- 
sichtigten öffenthchen Gesamtausgaben. 

In den Arbeitsmarktregionen Braunschweig-Salzgit- 
ter, Osnabrück, Bremen und Cuxhaven werden dar- 
über hinaus Sonderprogramme im Rahmen spezifi- 
scher Gemeinschaftsmaßnahmen des EFRE durchge- 
führt bzw. sind durchgeführt worden, an deren Finan- 
zierung sich der EFRE mit insgesamt rd. 23 Mio. DM 
beteiligt. 

Das Land Niedersachsen setzte für die regionale 
Strukturverbesserung in Gebieten des Landes-Förde- 
rungsprogramms „Niedersachsen" seit Jahren zusätz- 
hche Landesmittel ein. Im Haushaltsjahr 1988 waren 
es 30,5 Mio. DM, 

Das Gebiet des regionalen Förderprogramms „Nie- 
dersachsen" wird zum weitaus größten Teil auch bei 
der Förderung nach der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" mit Vorrang berücksichtigt. Die Maßnahmen 
zum Ausbau der allgemeinen der Wirtschaft dienen- 
den Infrastruktur werden in Übereinstimmung mit 
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
durchgeführt. In diesem Zusammenhang ist — wie 
sich aus den nachfolgend beschriebenen Maßnahmen 
ergibt — neben den verkehrsinfrastrukturellen Pro- 
jekten eine hohe Bedeutung auch den Bereichen zu- 
zumessen, die sich dem Ausbau der wirtschaftsnahen 
Forschungsinfrastruktur und der technologieorien- 
tierten kommunalen Infrastruktur zuwenden. 

a) Ausbau der Bundesfernstraßen 

Für die Arbeitsmarktregionen Emden/Leer, Meppen, 
Nordhorn und Lingen: 

O Die künftige Fernstraßenverbindung zwischen 
Emden- West und dem Ruhr gebiet (A 31). Sie führt 
durch den gesamten Aktionsraum. Fertiggestellt ist 
seit 1981 der Teilabschnitt Emden-Nord bis Neer- 
moor in Ostfriesland. Die übrigen Abschnitte sind 
entweder bereits im Bau oder als vordringlicher 
Bedarf im Bedarfsplan Bundesfernstraßen einge- 
stuft. Letztere befinden sich entweder in der Bau- 
vorbereitung, in der Planfeststellung oder in der 
Planung. Regelmäßige Fertigstellungen von Teil- 
abschnitten sind vorgesehen. 

O In der Region Emden/Leer befindet sich die Ver- 
bindung Niederlande-Leer-Oldenburg-Delmen- 
horst (A 28). Ein Drittel der Strecke wurde 1988 
dem Verkehr übergeben, der Rest befindet sich im 
Bau. 

O In der Region Emden/Leer werden sowohl die A 28 
wie die A 31 bis 1992 mit dem gemeinsamen Ems- 
tunnel fertiggestellt sein. Der Abschnitt Bunde/ 
Leer im Zuge der A 28/A 31 ist im Oktober 1989 
dem Verkehr übergeben worden. 

O Die Autobahn Niederlande-Osnabrück-Bad 
Oeynhausen (A 30) wurde in der Region Nordhorn 


1985 fertiggestellt. In der Region Lingen ist der 
letzte Abschnitt im Bau. Fertiggestellt 1991/92. 

Für die Arbeitsmarktregionen Ammerland/Cloppen- 
burg, Osnabrück und Grafschaft Diepholz/ Vechta: 

O Für die Autobahn Hamburg-Bremen-Osnabrück- 
Münster (A 1) ist der Gstreifige Ausbau in der Stufe 
„Planungen" des Bedarfsplanes Bundesfemstra- 
ßen vorgesehen. Die Entwurfsbearbeitung für den 
Gstreifigen Ausbau ist im Jahre 1989 angelaufen. 

O In der Region Ammerland/Cloppenburg wurde 
1988 der Restabschnitt der Verbindung Nieder- 
lande-Leer-Oldenburg-Delmenhorst (A 28) dem 
Verkehr übergeben. 

O In der Region Osnabrück wurden bis 1988 18 km 
der Autobahn Osnabrück-Bielefeld-Paderbom 
(A 33) dem Verkehr übergeben. Die südliche Rest- 
strecke befindet sich in der Planfeststellung. Der 
Nordabschnitt ist Bestandteil der Stufe „Planun- 
gen" des Bedarfsplanes Bundesfernstraßen. 

Für die Arbeitsmarktregionen Wilhelmshaven und Ol- 
denburg: 

O Die Verbindung Ahlhorner Heide-Oldenburg- 
Wilhelmshaven (A 29) wurde bis 1984 fertigge- 
stellt: 

Für die Arbeitsmarktregionen Cuxhaven und Bremer- 
haven: 

O Hier wurde der letzte Abschnitt der Verbindung 
Walsrode-Verden-Bremen-Bremerhaven-Cuxha- 
ven (A 27) 1981 dem Verkehr übergeben. 

Für die Arbeitsmarktregion Stade/Bremervörde: 

O Die künftige Verbindung Stade-Buxtehude-Ham- 
burg (A 26) ist als vordringlicher Bedarf des Be- 
darfsplanes Bundesfernstraßen ausgewiesen. Das 
Raumordnungsverfahren wurde Anfang 1989 ab- 
geschlossen. Die Bestimmung der Linienführung 
durch den Bundesminister für Verkehr steht an. 

Für die Arbeitsmarktregionen Bremen und Roten- 
burg/Wümme: 

O Die Autobahn Hamburg-Bremen-Osnabrück- 
Münster (A 1) soll in der Stufe „Planungen" des 
Bedarfsplanes Bundesfernstraßen sechsstreifig 
ausgebaut werden. 

Für die Arbeitsmarktregion Nienburg/Schaumburg; 

O Die Autobahn Ruhrgebiet-Hannover-Braun- 
schweig-B erlin (A 2) wird hier z. Zt. sechsstreifig 
ausgebaut. 

Für die Arbeitsmarktregionen Lüneburg und Soltau: 

O In der Region Lüneburg wird die Autobahn Ham- 
burg-Hannover-Kassel (A 7) z. Zt. überwiegend 
sechsstreifig ausgebaut. Ansonsten ist in den ge- 
nannten Regionen der sechsstreifige Ausbau inner- 
halb der Stufen „Planungen" des Bedarfsplanes 
Bundesfernstraßen vorgesehen. 

O In der Region Lüneburg befindet sich die vorrangig 
eingestufte Autobahn Maschen- Winsen-Lüne- 
burg (A 250) bis Winsen unter Verkehr, im Bereich 
Winsen im Bau und auf dem Restabschnitt bei Lü- 
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neburg im Planfeststellungsverfahren. Dieser Ab- 
schnitt soll 1990 in Bau gehen. 

Für die Arbeitsmarktregionen Hildesheim, Harz, 
Göttingen/Northeim und Kassel. 

O Die Autobahn Hamburg-Hannover-Kassel (A 7) 
wird zwischen Hannover und Hildesheim sowie 
zwischen Friedland und Kassel bis 1992 auf sechs 
Fahrstreifen verbreitert. Für die dazwischenlie- 
gende Strecke ist der östreifige Ausbau in der Stufe 
„Planungen'' des Bedarfsplanes Bundesfernstra- 
ßen vorgesehen. 

O In der Region Harz wurde 1988 die Autobahn 
Braunschweig-Wolfenbüttel-Bad Harzburg (A 395) 
fertiggestellt. 

Für die Arbeitsmarktregionen Wolfsburg und Braun- 
schweig/Salzgitter: 

O An der Autobahn Salzgitter-Braunschweig-Wolfs- 
burg (A 39) wird z. Zt. ein Restabschnitt westlich 
Salzgitter bis 1990 fertiggestellt. Für die 17 km 
lange Lücke östlich Braunschweig laufen die Plan- 
feststellungsverfahren. Anschließend soll mit dem 
Bau begonnen werden. 

O Für den Restabschnitt der Autobahn Braun- 
schweig-Wolfenbüttel-Bad Harzburg (A 395) zwi- 
schen Wolfenbüttel und Schladen sind die Bauvor- 
bereitungen angelaufen. Eine Fertigstellung bis 
1993 wird angestrebt. 

O Die Westtangente Braunschweig (A 391) wurde 
1987 mit der Autobahn A 7 verknüpft. 

b) Der Ausbau der Schienenwege hat hohe struktur- 
politische Bedeutung und wirkt sich besonders in 
den von den Maßnahmen erfaßten Regionen aus. 

Für die Arbeitsmarktregionen Braunschweig-Salzgit- 
ter, Helmstedt 

O Schnellbahnverbindung Hannover-Berlin 

Die Bundesregierung verhandelt z. Zt. mit der DDR 
über den Ausbau der sog. Nordtrasse auf DDR-Gebiet 
auf 200 km/h. 

Für die Arbeitsmarktregionen Hildesheim, Alfeld, 
Gö ttingen-N or dheim 

O DB-Neubaustrecke Hannover-Würzburg 

Die Realisierung der Neubaustrecke in Nieder- 
sachsen kommt planmäßig voran. Auf der gesam- 
ten Streckenlänge von 133 km in Niedersachsen 
wird gebaut, so daß die vorgesehene Inbetrieb- 
nahme für 1991 gesichert ist. 

c) Kanal- und Hafenausbauten 

Die nachstehend genannten Maßnahmen sind geeig- 
net, den von ihnen betroffenen Regionen Impulse zur 
weiteren Wirtschaftsentwicklung zu geben. 

Für die Arbeitsmarktregionen Osnabrück, Nienburg- 
Schaumburg, Hildesheim, Braunschweig-Salzgitter, 
Helmstedt: 

Ausbau des Mittellandkanals 


Rund 70% der geplanten Baumaßnahmen am Mit- 
tellandkanal sind 1988 abgeschlossen. Über die 
Hälfte der Kanalstrecke ist bereits für den Verkehr 
mit voll beladenen Europaschiffen freigegeben. 
Ende der 90er Jahre soll der Mittellandkanal 
einschl. seiner Zweigkanäle vollständig ausgebaut 
sein. 

Für die Arbeitsmarktregion Emden-Leer: 
Dollarthafen 

Die Entwicklung des Emder Hafens ist als einziger 
Konzentrationspunkt im strukturschwachen Raum 
für die Gesamtregion von überragender Bedeutung. 
Das Planfeststellungsverfahren ist eingeleitet. Der 
Kooperationsvertrag Ems-Dollart ist 1985 von der 
Bundesrepublik Deutschland ratifiziert worden. Die 
Ratifizierung auf niederländischer Seite steht noch 
aus. Angesichts der zunehmenden Unsicherheit, ob 
und wann die Niederlande ratifizieren werden, hat 
die Landesregierung beschlossen, nach möglichst 
gleichwertigen Alternativen zu suchen, die ohne 
besonderen Vertrag mit den Niederlanden machbar 
wären. Die Option „Dollarthafen" bleibt bis zur 
Festlegung einer Alternative bestehen. 

Für die Arbeitsmarktregion Cuxhaven: 

Ausbau des Hafens Cuxhaven 

Für die Mehrzweckumschlagsanlage an der Elbe in 
Cuxhaven-Groden wird z. Zt. das Planfeststellungs- 
verfahren vorbereitet. Hierzu werden umfangreiche 
Untersuchungen — auch hinsichtlich der Umwelt- 
verträglichkeit — durchgeführt. Das Verfahren ist 
1989 eingeleitet worden. 

Für die Arbeitsmarktregion Brake: 

Ausbau des Hafens Brake 

Die Grundinstandsetzung und Verstärkung des 
Mittel- und Südpiers an der Weser ist weitgehend 
abgeschlossen. Für die Norderweiterung des Ha- 
fens ist das Planfeststellungsverfahren eingeleitet 
worden. Der Planfeststellungsbeschluß liegt vor. 

d) Aktionen im Forschungs- und Entwicklungs- 
bereich 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" sind ver- 
schiedene Technologieparks bzw. Gründerzentren 
(z. B. in Syke und Nordhorn) sowie Einrichtungen der 
Kommunikationsinfrastruktur (in Norden und Nord- 
horn) gefördert worden. Die Projekte haben dazu bei- 
getragen, die Forschungs- und Entwicklungsbedin- 
gungen in den betroffenen Arbeitsmarktregionen we- 
sentlich zu verbessern. In die gleiche Richtung wirken 
Großforschungsinstitute sowie Einrichtungen der 
wirtschaftsnahen Forschungsinfrastruktur im Förder- 
gebiet, zu denen insbesondere folgende Institute ge- 
hören: 

— Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raum- 
fahrt e. V. Braunschweig und Göttingen, 

— Fraunhofer- Gesellschaft (FHG) — Wilhelm-Klau- 
ditz-Institut für Holzforschung, Braunschweig, 
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— FHG-Institut für Schicht- und Oberflächentechnik 
(IST) Braunschweig, 

— Institut für Angewandte Mikroelektronik e. V., 
Braunschweig, 

— Deutsches Institut für Lebensmitteltechnik e. V., 
Quakenbrück, 

— Institut für Erdölforschung (IFE) Clausthal-Zeller- 
feld, 

— Institut für Solarenergieforschung GmbH in Ha- 
rn ein- Emmerthal, 

— Technologiepool Ostfriesland in Emden, 

— Zentrum für Funktionswerkstoffe GmbH Göttin- 
gen/Clausthal-Zellerfeld 

Außer durch diese wirtschaftsnahen Forschungs- und 

Entwicklungsaktivitäten profitiert das nds. Förderge- 
biet von landesweit angelegten bzw. eingesetzten 

Programmen, Aktionen und Institutionen, zu denen 

insbesondere zählen: 

— Einzelbetriebliche Projektförderung, 

— Innovationsassistentenprogramm, 

— Erfinderförderung, 

— Technologie-Trainingszentren, 

— Datenbankdienste Niedersachsen, 

— Innovationsberatung der nds. Industrie- und Han- 
delskammern und Handwerkskammern, 

— Technologietransfer-Beauftragte und Technolo- 
gie-Kontaktstellen der Hochschulen und Fach- 
hochschulen, 

— Fachkoordinierungsstellen „Physikalische Tech- 
nologien" sowie „Umwelttechnik", 

— Nds. Agentur für Technologietransfer und Innova- 
tionsförderung (NATI), 

— Deutsches Windenergieinstitut GmbH (DEWI) 
Wühelmshaven 


C. Fördermaßnahmen 1988 

(gewerbhche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1. Normalfördergebiete 

(insgesamt, Förderung aus dem Normalansatz 

der Gemeinschaftsaufgabe) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahre 1988 wurden im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe insgesamt 531 Projekte der ge- 
werbhchen Wirtschaft (einschl. Fremdenver- 
kehr) mit einem Investitionsvolumen in Höhe 
von 2 700 Mio. DM bewilligt. Hierfür wurden 
Mittel der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 
162,3 Mio. DM eingesetzt. Hinzu kommen noch 
Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der regionalen Investitionszulage. Mit diesen 
Investitionsvorhaben sollen im Fördergebiet rd. 


6 500 neue Dauerarbeitsplätze geschaffen und 
rd. 5 600 Arbeitsplätze gesichert werden. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten lie- 
gen dabei auf Einrichtungs- und Erweiterungs- 
investitionen (95% aller Investitionsprojekte), 
die aus regionalwirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten die größte Bedeutung für strukturschwache 
Regionen haben. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß der Bereich 
Stahl-Maschinen- und Fahrzeugbau auf Platz 1 
zu setzen ist mit 21,2 % des geförderten Investi- 
tionsvolumens. 

O Die Förderhöchstsätze wurden in allen Fällen 
ausgenutzt; der durchschnittliche Fördersatz 
(ohne Investitionszulage) beträgt rd. 7% der 
förderfähigen Investitionskosten. 

O Von den geförderten Investitionsprojekten ent- 
fallen auf die Schwerpunktorte/ Mitorte rd. 80 % 
aller Vorhaben. 

— Infrastruktur 

O 33 Investitionsprojekte im Bereich der wirt- 
schaftsnahen Infrastruktur mit einem Investi- 
tionsvolumen in Höhe von 45 Mio. DM wurden 
1988 mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe in 
Höhe von 22,6 Mio. DM bewilhgt. 

O Schwerpunkte liegen hier in den Bereichen 
Fremdenverkehr und Industriegeländeerschlie- 
ßung mit rd. 82% aller Projekte. 

O Der durchschnittliche Fördersatz, der bei den 
Infrastrukturprojekten gewährt wurde, beträgt 
50 % der Investitionskosten. 


2. Normalfördergebiete 

(nur Zonenrandgebiet, Förderung aus dem 

Normalansatz der Gemeinschaftsaufgabe) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahre 1988 wurden 84,8 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 250 Investitionsvorhaben der gewerb- 
lichen Wirtschaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) mit einem Investitionsvolumen von 
850 Mio. DM bewilligt. Hinzu kommen noch 
Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der regionalen Investitionszulage. Mit diesen 
Investitionsvorhaben im Normalfördergebiet 
verbunden ist die Schaffung von rd. 3 600 neuen 
Dauerarbeitsplätzen und die Sicherung von rd. 
11 000 bestehenden Arbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeit liegen 
dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsinve- 
stitionen (90% aller Investitionsprojekte), die 
aus regionalwirtschafüichen Gesichtspunkten 
die größte Bedeutung für strukturschwache Re- 
gionen haben. 

O Die Förderhöchstsätze wurden in allen Fällen 
ausgenutzt; der durchschnittliche Fördersatz 


41 



Drucksache 11/7501 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


(ohne Investitionszulage) beträgt 10,0% der In- 
vestitionskosten. 

— Infrastruktur 

O Im Jahr 1988 wurden 9,0 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 14 Investitionsvorhaben im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem 
Investitionsvolumen in Höhe von 15,3 Mio. DM 
bewilligt. 

O Schwerpunkte liegen hier in den Bereichen In- 
dustriegeländeerschheßung und Ver- und Ent- 
sorgungsinfrastruktur mit rd. 80% aller Pro- 
jekte. 

O Der durchschnittiiche Fördersatz, der bei den 
obengenannten Infrastrukturprojekten gewährt 
wurde, beträgt 60 % der Investitionskosten. 


3. Sonderprogrammgebiet 

(innerhalb und außerhalb des 
Normalfördergebietes, Förderung aus 
Sonderprogrammitteln) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahre 1988 wurden 21,9 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 37 Investitionsvorhaben der gewerbh- 
chen Wirtschaft mit einem Investitionsvolumen 


von rd. 310 Mio. DM bewilligt. Hinzu kommen 
noch Steuermindereinnahmen durch die Ge- 
währung der regionalen Investitionszulage. Mit 
diesen Investitionsvorhaben verbunden ist die 
Schaffung von rd. 800 neuen Dauerarbeitsplät- 
zen und die Sicherung von rd. 900 bestehenden 
Arbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten lie- 
gen dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsin- 
vestitionen (95% aller Investitionsprojekte), die 
im Gegensatz zu Umstellungs- und Rationalisie- 
rungsinvestitionen aus regional wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten die größte Bedeutung für 
strukturschwache Regionen haben. 

O Die Förderhöchstsätze wurden in allen Fällen 
ausgenutzt; der durchschnittliche Fördersatz 
(ohne Investitionszulage) beträgt 7 % der Inve- 
stitionskosten. 

Infrastruktur 

O Im Jahre 1988 wurden 8,5 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 5 Investitionsvorhaben im Bereich der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem Inve- 
stitionsvolumen in Höhe von 26,3 Mio. DM be- 
wiUigt. 

O Der durchschnitthche Fördersatz, der bei den 
obengenannten Infrastrukturprojekten gewährt 
wurde, beträgt 31% der Investitionskosten. 
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3. Regionales Förderprogramm „Bremen“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 


1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

Der Aktionsraum umfaßt die Städte Bremen und Bre- 
merhaven. Da die niedersächsischen Umlandgemein- 
den, die gemeinsam mit den bremischen Städten die 
Arbeitsmarktregionen Bremen und Bremerhaven bil- 
den, im regionalen Aktionsprogramm „Niedersach- 
sen" berücksichtigt sind, ist es erforderlich, von der 
ansonsten im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe üb- 
hchen regionalen Ghederung (Arbeitsmarktregionen) 
abzuweichen. Im Analyseteil sind die Strukturkenn- 
ziffern der Arbeitsmarktregionen allerdings soweit 
möglich nachrichtlich ergänzt. 

Die Städte Bremen und Bremerhaven sind wie folgt in 
die Fördergebietskuhsse der Gemeinschaftsaufgabe 
eingebunden: 

O Bremerhaven: Die Stadt Bremerhaven ist Zentrum 
der gleichnamigen Arbeitsmarktregion (vgl. An- 
hang 13), die zum Normalfördergebiet der Ge- 
meinschaftsaufgabe gehört. Die Stadt ist als B- 
Schwerpunktort ausgewiesen und umfaßt neben 
der Stadtgemeinde selbst auch die bremischen Ge- 
biete in Bremerhaven. Zum Schwerpunktort gehö- 
ren die niedersächsischen Umlandgemeinden Lan- 
gen und Loxstedt (Luneplate) als Mitorte. Die Stadt 
Bremerhaven ist als Fremdenverkehrsgebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe eingestuft ^). 

O Bremen: Die Arbeitsmarktregion Bremen (vgl. An- 
hang 13) ist ein Sonderprogrommgebiet der Ge- 
meinschaftsaufgabe. Das ursprünglich auf den 
Zeitraum 1984/87 begrenzte „Sonderprogramm 
zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb 
der Schiffbau- sowie der Eisen- und Stahlindustrie" 
wurde zwischenzeitlich bis Ende 1990 verlängert 2). 
Im Jahre 1990 werden jedoch keine Bundesmittel 
für das Sonderprogramm zur Verfügung gestellt. 

Die Stadt Bremen ist B-Schwerpunktort; für die Zu- 
schußförderung der gewerblichen Wirtschaft gelten 
die im Teil II des Rahmenplans festgelegten Regelun- 
gen. Seit 1987 gehört die Stadt Bremen darüber hin- 
aus zu den ausgewiesenen Fremdenverkehrsgebieten 
der Gemeinschaftsaufgabe 3). 

1) Beschluß des Planungsausschusses vom 20. Mai 1987 

2) Beschlüsse des Planungsausschusses vom 14. Oktober 1983, 
29. November 1983, 5. November 1986 und vom 29. Januar 
1990 

3) Beschluß des Planungsausschusses vom 2. Juli 1987 


Fläche und Bevölkerung 

(Stand: 31. Dezember 1987) 


Region 

Einwohner 1) 

Fläche 

(qkm) 2) 

Stadt Bremerhaven 

126 205 

87 

niedersächsisches Umland 

124 094 

1 509 

Arbeitsmarktregion 
Bremerhaven 

250 299 

1 596 

darunter in SPO/Mitorten . 

156 054 

369 

Stadt Bremen 

532 686 

318 

niedersächsisches Umland 

275 890 

1 139 

Arbeitsmarktregion 

Bremen 

808 576 

1 457 

darunter in SPO/Mitorten . 

605 001 

380 

Land Bremen 

658 891 

404 


h Für Bremen und Bremerhaven: Fortschreibung der VZ 1987; 
für Umland: Fortschreibung der VZ 1970 

2) Zuordnung des stadtbremischen Überseehafengebietes 
Brhv. zu Bremerhaven 

2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit 
des Aktionsraumes 

O Bremerhaven: Die Seestadt und ihr niedersächsi- 
sches Umland zählen zu den strukturschwächsten 
Regionen des Bundesgebietes. Die für die Neuab- 
grenzung der GA-Fördergebiete 1986 berechneten 
Kennziffern (vgl. Tab. 1) weisen demzufolge für 
Bremerhaven durchweg — z. T. erhebhche — 
Rückstände gegenüber dem Bundesdurchschnitt 
aus. Die hohen Beschäftigungsverluste in den vom 
Strukturwandel betroffenen Industriesektoren 
(Schiffbau, Fischwirtschaft) konnten in den übri- 
gen Wirtschaftsbereichen nicht annähernd kom- 
pensiert werden, so daß die Arbeitslosenquote der 
Arbeitsmarktregion in der ersten Hälfte der 80er 
Jahre bereits um rd. 37 % höher ausfiel als im übri- 
gen Bundesgebiet. 

Als Folge der hohen Arbeitslosigkeit blieb auch das 
wirtschaftliche Leistungsniveau Bremerhavens 
deutlich hinter dem Bundesdurchschnitt zurück: 
Die einwohnerbezogene Bruttowertschöpfung er- 
reichte 1982 weder in der Region noch im Stadtge- 
biet Bremerhavens den Durchschnittswert des üb- 
rigen Bundesgebietes. Wie problematisch sich die 
wirtschaftliche Situation Bremerhavens bereits in 
dem für die Neuabgrenzung maßgebhchen Beob- 
achtungszeitraum darstellte, zeigt sich daran, daß 
selbst das in Großstädten ansonsten strukturbe- 
dingt überdurchschnitthche Einkommensniveau 
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Tabelle 1 


Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 1986 


Arbeitsmarkt- 

region 

Arbeitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 

1981 bis 1985 

Bruttolohn 
und -gehalt 
der Abhängigen/ 
im Jahres- 
durchschnitt 
beschäftigte 
Personen 1982 

Bruttowertschöpfung 
zu Faktorkosten 
je Einwohner 
1982 

Infra- 
struktur- 
in dika- 
toren 
1985 

Einwohner 

am 31. Dezember 1986 

ins- 

gesamt 

Anteil 

am 

Bundes- 

gebiet 

% 

Bundes- 
gebiet 
= 100 

DM 

Bundes- 
gebiet 
= 100 

DM 

Bundes- 
gebiet 
= 100 

Bundes- 
gebiet 
= 100 

Anzahl 

% 

Bremerhaven 

12,0 1 137,14 1 31 128 

Normalfördergebiet 
95,08 1 16 835 | 69,22 

84,80 1 256 413 

0,42 

Bremen 

11,5 

131,66 

33 278 

Sonde 

101,64 

srprogram] 

27 836 

mgebiet 

114,46 

113,50 

796 312 

1,30 

nachrichüich: 
Bundesgebiet 

8,75 

100,00 

32 740 

100,00 

24 320 

100,00 

100,00 

61 140 431 

100,00 


und die Infrastrukturausstattung in Bremerhaven 
im Bundesvergleich Rückstände aufwiesen. 

O Bremen: Mit dem Sonderprogramm Bremen rea- 
gierte die Gemeinschaftsaufgabe auf die massiven 
Arbeitsplatz Verluste, die die Arbeitsmarktregion 
Bremen — insbesondere seit Beginn der 80er 
Jahre — aufgrund der Ballung im Strukturwandel 
befindlicher Altindustrien in der Region zu ver- 
zeichnen hatte. Vor allem die Beschäftigungsein- 
brüche im Schiffbau im Zeitraum 1975/82 (—5 200 
bzw. 41 %) begründeten 1983 die Auflage des Son- 
derprogramms; die weiteren Arbeitsplatzverluste 
dieses Sektors (1982/85: -3 500 bzw. 47%) seine 
erstmalige Verlängerung im Jahre 1986. Die Ku- 
mulation von Problembranchen verringerte die 
Zahl der industriellen Arbeitsplätze in der Stadt 
Bremen allein im Zehnjahreszeitraum 1975/85 um 
fast 19 000 (23%). 


2.2. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

O Bremerhaven: Bei der Neuabgrenzung der GRW- 
Fördergebiete wurde bereits deuthch, daß Bremer- 
haven seit Beginn der 80er Jahre zu den Brenn- 
punkten der regionalen Arbeitslosigkeit im Bun- 
desgebiet gehört. In der Zwischenzeit hat sich die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt der Seestadt abso- 
lut und im Bundesvergleich noch weiter verschärft. 
Im Jahresdurchschnitt 1988 lag die Arbeitslosen- 
quote Bremerhavens bei 15,9% und damit um rd. 
83 % über dem entsprechenden Bundesdurch- 
schnitt (vgl. Tab. 2). 

Die angespannte Arbeitsmarktlage Bremerhavens 
ist das Ergebnis eines massiven Abbaus des Ar- 
beitsplatzangebotes im industriellen Bereich: Seit 
Beginn der 80er Jahre gingen per Saldo rd. 3 300 
Stellen im Verarbeitenden Gewerbe, d. h. fast je- 
der vierte Industriearbeitsplatz der Stadt Bremer- 


haven verloren. Der einwohnerbezogene Arbeits- 
platzbestand im Verarbeitenden Gewerbe erreicht 
aktuell nicht einmal zwei Drittel des entsprechen- 
den Bundeswertes; der Beitrag des Warenprodu- 
zierenden Gewerbes zur Bruttowertschöpfung der 
Region lag 1985 um rd. 32% unter dem Durch- 
schnittswert des übrigen Bundesgebietes. 

Die massiven Beschäftigungseinbrüche im Verar- 
beitenden Gewerbe belasten die Arbeitsmarktbi- 
lanz der Stadt in vollem Umfang, da der Dienstlei- 
stungsbereich bisher nur einen marginalen Beitrag 
zur Kompensation des Arbeitsplatzdefizites in Bre- 
merhaven geleistet hat. Während die Zahl der so- 
zialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeit- 
nehmer im tertiären Sektor bundesweit im Zeit- 
raum 1980/88 um fast 11% anstieg, verzeichnete 
Bremerhaven gleichzeitig nur eine Zunahme um 
knapp 2 %. In der Summe aller Wirtschaftsbereiche 
stand damit 1988 im Bundesgebiet eine um etwa 
2 % höhere Zahl an Arbeitsplätzen zur Verfügung 
als 1980, in Bremerhaven jedoch ein um rd. 7% 
geringeres Arbeitsplatzangebot. 

Der Abstand der wirtschaftlichen Leistungsfähig- 
keit Bremerhavens zum übrigen Bundesgebiet hat 
sich als Folge dieser Strukturprobleme seit Beginn 
der 80er Jahre weiter vergrößert. Während Bremer- 
haven zwischen 1970 und 1980 noch etwa zwei 
Drittel des bundesdurchschnittlichen BlP-Wachs- 
tums realisieren konnte, blieb der Anstieg der Wirt- 
schaftskraft im Zeitraum 1980/86 sogar um rd. 40 % 
hinter dem entsprechenden Bundeswert zurück. 
Ebenfalls deutliche Rückstände zum Bundesdurch- 
schnitt weist das Einkommensniveau Bremerha- 
vens auf: Die je Beschäftigten im Verarbeitenden 
Gewerbe gezahlte Lohn- und Gehaltsumme fiel 
1987 um über 9 % geringer aus als im übrigen Bun- 
desgebiet. 

Die andauernde Strukturkrise in Bremerhaven hat 
auch die finanzwirtschafthchen Rahmenbedingun- 
gen der Stadt massiv beeinträchtigt. Eine deutlich 
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unterdurchschnitüiche Einnahmeentwicklung bei 
gleichzeitig überproportional erhöhtem Mittelbe- 
darf zur sozialen Abfederung der Arbeitsmarktpro- 
bleme haben dazu geführt, daß Bremerhaven einen 
hohen Verschuldungsstand aufweist, der zwi- 
schenzeithch durch die Übernahme eines Schul- 
denteils durch das Land allerdings etwas ab gebaut 
wurde. Unter regionalpohtischen Aspekten ist die- 
ser verengte finanzielle Spielraum Bremerhavens 
von Bedeutung, weil er die Möglichkeiten der 
Kommune, den Strukturproblemen der Region 
durch eigene Investitionstätigkeit gegenzusteuern, 
erhebhch reduziert. 

O Bremen: Auch im bremischen Sonderprogrammge- 
biet hat sich die Arbeitsmarktsituation noch nicht 
nachhaltig verbessert. Nachdem die Arbeitslosen- 
quote in der Stadt Bremen 1975 noch leicht imter 
dem Bundesdurchschnitt gelegen hatte, koppelte 
sie sich in der Folgezeit zunehmend von der Bun- 
de sentwicklung ab und überstieg den Durch- 
schnittswert des übrigen Bundesgebietes im Zeit- 
raum 1981/85 in der Arbeitsmarktregion (Berech- 
nungsgrundlage der Neuabgrenzung) bereits um 
knapp 32%. Seither hat sich die Mehrbelastung 
des bremischen Arbeitsmarktes im Bundesver- 
gleich mehr als verdoppelt: Im Jahresdurchschnitt 
1988 fiel die Arbeitslosenquote in der Stadt Bremen 
bereits um knapp 75 % höher aus als im Bundesge- 
biet insgesamt. Mit rd. 33 400 Arbeitslosen wurde 
im bremischen Stadtgebiet — trotz massiver wirt- 
schaftsstrukturpolitischer Gegensteuerung, die in 
Anbetracht der Zunahme der Arbeitsplatznach- 
frage lediglich zu einer Verlangsamung des Ab- 
kopplungsprozesses beitragen konnte, — der bis- 
her höchste Stand der Arbeitslosigkeit verzeichnet. 


Erst im Laufe des Jahres 1989 nimmt die Arbeitslo- 
sigkeit — wenn auch im Vergleich zum Bundesge- 
biet unterdurchschnitthch — ab. 

Die mittelfristigen Arbeitsplatzdefizite der Stadt 
Bremen sind allerdings nicht nur nachfragebe- 
dingt, sondern auch auf die massiven Beschäfti- 
gungsverluste Anfang der 80er Jahre zurückzufüh- 
ren. Allein im Zeitraum 1980/88 reduzierte sich die 
Zahl der (sozialversicherungspflichtig) Beschäftig- 
ten in Bremen um fast 6%, während das Arbeits- 
platzangebot bundesweit gleichzeitig um 1,5 % er- 
höht werden konnte. Drastischen Arbeitsplatzver- 
lusten im Anpassungsprozeß an geänderte Nach- 
fragestrukturen befindhcher Branchen standen bis 
1985 nur geringe Kompensationsmöghchkeiten in 
wachstumsstärkeren Wirtschaftszweigen gegen- 
über: 

O Der industrielle Bereich war geprägt durch eine 
starke Kumulation struktureller Probleme tradi- 
tioneller Wirtschaftszweige. Neben stark über- 
durchschnitthchen Beschäftigungsverlusten im 
Eisen- und Stahlbereich, im Maschinenbau und 
der Elektrotechnik trug insbesondere der Ar- 
beitsplatzabbau im Schiffbau (1980/88: -58%) 
sowie im Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, 
das durch Absatzprobleme als Folge allgemei- 
ner Sättigungstendenzen und steuerhcher Prä- 
ferenzen zugunsten Berlins besonders betroffen 
wurde (1980/88: -41%), dazu bei, daß inner- 
halb von acht Jahren über 10 000 Stellen im Ver- 
arbeitenden Gewerbe der Stadt verloren gin- 
gen. Die positiven Faktoren des stadtbremi- 
schen Industriesektors (Luft- und Raumfahr- 
zeugbau, Straßenfahrzeugbau) reichten zur 
Kompensation des durch die tiefgreifende 


Tabelle 2 


Indikatoren zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 


Gebiet 

Erwerbsfähigen- 

quote 

19871) 

Arbeitslosenquote 

im 

Jahresdurchschnitt 

1988 

Beschäftigte im 
Verarbeitenden 
Gewerbe je 

1 000 Einwohner 
1987 

Lohn- und Gehalt- 
summe je 
Beschäftigten im 
Verarbeitenden 
Gewerbe 1987 

Brutto- 
wertschöpfung je 
Einwohner 1986 
zu Faktorkosen 



Bundes- 



Bundes- 


Bundes- 


Bundes- 


Bundes- 


% 

gebiet 

% 


gebiet 

Anzahl 

gebiet 

DM 

gebiet 

DM 

gebiet 



= 100 



- 100 


= 100 


= 100 


= 100 







Normalfördergebiet 





Bremerhaven 

Stadt 

Arbeitsmarkt- 

68,9 

98,3 

15,9 


182,8 

74 

64,3 

40 574 

90,6 



region 

69,6 

99,3 

12,9 


149,0 

45 

39,1 

40 210 

89,8 

20 214 

67,8 






Sonderprogrammgebiet 




Bremen 

Stadt 

Arbeitsmarkt- 

69,9 

99,7 

15,2 


174,7 

127 

110,4 

47 623 

106,3 

• 


region 

70,6 

100,7 

13,1 


152,1 

105 

91,3 

45 706 

102,0 

33 292 

111,7 

nachrichtlich: 

Bundesgebiet 

70,1 

100,0 

8,7 

100,0 

115 

100,0 

44 797 

100,0 

29 804 

100,0 


^) Anteü der 15- bis 65jährigen an der Gesamtbevölkerung; Ergebnis der Volkszählung 
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Strukturkrise bedingten Arbeitsplatzabbaus bei 
weitem nicht aus. 

O Auch der tertiäre Sektor konnte die industriellen 
Arbeitsplatzverluste in Bremen bisher nicht aus- 
gleichen. Ursache hierfür sind zum einen die 
erheblichen Beschäftigungsrückgänge der in- 
dustriebezogenen Dienstleistungen in den Be- 
reichen Handel und Verkehr. Zum anderen blie- 
ben die Arbeitsplatzneuschaffungen in dem 
Sektor, der bundesweit besonders hohe Expan- 
sionsraten aufweist, nämhch im sogenannten 
„sonstigen privaten Dienstleistungsbereich", 
deutlich unterdurchschnitthch. Während die Be- 
schäftigtenzahl im Dienstleistungsgewerbe 
bundesweit seit Beginn der 80er Jahre erheblich 
zunahm (1980/88: +10,6%), fiel das Arbeits- 
platzangebot des tertiären Sektors in der Stadt 
Bremen gleichzeitig sogar rückläufig ( — 1,7%) 
aus. 

Die Beschäftigtenstatistik verdeutlicht jedoch 
auch, daß gegenüber 1985 eine deutliche Stabili- 
sierung des Arbeitsplatzangebotes in Bremen rea- 
lisiert werden konnte. Im Produzierenden Ge- 
werbe, das auch im Mittelpunkt der GRW-Förde- 
rung steht, konnte in diesem Zeitraum sogar eine 
überdurchschnittliche Wachstumsrate verzeichnet 
werden, während im Dienstleistungsbereich wei- 
terhin eine Wachstumsschwäche erkennbar ist. In 
der Summe fiel der Beschäftigungszuwachs aller- 
dings deutlich geringer aus als im Bundesgebiet 
insgesamt, so daß auch die Angebotsseite zu der 
oben skizzierten weiteren Verschlechterung der 
bremischen Arbeitsmarktbilanz im Bundesver- 
gleich beitrug. 

Diese gravierenden Arbeitsmarkt- und Beschäfti- 
gungsprobleme der Stadt Bremen führten zu einem 
erheblichen Rückstand in der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit gegenüber anderen großstädti- 
schen Ballungsräumen. Im Zeitraum 1970/80 blieb 
die Wachstumsrate der Bruttowertschöpfung im 
bremischen Stadtgebiet um etwa 12% hinter dem 
Bundesdurchschnitt zurück, seit Beginn der 80er 
Jahre (1980/85) sogar um rd. 30%. 

Allerdings sind auch hier erste Anzeichen für einen 
einsetzenden Umkehrprozeß erkennbar: Im Jahre 
1988 konnte — erstmals seit 1981 und zum zwei- 
tenmal seit Mitte der 70er Jahre — in Bremen ein 
überdurchschnittiiches BIP-Wachstum realisiert 
werden. 

Das Investitionsvolumen in der Stadt Bremen hat 
aufgrund der Strukturprobleme im privatwirt- 
schaftlichen Bereich und der angespannten Fi- 
nanzlage der öffentlichen Haushalte ein extrem 
niedriges Niveau. Fähigkeit und Bereitschaft zur 
Durchführung zukunftsträchtiger Investitionen, 
die den Wiederaufschwung der bremischen Wirt- 
schaft längerfristig absichern können, sind daher 
spürbar eingeschränkt. Der stark eingeengte fi- 
nanzwirtschaftliche Spielraum des Landes Bremen 
als Ergebnis verlangsamter Einnahmeentwicklung 
bei verstärkten Ausgabeanforderungen im Sozial- 
bereich ist dabei sowohl unmittelbare Folge der 
regionalen Strukturprobleme als auch problemati- 


sche Rahmenbedingung: Trotz Mobilisierung aller 
verfügbaren Mittel ist Bremen ohne solidarische 
Hilfe von Bund, Ländern und EG allein nicht in der 
Lage, den wirtschaftlichen Umkehrprozeß im erfor- 
derlichen Umfang zu forcieren. 


B. EntwicklungszieleZ-aktionen und 
Finanzmittel 


1. EntwicklungszieleZ-aktionen und Finanzmittel 
tm Rahmen der GA 

O Normalfördergebiet (Bremerhaven): Die nachfol- 
gend genannten Entwicklungsaktionen und Fi- 
nanzmittel für das Normalfördergebiet dienen der 
Schaffung neuer und der Sicherung vorhandener 
Arbeitsplätze sowie der Verbesserung der Infra- 
struktur, wobei vorrangig angestrebt wird, die ein- 
seitige Wirtschaftsstruktur der Region aufzulok- 
kern und die starke Konzentration wachstums- 
schwacher Wirtschaftszweige durch Anreize zur 
Umstellung bzw. Neuansiedlung von Betrieben 
schrittweise abzubauen. Im Rahmen dieser Zielset- 
zung kommt dem weiteren flankierenden Ausbau 
der regionalen und überregionalen Infrastruktur 
Bremerhavens besondere Bedeutung zu. 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll im Fördergebiet 
Bremerhaven ein Investitionsvolumen der gewerb- 
lichen Wirtschaft (einschl. Fremdenverkehr) in 
Höhe von 171 Mio. DM und ein Investitionsvolu- 
men im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur 
(einschl. Fremdenverkehrsinfrastruktur) in Höhe 
von 13 Mio. DM gefördert werden. Hierfür sollen 
neben der auslaufenden Investitionszulage Haus- 
haltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe ^) in Höhe 
von 20,945 Mio. DM eingesetzt werden (vgl. Ta- 
belle 3). Die Aufteilung auf die verschiedenen In- 
vestitionsbereiche stellen Plandaten dar. Die ent- 
sprechenden Haushaltsansätze sind gegenseitig 
deckungsfähig und erlauben daher eine flexible 
Anpassung an die Entwicklung des Antragsvolu- 
mens für die einzelnen Investitionskategorien. 

O Sonderprogrammgebiet (Bremen): Die im Rahmen 
der GRW vom Land finanzierten, zeitlich befriste- 
ten Entwicklungsaktionen und Finanzmittel für das 
Sonderprogrammgebiet dienen ausschließhch der 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft. 

Nach dem Rückzug des Bundes aus der Mitfinanzie- 
rung des Ausbaus der wirtschaftsnahen Infrastruktur 
— bis einschließlich 1989 20 Mio. DM p. a. — sind die 
Aktivitäten des Landes in diesem Bereich nicht mehr 
im Rahmenplan darzustellen. 

Im Jahre 1990 soll im Sonderprogrammgebiet Bremen 
ein Investitionsvolumen der gewerblichen Wirtschaft 
(einschl. Fremdenverkehr) in Höhe von 207 Mio. DM 
gefördert werden. 


Ohne zusätzliche Haushaltsmittel, die ab 1991 bundesweit im 
Zusammenhang mit der wegfallenden Investitionszulage be- 
reitgestellt werden sollen. 
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Tabelle 3 


Finanzierungsplan 


Maßnahme / Fördermittel 

zu fördernde 
Investitionen 
im Zeitraum 
1990 bis 1994 

Finanzmittel 

19901) 

19912) 

19922) 

19932) 

19942) 

1990 bis 
1994 

insgesamt 2) 

Mio. DM 

1. Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) bei Errichtung, Ausbau, Um- 
stellung oder grundlegender Ra- 
tionalisierung von Gewerbebetrie- 
ben 

a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm-Mittel 

c) Investitionszulage 

3783) 

2,189 

30,34) 

8,40 

2,189 

2,189 

2,189 

2,189 

10,945 

30,34) 

8,40 

2. Förderung des Abbaus der Infra- 
struktur, soweit für die Entwick- 
lung der gewerblichen Wirtschaft 
(einschließlich Fremdenverkehr) 
erforderlich 

a) GA-Mittel i 

b) Sonderprogramm-Mittel 

13 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

10,00 

INSGESAMT 

a) GA-Mittel 

b) Sonderprogramm-Mittel 

c) Investitionszulage 

3913) 

4,189 

30,34) 

8,40 

4,189 

4,189 

4,189 

4,189 

20,945 
30,3 4) 
8,40 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahl für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage ist wegen 
der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 auf gestockt. Eine Aufteilung dieser zusätzhchen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 

3) Einschheßlich Sonderprogramm Bremen 1990 (gewerbliche Wirtschaft: 207 Mio. DM). 

4) Nur Landesmittel. 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

Die regionalen Entwicklungsmaßnahmen für die bre- 
mischen Förderregionen sind im sogenannten „Wirt- 
schaftsstrukturpolitischen Aktionsprogramm für Bre- 
men und Bremerhaven bis 1995 (WAP’95)" zusam- 
mengefaßt. Alle für regionalwirtschaftlich wirksame 
Aktionen einsetzbaren Fördermittel des Landes, des 
Bundes (einschl. GRW) und der Europäischen Ge- 
meinschaften sind in diesen programmatischen Rah- 
men integriert, dessen zentrale Zielsetzung darin be- 
steht, die Abkopplung der bremischen Städte bei der 
Arbeitsmarktentwicklung, den privaten Einkommen 
und den öffentlichen Finanzen (vgl. Pkt. A. 2.2.) zu 
stoppen und schrittweise in einen Aufholprozeß um- 
zuwandeln. Den einzelnen, aus der Sicht des Landes 
vorrangig zu beseitigenden wirtschaftsstrukturellen 
Engpässen sind dabei besondere Förderungs-Schwer- 
punkte zugeordnet: 

O Zur schrittweisen Auflockerung der problembehaf- 
teten Industriestruktur in Bremen und Bremerha- 


ven sollen Zuschüsse für Neuansiedlungen und Er- 
weiterungen (GRW-Förderung) sowie der Infra- 
strukturausbau für zukunftsorientierte industrielle 
Projekte beitragen. Durch die Modernisierung be- 
stehender und die Errichtung neuer Betriebe wird 
die Schaffung eines zukunftsorientierten Industrie- 
kerns angestrebt, der sich — auch überregiona- 
len — Wettbewerbsbedingungen ohne strukturelle 
Probleme und mit ausreichendem Innovationspo- 
tential stellen kann. Für 1990 sind im Haushalt des 
Landes Bremen für die Absicherung dieses Um- 
strukturierungsprozesses rd. 25 Mio. DM vorgese- 
hen. 

O Mit knapp 44 Mio. DM — darunter EFRE-Mittel 
aus dem EG- Sonderprogramm für Schiffbauregio- 
nen — sollen 1990 die technologischen Grundla- 
gen bremischer Unternehmen und damit ihre be- 
triebliche Wettbewerbsfähigkeit bei der Erschlie- 
ßung neuer Märkte und der Entwicklung neuer 
Produkte verbessert werden. Beabsichtigt ist im 
Rahmen dieser Zielsetzung die Kooperation von 
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Wirtschaft und Wissenschaft in Bremen und Bre- 
merhaven zu intensivieren, die wirtschaftsbezo- 
gene FuE-Infrastruktur auszubauen sowie die Ein- 
richtung und Anwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien zu unterstützen. 

O Der derzeit noch deutlich unterdurchschnittliche 
Anteil kleiner und mittlerer Unternehmen an der 
Gesamtbeschäftigung in den bremischen Städten 
ist mit dem Ziel, zukünftig eine höhere Flexibilität 
der regionalen Wirtschaft bei der Bewältigung von 
Strukturproblemen zu gewährleisten, weiter aus- 
zubauen. Zentraler Ansatzpunkt der Mittelstands- 
förderung, die Bestandspflege sowie Neugründun- 
gen und -ansiedlungen gleichberechtigt betreffen 
soll, ist neben der betrieblichen Förderung und 
dem Ausbau von Gewerbezentren vor allem die 
Bereitstellung von Gewerbeflächen für Ansiedlun- 
gen, Erweiterungen und Umsiedlungen (einschl. 
GRW-Förderung). Insgesamt sind im Haushaltsan- 
schlag 1990 des Landes Bremen rd. 54 Mio. DM für 
diese Bereiche der KMU-Förderung vorgesehen. 

O EFRE-Mittel und bis 1989 auch GRW-Mittel — in 
allerdings geringem Umfang — werden in der 
Stadt Bremen auch zur Verbesserung infrastruktu- 
reller Voraussetzungen für den Dienstleistungsbe- 
reich eingesetzt. Die unbefriedigende Beschäfti- 
gungsentwicklung im tertiären Gewerbe Bremens 
und Bremerhavens ist in entscheidendem Maße 
zurückzuführen auf die unzureichende regionale 
und überregionale Wettbewerbsfähigkeit der bre- 
mischen Städte. Mit einer gezielten Förderung zen- 
traler Standortfaktoren (Außenwirtschaft, Messe- 
und Tagungskapazitäten, City- Attraktivität, ober- 
zentrale Einrichtungen) soll zum Abbau dieser De- 
fizite beigetragen werden. Das hierfür 1990 veran- 
schlagte Mittelvolumen liegt bei rd. 25 Mio. DM. 

O Eine Abstimmung der wirtschaftspolitischen Pro- 
grammatik mit umweltschutzpolitischen Zielset- 
zungen wird aus bremischer Sicht als unbedingt 
erforderlich eingeschätzt. Bei der Formulierung ei- 
ner zukunftsorientierten Wirtschaftsstrukturpolitik 
sollen ökologische Aspekte dabei nicht nur Neben- 
bedingungen, sondern auch Ansatzpunkte für ei- 
gene Aktionsfelder darstellen. Mit rd. 18 Mio. DM 
sollen deshalb im Lande Bremen 1990 mit wirt- 
schaftsstrukturpolitischer Zielsetzung die Einbe- 
ziehung ökologischer Elemente in die gewerbliche 
Förderung (Flächengestaltung, Beschäftigungsin- 
itiativen etc.) ausgebaut sowie die Erforschung und 
Anwendung von Umwelttechnologien unterstützt 
werden. 

O Da die Strukturprobleme in Bremerhaven unter 
Einbeziehung zukünftiger Aspekte besonders gra- 
vierend sind, müssen zusätzliche Anstrengungen 
für die Seestadt unternommen werden. Das Land 
Bremen stockt die hierfür einsetzbaren Mittelzu- 
flüsse der Gemeinschaftsaufgabe und im Rahmen 
der laufenden EG-Sonderprogramme daher durch 
erhebliche eigene Anstrengungen weiter auf (An- 
satz 1990: 52 Mio. DM). Förderschwerpunkte wer- 
den dabei im FuE-Bereich, bei Erschließungs- und 
Ansiedlungsmaßnahmen, bei der Modernisierung 
und Umstrukturierung des Fischereihafens sowie 
beim Tourismus gesetzt. 


Insgesamt, d. h. unter Einbeziehung der Kosten für 
Planung, EDV-Begleitung und Erfolgs ko ntrolle wird 
das Land Bremen 1990 rd. 242 Mio. DM für regional- 
wirtschaftlich bedeutsame Maßnahmen in den 
Städten Bremen und Bremerhaven einsetzen können. 
Einbezogen sind dabei Fördermittel des Bundes im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben zur Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) und 
der Agrarstruktur (GAK) sowie für Straßenbau 
(GVFG), Fernwärmeausbau (ZAP) und Städtebauför- 
derung. Ebenfalls berücksichtigt ist die auslaufende 
EG- Förderung im Rahmen der laufenden Ersatzar- 
beitsplatz-Programme für Schiffbau- und Fischwirt- 
schaftsregionen. Weitere Mittelzuflüsse aus dem 
Europäischen Regionalfonds (Sonderprogramm 
RENAVAL, Ziel 2-Gebiets-Förderung) in Höhe von 
(brutto) rd. 57 Mio. DM sind in dieser Globalsumme 
enthalten, aber zur Zeit den oben dargestellten Ent- 
wicklungszielen noch nicht endgültig zuzuordnen. 
Sie führen jedoch zu einer beachtlichen Erhöhung des 
für regionalwirtschaftlich bedeutsame Maßnahmen 
einsetzbaren Mittelvolumens und schaffen damit ei- 
nen wichtigen Ausgleich für den Rückzug des Bundes 
aus der bremischen Regionalpolitik. 


C. Förderergebnisse 1988 

(Gewerbliche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1. Normalfördergebiet (Bremerhaven) 

O Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahre 1988 wurden für Bremerhaven 
2,38 Mio. DM Haushaltsmittel der Gemein- 
schaftsaufgabe zur Förderung von 12 Investi- 
tionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft 
(einschl. Fremdenverkehr) mit einem Investi- 
tionsvolumen von 19,50 Mio. DM bewilligt. 
Hinzu kommen noch Steuermindereinnahmen 
durch die Gewährung der regionalen Investi- 
tionszulage. Mit diesen Investitionsvorhaben im 
Normalfördergebiet verbunden war die Schaf- 
fung von 193 neuen Arbeitsplätzen und 22 Aus- 
bildungsplätzen sowie die Sicherung von 399 
bestehenden Arbeitsplätzen. 

O Alle geförderten Vorhaben betrafen Errich- 
tungs- und Erweiterungsinvestitionen, die im 
Gegensatz zu Umstellungs- und Rationalisie- 
rungsinvestitionen unter regionalwirtschaftli- 
chen Gesichtspunkten die größte Bedeutung für 
strukturschwache Regionen haben. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß sektorale 
Schwerpunkte der Förderung nicht bestehen. 

O Die Förderhöchstsätze wurden in allen Fällen 
ausgenutzt; der durchschnittliche Fördersatz 
(ohne Investitionszulage) betrug 12,2% der In- 
vestitionskosten. 

O Alle geförderten Investitionsprojekte wurden im 
Schwerpunktort Bremerhaven durchgeführt. 
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O Infrastruktur 

O Im Jahre 1988 wurden 8,85 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung 
von sechs Investitionsvorhaben im Bereich der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem Inve- 
stitionsvolumen in Höhe von 9,96 Mio. DM be- 
willigt (Fördersatz: 88,9%). 


2. Sonderprogrammgebiet (Bremen) 

O Gewerbliche Wirtschaft 

O Zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft 
können im Rahmen des Sonderprogramms Bre- 
men keine GA-Mittel des Bundes eingesetzt 
werden. Aus Landesmitteln wurden daher 
— entsprechend den Regelungen des Rah- 
menplans — im Jahre 1988 insgesamt 
14,84 Mio. DM zur Förderung von 42 Investi- 
tionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft 
(einschl. Fremdenverkehr) bewriUigt. Hinzu 
kommen noch Steuermindereinnahmen durch 
die Gewährung der regionalen Investitionszu- 
lage von ca. 16 Mio. DM. Insgesamt wurden da- 
mit Investitionszuschüsse und/oder -Zulagen für 
ein Investitionsvolumen von 207,78 Mio. DM 
bewilligt. Mit diesen Investitionsvorhaben im 
Sonderprogrammgebiet verbunden war die 
Schaffung von 242 neuen Arbeitsplätzen und 
50 Ausbildungsplätzen sowie die Sicherung von 
1 555 bestehenden Arbeitsplätzen. 

O Alle geförderten Vorhaben betrafen Errich- 
tungs- und Erweiterungsinvestitionen, die im 
Gegensatz zu Umstellungs- und Rationalisie- 
rungsinvestitionen unter regionalwortschaftli- 
chen Gesichtspunkten die größte Bedeutung für 
strukturschwache Regionen haben. 


Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß sektorale 
Schwerpunkte der Förderung nicht bestehen. 

O Die Förderhöchstsätze wurden in allen Fällen 
ausgenutzt; der durchschnittliche Fördersatz 
(mit Investitionszulage) betrug 14,65% der In- 
vestitionskosten. 

O Alle geförderten Investitionsprojekte wurden im 
Schwerpunktort Bremen durchgeführt. 

O Infrastruktur 

O Im Jahre 1988 wurden 25,19 Mio. DM Haus- 
haltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe zxir För- 
derung von 14 Investitionsvorhaben im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem In- 
vestitionsvolumen in Höhe von 30,81 Mio. DM 
bewilligt. 

Der Schwerpunkt der Förderung lag dabei im 
Bereich „Gewerbegebiets-Erschließung", dem 
rd. 75% aller Projekte zuzurechnen sind. 

Daneben ist ein Investitionsvorhaben aus dem 
Bereich der Telekommunikations-Infrastruktur 
mit einem Volumen von 4,53 Mio. DM hervorzu- 
heben. 

O Der durchschnittliche Fördersatz, der bei den 
o. g. Infrastrukturprojekten bewilligt wurde, be- 
trug 81,76% der Investitionskosten. 


3. Förderergebnisse (1985—1989) 

Die Förderergebnisse in den Jahren 1985 — 1989 sind 
im Anhang 12 dargestellt. 
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4. Regionales Förderprogramm „Nordrhein-Westfalen“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 


1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 


O Der Aktionsraum umfaßt folgende Arbeitsmarkt- 
regionen: 

Normalfördergebiet 

Ahaus, Brilon, Coesfeld, Detmold-Lemgo, Dort- 
mund-Unna, Gelsenkirchen, Höxter (-Holzmin- 
den), Kleve-Emmerich, Recklinghausen, Soest, 
Steinfurt 


Sonderprogrammgebiet 

Stahlstandorteprogramm 1) 

Bochum, Dortmund-Unna, Duisburg-Oberhau- 
sen 

— Sonderprogramm „Aachen/ Jülich" 2) 

Aachen, Jühch 

— Sonderprogramm „Montanregionen" 

Bochum, Dortmund-Unna, Duisburg-Oberhau- 
sen, Gelsenkirchen, Hamm-Beckum (teil- 
weise), Recklinghausen, Wesel-Moers 

Die zum Aktionsraum gehörenden kreisfreien 
Städte/Kreise bzw. Teile davon sind im Anhang 13 
aufgehstet, 

O Die Förderung der gewerbhchen Wirtschaft 
konzentriert sich auf 10 B- Schwerpunktorte und 
20 C-Schwerpunktorte im Normalfördergebiet so- 
wie zusätzhch auf 6 B -Schwerpunktorte und 8 C- 
Schwerpunktorte in den Sonderprogrammgebie- 
ten (soweit nicht Normalfördergebiet). 

Die räumhchen Schwerpunkte (Schwerpunktorte/ 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerblichen 
Förderung sind in Anhang 14 dargestellt. 

O Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum: 


= Einwohner (Normalfördergebiet): 
= Einwohner (Sonderprogramm- 
gebiet) 4): 

= Einwohner (Aktionsraum): 

= Einwohner (Nordrhein- Westfalen): 


3 403 163 

2 561 079 
5 964 242 
16 874 059 


1) Gemäß Beschlüssen des Planungsausschusses vom 22. März 
1982, 4. Juli 1986, 2. Juli 1987 Sonderprogrammgebiet 
(zuletzt veröffentiicht im Bundesanzeiger Nr. 23 vom 4. Fe- 
bruar 1988) 

2) Gemäß Beschluß des Planungsausschusses vom 14. Januar 
1988 

(veröffenüicht im Bundesanzeiger Nr. 23 vom 4. Februar 
1988) 

2) Gemäß Beschluß des Planungsausschusses vom 14. April 
1988 

(veröffentiicht im Bundesanzeiger Nr. 80 vom 28. April 
1988) 

^) soweit nicht bereits Normalfördergebiet. 


= Einwohner (Schwerpunktorte/ 
Mitorte) i): 

= Fläche qkm (Normalfördergebiet): 

= Fläche qkm (Sonderprogramm- 
gebiet) 1): 

= Fläche qkm (Aktionsraum): 

= Fläche qkm (Nordrhein- Westfalen): 


5 112 386 
8 183,06 

2 995,89 
11 178,95 
34 071,17 


2. Kennzeichen der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit des 
Aktionsraumes 

Der Aktionsraum besteht einerseits aus stärker länd- 
lich strukturierten z. T. peripher gelegenen Gebieten, 
andererseits aus zentral gelegenen Industrieregionen 
mit heftigem Strukturwandel auf Grund von Anpas- 
sungsproblemen strukturell bedeutsamer Bereiche. 

2.11. Die Förderbedürftigkeit der stärker ländlich 
strukturierten Teile des Aktionsraumes ergibt sich vor 
allem aus der ungünstigen Einkommenssituation und 
der weit unter dem bundesdurchschnittlichen Niveau 
hegenden Wirtschaftskraft. Die Landwirtschaft stellt 
hier z. T. noch einen vergleichsweise bedeutenden 
Wirtschaftssektor dar, die Wirtschaft ist mittelstän- 
disch geprägt, während der Industrie alisierungsgrad 
fast durchweg sehr niedrig ist. 

Die Arbeitslosigkeit ist bedrückend hoch und hegt 
deuthch über dem Bundesdurchschnitt, gemessen an 
den Arbeitsmarktproblemen anderer Landesteile zäh- 
len diese Räume innerhalb des Landes jedoch weithin 
nicht zu den ausgesprochenen Brennpunkten der Ar- 
beitslosigkeit. 

2.12. Zu den Industrieregionen im Strukturwandel 
zählen vor aUem die zum Ruhrgebiet gehörenden 
Teile des Aktionsraumes. Hier wirkt sich der anhal- 
tende Rückzug der einst strukturbestimmenden und 
regional immer noch bedeutsamen Montanindustrien 
Kohle und Stahl aus. Kennzeichnend für diesen Typus 
von regionalen Problemgebieten sind entsprechend: 

— erhebhche Arbeitsplatzverluste in den unter An- 
passungsdruck stehenden Bereichen Kohle und 
Stahl und den mit ihnen verflochtenen Wirtschafts- 
zweigen 

— Arbeitsplatzverluste auch in der übrigen Wirt- 
schaft bzw. unterdurchschnittiiche Arbeitsplatzzu- 
wächse im Tertiärsektor 

— deutlich unterdurchschnittliches Wirtschafts- 
wachstum 


1) Der hohe Anteil der Einwohner in Schwerpunktorten ergibt 
sich aus der hochverdichteten Siedlungsstruktur großer Teile 
des Aktionsraums. 
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Tabelle 1 


Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 1986 

~ Normalfördergebiete — 


Arbeitsmarkt- 

region 

Arbeitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 

1981 bis 1985 

Bruttolohn 
imd -gehalt 
der abhängig 
beschäftigten 
Personen 
im Jahresdurch- 
schnitt 1982 

Brutto- 
wertschöpfung 
zu Faktorkosten 
je Einwohner 
1982 

Infra- 

struktur- 

indika- 

toren 

1985 

Einwohner 

(Stand: 

31. Dezember 1986) 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

Anzahl 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Stärker ländlich strukturierte Räume 








Ahaus 

13,4 

164,74 

29 555 

90,27 

18 080 

74,34 

93,90 

145 451 

0,238 

Brilon 

11,1 

137,30 

30 139 

92,06 

15 476 

63,63 

100,70 

87 287 

0,143 

Coesfeld 

11,0 

136,17 

30 182 

92,19 

23 102 

94,99 

84,70 

50 206 

0,082 

Detmold-Lemgo .... 

10,9 

133,83 

30 976 

94,61 

18 025 

74,12 

100,90 

263 503 

0,431 

Höxter-(Holzminden) 

12,2 

149,89 

30 492 

93,13 

18 245 

75,02 

101,20 

51 329 

0,084 

Kleve-Emmerich . . . 

10,0 

123,74 

30 416 

92,90 

19 331 

79,49 

91,30 

167 676 

0,274 

Soest 

10,7 

131,80 

30 492 

93,13 

18 041 

74,18 

105,10 

129 458 

0,212 

Steinfurt 

11,3 

139,43 

30 776 

94,00 

18 077 

74,33 

95,70 

237 850 

0,389 

Industrieregionen im Strukturwandel 








Dortmund-Unna .... 

13,0 

160,17 

33 981 

103,79 

21 274 

87,48 

123,50 

996 659 

1,630 

Gelsenkirchen 

13,4 

165,29 

33 303 

101,72 

28 077 

115,45 

132,90 

283 560 

0,464 

Recklinghausen .... 

11,5 

142,36 

33 413 

102,06 

18 310 

75,29 

98,90 

946 863 

1,549 

Bundeswert 

8,75 


32 740 


24 320 


100,0 

61 140 431 

100 


— weit überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit; die 
Struktur der Arbeitslosen ist ungünstiger als im 
Durchschnitt des Bundesgebietes (hoher Anteil 
von Langzeitarbeitslosen und sonstigen Problem- 
gruppen). 

2.13. Für die Einbeziehung in Sonderprogramme 
waren durchweg eingetretene und erwartete Arbeits- 
platzverluste in den Bereichen Kohle und Stahl maß- 
gebend; 

— Zum Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzar- 
beitsplätzen in Stahlstandorten für den Zeitraum 
1982 bis 1985 führten eingetretene und erwartete 
Arbeitsplatzverluste in der Stahlindustrie in der 
Höhe von 25 300 zur Aufstellung des Programms 
zugunsten der Arbeitsmarktregionen Bochum, 
Dortmund-Unna und Duisburg-Oberhausen und 
die Verlängerung des Programms bis Ende 1987, 
Dieses Sonderprogramm ist nochmals, und zwar 
bis Ende 1990, verlängert worden. 

— Für die Aufstellung des Sonderprogramms zur 
Schaffung von neuen zukunftssicheren Arbeits- 
plätzen in der Arbeitsmarktregion Aachen-Jülich 
für den Zeitraum 1 988 bis 1991 waren der seit 1979 
bereits eingetretene Verlust von 3 000 Arbeitsplät- 
zen im Steinkohlenbergbau und der bereits be- 


schlossene Wegfall der noch verbliebenen rd. 
8 000 Arbeitsplätze bis Ende 1992 maßgebend. 

— Für das Sonderprogramm zur Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen außerhalb des Steinkohlenberg- 
baus sowie der Eisen- und Stahlindustrie in den 
Montanregionen für den Zeitraum 1988 bis 1991 
waren seit 1986 eingetretene und erwartete Ar- 
beitsplatzverluste im Steinkohlenbergbau und in 
der Stahhndustrie in den Arbeitsmarktregionen 
Dortmund-Unna, Gelsenkirchen, Recklinghausen, 
Duisburg-Oberhausen, Bochum, Wesel-Moers 
und Hamm-Beckum in Höhe von 45 000 Anlaß für 
die Aufstellung des Programms. 

Mit Ausnahme des Raumes Aachen-Jülich, der 
durch seine Randlage innerhalb des Bundesgebie- 
tes spezielle Probleme aufweist, zählen die übri- 
gen Sonderprogrammregionen durchweg zum 
Ruhrgebiet. 

Wie unter 2.12 bereits dargestellt, haben die er- 
heblichen Arbeitsplatzverluste in den Bereichen 
Kohle und Stahl mit ihren Ausstrahlungen auf die 
Verflechtungsbereiche und die übrige Wirtschaft 
einschließlich des Tertiärsektors das gesamte Ar- 
beitsplatzangebot schrumpfen lassen. Während 
sich die Probleme im Steinkohlebereich zuletzt 
weiter verschärft haben, sind in der Stahlindustrie 
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Tabelle 2 

Indikatoren zur aktuellen wirtschaftlichen Situation des Aktionsraumes 

— Normalfördergebiete — 


Arbeitsmarkt- 

Erwerbsfähigen- 

quote 

Arbeitslosen- 
quote 1) Jahres- 
durchschnitt 

Beschäftigte im 
Bergbau und 
Verarbeitenden 
Gewerbe 

Lohn- und Gehalts- 
summe je 
Beschäftigten im 
Bergbau und 
Verarbeitenden 
Gewerbe 

Brutto- 
wertschöpfung 
je Einwohner 1986 
zu Faktorkosten 

region 

25. Mai 1987 

1988 

1988 

1988 



in % 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

je 1 000 
Einw. 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

DM 

in % des 
Bundes- 
dur ch 
Schnitts 

DM 

in % des 
Bundes- 
durch 
Schnitts 

Stärker ländlich strukturierte Räume 








Ahaus 

69,0 

97,7 

13,7 

159,3 

112,5 

98,7 

41 308 

88,8 

21 501 

72,1 

Brilon 

68,5 

97,0 

9,9 

115,4 

92,3 

80,9 

41 743 

89,8 

18 583 

62,4 

Coesfeld .... 

68,6 

97,2 

12,3 

142,2 

75,8 

66,5 

41 386 

89,0 

27 453 

92,1 

Detmold- 
Lemgo 

68,4 

96,9 

11,3 

131,1 

103,1 

90,4 

41 522 

89,3 

22 013 

73,9 

Höxter- 

(Holzminden) 

68,2 

96,6 

13,7 

158,8 

57,8 

50,7 

39 840 

85,7 

20 890 

70,1 

Kleve- 

Emmerich . . . 

69,8 

98,9 

12,7 

147,4 

64,4 

56,5 

43 181 

92,8 

23 649 

79,3 

Soest 

69,1 

97,9 

11,5 

133,9 

83,2 

73,0 

42 636 

91,7 

21 637 

72,6 

Steinfurt 

70,2 

99,4 

HO 

127,2 

98,2 

86,1 

40 142 

86,3 

21 679 

72,7 

Industrieregionen im Strukturwandel 








Dortmund- 
Unna 

71,1 

100,7 

16,4 

190,2 

96,0 

84,2 

46 416 

99,8 

26 048 

87,4 

Gelsenkirchen 

69,7 

98,7 

17,0 

197,1 

129,1 

113,2 

46 505 

100,0 

30 963 

103,9 

Reckling- 
hausen 

70,9 

100,4 

15,2 

176,6 

96,5 

84,6 

48 422 

104,1 

20 996 

70,4 


1) Quelle: Berechnung von regionalen Arbeitslosenquoten; Jahresdurchschnitt 1988 

Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn, Februar 1989 (gerundete Ergebnisse; eine Nachkomma- 
stelle). 


— als Folge der z. Zt. unerwartet günstigen Ent- 
wicklung der Nachfrage — bereits beschlossene 
Anpassungsmaßnahmen zunächst einmal ausge- 
setzt worden. Gleichwohl wirken die dämpfenden 
Einflüsse des Rückzugs von Kohle und Stahl fort. 
Die Arbeitslosigkeit liegt weiterhin extrem hoch. 


2.2. Aktuelle Informationen zur wirtschaftlichen 
Situation des Aktionsraumes 

Informationen zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 
der einzelnen Arbeitsmarktregionen des Aktionsrau- 
mes sind der Tabelle 2 zu entnehmen. 

2.21. Die ländlich strukturierten Teile des Aktions- 
raumes sind — wie Tabelle 2 erkennen läßt — bei der 
Einkommensentwicklung im Vergleich zum Bundes- 
durchschnitt eher zurückgeblieben und auch bei der 
Wirtschaftskraft ist der Abstand zum Bundesdurch- 
schnitt nur z. T. kleiner geworden. 


2.22, Deutlich weiter verschlechtert hat sich als 
Folge der anhaltenden Anpassung in den Montanin- 
dustrien die Lage in den Industrieregionen im struk- 
turellen Wandel. Einst hochindustrialisierte Räume 
weisen inzwischen nur noch einen unterdurchschnitt- 
hchen Industriebesatz auf, wobei die hohen Einbußen 
im Industriebereich trotz erreichter Umstrukturie- 
rungserfolge nur z. T. ausgeglichen werden konn- 
ten. 

Vor allem die Arbeitslosigkeit, aber auch alle anderen 
Indikatoren zeigen eine weitere Verschlechterung der 
Situation in diesen Räumen an. 

2.23. Für die Sonderprogrammgebiete zeigt Ta- 
belle 2 a die weiterhin erheblichen Arbeitsplatzeinbu- 
ßen in den vergangenen Jahren, die für Ballungs- 
räume vergleichsweise schwache Wirtschaftskraft 
und die unterdurchschnittliche wirtschaftliche Dyna- 
mik sowie vor allem die außerordentlich schwierige 
Arb ei t smar ktlage . 
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B. EntwicklungszieleZ-aktionen und 
Finanzmittel 

1. EntwicklungszieleZ-aktionen und Finanzmittel 
Im Rahmen der GA 

1.1. Normalfördergebiet 

Die nachfolgend genannten Entwicklungsaktionen 
und Finanzmittel für das Normalfördergebiet dienen 
der Schaffung neuer und der Sicherung vorhandener 
Arbeitsplätze sowie der Verbesserung der Infrastruk- 
tur, wobei vorrangig folgende Ziele angestrebt wer- 
den; 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll im Normalförderge- 
biet von Nordrhein-Westfalen ein Investitionsvolu- 
men der gewerblichen Wirtschaft (einschließlich 
Fremdenverkehr) in Höhe von 5,5 Mrd. DM und ein 
Investitionsvolumen im Bereich der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur in Höhe von 250 Mio. DM gefördert wer- 
den. Hierfür sollen Haushaltsmittel in Höhe von 
746,45 Mio. DM eingesetzt werden (siehe Finanzie- 
rungsplan, Tabelle Nr. 3). Die Aufteilung auf die ver- 
schiedenen Investitions bereiche stellen Plandaten 
dar. Die entsprechenden Haushaltsansätze sind ge- 
genseitig deckungsfähig und erlauben daher eine fle- 
xible Anpassung an die Entwicklung des Antragsvo- 
lumens für die einzelnen Investitionskategorien. 


1.2. Sonderprogrammgebiet 

Die nachfolgend genannten zeitlich befristeten Ent- 
wicklungsaktionen und Finanzmittel für das Sonder- 
programmgebiet dienen vorrangig der Schaffung von 
neuen wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen außerhalb 
der Eisen- und Stahlindustrie und des Steinkohle- 
bergbaus sowie der Verbesserung der wirtschafts- 
nahen Infrastruktur. In den Jahren 1990 bis 1994 soll 
mit den Sonderprogramm -Mitteln im Bereich der ge- 
werbhchen Wirtschaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) ein Investitionsvolumen von 9,5 Mrd. DM sowie 
im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur ein 
Investitionsvolumen von 0,5 Mrd. DM gefördert 
werden. Hierfür stehen Haushaltsmittel in Höhe von 
850,0 Mio. DM zur Verfügung (vgl. Tabelle Nr. 3). Die 
Aufteilung auf die verschiedenen Investitionsberei- 
che stellen Plandaten dar. Die entsprechenden Haus- 
haltsansätze sind gegenseitig deckungsfähig und er- 
lauben daher eine flexible Anpassung an die Entwick- 
lung des Antragsvolumens für die einzelnen Investi- 
tionskategorien. 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

a) Um einen besonderen Beitrag zur Lösung der 
durch die Anpassungsprozesse bei Kohle und Stahl 
entstandenen Probleme in den Montanregionen zu 
leisten, hat das Land Nordrhein-Westfalen im 
Frühsommer 1987 die „Zukunftsinitiative Montan- 
regionen" (ZIM) beschlossen. In den vom Struktur- 
wandel im Steinkohlenbergbau und in der Eisen- 
und Stahhndustrie betroffenen Regionen werden 
Maßnahmen gefördert, die sich in besonderem 


Maße eignen, einen zusätzlichen Innovationsschub 
in den Montanregionen auszulösen. Sie beziehen 
sich auf die folgenden Felder; Innovations- und 
Technologieförderung, Förderung der zukunfts- 
orientierten Qualifikation der Arbeitnehmer, ar- 
beitsplatzschaffende und arbeitsplatzsichernde 
Maßnahmen, Ausbau und Modernisierung der In- 
frastruktur sowie Verbesserung der Umwelt- und 
Energiesituation. 

Bei der Auswahl der Vorhaben werden regionale 
und lokale Entscheidungsträger wie die Kommu- 
nen, die Kammern, die Gewerkschaften, die Ar- 
beitsverwaltung, die Unternehmen, Kreditinsti- 
tute, wissenschaftliche Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen in einem umfassenden Ab- 
stimmungs- und Kooperationsprozeß beteiligt. Da- 
durch werden die in den Regionen vorhandenen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Entwicklungschan- 
cen in einer bisher nicht bekannten Breite mobili- 
siert. 

b) Am 30. November 1988 wurde das NRW-EG-Ge- 
meinschaftsprogramm RESIDER zur Umstellung 
von Eisen- und Stahlrevieren von der EG geneh- 
migt. Damit werden in den Arbeitsmarktregionen 
Duisburg-Oberhausen, Bochum und Dortmund- 
Unna zusätzlich zu der Förderung der Maßnah- 
men, die nach diesem Rahmenplan gefördert wer- 
den sollen, die Wiederherrichtung von Industrie- 
brachen, Infrastruktureinrichtungen, Beratungs- 
gesellschaften, Agenturen und Service einrichtun- 
gen zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen 
gefördert. Außerdem werden zusätzliche Mittel für 
Beihilfen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
kleinen und mittleren Unternehmen bereitge- 
stellt. 

c) Mit den landeseigenen Technologieprogrammen 
Wirtschaft und Zukunftstechnologien werden 
kleine und mittlere Unternehmen in den Förderge- 
bieten bei der Entwicklung, Einführung und Ver- 
breitung neuer Produkte und Verfahren unter- 
stützt. 

d) Durch zinsgünstige Kredite im Rahmen des be- 
schäftigungsorientierten Förderungsprogrammes 
des Landes werden Existenzgründungen und Exi- 
stenzfestigungen in den ersten acht Jahren nach 
Gründung sowie Verlagerungen von Betrieben 
oder Betriebsstätten kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen innerhalb des Landes zur Beseitigung von 
Entwicklungshemmnissen gefördert. Außerdem 
steht ein Landeskreditprogramm für Beschäfti- 
gungsinitiativen zur Schaffung dauerhaft tragfähi- 
ger Existenzen und Arbeitsplätze zur Verfügung. 

e) Für den Aktionsraum sind neben den bestehenden 
Bundesautobahnen folgende geplante bzw. teil- 
weise im Bau befindliche Bundesfernstraßen von 
besonderer strukturpolitischer Bedeutung; 

— Al Köln-Dortmund, A 2 Oberhausen-Dort- 
mund und A 3 Köln-Oberhausen; Der bereits 
begonnene Gstreifige Ausbau der Autobahnen 
wird Mitte der 90er Jahre abgeschlossen sein. 

— A31 Bottrop-Emden; Von der A31 sind die 
Abschnitte zwischen der A 2 und Dorsten sowie 
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Tabelle 2a 


Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen 



Arbeitslosen- 
quote 1) 

Beschäftigte im 
Bergbau und 
Verarbeitenden 
Gewerbe 2) je 

1 000 Einwohner 

1988 

Veränderung Ende 







Jahres- 

durchschnitt 

1988 


Beschäftigte im Bergbau und 

Arbeitsmarkt- 

region 



danmter 

% 

in % 
des 

Bundes- 

durch- 

schnitts 

Anzahl 

in % 
des 

Bimdes- 

durch- 

schnitts 

insgesamt 

Steinkohlen- 
bergbau 
(SYPRO 2111) 




absolut 

% 

absolut 

% 

Bochum 

15,8 

183,0 

131,4 

115,3 

-16 746 

-19,0 

108 

50,2 

Dortmund-Unna 

16,4 

190,2 

96,0 

84,2 

-36 160 

-27,0 

-11 621 

-35,9 

Duisburg- 
Oberhausen . , 

17,1 

198,3 

129,9 

113,9 

-37 823 

-28,4 

- 2 357 

-19,7 

Aachen/Jülich . . 

12,2 

141,6 

102,7 

90,1 

- 9 977 

-13,9 

- 4 286 

-42,6 

Gelsenkirchen . . 

17,0 

197,1 

129,1 

113,2 

-10 467 

-22,2 

- 1771 

-11,7 

Recklinghausen . 

15,2 

176,6 

96,5 

84,6 

-13 331 

-12,5 

- 6 838 

-16,5 

Wesel-Moers . . . 

13,0 

150,7 

103,2 

90,5 

- 7 621 

-14,8 

- 3 248 

-14,1 

Hamm-Beckum 
(teilweise) .... 

13,2 

153,1 

119,8 

105,1 

- 2 464 

- 8,4 

684 

6,4 


1) Quelle; Berechnung von regionalen Arbeitslosenquoten; Jahresdurchschnitt 1988 

Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn, Februar 1989 (gerundete Ergebnisse; eine Nachkommastelle). 

2) Monatsbericht; Betriebe von Unternehmen mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten 

3) Werte für Arbeitsmarktregion Hamm-Beckum 


zwischen Reken und Heek/Gronau fertigge- 
stellt. Die übrigen Abschnitte befinden sich im 
Bau bzw. in der Planfeststellung. Die durchgän- 
gige Fertigstellung bis zur Landesgrenze Nie- 
dersachsen ist bis 1992 zu erwarten. 

— A46 Brilon-Arnsberg: mit der gern. Bedarfs- 
plan im „vordringlichen Bedarf" ausgewiese- 
nen A 46 soll der Raum Brilon/Olsberg eine An- 
bindung an das Autobahnnetz erhalten. Die 
A 46 ist nördlich von Meschede bereits fertigge- 
stellt. Der größte Teil der westiichen Teilstrek- 
ken befindet sich im Bau bzw. die Planungen 
werden vordringlich betrieben. 


C. Förderergebnisse 1988 

(gewerbliche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1 . Normalfördergebiet 

(soweit nicht Sonderprogrammgebiet) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahr 1988 wurden 94,3 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 305 Investitionsvorhaben der gewerb- 
hchen Wirtschaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) mit einem Investitionsvolumen von 
1 132,1 Mio. DM bewilligt. Mit diesen Investi- 
tionsvorhaben im Normalfördergebiet verbun- 


den ist die Schaffung von rd. 2 800 neuen 
Dauerarbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten lie- 
gen dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsin- 
vestitionen (96,7% aller Investitionsprojekte), 
die aus regionalwirtschafüichen Gesichtspunk- 
ten die größte Bedeutung für Struktur schwache 
Regionen haben. 

O Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß rund 75 % des 
geförderten Investitionsvolumens aus den Be- 
reichen Chemische Industrie, Stahl-, Maschi- 
nen- und Fahrzeugbau, Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe, Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe sowie dem Bereich Nahrungs- 
und Genußmittel stammt. 

O Von den geförderten Investitionsprojekten ent- 
fallen auf die Schwerpunktorte/ Mitorte des Nor- 
malfördergebiets 83 % aller Vorhaben, 

O Anzumerken ist, daß im Jahr 1988 rd. 33 Mio. 
DM Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
vomehmhch für die Auslauf gebiete: Arbeits- 
marktregionen Mönchengladbach und Euskir- 
chen bewiUigt wurden. Damit wurde ein Inve- 
stitionsvolumen der gewerblichen Wirtschaft 
(einschließlich Fremdenverkehr) von rd. 
330 Mio. DM gefördert. Mit den Investitionsvor- 
haben war die Schaffung von rd. 800 neuen 
Arbeitsplätzen verbunden. 
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Tabelle 2a 


Situation der Sonderprogrammgebiete 


1988 gegenüber Ende 1979 

Bruttowert- 
schöpfung zu 
Faktorkosten je 
Einwohner 

1986 

Entwicklung 
der Brutto- 
wertschöp- 
fung zu Fak- 
torkosten je 
Einwohner 
1986 gegen- 
über 1980 

1980 = 100 

Verarbeitenden Gewerbe 

Sozialversicherungspflichtig 
beschäftigte Arbeitnehmer 

darunter 

insgesamt 

darunter 

eisensch. 

Industrie 
(SYPRO 2700) 

tertiärer Sektor 

DM 

in % 
des 

Bundes- 

durch- 

schnitts 

absolut 

% 

absolut 

% 

absolut 

% 

-10 091 

-38,4 

-13 546 

- 6,9 

7 276 

8,9 

30 853 

103,5 

130 

-13 180 

-44,1 

-25 646 

- 7.5 

11 924 

7,6 

26 048 

87,4 

124 

-22 680 

-34,9 

-50 044 

-16,7 

2 384 

2,0 

29 345 

98,5 

120 

- 1 106 

-64,5 

4 044 

2,1 

14 057 

15,5 

24 177 

81,1 

127 

- 105 

-14,1 

-11 918 

-11,3 

1 737 

4,4 

30 963 

103,9 

111 

- 514 

-42,7 

- 7 440 

- 2,9 

9 459 

9,0 

20 996 

70,4 

121 

135 

-11,8 

8 890 

8,8 

6 977 

16,5 

22 300 

74,8 

122 

- 328 

-16,7 

- 961 

- 1.4 

2 180 

7,3 

25 5683) 

85,8^) 

1233) 


O Neben der Förderung mit Haushaltsmitteln 
wurde in 1988 für Investitionen der gewerbh- 
chen Wirtschaft die regionalpohtische Investi- 
tionszulage von 8,75% der Investitionskosten 
gewährt. Soweit für Investitionen der gewerbh- 
chen Wirtschaft nur die regionalpohtische Inve- 
stitionszulage gewährt wurde, führte die Förde- 
rung zu folgenden Ergebnissen: 

— Zahl der Maßnahmen 215 

— gefördertes Investitions- 
volumen 1904,7 Mio. DM 

— geförderte neue Arbeits- 
plätze 3115. 

— Infrastruktur 

O Im Jahr 1988 wurden 0,5 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 2 Investitionsvorhaben im Bereich der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem Inve- 
stitionsvolumen in Höhe von 1 ,0 Mio. DM bewil- 
hgt. 

O Davon entfiel je eine Maßnahme auf die Berei- 
che 

— Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschu- 
lungsstätten sowie den 

— Ausbau von Verkehrsverbindungen. 


O Der durchschnittiiche Fördersatz, der bei den 
o. g. Infrastrukturprojekten gewährt wurde, be- 
trägt rd. 50 % der Investitionskosten. 


2. Sonderprogrammgebiet 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahr 1988 wurden im Gebiet der Sonderpro- 
gramme (Stahlstandorteprogramm, Sonderpro- 
gramm „Aachen-Jühch'' und Sonderprogramm 
„Montanregionen'') insgesamt 180,1 Mio. DM 
Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe zur 
Förderung von 270 Investitionsvorhaben der 
gewerbhchen Wirtschaft mit einem Investitions- 
volumen von 2 125,8 Mio. DM bewiUigt. Mit die- 
sen Investitionsvorhaben im Sonderprogramm- 
gebiet verbunden ist die Schaffung von rd. 5 600 
neuen Arbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten lagen 
dabei fast ausschließhch auf Errichtungs- und 
Erweiterungsinvestitionen (99,6% aller Investi- 
tionsprojekte), die aus regional wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten die größte Bedeutung für 
strukturschwache Regionen haben. 

O Eine Aufteüung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß die Schwer- 
punkte vorwiegend bei der Chemischen Indu- 
strie, dem Bereich Steine, Erden, Keramik und 


55 



Drucksache 11/7501 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 3 


Finanzieningsplan 

in Mio. DM 


Geplante Maßnahmen 

zu fördernde 
Investitionen 
im Zeitraum 

1990 bis 1994 

Finanzmittel 

Normal- 

förderung 

Sonder- 

programme 

19901) 

19911) 

19922) 

19932) 

19942) 

1990 bis 
1994 

insgesamt 

1. Förderung der gewerb- 
lichen Wirtschaft ein- 
schließlich Fremden- 
verkehr bei Errichtung, 
Ausbau, Umstellung 

oder grundlegender Ra- 
tionalisierung von Ge- 
werbebetrieben 

5 500,0 

9 500,0 







a) GA-Mittel 



60,00 

60,00 

60,00 

60,00 

60,00 

300,00 

b) Sonderproqramm- 
Mittel 



200,00 

140,00 

140,00 

90,00 

_ 

570,00 

c) Investitionszulage . , 



115,50 

— 

— 

— 

— 

115,50 

2. Förderung des Ausbaus 
der Infrastruktur, soweit 
für die Entwicklung 
der gewerblichen Wirt- 
schaft einschließlich 

Fremdenverkehr erfor- 
derlich 

250,0 

500,0 







a) GA-Mittel 



28,970 

28,97 

28,97 

28,97 

28,97 

144,85 

b) Sonderprogramm- 
Mittel 



70,00 

70,00 

70,00 

70,00 

_ 

280,00 

c) Investitionszulage . . 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

5 750,0 

10 000,0 

474,470 

298,97 

298,97 

298,97 

298,97 

1410,35 

a) GA-Mittel 



88,970 

88,97 

88,97 

88,97 

88,97 

444,85 

b) Sonderprogramm- 
Mittel 



270,00 

210,00 

210,00 

160,00 



850,00 

c) Investitionszulage . . 



115,50 

— 

— 

— 

— 

115,50 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 aufgestockt. Eine Aufteilung dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 


Glas, dem Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 
sowie der Elektrotechnik und Feinmechanik zu 
finden sind. 

O Von den geförderten Investitionsprojekten ent- 
fallen auf die Schwerpunktorte/Mitorte des Son- 
derprogrammgebiets rd. 95 % aller Vorhaben. 

O Neben der Förderung mit Haushaltsmitteln 
wurde in 1988 für Investitionen der gewerbli- 
chen Wirtschaft die regionalpolitische Investi- 
tionszulage von 8,75% der Investitionskosten 
gewährt. Soweit für Investitionen der gewerbli- 
chen Wirtschaft nur die regionalpolitische Inve- 


stitionszulage gewährt wurde, führte die Förde- 
rung zu folgenden Ergebnissen: 

— Zahl der Maßnahmen 27 

— gefördertes Investitions- 
volumen 624,1 Mio. DM 

— geförderte neue Arbeits- 
plätze 596. 

— Infrastruktur 

O Im Jahr 1988 wurden 171,4 Mio, DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 23 Investitionsvorhaben im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem 
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Investitionsvolumen in Höhe von 480,2 Mio. DM 
bewilligt. 

O Der Hauptanteil der Förderung (rd. 90 %) entfiel 
dabei auf 

— die Errichtung der Technologiezentren bzw. 
Telematikzentren in Dortmund, Duisburg, 
Gelsenkirchen und Herzogenrath sowie auf 
die Bereiche 

— Abwasserbeseitigung und -reinigung und 

— Ausbildungs-, Fortbildimgs- und Umschu- 
lungsstätten. 


O Der Fördersatz, der bei den o. g. Infrastruktur- 
projekten gewährt wurde, beträgt rd 36% der 
Investitionskosten. 


3. Förderergebnisse (1985 bis 1989) 

Die Förderergebnisse in den Jahren 1985 bis 1989 
nach kreisfreien Städten imd Kreisen (soweit zum För- 
dergebiet der Gemeinschaftsaufgabe gehörend) sind 
im Anhang 12 dargestellt. 
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5. Regionales Förderprogramm „Hessen“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 

1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

Der Aktionsraum umfaßt folgende Arbeitsmarktregio- 
nen: 

Kassel, Eschwege, Hersfeld-Rotenburg, Alsfeld- 
Ziegenhain und Fulda. 

Bei der Abgrenzung des o. g. Aktionsraumes ist zu 
beachten, daß sich das Gebiet, das die o. g. Arbeits- 
marktregionen beschreiben, durch Feinabgrenzung 
verändert hat. 

Zum gesamten Aktionsraum (einschheßlich Feinab- 
grenzung) gehörenden kreisfeien Städte/Landkreise/ 
Städte und Gemeinden bzw. Teile davon sind im 
Anhang 13 aufgelistet. 

Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft konzen- 
triert sich auf 3 A-Schwerpunktorte, 3 B-Schwer- 
punktorte, 9 C-Schwerpunktorte und 3 E-Schwer- 
punktorte. 

Die räumlichen Schwerpunkte {Schwerpunktorte/ 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerblichen 
Förderung sind im Anhang 14 dargestellt. 

Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum: 


Einwohner im Aktionsraum 

(31. Dezember 1988) 

Einwohner in Hessen 

1 103 023 

(31. Dezember 1988) 

5 568 892 

Einwohner in Schwerpunktorten/Mitorten 

(31. Dezember 1988) 

587 954 

Fläche im Aktionsraum (qkm) 

7 739 

Fläche in Hessen (qkm) 

21 224 

Bevölkerungsdichte im Aktionsraum 

(Einwohner/qkm) 

Bevölkerungsdichte in Hessen 

143 

(Einwohner/qkm) 

262 


2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Die Wirtschaftskraft in den meisten Regionen des Ak- 
tionsraumes liegt erheblich unter dem Bundesdurch- 
schnitt. Ursächlich dafür ist der relativ geringe Indu- 
strialisierungsgrad. Hinzu kommt im Grenzgebiet zur 
DDR der Verlust der früher stark ausgeprägten Wirt- 
schaftsbeziehungen und -Verflechtungen mit Thürin- 
gen und Sachsen. Die Ansiedlung industrieller Groß- 
betriebe wird außerdem durch topographische Gege- 
benheiten erschwert, da weite Teile des Aktionsrau- 
mes Mittelgebirgscharakter besitzen. Demgemäß sind 
landwirtschaftliche Böden von mittlerer und geringer 


Güte vorherrschend, so daß es auch an befriedigen- 
den Erwerbs- und Einkommensmöglichkeiten in der 
Landwirtschaft mangelt. 

In der kreisfreien Stadt Kassel haben die einseitige 
Industriestruktur und die besonderen Probleme eini- 
ger Großbetriebe im Zeitraum 1970 bis 1988 zum Ver- 
lust von 12 700 industriellen Arbeitsplätzen (—33,6 %) 
geführt. Der südhche Teil des Aktionsraumes ist ver- 
kehrlich noch unzureichend angebunden und außer- 
dem dem beträchtlichen Sog des Verdichtungsraumes 
„Rhein-Main" ausgesetzt. 

Die genannten Probleme haben eine hohe Arbeitslo- 
sigkeit und Be völkerungs Verluste, insbesondere im 
Zonenrandgebiet, zur Folge. 


2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit 
des Aktionsraumes 

Die Werte der Indikatoren (absolut und jeweils in % 
des Bundesdurchschnitts) bei der Neuabgrenzung des 
Fördergebiets der GA im Jahre 1986, die zur Feststel- 
lung der Förderbedürftigkeit der o. g. AMR geführt 
haben — soweit sie nicht als Teil des Zonenrandge- 
bietes bereits kraft Gesetz zum Fördergebiet gehö- 
ren — , sind in nachstehender Tabelle 1 zusammenge- 
faßt. 

Anhand der Tabelle werden der Nachholbedarf bei 
der Einkommenssituation und die Schwäche der Ar- 
beitsplatzsituation deuthch. Die AMR Kassel liegt mit 
ihrer durchschnittlichen Arbeitslosenquote mit mehr 
als 23% über dem Bundesdurchschnitt. Die AMR 
Eschwege wies beim Einkommen pro Beschäftigten 
und besonders bei der Bruttowertschöpfung zu Fak- 
torkosten je Einwohner weit unter dem Bundesdurch- 
schnitt liegende Werte auf; bei letzterem Indikator lag 
der Wert um 31,5% unter dem Bundesdurchschnitts- 
wert. 


2.2. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Informationen zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 
der einzelnen Arbeitsmarktregionen des Aktionsrau- 
mes sind der Tabelle 2 zu entnehmen. 


B. Entwicklungsziele, -aktionen und 
Finanzmittel 

1. Entwicklungsziele, -aktionen und Finanzmittel 
im Rahmen der GA 

Zur Anhebung der Wirtschaftskraft und zum Abbau 
der Arbeitslosigkeit sind vor allem im produzierenden 
Gewerbe durch die Förderung der Errichtung neuer 
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Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebietes 


Tabelle 1 


Arbeitsmarkt- 

region 

Arbeitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 

1981 bis 1985 

Bruttolohn und 
-gehalt der 
Abhängigen im 
Jahresdurchschnitt 
beschäftigten 
Personen 1982 

Bruttowertschöpfung 
zu Faktorkosten 
pro Einwohner 
1982 

Infra- 

struktur- 

indikator 

Einwohner am 

31. Dezember 1984 


in % 

BRD = 100 

in % 

BRD = 100 

in DM 

BRD = 100 

1985 

absolut 

BRD = 100 

66 Kassel 

10,8 

123,4 

32 193 

98,33 

23 199 

95,39 

106,3 

548 293 

0,898 

83 Eschwege . . 

10,3 

117,7 

29 322 

89,56 

16 662 

68,51 

98,2 

71 867 

0,118 

84 Hersfeld- 
Rotenburg . 

8,5 

97,1 

30 507 

93,18 

19 318 

79,43 

93,4 

121 418 

0,199 

85 Alsfeld- 
Ziegenhain . 

9,6 

109,7 

29 440 

89,92 

18 552 

76,28 

75,1 

171 656 

0,281 

94 Fulda 

8,4 

96,0 

29 126 

88,96 

19 102 

78,54 

99,6 

232 619 

0,381 

Bundesgebiet . 

8,75 

100,0 

32 740 

100 

24 320 

100 

100 

61 043 998 

100 


Tabelle 2 


Arbeitsmarkt- 

region 

Erwerbs- 

fähigenquote 

am 

31. Dezember 
1988 

Arbeits- 
losenquote 
im Durch- 
schnitt 
des Jahres 
1988 

Beschäftigte 
im Verar- 
beitenden 
Gewerbe 1988 
auf 1 000 Ein- 
wohner 

Lohn- und 
Gehaltssumme 
je Beschäf- 
tigten 

im Verarbei- 
tenden 

Gewerbe 1988 

Bruttowert- 

schöpfung 

zu 

Faktorkosten 
pro Einwohner 
1986 

Einwohner 

am 31. Dezember 1988 


in % 

BRD = 
100 

in % 

BRD = 
100 

auf 

1 000 
Ein- 
wohner 

BRD = 
100 

absolut 

BRD = 
100 

in DM 

BRD = 
100 

absolut 

BRD = 
100 

66 Kassel 

68,8 

98,4 

9,53 

110,3 

112,38 

101,3 

48 735 

105,0 

28 090 

94,2 

547 986 

0,888 

83 Eschwege . . 

66,9 

95,7 

8,80 

101,8 

93,18 

84,0 

39 133 

84,3 

20 548 

68,9 

69 594 

0,113 

84 Hersfeld- 
Rotenburg . 

67,1 

96,0 

7,27 

84,2 

81,78 

73,7 

41 647 

89,7 

24 796 

83,2 

119 767 

0,194 

85 Alsfeld- 
Ziegenhain . 

67,9 

97,1 

7,37 

85,3 

76,12 

68,6 

37 895 

81,6 

22 814 

76,5 

169 560 

0,275 

94 Fulda 

67,8 

97,0 

6,10 

70,6 

97,92 

88,3 

37 064 

79,8 

23 754 

79,7 

231 200 

0,375 

Bundesgebiet . 

69,9 

100 

8,64 

100 

110,90 

100 

46 432 

100 

29 804 

100 

61 715 103 

100 


und der Erweiterung bestehender Betriebe neue Ar- 
beitsplätze zu schaffen. Zur Verbesserung der Struk- 
tur des Arbeitsplatzangebotes sind Investitionen zur 
Schaffung von Frauenarbeitsplätzen und von Arbeits- 
plätzen mit höheren Anforderungen an die Qualifika- 
tion bevorzugt zu fördern. Vorhandene Arbeitsplätze 
sind durch Investitionen zur Erhöhung der Wettbe- 
werbsfähigkeit zu sichern. Günstige Ansatzpunkte für 
arbeitsplatzschaffende Investitionen sind die gewerb- 
lichen Schwerpunktorte, deren weiterer Ausbau der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur gefördert wird. Dies 
gilt auch für die Verbesserung der Versorgung des 
Aktionsraumes mit Erdgas. Die Erschließung größerer 
Industrieflächen in ausgewählten Schwerpunkten 
wird fortgesetzt. Die übergeordneten Schwerpunkte 
Kassel und Fulda sind besonders zur Aufnahme neuer 


Betriebe des überregionalen Dienstleistungsgewer- 
bes prädestiniert. Weite Teile des Aktionsraumes sind 
durch ihre landschaftlichen Gegebenheiten für den 
Fremdenverkehr besonders geeignet. In diesen Ge- 
bieten wird der Ausbau der kommunalen Fremden- 
verkehrs-Infrastruktur gefördert. Im Fremdenver- 
kehrsgewerbe haben Investitionen zur Modernisie- 
rung des Bettenangebotes Vorrang vor Erweiterungs- 
investitionen. 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll mit dem verfügbaren 
Mittelvolumen in Höhe von 219,5 Mio. DM im gesam- 
ten Fördergebiet von Hessen ein Investitionsvolumen 
der gewerblichen Wirtschaft (einschl. Fremdenver- 
kehr) in Höhe von 4 666 Mio. DM und ein Investitions- 
volumen im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruk- 
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Tabelle 3 


Finanzieningsplan 1990 bis 1994 

(in Mio. DM) 



zu fördernde 
Investitionen 

Finanzmittel 

Geplante Maßnahmen 

ins- 

gesamt 

davon 
im ZRG 






1989 bis 1993 


19901) 

1991 

1992 

1993 

1994 

ins- 

gesamt 

davon 
im ZRG 

1. Förderung der ge- 
werblichen Wirt- 

schaft bei Errichtung, 
Erweiterung, Um- 

stellung oder grund- 
legender Rationali- 
sierung von Gewer- 
bebetrieben 

a) GA-Mittel 

b) Investitionszulage 

4 666,0 

4 070,0 

32,1 

91,0 

32,3 

32,3 

32,3 

32,3 

161,3 

91,0 

138,0 

82,0 

2. Förderung des Aus- 
baus der Infrastruk- 
tur, soweit für die 
Entwicklung der ge- 
werblichen Wirt- 

schaft erforderlich 
a) GA-Mittel 

106,6 

88,6 

11,8 

11,6 

11,6 

11,6 

11,6 

58,2 

50,0 

insgesamt 

a) GA-Mittel 

b) Investitionszulage ' 

1 

4 772,6 

4 158,6 

43,9 

91,0 

43,9 

43,9 

43,9 

43,9 

219,5 

91,0 

188,0 

82,0 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitonszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 


tur (einschl. Fremdenverkehr) in Höhe von 107 Mio. 
DM gefördert werden. 

Die Aufteilung in „gewerbliche Wirtschaft" und „In- 
frastruktur" sind Plandaten. Die dafür eingesetzten 
Haushaltsmittel sind gegenseitig deckungsfähig und 
erlauben daher eine Anpassung an die Entwicklung 
des Antragsvolumens für die eingehenden Investi- 
tionskategorien. 

Die in Verfolgung der Entwicklungsziele und -maß- 
nahmen angestrebte weitere Verbesserung der Wirt- 
schafts- und Infrastruktur im GA-Gebiet und insbe- 
sondere im Zonenrandgebiet dient der Belebung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs mit der DDR. 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

In dem Bestreben, die Wirtschaftskraft des Aktions- 
raumes und die Standortqualität seiner Schwerpunkte 
weiter zu erhöhen, steht der Ausbau der Verkehrs- 
infrastruktur an vorrangiger Stelle. Hier sind insbe- 
sondere folgende Maßnahmen zu nennen: 

a) Fortführung des Neubaues der Bundesautobahn 
A 49 bis zum Anschluß an die A 5 östlich Gießen 
mit Anschlußstellen an die Schwerpunktorte 


Schwalmstadt, Stadtallendorf und Homberg 
(Ohm); 

b) Fortführung des Neubaues der Autobahn A 66 
Frankfurt-Fulda mit einer Anschlußstelle für den 
Schwerpunktort Schlüchtern; 

c) Fortführung des 6streifigen Ausbaues der Bundes- 
autobahn A 7 zwischen der Landesgrenze Hessen/ 
Niedersachsen und dem Hattenbacher Dreieck 
einschließlich des Neubaues einer Anschlußstelle 
A 7/B 7 bei Kassel; 

d) Fortführung der Grundemeuerung der Bundes- 
autobahn A 5 zwischen dem Gambacher und dem 
Hattenbacher Dreieck einschließlich der Anlage 
von Standstreifen; 

e) Neubau von Umgehungstrassen im Zuge von Bun- 
desstraßen, insbesondere der B 27, B 62 und 
B254; 

f) Bundesbahnneubaustrecke Hannover-Würzburg, 
die eine Anbindung der übergeordneten Schwer- 
punkte Kassel und Fulda versieht; 

g) Bundesbahnausbaustrecke Fulda-Frankfurt; 

h) Bundesbahnausbaustrecke Dortmund-Kassel; 
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i) Ausbau der Strecke der Hersfelder Eisenbahn 
GmbH Heimboldshausen-Bad Hersfeld zur Siche- 
rung der Kahtransporte aus dem Kahbergbauge- 
biet bei Heimboldshausen/Phihppsthal. 

Zur Sicherung und Verbesserung der Energieversor- 
gung wird der Ausbau des Erdgasnetzes im Aktions- 
raum fortgesetzt. 

Im bildungspohtischen Bereich ist der Ausbau der 
Gesamthochschule Kassel und der Fachhochschule 
Fulda vorgesehen. 


C. Fördermaßnahmen 1988 

(gewerbliche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1. Normalfördergebiet 

— Gewerbliche Wirtschaft 

Im Jahre 1988 wurden im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe insgesamt 329 beantragte Projekte der ge- 
werbhchen Wirtschaft (einschheßhch Fremdenver- 
kehr) mit einem Investitionsvolumen in Höhe von 
1 763,14 Mio. DM bewilligt *), und wurden mit Haus- 
haltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 
36,15 Mio. DM gefördert. Hinzu kommen noch Steu- 
ermindereinnahmen durch die Gewährung der regio- 
nalen Investitionszulage. Mit diesen Investitionsvor- 
haben wurden im Fördergebiet 3 695 zusätzhche Dau- 
erarbeitsplätze geschaffen und 8 874 Arbeitsplätze 
gesichert. 

Der Schwerpunkt der Investitionstätigkeiten hegt da- 
bei auf Erweiterungsinvestitionen (73,1% aller Inve- 
stitionsprojekte), die im Vergleich zu Errichtungs-, 
Umstellungs- und Rationahsierungsinvestitionen aus 
regionalwirtschafthchen Gesichtspunkten die größte 
Bedeutung für strukturschwache Regionen hatten. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach Wirt- 
schaftsbereichen zeigt, daß ein weiterer Schwerpunkt 
bei der Chemischen Industrie/Mineralölverarbeitung 
zu finden ist (21,1 % des geförderten Investitionsvolu- 
mens). 


‘Quelle: Statistik des Bundesamtes für Wirtschaft 


Die Förderhöchstsätze wurden bei Errichtungsinvesti- 
tionen und Umstellungen/Rationahsierungen ausge- 
schöpft. Der durchschnitthche Fördersatz (ohne Inve- 
stitionszulage) beträgt rd. 7 % der förderfähigen Inve- 
stitionskosten. 

Von den geförderten Investitionsprojekten entfallen 
auf die Schwerpunktorte/ Mitorte des regionalen Ak- 
tionsraumes 61,6% des Investitionsvolumens. 


— Infrastruktur 

31 Investitionsprojekte im Bereich der wirtschaftsna- 
hen Infrastruktur (einschheßhch Fremdenverkehr) mit 
einem Investitionsvolumen in Höhe von 24,21 Mio. 
DM wurden 1988 mit Haushaltsmitteln der Gemein- 
schaftsaufgabe in Höhe von 13,50 Mio. DM geför- 
dert. 

Die Schwerpunkte hegen hier beim geförderten Inve- 
stitionsvolumen in den Bereichen Fremdenverkehr 
(48,4%) und Industriegeländeerschheßung (33,6%). 

Der durchschnitthche Fördersatz, der bei den o. g. In- 
frastrukturprojekten gewährt wurde, beträgt rd. 56 % 
der Investitionskosten. 


2. Nur Zonenrandgebiet 

Von den in C.l. aufgeführten Förderergebnissen ent- 
fahen im Bereich der Gewerbhchen Wirtschaft 
(einschl. Fremdenverkehr) auf ein Investitionsvolu- 
men von 1 139,91 Mio. DM bewühgte GA-Mittel in 
Höhe von 18,26 Mio. DM; d. h. 64,65% des Investi- 
tionsvolumens und 50,51 % der bewilhgten GA-Mittel 
entfielen auf das Zonenrandgebiet. Es wurden 2 414 
(65,33%) zusätzhche Dauerarbeitsplätze geschaffen 
und 8 081 (91,06%) Arbeitsplätze gesichert. 

Im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur 
(einschl, Fremdenverkehr) wurde im Zonenrandge- 
biet ein Investitionsvolumen von 7,13 Mio. DM mit 
GA-Mitteln in Höhe von 4,63 Mio. DM gefördert; d. s. 
29,45 % der gesamten Investitionssumme und 34,30 % 
der GA-Mittel. 
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6. Regionales Fördetprogramm „Rheinland-Pfalz“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 
1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

— Der Aktionsraum umfaßt folgende Arbeitsmarkt- 
regionen: 

Normalfördergebiet: 

Bad Kreuznach, Cochem-Zell, Idar-Oberstein, Bit- 
burg-Prüm, Daun, Trier, Alzey-Worms und Pirma- 
sens 

Sonderprogrammgebiet ^): 

Pirmasens, Teile von Landau 

Bei der Abgrenzung des Aktionsraums ist zu be- 
achten, daß sich das Gebiet, das die o. g. Arbeits- 
marktregionen beschreiben, durch Feinabgren- 
zung (Gebietsaustausch) verändert hat. 

Die zum gesamten Aktionsraum (einschließhch 
Feinabgrenzung) gehörenden kreisfreien Städte 
und Landkreise bzw. Teile davon sind im An- 
hang 13 aufgehstet, 

— Die Förderung der gewerbÜchen Wirtschaft kon- 
zentriert sich auf 12 B- Schwerpunktorte und 12 C- 
Schwerpunktorte im Normalfördergebiet sowie 
zusätzlich auf je einen B- und C-Schwerpunktort 
im Sonderprogrammgebiet (soweit nicht gleichzei- 
tig Normalfördergebiet). 

Die räumlichen Schwerpunkte (Schwerpunktorte/ 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerblichen 
Förderung sind im Anhang 14 dargestellt. 

— Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum: 

= Einwohner (Aktionsraum): 1 368 860 

= Einwohner (Rheinland- Pf alz): 3 653 155 

= Einwohner (Schwerpunktorte/Mitorte): 569 130 
= Fläche qkm (Aktionsraum) : 1 1 090 

= Fläche qkm (Rheinland-Pfalz): 19 849 


2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

2.1. Allgemeine Beschreibung der wirtschaftlichen 
Situation Im Aktionsraum 

Der Aktionsraum besteht überwiegend aus den länd- 
lichen peripheren Gebieten im Westen des Landes 
Rheinland-Pfalz, die aufgrund ihrer Grenzlage über 
viele Jahrzehnte hinweg im Schatten der wirtschaftli- 
chen Entvdcklung standen. In diesen dünnbesiedel- 


Ü Gemäß Beschluß des PA vom 2. Juli 1987 Sonderprogramm- 
gebiet (veröffentlicht im Bundesanzeiger Nr. 23 vom 4. Fe- 
bruar 1988). 


ten Gebieten stellt die Landwirtschaft nach wie vor 
einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar, während der 
Industriaüsierungsgrad noch relativ niedrig ist. Eine 
Ausnahme stellt lediglich die Arbeitsmarktregion Pir- 
masens dar, die eine ausgeprägt monoindustrielle 
Struktur aufweist. Aufgrund der verschärften Struk- 
turkrise in der Schuhindustrie hat sich die wirtschaft- 
liche Situation in der Arbeitsmarktregion Pirmasens in 
den letzten Jahren erhebhch verschlechtert. 

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftig- 
ten Arbeitnehmer verringerte sich im Aktionsraum 
von 1980 bis 1988 um 0,5 % auf rd. 400 600 Personen. 
Damit konnten die Arbeitsplatzverluste aufgrund der 
Rezession zu Anfang der 80er Jahre fast vollständig 
aufgeholt werden. Dagegen hat im gesamten Land 
Rheinland-Pfalz in der gleichen Zeit die Zahl der so- 
zialversicherungspflichtig Beschäftigten zugenom- 
men (+1,1 %). 

Die Zahl der Beschäftigten im Bergbau und im Verar- 
beitenden Gewerbe reduzierte sich im Programmge- 
biet von 1980 bis 1988 um 9,3% auf rd. 115 500 (Lan- 
desdurchschnitt: -7,5%). Die höchsten Beschäfti- 
gungsverluste mußten im Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe (-38,4%), bei der Gewinnung und 
Verarbeitung von Steinen und Erden ( - 14,0 %) sowie 
im Holz-, Papier- und Druckgewerbe (—9,0%) hinge- 
nommen werden. 

Der Industrialisierungsgrad (Beschäftigte im Verar- 
beitenden Gewerbe je 1 000 Einwohner) verringerte 
sich im Programmgebiet von knapp 93 im Jahr 1980 
auf 85 im Jahr 1988. In der gleichen Zeit ging die 
Industriedichte im gesamten Land Rheinland- Pfalz 
von 109 im Jahr 1980 auf rd. 101 Industriebeschäftigte 
je 1 000 Einwohner im Jahr 1988 zurück. Damit lag 
der Industrialisierungsgrad im Programmgebiet 1988 
noch um 16% unter dem Landesdurchschnitt. 

In den Arbeitsmarktregionen Pirmasens, Trier, Bad 
Kreuznach und Daun lag die Arbeitslosenquote im 
Jahre 1988 über dem Bundesdurchschnitt, während 
im gleichen Jahr in den Arbeitsmarktregionen Idar- 
Oberstein, Alzey-Worms, Bitburg-Prüm, Cochem- 
Zell und Landau die Arbeitslosenquote niedriger war 
als der Bundeswert. Die Lohn- und Gehaltsumme je 
Beschäftigten erhöhte sich im Programmgebiet von 
1980 bis 1988 um 42,8 % auf rd. 39 200 DM. Allerdings 
wurde damit der Landesdurchschnitt (rd. 46 500 DM) 
immer noch um 16% unterschritten. 

Die Bruttowertschöpfung je Einwohner erhöhte sich 
im Aktionsraum von 1980 bis 1986 um 28,4% auf 
22 508 DM bei einer Wachstumsrate im gesamten 
Land Rheinland- Pfalz von 31,2 %. Damit lag die Brut- 
towertschöpfung je Einwohner im Programmgebiet 
1986 noch um 17,7 % unter dem Landesdurchschnitt 
(27 360 DM) und um 26,9% unter dem Bundesdurch- 
schnitt (30 787 DM). 
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Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 1986 


Tabelle 1 


Arbeitsmarkt- 

region 

Arb eitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 

1981 bis 1985 

Bruttolohn 
und -gehalt 
der abhängig 
beschäftigten 
Personen 
im Jahres- 
durchschnitt 

1982 

Brutto- 
wertschöpfung 
zu Faktorkosten 
je Einwohner 
1982 

Infra- 

struktur- 

indika- 

toren 

1985 

Einwohner 
(Stand: 31. Dezember 
1986) 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Anzahl 

in % der 
Bundes- 
bevöl- 
kerung 

Normalfördergebiet 

Bad Kreuznach 

10,0 

113,89 

29 946 

91,47 

19 630 

80,72 

99,00 

125 967 

0,206 

Cochem-Zell 

9,4 

107,76 

29 094 

88,86 

16 710 

68,71 

84,70 

154 326 

0,252 

Idar-Oberstein 

10,1 

115,37 

28 533 

87,15 

18 050 

74,22 

86,30 

103 419 

0,169 

Bitburg-Prüm 

12,5 

142,41 

28 036 

85,63 

15 250 

62,71 

82,30 

87 273 

0,143 

Daun 

12,2 

138,93 

29 643 

90,54 

16 800 

69,08 

78,60 

107 285 

0,175 

Trier 

11.2 

128,32 

29 094 

88,86 

19 870 

81,50 

99,20 

324 298 

0,530 

Alzey-Worms 

9,1 

103,89 

29 553 

90,27 

17 570 

72,25 

82,70 

107 417 

0,279 

Pirmasens 

8,8 

100,60 

28 000 

85,52 

18 940 

77,88 

99,70 

176 333 

0,288 

Sonderprogrammgebiet 

Landau 

8,3 

94,45 

28 080 

85,77 

18 160 

74,67 

90,30 

99 481 

0,163 

Pirmasens 

S. 0. 

S. 0. 

S. 0. 

s. o. 

S. 0. 

S. 0. 

S. 0. 

S. 0. 

s. o. 

Insgesamt 



• 





1 348 799 

2,305 

Bundeswert 

8,75 

100,00 

32 740 

100,00 

24 320 

100,00 

100,00 

61 140 431 

100,000 


Das überwiegend ländlich geprägte Programmgebiet 
leidet unter erheblichen agrarstrukturellen Proble- 
men. Die Klima- und Bodenverhältnisse in den Mittel- 
gebirgslagen stellen die Landwirtschaft vor ungün- 
stige Produktionsbedingungen. Weiterhin ist die 
Landwirtschaft im Programmgebiet ausgesprochen 
kleinbetrieblich strukturiert. Die Agrarstrukturver- 
besserung wurde bisher durch mangelnde Beschäfti- 
gungsalternativen außerhalb der Landwirtschaft ver- 
zögert. Der überwiegende Teil der Haupterwerbsbe- 
triebe erwirtschaftet nur minimale Einkommen. Bei 
diesen Betrieben ist ein Ausbau zu entwicklungsfähi- 
gen Existenzen — mit ausreichendem Einkommen 
auch für die nächste Generation — weitgehend aus- 
geschlossen. 

Besondere Strukturprobleme ergeben sich im Wein- 
baugebiet Mosel-Saar-Ruwer, das unter ungünstigen 
natürlichen Produktionsbedingungen (Steilhangla- 
gen), kleinbetrieblichen Strukturen und Absatz- 
schwierigkeiten leidet. Für die krisenhaft zugespitzte 
Situation im Weinbaugebiet Mosel-Saar-Ruwer gibt 
es in den anderen deutschen Weinbaugebieten keine 
Parallelen. 

Besonders krisenanfällig ist auch der Pirmasenser 
Raum aufgrund seiner von der Schuhindustrie ge- 


prägten Monostruktur. In der Pirmasenser Schuhin- 
dustrie gingen im Zeitraum von 1970 bis 1988 rd. 
14 300 Arbeitsplätze verloren (-60 %) davon allein rd. 
6 500 in den Jahren von 1980 bis 1988 (-40%). Trotz 
dieser Entwicklung waren Ende 1988 im Pirmasenser 
Raum (kreisfreie Stadt und Landkreis Pirmasens) im- 
mer noch 42 % (rd. 9 700) aller Beschäftigten im Ver- 
arbeitenden Gewerbe in der Schuhindustrie tätig. 
Rechnet man die Beschäftigten in den Zulieferbetrie- 
ben mit hinzu, so sind immer noch mehr als die Hälfte 
aller Industriebeschäftigten im Pirmasenser Raum von 
der Schuhindustrie abhängig. Der Beschäftigtenrück- 
gang in der Pirmasenser Schuhindustrie hat sich im 
Jahre 1989 fortgesetzt. Ein Ende der krisenhaften Ent- 
wicklung ist noch nicht absehbar. 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Aktionsraumes 
wird weiterhin durch die Massierung militärischer 
Einrichtungen stark gehemmt. Der Anteil der militä- 
risch genutzten Räche an der insgesamt bebauten 
Räche ist in den Arbeitsmarktregionen Idar-Ober- 
stein (88%) und Pirmasens (37%) besonders hoch 
(Landesdurchschnitt: 25 %). Dazu kommt, daß im Um- 
feld militärischer Anlagen im Rahmen von Schutzbe- 
reichsverordnungen Baubeschränkungen und son- 
stige Nutzungsbeschränkungen bestehen. Der militä- 
rische Übungsbetrieb belastet die Verkehrsinfrastruk- 
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Tabelle 2 

Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation des Aktionsraumes 


Arbeitsmarkt- 

region 

Erwerbsfähigen- 

(juote 

(Basis VZ 1987) 

Arbeitslosen- 

quote 

Jahresdurch- 
schnitt 1988 

Beschäftigte im 
Verarbeitenden 
Gewerbe auf 

1 000 Einwohner 
1988 

Lohn- und 
Gehaltssinnme 
je Beschäftigten 
im Verarbeitenden 
Gewerbe 1988 

Bruttowert- 
schöpfung 
je Einwohner 
1986 

zu Faktorkosten 

in % 

in % des 
Bimdes- 
durch- 
schnitts 

in % 

in % des 
Bimdes- 
durch- 
schnitts 

Anzahl 

in % des 
Bimdes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Daun 

68,2 

97,3 

8,7 

100,2 

72,0 

63,2 

39 524 

84,4 

21 020 

70,5 

Bad Kreuznach 

68,2 

97,3 

8,8 

101,9 

88,8 

77,9 

42 405 

91,2 

22 005 

73,8 

Idar-Oberstein 

69,0 

98,4 

8,3 

96,3 

82,2 

72,1 

34 605 

74,4 

22 051 

74,0 

Cochem-Zeh 

68,1 

97,1 

6,9 

79,7 

67,5 

59,2 

39 373 

84,7 

19 834 

66,5 

Trier 

69,1 

98,6 

9,3 

107,3 

72,5 

63,6 

39 113 

84,1 

24 107 

80,9 

Bitburg- Prüm 

67,8 

96,7 

7,4 

85,7 

55,9 

49,0 

37 981 

81,7 

18 601 

62,4 

Alzey-Worms 

69,1 

98,6 

7,5 

86,5 

67,7 

59,4 

45 542 

97,9 

21 394 

71,8 

Pirmasens 

69,8 

99,6 

10,3 

119,2 

127,9 

112,2 

36 494 

78,5 

22 446 

75,3 

Landau 

69,2 

98,7 

6,7 

77,8 

60,6 

53,2 

37 649 

81,0 

21003 

70,5 


tur erhebhch. Die von Militärfahrzeugen und insbe- 
sondere von Müitärflugzeugen ausgehende Lärmbe- 
lästigung hemmt die Weiterentwicklung des Frem- 
denverkehrs, wirkt sich aber auch nachteilig auf die 
Ansiedlung von Industriebetrieben aus, die auf er- 
schütterungsfreie Standorte angewiesen sind. Auf- 
grund des zu erwartenden Truppenabbaus im Rah- 
men des internationalen Entspannungsprozesses ist 
kurz- und mittelfristig mit erhebhchen Arbeitsplatz- 
verlusten zu rechnen, die durch die Schaffung von 
Ersatzarbeitsplätzen in der gewerbhchen Wirtschaft 
kompensiert werden müssen. 


2.2. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit des 
Aktionsraumes 

— Normalfördergebiet: 

Die Werte der Indikatoren (jeweüs in % des Bun- 
desdurchschnitts) bei der Neuabgrenzung des För- 
dergebiets der GA im Jahre 1986, die zur Feststel- 
lung der Förderbedürftigkeit der o. g. AMR geführt 
haben, sind in Tabelle 1 zusammengefaßt. 

Anhand der Tabelle werden der Nachholbedarf 
bei der Einkommenssituation und die Schwächen 
der Arbeitsplatzsituation deutlich. Die Arbeits- 
marktregion Bitburg-Prüm lag bei der Bruttowert- 
schöpfung zu Faktorkosten je Einwohner 1982 um 
rd. 37 Prozentpunkte (mit 62,71 %) unter dem Bun- 
desdurchschnitt (== 100%). Die Arbeitsmarktre- 
gion Daun wries bei der durchschnittiichen Arbeits- 
losenquote 1981 bis 1985 in % des Bundesdurch- 
schnitts einen Wert auf, der rd. 38 Prozentpunkte 
über dem Bundesdurchschnitt lag. 

— Sonderprogrammgebiet: 

Aufgrund von Arbeitsplatzverlusten in Höhe von 
rd. 14 300 in den Jahren von 1970 bis 1988 in der 


Schuhindustrie und wegen der sonstigen ungün- 
stigen Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage (vgl. Ta- 
belle Nr. 1) wurden die Arbeitsmarktregion Pirma- 
sens und Teile der Arbeitsmarktregion Landau als 
Sonderprogramm gebiet ausgewiesen. 


2.3. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Informationen zur aktuellen wirtschaftiichen Situation 
der einzelnen Arbeitsmarktregionen des Aktionsrau- 
mes sind der Tabelle 2 zu entnehmen. 


B. EntwicklungszieleZ-aktionen und 
Finanzmittel 

1. Entwicklungsziele und Finanzmittel im Rahmen 
der GA 

1.1. Normalfördergebiet 

Die nachfolgend genannten Entwicklungsaktionen 
und Finanzmittel für das Normalfördergebiet dienen 
der Schaffung neuer und der Sicherung vorhandener 
Arbeitsplätze sowie der Verbesserung der Infrastruk- 
tur, wobei vorrangig folgende Ziele angestrebt wer- 
den: 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll im gesamten Förder- 
gebiet von Rheinland-Pfalz ein Investitionsvolumen 
der gewerbhchen Wirtschaft (einschheßhch Fremden- 
verkehr) in Höhe von 3,6 Mrd. DM und ein Investi- 
tionsvolumen im Bereich der wrirtschaftsnahen Infra- 
struktur (einschheßhch Fremdenverkehrsinfrastruk- 
tur) in Höhe von 200 Mio. DM gefördert werden. Hier- 
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Tabelle 3 


Finanzieningsplan 

in Mio. DM 


Geplante 

zu fördernde 
Investitionen 
im Zeitraum 
1990 bis 1994 



Finanzmittel 




19901) 

19911) 

19922) 

19932) 

19942) 

1990 bis 1994 

1. Förderung der gewerbli- 
chen Wirtschaft einschließ- 
lich Fremdenverkehr bei 
Errichtung, Ausbau, Um- 
stellung oder grundlegen- 
der Rationalisierung von 
Gewerbebetrieben 

a) GA-Mittel 

3 600 

29,96 

29,96 

29,96 

29,96 

29,96 

149,80 

b) Sonderprogramm-Mittel 


10,75 

— 

— 

— 

— 

10,75 

c) Investitionszulage 



— 

— 

— 

— 

40,00 

2. Förderung des Abbaus der 
Infrastruktur, soweit für die 
Entwicklung der gewerbli- 
chen Wirtschaft einschließ- 
lich Fremdenverkehr erfor- 
derlich 

a) GA-Mittel 

200 

14,644 

14,644 

14,644 

14,644 

14,644 

73,22 

b) Sonderprogramm-Mittel 


4,25 

— 

— 

— 

— 

4,25 

c) Investitionszulage 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 

3 800 

142,224 

44,604 

44,604 

44,604 

44,604 

320,64 

a) GA-Mittel 


44,604 

44,604 

44,604 

44,604 

44,604 

223,020 

b) Sonderprogramm-Mittel 


15,00 

— 

— 

— 

— 

15,00 

c) Investitionszulage 


40,00 

— 

— 

— 

— 

40,00 


Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. Die Investitionszulage kann 1990 nur noch für vor dem 1. April 
1989 begonnene Investitonsvorhabem ausgezahlt werden. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 auf gestockt. Eine Aufteilimg dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bimdesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 


für sollen Haushaltsmittel 2) in Höhe von 223,02 Mio. 
DM eingesetzt werden (siehe Finanzierungsplan, Ta- 
belle 3). Die Aufteilung auf die verschiedenen Investi- 
tionsbereiche stellt Plandaten dar. Die entsprechen- 
den Haushaltsansätze sind gegenseitig deckungsfä- 
hig und erlauben daher eine flexible Anpassung an 
die Entwicklung des Antra gsvolumens für die einzel- 
nen Investitionskategorien. 


1 .2. Sonderprogrammgebiet 

Die im Sonderprogrammgebiet Pirmasens/Zweibrük- 
ken/Landau zeitlich befristeten Entwicklungsaktio- 
nen und Finanzmittel dienen der Schaffung von 


2) Ohne Sonderprogrammittel imd ohne den noch festzulegen- 
den Anteil des Landes Rheinland-Pfalz an den zusätzlichen 
Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 
500 Mio. DM, die ab 1991 bundesweit als Ersatz für die weg- 
fallende Investitionszulage bereitgestellt werden sollen. 


neuen wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen außerhalb 
der Schuhindustrie sowie der Verbesserung der wirt- 
schaftsnahen Infrastruktur. Hierfür stehen in den Jah- 
ren 1988 bis 1990 45 Mio. DM zur Verfügung. Davon 
entfallen auf das Jahr 1990 15 Mio. DM (vgl. Ta- 
belle 3). 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

2.1. Raumordnung und Landesplanung 

Die Maßnahmen zum Ausbau der allgemeinen Infra- 
struktur auf wirtschaftlichem, verkehrlichem, sozia- 
lem und kulturellem Gebiet werden gern, den Zielen 
der Raumordnung und Landesplanung abgestimmt. 
Diese sind im Landesentwicklungsprogramm 1980 
(Fortschreibung eingeleitet) sowie in den Regionalen 
Raumordnungsplänen Trier (1985), Rheinhessen- 
Nahe (1986), Mittelrhein-Westerwald (1988), West- 
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pfalz (im Genehmigungsverfahren) und Rheinpfalz 
(im Genehmigungsverfahren) niedergelegt. 


2.2. Aufstockung der GA-Mittel durch den Einsatz 
zusätzlicher Landesmittel 

Das Land Rheinland-Pfalz setzt für die regionale 
Strukturverbesserung im Aktionsgebiet des regiona- 
len Förderprogramms „Rheinland-Pfalz“ seit Jahren 
zusätzliche Landesmittel nach den Konditionen des 
Rahmenplans ein, da die Mittel der Gemeinschafts- 
aufgabe für die vorgesehene Verbesserung der Er- 
werbs- und Wirtschaftsstruktur nicht ausreichen. Im 
Haushaltsjahr 1990 sind für die Regionalförderung 
zusätzüche Landesmittel in Höhe von 45 Mio. DM ver- 
anschlagt. Diese Mittel werden überwiegend im GA- 
Gebiet und nur zum geringeren Teil in den regionalen 
Landesfördergebieten eingesetzt. 


2.3. Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) 

Die EG-Kommission hat im Dezember 1988 ein „Na- 
tionales Programm von gemeinschaftlichem Interesse 
(NPGI) “ für das Land Rheinland-Pfalz gern, der EFRE- 
Verordnung Nr. 1787/84 vom 19. Juni 1984 geneh- 
migt. Das Programm gilt für den Zeitraum 1988 bis 
1991 und umfaßt die Arbeitsmarktregionen Bitburg- 
Prüm, Daun, Trier, Cochem-Zell, Idar-Oberstein und 
Pirmasens. Zur Finanzierung des vierjährigen Pro- 
gramms werden EFRE-Mittel in Höhe von 72 Mio. DM 
(18 Mio. DM pro Jahr) bereitgestellt. Dazu kommen 
komplementäre Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe 
sowie zusätzliche Mittel des Landes, der Gemeinden 
und sonstiger öffentlicher Stellen in Höhe von insge- 
samt 134 Mio. DM. 

Mit den Pro grammittein soll die Schaffung und Siche- 
rung von Arbeitsplätzen in gewerblichen Produkti- 
onsbetrieben und Fremdenverkehrsbetrieben, die Er- 
schheßung von Industriegelände, die Verbesserung 
der Fremdenverkehrsinfrastruktur, der Technologie- 
transfer sowie der Ausbau von Forschungs- und Wei- 
terbildungseinrichtungen gefördert werden. Das ge- 
plante Investitionsvolumen für den Zeitraum 1988 bis 
1991 beläuft sich auf insgesamt 2,8 Mrd. DM. Für die 
Förderung der einzelnen Investitionsprojekte im Rah- 
men des NPGI gelten die Regeln des jeweiligen Rah- 
menplanes der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. 

Die EG-Kommission hat am 8. März 1989 den Raum 
Pirmasens-Zweibrücken (kreisfreie Städte Pirmasens 
und Zweibrücken sowie Landkreis Pirmasens) als 
„Region mit rückläufiger industrieller Entwicklung“ 
gemäß Ziel Nr. 2 der EG-Strukturfonds anerkannt. Im 
Rahmen des von der EG-Kommission im Dezember 
1989 beschlossenen Gemeinsamen Förderkonzepts 
für den Raum Pirmasens/Zweibrücken werden für die 
Jahre 1990 und 1991 zusätzliche EFRE-Mittel in Höhe 
von 1 Mio. ECU und ESF-Mittel in Höhe von 
2 Mio. ECU bereitgestellt. Mit den EFRE-Mitteln soll 
ein größeres Infrastrukturvorhaben (Vorratserschlie- 
ßung von Industriegelände) gefördert werden. 


2.4. Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

Der Plafond des Landes Rheinland-Pfalz für die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes" beträgt für das Jahr 1990 
insgesamt 199,9 Mio. DM, davon 119,9 Mio. DM Bun- 
des- und 80,0 Mio. DM Landesmittel. Die sachlichen 
Schwerpunkte des Mitteleinsatzes hegen bei einzel- 
betrieblichen Fördermaßnahmen (39%), wasserwirt- 
schaftlichen Maßnahmen einschl. landwirtschaftli- 
cher Wegebau (19%), der Flurbereinigung (18%) und 
forsthchen Maßnahmen (9%). Durch die Konzentra- 
tion der Fördermittel entfallen auf die genannten 
Maßnahmen rd. 85 % des Gesamtplafonds. Außerdem 
sind für die Dorf erneuerung rd. 5 % und für die Markt- 
strukturverbesserung rd. 7 % des Mitteleinsatzes vor- 
gesehen. Die räumlichen Schwerpunkte bilden vor 
allem die von Natur benachteiligten und struktur- 
schwachen ländlichen Gebiete. Diese sind mit den 
Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ weitge- 
hend identisch. 

In einem Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" für den Zeitraum 1988 bis 1993 werden 
zusätzliche Maßnahmen zur Anpassung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe an die Marktentwick- 
lung gefördert. Dabei handelt es sich um die Stille- 
gung von Ackerflächen, die Extensivierung bei Über- 
schußerzeugnissen, die Umstellung auf nicht über- 
schüssige Erzeugnisse, die endgültige Aufgabe von 
Rebflächen sowie die Gewährung einer Mutterkuh- 
prämie. 

In Rheinland- Pfalz stehen für die Gesamtlaufzeit des 
Sonderrahmenplans rd. 170 Mio. DM zur Verfügung, 
davon 119 Mio. DM aus Bundes- und 51 Mio. DM aus 
Landesmitteln. Bei einem für 1990 absehbaren Ge- 
samtausgabenbedarf in Höhe von 31,9 Mio. DM sind 
vom Bund rd. 22,3 Mio. DM und vom Land rd. 9,6 Mio. 
DM aufzubringen. 


2.5. Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 

Unverzichtbar für die Verbesserung der regionalen 
Erwerbs- und Wirtschaftsstrukturen ist der Ausbau 
einer leistungsfähigen und modernen Verkehrsinfra- 
struktur, welche auch die bisher peripher gelegenen, 
strukturschwachen Regionen an das internationale 
Verkehrsnetz anschheßt und damit eine enge wirt- 
schaftliche Verflechtung mit den umliegenden Ver- 
dichtungsräumen ermöghcht. Damit das bereits vor- 
handene Fernstraßennetz seine volle Funktionsfähig- 
keit erreicht und auch seine Erschließungsfunktionen 
für die Struktur schwachen Räume erfüllen kann, sind 
die noch bestehenden Lücken zu schließen. Dazu ge- 
hören insbesondere 

— die Schließung der Lücke Mehren-Tondorf im 
Zuge der A 1 Köln-Trier-Saarbrücken, 

— der Ausbau der Diagonalverbindung zwischen 
dem Raum Lüttich und dem Rhein-Main-Gebiet 
durch Weiter führung der A 60 von Bitburg nach 
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Wittlich und den Bau eines neuen Abschnitts der 
B 50 zwischen Witthch und Hochscheid, 

— der Ausbau der Nahe- Achse (B 41), 

— die Weiterführung der A 63 in Richtung Kaisers- 
lautern, 

— der Lückenschluß auf der A 65 zwischen Edenko- 
ben und Landau, 

— die Fertigstellung der A 62 zwischen Landstuhl 
und Pirmasens sowie 

— der Ausbau einer leistungsfähigen Fernstraßen- 
verbindung zwischen Pirmasens und dem Raum 
Landau/Karlsruhe als Ersatz für den aus Gründen 
des Umweltschutzes aufqeqebenen Weiterbaus 
der A 8. 

Daneben sind die innerregionalen Verkehrsverbin- 
dungen durch einen bedarfsgerechten Bau und Aus- 
bau von Bundes- und Landesstraßen sowie kommuna- 
len Straßen zu verbessern. Ein wichtiger Schwerpunkt 
ist dabei der Bau von Ortsumgehungen. 

Für die Verkehrsbedienung in der Fläche ist die Erhal- 
tung eines strukturpolitisch notwendigen Schienen- 
netzes durch eine Vereinbarung zwischen dem Land 
Rheinland- Pfalz und der Deutschen Bundesbahn vom 
9. Juni 1986 abgesichert worden. Danach sind die 
Strecken im Schienenpersonennah- und Regionalver- 
kehr in folgende drei Kategorien auf geteilt worden: 

— Strecken, auf denen der Schienenpersonennah- 
und Regionalverkehr langfristig zugesichert 
wird, 

— Strecken, die einer besonderen Untersuchung be- 
dürfen, 

— Strecken, für die das Verfahren zur Umstellung des 
Schienenpersonennahverkehrs auf den Busver- 
kehr eingeleitet werden kann. 

Oberstes Ziel ist eine Verbesserung der Angebots- 
strukturen (höhere Reisegeschwindigkeit, Taktver- 
kehr, Einsatz von Wagen mit mehr Reisekomfort und 
bessere Abstimmung mit dem Busverkehr). 


2.6. Forschungs- und Technologieförderung 

Damit die technologische Entwicklung nicht an den in 
der Vergangenheit vielfach benachteiligten ländli- 
chen Räumen vorbeigeht, und diese Regionen nicht 
erneut in einen Rückstand gegenüber den Verdich- 
tungsgebieten geraten, sind die Standortentscheidun- 
gen für Forschungseinrichtungen und Hochschulen 
auch nach raumordnerischen und regionalpohtischen 
Gesichtspunkten auszurichten. Mit der Gründung der 
Universitäten Trier und Kaiserslautern Anfang der 
70er Jahre wurde das Angebot im tertiären Bereich 
dichter an bislang hochschulferne Landesteile, wie 
das Eifel-Hunsrück-Gebiet und die Westpfalz, heran- 
geführt. Die Hochschulen sind Forschungs- und Bil- 
dungszentren zugleich. An den neu gegründeten Uni- 
versitäten Trier und Kaiserslautern wurden zukunfts- 
trächtige Forschungsschwerpunkte eingerichtet. 


Der Transfer wissenschaftlicher und technologischer 
Erkenntnisse in die Wirtschaft stimuliert neue Ent- 
wicklungs- und Produktionsverfahren und hilft, Be- 
schäftigungschancen zu verbessern. Durch ein dich- 
tes Netz von Technologieberatungsstellen bei Kam- 
mern, Hochschulen und Fachhochschulen sollen auch 
die ländlichen Regionen in den Technologietransfer 
einbezogen werden. 

Neben den bereits erfolgreich operierenden Techno- 
logiezentren in Kaiserslautern und Mainz wurde die 
Stadt Trier unter regionalpolitischen Gesichtspunkten 
als Standort für das dritte Technologiezentrum in 
Rheinland- Pfalz ausgewählt. Die Technologiezen- 
tren, die technologieorientierten Firmen Starthilfen 
geben, werden vom Land und der jeweiligen Kom- 
mune getragen. 

Weiterhin wurde in Trier das Informationstechnikzen- 
trum Technologie-Transfer-Trier (TTT) mit finanziel- 
ler Beteiligung des Landes gegründet. 

Mit dem Aufbau und der Förderung anwendungs- 
orientierter Forschung außerhalb der Hochschulen, 
die an eine lange Tradition und daraus gewonnene 
Erfahrungen in regionalbedeutsamen Wirtschafts- 
zweigen anknüpfen kann, wird ebenfalls eine Brei- 
tenstreuung der Forschungsförderung angestrebt. 
Dazu gehört im Aktionsraum die Errichtung des Insti- 
tuts für mineralische und metallische Werkstoffe- 
Edelsteine/Edelmetalle-GmbH in Idar-Oberstein so- 
wie der Ausbau des Prüf- und Forschungsinstituts für 
die Schuhindustrie in Pirmasens. Diese Forschungs- 
einrichtungen sollen die strukturelle Anpassung tra- 
ditioneller Wirtschaftszweige an neue technologische 
Entwicklungen erleichtern helfen. 

Mit dem Innovationsförderungsprogramm und dem 
Technologie-Einführungsprogramm fördert das Land 
Rheinland-Pfalz Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben sowie die Einführung zukunftsträchtiger mo- 
derner Technologien in kleinen und mittleren Betrie- 
ben. Die räumhche Verteilung der bisher geförderten 
Technologieprojekte beweist, daß diese Programme 
zu einer regional ausgewogenen Technologieförde- 
rung beitragen. 


C. Förderergebnisse 1988 

(gewerbliche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1. Normalfördergebiete 

(soweit nicht Sonderprogrammgebiet) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahre 1988 wurden 50,8 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 275 Investitionsvorhaben der gewerb- 
lichen Wirtschaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) mit einem Investitionsvolumen von 
1 337,9 Mio. DM bewilligt. Hinzu kommen noch 
Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der regionalen Investitionszulage. Mit diesen 
Investitionsvorhaben im Normalfördergebiet 
verbunden ist die Schaffung von 3 191 neuen 
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Dauerarbeitsplätzen und die Sicherung von 434 
bestehenden Arbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten lie- 
gen dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsin- 
vestitionen (97 % des geförderten Investitions- 
volumens), die im Gegensatz zu Umstellungs- 
und Rationahsierungsinvestitionen aus regio- 
nalwirtschafüichen Gesichtspunkten die größte 
Bedeutung für strukturschwache Regionen ha- 
ben. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß ein Schwer- 
punkt bei der Kunststoff- und Gummiverarbei- 
tung (24,9%), beim Nahrungs- und Genußmit- 
telgewerbe (24,6%), beim Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe (15,1%) und beim Stahl-, Ma- 
schinen und Fahrzeugbau (12,0%) zu finden 
ist. 

O Der durchschnittliche Fördersatz beträgt 9,9 % 
der Investitionskosten. 

O Auf die Schwerpunktorte/ Mitorte des regiona- 
len Förderprogramms entfallen rd. 70% des ge- 
förderten Investitionsvolumens (ohne Fremden- 
verkehr). 

— Infrastruktur 

O Im Jahr 1988 wurden 12,8 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 25 Investitionsvorhaben im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem 
Investitionsvolumen in Höhe von 23,8 Mio. DM 
bewilligt. 

Der Schwerpunkt hegt hier im Bereich „Indu- 
striegeländeerschließung" mit rd. 88% des ge- 
förderten Investitionsvolumens. 

O Der durchschnitthche Fördersatz, der bei den 
o. g. Infrastrukturprojekten gewährt wurde, be- 
trägt 53,7 % der Investitionskosten. 


2. Sonderprogrammgebiet 
(innerhalb und außerhalb des 
Normalfördergebietes) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Jahre 1988 wurden im Sonderprogrammge- 
biet 20 Mio. DM Haushaltsmittel der Gemein- 


schaftsaufgabe zur Förderung von 64 Investi- 
tionsvorhaben der gewerblichen Wirtschaft ein- 
schheßhch Fremdenverkehr mit einem Investi- 
tionsvolumen von rd. 251 Mio. DM bewühgt. 
Hinzu kommen noch Steuermindereinnahmen 
durch die Gewährung der regionalen Investi- 
tionszulage. Mit diesen Investitionsvorhaben 
verbunden ist die Schaffung von rd. 540 neuen 
Dauerarbeitsplätzen und die Sicherung von rd. 
1 400 bestehenden Arbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten he- 
gen dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsin- 
vestitionen (82% des geförderten Investitions- 
volumens), die im Gegensatz zu UmsteUungs- 
und Rationahsierungsinvestitionen aus regio- 
nalwirtschafthchen Gesichtspunkten die größte 
Bedeutung für Struktur schwache Regionen ha- 
ben. 

O Der durchschnitthche Fördersatz (ohne Investi- 
tionszulage) beträgt 9,5% der Investitionsko- 
sten. 

— Infrastruktur 

O Im Jahre 1988 wurden im Sonderprogrammge- 
biet 5,6 Mio. DM Haushaltsmittel der Gemein- 
schaftsaufgabe zur Förderung von 21 Investi- 
tionsvorhaben im Bereich der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur mit einem Investitionsvolumen in 
Höhe von 14,9 Mio. DM bewühgt. 

O Der durchschnitthche Fördersatz, der bei den 
obengenannten Infrastrukturprojekten gewährt 
wurde, beträgt 55 % der Investitionskosten. 


3. Förderergebnisse (1985 bis 1989) 


Die Förderergebnisse in den Jahren 1985 bis 1989 
nach kreisfreien Städten und Landkreisen (soweit 
zum Fördergebiet der GA gehörend) sind im An- 
hang 12 dargesteUt. 
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7. Regionales Förderprogramm „Saarland“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 


Tabelle 1 


1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 


Indikatoren zur Neuabgrenzung 
des Fördergebietes 1986 


Der Aktionsraum umfaßt mit der Arbeitsmarktregion 
Saarbrücken das gesamte Saarland als Normalförder- 
gebiet. Gleichzeitig ist das Saarland gern, den Be- 
schlüssen des Planungsausschusses vom 2. Juli 1987 
und 14. Aprü 1988 in Sonderprogramme für Regionen 
aufgenommen, die im besonderen Maße vom Struk- 
turwandel betroffen sind. 


Die zum gesamten Aktionsraum gehörenden 5 Kreise 
und ein Stadtverband sind im Anhang 13 aufgeli- 
stet. 


Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft konzen- 
triert sich auf 10 B- Schwerpunktorte und 1 C-Schwer- 
punktort. 

Die räumlichen Schwerpunkte (Schwerpunktorte, 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerbhchen 
Förderung sind im Anhang 14 dargestellt. 

Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum sind (Stand 
31. Dezember 1988): 

— Einwohner 1 054 000 


— Einwohner in 
Schwerpunktorten/Mitorten 

— Fläche in qkm 

— Einwohner pro qkm 


639 000 
2 569,3 
410 


2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 


Arbeitsmarktregion Saarbrücken . 


Arbeitslosenquote im Durchschnitt 
der Jahre 1981 bis 1985 in % 

12,7 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

145,6 

Bruttolohn und -gehaltssumme der 
abhängig beschäftigten Personen im 
Jahresdurchschnitt 1982 in DM .... 

32 565 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

99,5 

Bruttowertschöpfung zu Faktor- 
kosten: 

je Einwohner 1982 in DM 

23 124 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

95,1 

Infrastrukturindikator 1985 

102,4 

Einwohner am 31. Dezember 1986 
absolut 

1 042 000 

in % der Bundesbevölkerung 

1,7 


— Maßnahmen zur Schaffung von neuen Arbeitsplät- 
zen außerhalb der Montanindustrie in Regionen, 
die in besonderem Maße vom Strukturwandel be- 
troffen sind (Laufzeit vom 1. Januar 1988 bis 
31. Dezember 1991). 


2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit des 
Aktionsraumes 

Normalfördergebiet 

Die Werte der Indikatoren (jeweils auch in % des Bun- 
desdurchschnitts) bei der Neuabgrenzung des Förder- 
gebietes der GA im Jahre 1986, die zur Feststellung 
der Förderbedürftigkeit der Arbeitsmarktregion Saar- 
brücken geführt haben, sind in Tabelle Nr. 1 zusam- 
mengefaßt. 


Sonderprogrammgebiet 

Aufgrund von Arbeitsplatzverlusten im Montanbe- 
reich in erhebhcher Höhe ist das Saarland aufgenom- 
men in die Sonderprogramme 

— Maßnahmen zur Schaffung von Ersatz arbeitsplät- 
zen außerhalb von Sektoren, die in besonderem 
Maße vom Strukturwandel betroffen sind (Laufzeit 
1. Januar 1988 bis 31. Dezember 1990) und 


2.2. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 

des Aktionsraumes 

Allgemeine Beurteilung der wirtschaftlichen 

Situation 

Die Wirtschaftsstruktur des Saarlandes wurde in ganz 
erhebhchem Maße durch seine Kohlevorkommen ge- 
prägt. Sie führten zu einer im Ländervergleich einzig- 
artigen monostrukturellen Ausrichtung des Saarlan- 
des auf die Montanindustrie. Zwar verringerte sich 
der Anteil der im Montanbereich Beschäftigten an den 
Industriebeschäftigten von 56 % im Jahre 1960 auf rd. 
29% in 1988, doch ist der Anteil der Montanarbeits- 
plätze noch immer fünf Mal größer als der entspre- 
chende Anteil im Bundesdurchschnitt mit rd. 6 % . 

Diese starke Abhängigkeit von der Montanindustrie 
bedeutet für das Saarland eine überdurchschnittliche 
Belastung bei konjunkturellen und strukturellen An- 
passungsprozessen. Der tiefgreifende Strukturwandel 
im Montansektor, der seit Ende der 50er Jahre zu- 
nächst den Bergbau und dann die Eisen- und Stahl- 
industrie erfaßte, hat die gesamte wirtschaftliche und 
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soziale Lage im Saarland stark in Mitleidenschaft ge- 
zogen. Schätzungen gehen davon aus, daß beim Ver- 
lust eines Arbeitsplatzes in der Montanindustrie zwei 
Arbeitsplätze in Zulieferbetrieben oder im tertiären 
Sektor langfristig verlorengehen. 

In den nächsten Jahren ist mit einem weiteren, erheb- 
lichen Arbeitsplatzabbau im Montanbereich sowie 
mit Rückwirkungen im direkten und indirekten Ver- 
flechtungsbereich zu rechnen. 


Arbeitslosigkeit/Wanderungen 

Die Arbeitslosenquote des Saarlandes lag 1988 mit 
11,9% weit über dem Bundesdurchschnitt (8,8%). 

Ende September 1988 waren 40,3 % der gemeldeten 
Arbeitslosen länger als ein Jahr arbeitslos, im Bund 
weniger als ein Drittel. 

Gleichzeitig hat das Saarland in den Jahren von 1960 
bis 1988 per Saldo einen Wanderungsverlust mit dem 
übrigen Bundesgebiet von über 100 000 Personen zu 
verzeichnen. Dies sind weitere Belege für die Schwie- 
rigkeit, in der Region einen Arbeitsplatz zu finden. 

Wesentliche Ursachen für die sehr schwierige Arbeits- 
platzsituation sind der Abbau von Kapazitäten und die 
Rationahsierungsmaßnahmen in der Eisen- und Stahl- 
industrie sowie im Kohlebergbau. Seit 1978 ist in der 
saarländischen Stahhndustrie eine umfassende Re- 
strukturierung durchgeführt, die sowohl eine recht- 
lich-organisatorische Straffung der vorhandenen Be- 
triebe und Unternehmen als auch technisch-wirt- 
schaftliche Modernisierungen und Rationalisierungen 
beinhaltet. 

Verbunden ist dies mit einer Konzentration der Ferti- 
gung auf wenige Standorte und einem erheblichen 
Kapazitäts- und Personalabbau. 

Der Saarbergbau wird in den nächsten Jahren seine 
Förderkapazität mit der Folge eines weiteren drasti- 
schen Arbeitsplatzabbaues verringern müssen. Damit 
kommt auf den Arbeitsmarkt der Region eine zusätz- 
liche Belastung zu. Bis ^itte der 90er Jahre werden im 
Schnitt fast 1 000 Bergleute pro Jahr ihren Arbeits- 
platz aufgeben müssen. 

Die Arbeitslosen aus dem Kohle- und Stahlbereich 
sind zwar zu einem großen Teil Facharbeiter, doch 
sind ihre Qualifikationen bei einer Umorientierung 
der Saarwirtschaft in Richtung auf neue Pro- 
dukte und Dienstleistungen nur in vergleichsweise 
geringem Umfang einsetzbar. 


Einkommen/Bruttoinlandsprodukt 

Die wirtschaftlichen Probleme des Saarlandes zeigen 
sich auch in der Differenz zwischen dem Bruttoin- 
landsprodukt (BIP) je Einwohner in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und im Saarland. Zwar verringerte 
sich von 1970 bis 1982 der Unterschied von 20% auf 
etwa 10%, doch vergrößert er sich seitdem wieder. 
1988 lag das BIP/Einwohner im Saarland mit 
30 274 DM 12,0% unter dem Bundesdurchschnitt. 


Sektorale Struktur der Saarwirtschaft 

Ein wesentlicher Grund für die auch heute noch starke 
Abhängigkeit der Region vom Montansektor liegt in 
der erst relativ späten Eingliederung des Saarlandes 
in die Bundesrepublik. So stand das Saarland bei 
Beginn des wirtschaftlichen Aufschwungs, als die 
Grundlagen für die heutige regionale Produktionsver- 
teilung geschaffen wurden, für den Aufbau einer auf 
den deutschen Wirtschaftsraum ausgerichteten Indu- 
strie- und Dienstleistungsstruktur nicht zur Verfü- 
gung. 

Dies erklärt u. a., warum Bergbau und Stahl auch 
heute noch einen vergleichsweise großen Anteil an 
der Produktion und Beschäftigung im Saarland inne- 
halten. Allerdings entwickelte sich seit Mitte der 60er 
Jahre die Kraftfahrzeugindustrie mit ihren Zuliefer- 
betrieben u. a. aus dem metallverarbeitenden Sektor 
(Industrie und Handwerk), aus der Elektronik und der 
Gummiverarbeitung zu einem weiteren wichtigen 
Wirtschaftszweig. 

Überdurchschnittlich sind ebenfalls Gießereien und 
Drahtziehereien vertreten (im Vergleich zum Bund, 
gemessen am Anteil der im jeweiligen Sektor Be- 
schäftigten an den Industriebeschäftigten insgesamt). 
Eine durchschnittliche, aber aufgrund der Entwick- 
lung auf dem Bereich neuer Werkstoffe möglicher- 
weise wichtige Position nimmt die keramische Indu- 
strie ein. Unterdurchschnittlich vertreten sind dage- 
gen der Maschinenbau, die chemische und die elek- 
trotechnische Industrie sowie die Herstellung von 
EBM- und Kunststoffwaren. Ein Defizit besteht insge- 
samt im verbrauchsgüterproduzierenden Gewerbe. 

Gerade in den letzten Jahren ist das Saarland auf dem 
Weg zu einer ausgewogenen Wirtschaftsstruktur 
merklich vorangekommen. Der Rückstand ist aber im- 
mer noch beachtlich. 

Dies gilt auch für die Spitzen- und Hochtechnologie- 
bereiche. In einer Untersuchung von Jungi) wird die 
räumliche Verteilung von technologieintensiven In- 
dustriezweigen innerhalb der Bundesrepublik für das 
Jahr 1985 analysiert. 

Zu diesem Zeitpunkt wird das Saarland sowohl im 
Bereich der Spitzen- wie der Hochtechnologie an letz- 
ter Stelle aller Bundesländer ausgewiesen. 

Im Rahmen der internationalen Arbeitsteilung hat ein 
vergleichsweise hochindustrialisierter Standort wie 
das Saarland bei den wenig technologieintensiven 
Produkten zunehmend Konkurrenz aus Ländern mit 
erheblich niedrigeren Lohnkosten zu erwarten. Für 
die Sicherung der langfristigen internationalen Wett- 
bewerbsfähigkeit der Region kann sich damit der 
Rückstand im Bereich technologieintensiver Produkte 
verhängnisvoll auswirken. 

Ein ebenfalls wachstumsträchtiger Bereich in der 
Bundesrepublik ist der Dienstleistungssektor. Auch 
dieser Bereich ist im Saarland unterdurchschnittlich 
repräsentiert. Er wächst dazu noch mit geringerer 
Rate als im Bundesdurchschnitt, so daß sich die Diffe- 
renz zwischen Land und Bund bei Anhalten dieser 


Vgl. H. U, Jung, Branchenstrukturen als Erklärungsfaktoren 
für regionalwirtschaftliche Entwicklungsdisparitäten, in In- 
formationen zur Raumentwicklung H. 11/12. 1986, S. 869. 
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Tendenz in Zukunft vergrößert. Zwar ist die Versor- 
gung der saarländischen Industrie mit hochrangigen 
Dienstleistungen durch Filialen überregional anbie- 
tender Dienstleistungsunternehmen weitgehend si- 
chergestellt, es fehlt jedoch an einem ausreichenden 
überregionalen Dienstleistungsangebot, von dem 
eine Dynamik für die weitere Entwicklung des Dienst- 
leistungssektors im Saarland ausgehen könnte. Im 
Saarland sind kaum überregionale öffenüiche Ein- 
richtungen angesiedelt 2), die zum Nukleus für die 
Entstehung privater Dienstleistungsangebote werden 
könnten. 

Überregional tätige Dienstleistungsanbieter haben 
— genau wie die Produktionsunternehmen im High- 
Tech-Bereich — häufig höchste Ansprüche an städ- 
tische und landschafthche Attraktivität, kulturelle In- 
frastruktur, Wohnumfeld u. ä. m. Die erst in Ansätzen 
gelöste Problematik der Industriebrachen- und Altla- 
stensanierung stellt deswegen für die Ansiedlung die- 
ser Zukunftsbranchen nach wie vor noch ein Entwick- 
lungshemmnis dar. 


Betriebsgrößenstruktur 

Die Betriebsgrößenstruktur des Saarlandes ist eng mit 
der sektoralen Wirtschaftsstruktur verbunden. Fast 
drei Viertel aller Industriebeschäftigten im Saarland 
waren 1987 in Betrieben mit mehr als 500 Beschäftig- 
ten tätig, während dieser Anteil im Bundesdurch- 
schnitt nur 52 % betrug. Ebenfalls überdurchschnitt- 
hch ist der Anteil der Beschäftigten in Tochtergesell- 
schaften und Zweigbetrieben. Wenngleich in den 
letzten Jahren mit Hilfe gezielter Programme deutli- 
che Erfolge bei der Schaffung kleiner und mittlerer 
Unternehmen erzielt werden konnten, hat das Saar- 
land nach wie vor ein Defizit an kleinen, selbständi- 
gen Einbetriebsunternehmen, welche in praktisch al- 
len einschlägigen Studien zur Beschäftigungsdyna- 
mik als die eigenthchen Wachstumsträger angesehen 
werden. 

Die Prägung des lokalen Wirtschaftsmiheus durch 
eine großbetriebhche, auf den Montanbereich bezo- 
gene Industriestruktur hat auch einen empfindlichen 
Mangel an standorterfahrenen Unternehmerpersön- 
hchkeiten zur Folge. Dieser Mangel behindert die Lö- 
sung von Unternehmenskrisen und Nachfolgeproble- 
men in den bestehenden Unternehmen der Industrie 
und des Handwerks aber auch die Gründung neuer 
Unternehmen in zukunftsträchtigen Bereichen, 


Funktionale Struktur 

Als Folge des hohen Anteils nicht-selbständiger Un- 
ternehmen sind im Saarland die Funktionen „Mana- 
gement, Verwaltung, Vertrieb sowie Forschung und 
Entwicklung“ unterdurchschnittiich repräsentiert. In 
praktisch allen Branchen liegt der Anteil der Arbeiter 
an der Gesamtbeschäftigtenzahl über dem Bundes- 
durchschnitt. Auch dies imphziert eine geringe Nach- 
frage nach produktionsorientierten Dienstleistungen. 


2) Eine Ausnahme stellt JURIS, das juristische Informationszen- 
trum für die Bundesrepublik Deutschland, dar. 


Als ebenfalls unterdurchschnittiich im Vergleich zum 
Bundesgebiet muß die Forschungs- und Entwick- 
lung sintensität der saarländischen Unternehmen an- 
gesehen werden. 


Aktuelle Indikatoren 

Informationen zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes sind der Tabelle 2 zu entneh- 
men. 


Tabelle 2 

Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 


Arbeitsmarktregion Saarbrücken . 


Erwerbsfähigenquote (Mai 1987) 
in % 

71,3 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

101,6 

Arbeitslosenquote Jahresdurch- 
schnitt 1988 in % 

11,9 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

136,8 

Beschäftigte im Verarbeitenden Ge- 
werbe auf 1 000 Einwohner Ende 


1988 in % 

105,9 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

95,5 

Lohn- und Gehaltssumme je Be- 
schäftigten im Verarbeitenden Ge- 
werbe 1988 in DM 

44 079 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

95,0 

Bruttowertschöpfung zu Faktor- 
kosten je Einwohner 1986 in DM . . 

27 380 

in % des Bundesdurchschnitts .... 

91,8 


B. EntwicklungszieleZ-aktionen und 
Finanzmittel 

1. EntwicklungszieleZ-aktionen und Finanzmittel 
im Rahmen der GA 

1.1. Normalfördergebiet 

Die nachfolgend genannten Entwicklungsaktionen 
und Finanzmittel für das Normalfördergebiet dienen 
der Schaffung neuer und der Sicherung vorhandener 
Arbeitsplätze sowie der Verbesserung der Infrastruk- 
tur, wobei vorrangig folgende Ziele angestrebt wer- 
den: 

In den Jahren 1990— 1994 soll im gesamten Förderge- 
biet des Saarlandes ein Investitionsvolumen der ge- 
werbhchen Wirtschaft in Höhe von rd. 3 Mrd. DM und 
ein Investitionsvolumen im Bereich der wirtschaftsna- 
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hen Infrastruktur in Höhe von 35,2 Mio. DM gefördert 
werden. Hierfür sollen GA-Haushaltsmittel in Höhe 
von 162,25 Mio. DM eingesetzt werden (siehe Finan- 
zierungsplan, Tabelle Nr. 3). 

Die Aufteilung auf die verschiedenen Investitionsbe- 
reiche stellt Plandaten dar. Die entsprechenden Haus- 
haltsansätze sind gegenseitig deckungsfähig und er- 
lauben daher eine flexible Anpassung an die Entwick- 
lung des Antragsvolumens für die einzelnen Investi- 
tionskategorien. 


1 .2. Sonderprogrammgebiet 

Die Sonderprogramme „Maßnahmen zur Schaffung 
von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb von Sektoren, die 
in besonderem Maße vom Strukturwandel betroffen 
sind“ und „Maßnahmen zur Schaffung von neuen Ar- 
beitsplätzen außerhalb der Montanindustrie in Regio- 
nen, die im besonderen Maße vom Strukturwandel 
betroffen sind“ werden im Saarland ausschheßlich zur 
Förderung von Investitionen der gewerbhchen Wirt- 


schaft eingesetzt. Hierfür stehen im Jahre 1990 aus 
beiden Programmen 56 Mio. DM GA-Haushaltsmittel 
zur Verfügung (siehe Tabelle Nr. 3). 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

2.1. Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) 

Die EG beteihgt sich im Rahmen des EFRE an zahlrei- 
chen Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung im Saar- 
land. 

Zunächst konnten mit dem EFRE-Sonderprogramm 
1984 für Stahlregionen (EWG-VO Nr. 2616/80 und 
EWG-VO Nr. 216/84) neue und zusätzhche Entwick- 
lungsmaßnahmen im Saarland in Angriff genommen 
werden: 

— Die Innovationsförderung und der Technologie- 
transfer konnten völhg neu aufgebaut und struktu- 
riert werden. 


Tabelle 3 


Finanzierungsplan 

in Mio. DM 


Geplante Maßnahmen 

zu fördernde 
Investitionen 



Finanzmittel 




im Zeitraum 
1990 bis 1994 

19901) 

19912) 

19922) 

19932) 

19942) 

1990 bis 1994 

1. Förderung der gewerbh- 
chen Wirtschaft einschheß- 
hch Fremdenverkehr bei 
Errichtung, Ausbau, Um- 
stellung oder grundlegen- 
der Rationahsierung von 
Gewerbebetrieben 

a) GA-Mittel 

3 000 

27,15 

27,15 

27,15 

27,15 

27,15 

135,75 

b) Sonderprogramm-Mittel 


56,00 

26,00 

26,00 

26,00 

— 

134,00 

c) Investitionszulage 


29,225 

— 

— 

— 

— 

29,225 

2. Förderung des Ausbaus der 
Infrastruktur, soweit für die 
Entwicklung der gewerbli- 
chen Wirtschaft einschheß- 
hch Fremdenverkehr erfor- 
derhch 

a) GA-Mittel 

35,2 

5,3 

5,3 

5,3 

5,3 

5,3 

26,5 

b) Sonderprogramm-Mittel 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

c) Investitionszulage 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

insgesamt 








a) GA-Mittel 


32,45 

32,45 

32,45 

32,45 

32,45 

162,25 

b) Sonderprogramm-Mittel 

c) Investitionszulage 


56,00 

29,225 

26,00 

26,00 



26,00 

— 

134,00 

29,225 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 aufgestockt. Eine Aufteilung dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 
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— Mit Hilfe des Programmes konnten bei der Wieder- 
herrichtung brachgefallener Montanstandorte er- 
folgreich Revitalisierungsmaßnahmen durchge- 
führt werden. 

Im Rahmen des EFRE-Sonderprogrammes RESIDER 
für das Saarland werden ab 1988 in Fortsetzung und 
Fortenentwicklung des Sonderprogrammes 1984 wei- 
tere Entwicklungsmaßnahmen unterstützt 

— zur Förderung von Beratungs- und Dienstlei- 
stungstätigkeiten, insbesondere in den Bereichen 
Technologie, Innovation und Existenzgründung 
sowie 

— zur Sanienmg und Reaktivierung ehemaliger In- 
dustriestandorte. 

Aus Mitteln des EFRE wurden als Projektfinanzierung 
von 1982 bis einschl, 1988 85 gewerbliche Investitio- 
nen mit einem Zuschuß in Höhe von 84,4 Mio. DM 
gefördert. Im gleichen Zeitraum wurden 7 Infrastruk- 
turprojekte mit einem Zuschußbetrag von 12,57 Mio. 
DM unterstützt. 

Das Saarland hat im Mai 1988 ein Nationales Pro- 
gramm von Gemeinschaftsinteresse (NPGI) gern, der 
EFRE-VO 1787/84 der Kommission der EG zur Ent- 
scheidung vorgelegt. Der Programmvorschlag güt für 
den Zeitraum 1988 bis 1991 und umfaßt das gesamte 
Saarland. Für die Förderung der einzelnen Investi- 
tions-Projekte gilt das Regelwerk des jeweiligen Rah- 
menplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur", wobei ein 
Schwerpimkt die Förderung produktiver Investitio- 
nen in Ideinen und mittleren Unternehmen bildet. Die 
Genehmigung dieses Programms ist im Dezember 
1989 erfolgt. 

Im Saarland sind Teüe des Stadtverbandes Saarbrük- 
ken sowie des Kreises Saarlouis Fördergebiet der EG- 
Strukturfonds nach „Ziel-2". Plan und operationales 
Programms sind der Kommission Ende März 1989 vor- 
gelegt worden. Über das „Gemeinschaftliche Förder- 
konzept" wird die Kommission voraussichtlich im De- 
zember 1889 und über das operationeile Programm 
Anfang 1990 entscheiden. 


2.2. Aufstockung der GA-Haushaltsmittel durch 
zusätzliche Landesmittel 

Als Folge der Neuabgrenzung des GA-Fördergebietes 
im Jahre 1981 wurde der Anteü des Saarlandes an der 
Gemeinschaftsaufgabe von 14% auf 4,6% zurückge- 
führt. Auch die durch die Neuabgrenzung 1986 er- 
folgte stufenweise Anhebung des Saarlandanteiles 
auf 5,5% hat diesen tiefgreifenden Einschnitt nicht 
ausgleichen können. Mit dem gekürzten Mittelvolu- 
men konnte dem regionalpolitischen Handlungsbe- 
darf im Saarland auch nicht ansatzweise entsprochen 
worden. 

Um die unbedingt erforderhchen Handlimgsmöglich- 
keiten der regionalen Strukturpolitik zu verbessern, 
wurden im Saarland zusätzliche Landesmittel im Rah- 
men des „Landesprogrammes zur Verbesserung der 
regionalen Beschäftigungslage und der Wirtschafts- 


struktur" eingesetzt. Die GA-Mittel und die reinen 
Landesprogramm-Mittel wurden auf verschiedene 
Aufgabenbereiche aufgeteilt, um eine Zersplitterung 
und damit Effizienzminderung der eingesetzten Mit- 
tel zu vermeiden. So werden mit G A-Mitteln nur noch 
produktive Investitionen, Industriegeländeerschlie- 
ßung und die Errichtung bzw. der Ausbau von Fortbil- 
dungs-, Ausbildungs- xmd Umschulungsstätten mitfi- 
nanziert, während die übrigen Aufgaben ausschließ- 
lich, die Investitionsförderung sowie die Geländeer- 
schließung zusätzlich mit Landesprogrammen wahr- 
genommen werden. Die Förderung aus Landespro- 
gramm-Mitteln erfolgt gern, dem jeweils gültigen 
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe. 

Im Jahre 1990 sind für die Förderung von produktiven 
Investitionen 8,0 Mio. DM, für Maßnahmen zur 
gewerblichen Erschließung 14,0 Mio. DM, für Förde- 
rung von öffentlichen Fremdenverkehrsmaßnahmen 
5,5 Mio. DM und für private Fremdenverkehrsmaß- 
nahmen 0,5 Mio. DM Landesprogramm-Mittel vorge- 
sehen. 


2.3. Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 

Eine leistungsfähige verkehrsinfrastrukturelle Aus- 
stattung ist für die Wettbewerbsfähigkeit einer Region 
von hoher Bedeutung. Die Bemühungen, noch beste- 
hende Mängel in der Standortausstattung zu beseiti- 
gen, müssen die regionale Wirtschafts- imd Beschäfti- 
gungspolitik begleiten. 

Das Saarland verfügt über ein gut ausgebautes inner- 
regionales Straßennetz. Die bestehenden Autobah- 
nen gewährleisten weiterhin eine gute Anbindung zu 
den europäischen Wirtschaftszentren. Es bestehen 
folgende Hauptverbindungen: 

— über Mannheim nach Frankfurt, Stuttgart und 
München 

— über Metz nach Nancy und Paris 

— über Trier und Koblenz nach Düsseldorf und ins 
Ruhrgebiet 

Erhebliche Lücken sind die fehlenden Autobahndi- 
rektverbindungen von Saarbrücken nach Karlsruhe 
(und Stuttgart) sowie nach Luxemburg (und Brüs- 
sel). 

Im Schienenverkehr, insbesondere im Personenver- 
kehr, stellt sich die verkehrsinfrastrukturelle Situation 
des Saarlandes noch erheblich ungünstiger dar. Das 
Saarland ist zwar in den europäischen Fernverkehr 
und das bundesdeutsche Eisenbahnnetz eingebun- 
den, wird aber aufgrund seiner Randlage zum Bun- 
desgebiet nur unzureichend bedient. Als generelle 
Mängel sind zu nennen: 

— ungünstige Streckenführung und/oder unzurei- 
chender Ausbau von Hauptbahnstrecken 

— wenig attraktive Bedienung im Personenfemver- 
kehr (z. B, keine angemessene Einbeziehung des 
Saarlandes in das Intercity-Netz) 

“ fehlende Schnellverbindung zwischen Paris und 
Frankfurt über Saarbrücken (TGV). Einer Weiter- 
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führung dieser europäischen Transversale von 
Mannheim nach Stuttgart und München würde 
dem Saarland und Lothringen neue Entwicklungs- 
chancen eröffnen. 

Der Ausbau der Saar zur Großschiffahrtsstraße soll 
dem Saarland neue Entwicklungsimpulse geben. Der 
mittlerweüe fertiggestellte Anschluß an die großen 
europäischen Wasserstraßen kann den Standort Saar 
weiter aufwerten. Mehrere Häfen und Umschlagsstel- 
len müssen noch gebaut werden. 


2.4. Forschungs- und Technologieförderung 

Gerade für industrielle Umstellungsregionen wie das 
Saarland ist eine aktive Forschungspolitik und Tech- 
nologieförderung besonders wichtig. Durch den Aus- 
bau vorhandener und die Einrichtung neuer For- 
schungsinstitute können die Entwicklungschancen 
deutlich verbessert werden. 

Eine stärkere Orientierung zu den Ingenieurwissen- 
schaften ist mit der Einrichtung einer neuen techni- 
schen Fakultät an der Universität des Saarlandes ein- 
geleitet. Die bislang in hohem Maße geisteswissen- 
schaftlich ausgerichtete Hochschule erhält damit eine 
ingenieurwissenschaftüche Ergänzung, von der mit- 
telfristig positive Impulse für die saarländische Wirt- 
schaft erwartet werden können. Die an den saarländi- 
schen Hochschulen bestehenden zukunftsträchtigen 
Forschungsschwerpunkte in der Kommunikations- 
und Informationstechnik, den Werkstoffwissenschaf- 
ten, der Medizintechnik und den Umweltwissenschaf- 
ten werden weiter ausgebaut. An den Universitäten 
Saarbrücken und Kaiserslautem wird das deutsche 
Forschungszentrum für künstliche Intelligenz einge- 
richtet. 

Mit Unterstützung von EFRE-Sonderprogrammen ist 
der Technologietransfer zwischen Hochschulen und 
Wirtschaft im Saarland erheblich verbessert worden. 
Die Wirtschaftskammem, Hochschulen und weitere 
Träger bieten ein umfassendes Beratungsangebot in 
den Bereichen Technologie und Innovation. In Saar- 
brücken wurde ein Innovations- und Technologiezen- 
trum eingerichtet. 

Das saarländische Forschungs- und Technologiepro- 
gramm zielt darauf ab, die saarländische Wirtschaft 
bei der innovativen Produkt- und Verfahrensentwick- 
lung zu unterstützen. Das Programm ist konzentriert 
auf kleine und mittlere Unternehmen und fördert als 
selektives Programm schwerpunktmäßig die Bereiche 
Umwelt-, Recycling-, Energie- und Werkstofftechno- 
logie sowie Medizintechnik, Verfahrenstechnik und 
Elektrotechnik. 


2.5. Raumordnung und Landesplanung 

Die im Anhang 7 aufgeführten Schwerpunktorte lie- 
gen in den „Schwerpunkträumen der Industrie" im 
Sinne der Landesplanung im Saarland (dies entspricht 
den gewerblichen Entwicklungsorten in anderen 
Bundesländern). Die Maßnahmen dieses Rahmenpla- 


nes sind mit den Zielen der Raumordnung und Lan- 
desplanung abgestimmt. 


C. Fördermaßnahmen 1988 (gewerbliche 
Wirtschaft/Infrastruktur) 

1. Normalfördergebiet 

— Gewerbliche Wirtschaft 

Im Jahre 1988 wurden im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe insgesamt 39 beantragte Projekte der ge- 
werblichen Wirtschaft mit einem Investitionsvolumen 
in Höhe von 235,3 Mio. DM bewilligt. Sie sollen mit 
Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe 
von 25,2 Mio. DM gefördert werden. Hinzu kommen 
noch Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der regionalen Investitionszulage. Mit diesen Investi- 
tionsvorhaben sollen im Normalfördergebiet des re- 
gionalen Förderprogramms rd. 1 048 neue Dauerar- 
beitsplätze geschaffen und rd. 588 Arbeitsplätze ge- 
sichert werden. 

Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten liegen da- 
bei auf Errichtungs- und Erweiterungsinvestitionen 
(89,7% aller Investitionsprojekte), die im Gegensatz 
zu Umstellungs- und Rationahsierungsinvestitionen 
aus regionalwirtschaftlichen Gesichtspunkten die 
größte Bedeutung für strukturschwache Regionen 
haben. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach Wirt- 
schaftsbereichen zeigt, daß der Schwerpunkt beim 
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau sowie der Me- 
tallbearbeitung zu finden ist (67% des geförderten 
Inve stitions Volumens) . 


— Infrastruktur 

6 Investitionsprojekte im Bereich der wirtschaftsna- 
hen Infrastruktur mit einem Investitionsvolumen in 
Höhe von 7,05 Mio. DM wurden 1988 mit Haushalts- 
mitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 5,33 
Mio. DM gefördert. 

Gefördert wurden die Erschließung von Industrie- 
und Gewerbeflächen sowie der Bau von gewerbh- 
chen, technischen und kaufmännischen Berufsbil- 
dungszentren. 

Der durchschnittliche Fördersatz, der bei den o. g. In- 
frastrukturprojekten gewährt wurde, beträgt 75,6% 
der Investitionskosten. 


2. Sonderprogrammgebiet 

Im Jahr 1988 wurden im Rahmen des Sonderpro- 
gramms 111 beantragte Projekte der gewerblichen 
Wirtschaft mit einem Investitionsvolumen in Höhe von 
362,8 Mio. bewilligt. Sie sollen mit Haushaltsmitteln 
der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 30 Mio. DM 
gefördert werden. Hinzu kommen noch Steuermin- 
dereinnahmen durch die Gewährung der regionalen 
Investitionszulage. Mit diesen Investitionsvorhaben 


74 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7501 


sollen im Sonderprogrammgebiet 2 421 neue Dau- 
erarbeitsplätze geschaffen werden. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach Wirt- 
schaftsbereichen zeigt, daß Schwerpunkte beim Fahr- 
zeugbau, Maschinenbau, Stahlbau, Elektrotechnik, 
Feinmechanik, EBM sowie Nahrungs- und Genußmit- 
tel zu finden sind. 

Die Förderhöchstzätze für die gewerbliche Wirtschaft 
in Normal- und Sonderprogrammen wurden in 76 % 
aller Fälle ausgenutzt; der durchschnittliche Förder- 
satz beträgt 17 % der Investitionskosten. 


Von den geförderten Investitionsprojekten entfallen 
auf die Schwerpunktorte/Mitorte des regionalen Ak- 
tionsprogramm rd. 93 % aller Vorhaben 


3. Förderergebnisse (1985 bis 1989) 

Die Fördermaßnahmen in den Jahren 1985 bis 1989 
nach kreisfreien Städten/Kreisen/Landkreisen (so- 
weit zum Fördergebiet der GA gehörend) sind im An- 
hang 12 dargestellt. 
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8. Regionales Förderprogramm „Bayern“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 

1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

O Der Aktionsraum umfaßt folgende Arbeitsmarktre- 
gionen: 

Normalfördergebiet: 

Amberg, Bad Neustadt a. d. Saale, Bamberg, Bay- 
reuth, Cham, Coburg, Deggendorf, Hof-Wunsie- 
del, Kulmbach, Neumarkt i. d. OPf., Nördlingen, 
Passau, Rothenburg o. d. Tauber, Schwandorf, 
Schweinfurt, Straubing, Tirschenreuth, Weiden 
i. d. OPf., Weißenburg in Bayern. 

Sonderprogrammgebiet i) : 

Amberg, Schwandorf. 

Bei der Abgrenzung des Aktionsraumes ist zu be- 
achten, 

daß sich das Gebiet, das die angeführten Arbeits- 
marktregionen beschreiben, durch Feinabgren- 
zung (Gebietsaustausch) verändert hat. 

Die zum gesamten Aktionsraum (einschließlich 
Feinabgrenzung) gehörenden kreisfreien Städte 
und Landkreise bzw. Teile davon sind in An- 
hang 13 auf gelistet. 

O Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft kon- 
zentriert sich auf 17 A- Schwerpunktorte, 9 B- 
Schwerpunktorte, 44 C-Schwerpunktorte und 8 E- 
Schwerpunktorte. Derzeit sind 4 B-Schwerpunkt- 
orte aufgrund des Stahlstandorteprogramms zeit- 
lich befristet den A- Schwerpunktorten gleichge- 
stellt. 

Die räumlichen Schwerpunkte (Schwerpunktorte/ 
Mitorte und Förderpräferenzen) der gewerbhchen 
Förderung sind in Anhang 14 dargestellt. 

O Weitere Kennzahlen zum Aktionsraum (ohne För- 
dergebiete mit Übergangsregelungen): 


— Einwohner (Aktionsraum): 2 917 397 2) 

— Einwohner (Bayern): 10 949 700 2) 

— Einwohner 

(Schwerpunktorte/Mitorte) : 1 529 497 2) 

— Fläche qkm (Aktionsraum): 27 975 

— Fläche qkm (Bayern): 70 553 


Sonderprogrammgebiete gern, den Beschlüssen des PA vom 
1. Januar 1982, 12. November 1985, 4. Juli 1986, 2. Juli 1987 
und 14. April 1988. 

2) Stand 31. 12. 1987 


2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

2.1. Indikatoren zur Förderbedürftigkeit des 
Aktionsraumes 


— Normalfördergebiet 

Die Werte der Indikatoren (jeweils in % des Bun- 
desdurchschnitts) bei der Neuabgrenzung des För- 
dergebietes der GA im Jahr 1986, die zur Feststel- 
lung der Förderbedürftigkeit der genannten Ar- 
beitsmarktregionen geführt haben, sind in Tabelle 
Nr. 1 zusammengefaßt. 

Die Tabelle zeigt deutlich auf, daß die bayerischen 
GA-Gebiete sowohl bei der Einkommens- und Ar- 
beitsmarktsituation als auch bei der Infrastruktur- 
ausstattung Rückstände gegenüber dem Bundes- 
durchschnitt auf weisen. In den einzelnen Teilen 
des Aktionsraumes ergeben sich dabei unter- 
schiedliche Problemschwerpunkte: 

a) Bereich Unterfranken 

Im unterfränkischen Teil des Aktionsraumes 
überwiegen periphere wirtschaftsschwache 
Räume. Bis auf wenige Gemeinden liegt dieser 
Teil des Aktionsraumes vollständig im Zonen- 
randgebiet. Der Anteil der Erwerbstätigen in 
der Land- und Forstwirtschaft ist weiter rück- 
läufig. Dieser Umstrukturierungsprozeß dauert 
noch an. Er hat einen erhebhchen Bedarf an 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätzen zur 
Folge. In diesem Teil des Aktionsraumes ist die 
Industrie außerordentlich stark auf wenige ge- 
werbliche Standorte, nämlich Schweinfurt und 
Bad Neustadt a, d. Saale, konzentriert. 

Vor allem im nördlichen Teü der unterfränki- 
schen Fördergebiete wird die wirtschaftliche 
Gesamtsituation durch eine noch deutlich un- 
terdurchschnittliche Wirtschaftskraft und ein 
unterdurchschnitthches Einkommensniveau 
geprägt. 

Teilweise trägt das Industriepotential mono- 
strukturelle, Züge. Insbesondere im Industrie- 
standort Schweinfurt besteht eine sehr einsei- 
tige Ausrichtung des Industriebesatzes auf die 
Wälzlagerindustrie. 

Der Fremdenverkehr fällt als Wirtschaftsfaktor 
vor allem in den Kur- und Badeorten Unterfran- 
kens ins Gewicht. Die Gebiete der Bayerischen 
Rhön und des Steigerwaldes weisen bereits in 
erhebhchem Umfang Fremdenverkehr auf. Im 
Fränkischen Weinland, in den Haßbergen und 
im Grabfeldgau sind Ansätze für eine Entwick- 
lung des Fremdenverkehrs gegeben. 

In Unterfranken ist die Standortsituation vor al- 
lem in den nördhchen Randbereichen infolge 
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Indikatoren zur Neuabgrenzung des Fördergebiets 1986 


Tabelle 1 


Aibeitsmarkt- 

region 

Arbeitslosenquote 
im Durchschnitt 
der Jahre 

1981 bis 1985 

Bruttolohn 
und -gehalt 
der abhängig 
beschäftigten 
Personen 
im Jahres- 
durchschnitt 

1982 

Brutto- 
wertschöpfung 
zu Faktorkosten 
je Einwohner 
1982 

Infra- 

struktur- 

indika- 

toren 

1985 

Einwohner 
(Stand: 31. Dezember 
1986) 


in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 


in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 


in % der 
Bundes- 
bevöl- 
kerung 

Normalfördergebiet 

Amberg 

11,5 

131,58 

29 197 

89,18 

16 935 

69,63 

85,8 

134 586 

0,220 

Bamberg 

9,7 

110,44 

29 163 

89,07 

18 044 

74,19 

86,7 

272 497 

0,446 

Bayreuth 

9,8 

112,10 

29 310 

89,52 

22 106 

90,90 

91,6 

179 616 

0,294 

Cham 

18,7 

213,79 

25 950 

79,26 

15 730 

64,68 

83,7 

106 236 

0,174 

Coburg 

8,8 

100,95 

27 581 

84,24 

20 771 

85,41 

93,6 

264 165 

0,432 

Deggendorf 

14,7 

168,42 

27 103 

82,78 

17 296 

71,12 

81,8 


0,330 

Hof-Wunsiedel 

9,5 

107,99 

27 411 

83,72 

20 493 

84,26 

91,0 

259 486 

0,424 

Kulmbach 

10,2 

116,63 

28 044 

85,66 

21 371 

87,87 

91,3 


0,109 

Neumarkt 

i. d. Oberpfalz 

9,4 

107,13 


85,82 

16 687 

68,61 

73,0 

83 135 

0,136 

Neustadt a. d, Saale . 

10,2 

116,55 

28 164 

86,02 

18 130 

74,55 

83,3 

165 505 

0,271 

Nördlingen 

9,1 

103,50 

27 610 

84,33 

18 163 

74,68 

86,8 

48 817 

0,080 

Passau 

13,0 

148,20 

27 259 

83,26 

17 981 

73,94 

78,7 

361 216 

0,591 

Rothenbxurg 

0 . d. Tauber 

8,5 

97,29 

26 276 

80,26 

17 003 

69,91 

84,2 

110 038 

0,180 

Schwandorf 

12,6 

143,83 


88,24 

18 467 

75,93 

96,0 

69 566 

0,164 

Schweinfurt 

10,1 

115,59 

31 183 

95,24 

21 695 

89,21 

97,6 

176 257 

0,288 

Straubing 

12,5 

142,54 

27 362 

83,57 

17 708 

72,81 

82,4 

112 562 

0,184 

Tirschenreuth 

10,8 

123,68 

27 246 

83,22 

18 522 

76,16 

82,6 


0,077 

Weiden 

i. d. Oberpfalz 

11,4 

130,36 

27 634 

84,40 

18 370 

75,53 

91,0 

162 730 

1 0,266 

Weissenburg/Bayem 

8,5 

96,75 

27 122 

82,84 

16 449 

67,64 

88,6 

102 949 

0,168 

Sonderprogrammgebiet 









Amberg 

Schwandorf 

1 vgl. Noraialfördergebiet 








der Verkehrsverhältnisse \ind der Topographie 
als ausgesprochen ungünstig zu bezeichnen. 
Dies gilt vornehmlich für die unmittelbar an die 
DDR angrenzenden Landkreise. 

Die Wirtschaftskraft dieses Teils des Aktions- 
raumes liegt insgesamt noch erheblich unter 
dem Bundesdurchschnitt. 

b) Bereich Oberfranken 

Verglichen mit anderen Fördergebieten Bay- 
erns umfaßt dieser Teil des Aktionsraumes 
weitgehend stark industrialisierte Gebiete mit 


einer erheblich über dem Bundes- und Landes- 
durchschnitt liegenden Industriedichte. Einge- 
lagert sind lediglich einzelne landwirtschaftlich 
strukturierte Gebiete mit überwiegend klein- 
bäuerlichen Betriebsverhältnissen. 

Die Entwicklungsprobleme dieses Gebietes re- 
sultieren gleichermaßen aus der extrem peri- 
pheren Lage und den durch Arbeitsplatzverlu- 
ste in den arbeitsintensiven Branchen gekenn- 
zeichneten Verschiebungen der Industriestruk- 
tur. Das Einkommensniveau liegt erheblich un- 
ter dem Landes- und Bundesdurchschnitt. An 
der Industrie Oberfrankens ist die Verbrauchs- 
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güterindustrie weit überdurchschnittlich betei- 
ligt. Die Branchenstruktur wird von den Indu- 
striegruppen Textil, Bekleidung, Leder, Kera- 
mik, sowie Glas beherrscht, die einerseits durch 
hohe Arbeitsintensität (bei überwiegend hohem 
Anteil der Frauenbeschäftigung) und anderer- 
seits durch ein vergleichsweise geringes Pro- 
duktivitätsniveau gekennzeichnet sind. 

Die extreme Randlage an der Nord-Ost-Ecke 
Bayerns, die Abtrennung vom mitteldeutschen 
und böhmischen Wirtschaftsraum und die un- 
zulängliche Anbindung an das überregionale 
Schnellverkehrsnetz der Bundesrepubhk ha- 
ben die Standortbedingungen für die Industrie 
erheblich erschwert. Die Umstrukturierungs- 
schwierigkeiten der teilweise überalterten und 
einseitigen Industrie geben diesem Teil des Ak- 
tionsraumes weithin den Charakter eines indu- 
striellen Problemgebietes im Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 2 GRW. 

Gute Voraussetzungen für eine weitere Ent- 
wicklung des Fremdenverkehrs finden sich in 
den Mittelgebirgslagen des Teilraumes (Fich- 
telgebirge, Frankenwald, Fränkische Schweiz), 
Im oberen Maintal und im Coburger Land sind 
Ansätze für die Entwicklung der Fremdenver- 
kehrswirtschaft gegeben. Eine Gefahr für die 
Fortentwicklung des Fremdenverkehrs stellt 
das seit einiger Zeit in diesem Bereich massiv 
auftretende Waldsterben dar. 


c) Bereich Westbayern 

Der Bereich wird in weiten Teüen noch relativ 
stark von der Landwirtschaft geprägt. Der An- 
teü der Landwirtschaft an der Brutto wertschöp- 
fung und an der Summe der Erwerbstätigen 
liegt zum Teil weit über dem Bundesdurch- 
schnitt. Aufgrund der vorherrschenden klein- 
bäuerlichen Besitzverhältnisse und ungünsti- 
gen Ertragsbedingungen ist noch mit einem 
weiteren Rückgang der landwirtschaftiichen 
Erwerbstätigen zu rechnen. 

Die erheblichen Förderungsbemühungen der 
letzten Jahre haben in einigen Standorten zu 
einer guten industriellen Ausstattung, zu einer 
gemischten Branchenstruktur und damit zu ei- 
nem erheblich verbesserten industriellen Ar- 
beitsplatzangebot geführt. Die erzielten Indu- 
strialisierungserfolge reichen jedoch nicht aus, 
um die auch zukünftig zu erwartende Nach- 
frage nach Arbeitsplätzen voll zu decken und 
die Wirtschaftskraft des Aktionsraumes auf das 
Niveau des bayerischen oder gar des Bundes- 
durchschnitts anzuheben. Aufgrund der gerin- 
gen Bevölkerungsdichte und der damit verbun- 
denen größeren Entfernungen kommt der Ver- 
sorgung mit wohnortnahen Arbeitsplätzen eine 
besondere Bedeutung zu. 

Wegen der landschaftlichen Voraussetzungen 
sind gute Ansätze für die Entwicklung der 
Fremdenverkehrswirtschaft gegeben (Ries, 
Rangau, Taubertal mit Gollachgrund und Obe- 
res Altmühltal mit Hahnenkamm). Durch das 


neue „Fränkische Seenland“ werden die Mög- 
lichkeiten zum Ausbau des Fremdenverkehrs 
vor allem im Raum Weißenburg-Gunzenhausen 
entscheidend verbessert. 


d) Bereich Oberpfalz 

Die Wirtschaftsstruktur des Bereichs Oberpfalz 
weist erhebliche Unterschiede auf. Neben Teil- 
räumen, deren Bevölkerung noch zu einem re- 
lativ großen Teil in der Landwirtschaft tätig ist 
(z. B. im Bereich des Oberpfälzer Waldes), be- 
stehen industrielle Problemgebiete, wie im 
Raum Burglengenfeld, Amberg, Sulzbach-Ro- 
senberg. Probleme in den dort dominierenden 
Montanindustrien haben die Arbeitslosigkeit 
stetig ansteigen lassen. Durch den Konkurs der 
Maxhütte im Frühjahr 1987 und die dadurch 
unvermeidbare Reduzierung der Beschäftigten- 
zahl sind zusätzliche Belastungen auf dem Ar- 
beitsmarkt der Mittleren Oberpfalz eingetreten. 
Die Arbeitsmarktregionen Cham und Schwan- 
dorf verzeichnen schon bisher im langjährigen 
Durchschnitt mit die höchsten Arbeitslosenquo- 
ten aller deutschen Arbeitsmarktregionen. Die 
industriellen Standorte der Nördlichen Ober- 
pfalz sind weitgehend monostrukturiert (Glas, 
Feinkeramik und Baugewerbe). 

Im Bereich der Oberpfalz kommt dem Fremden- 
verkehr wesentliche strukturpolitische Bedeu- 
tung zu. Bereits heute wesentliches Gewicht als 
Wirtschaftsfaktor hat der Fremdenverkehr im 
Oberpfälzer Wald, im südlichen Teil des Fich- 
telgebirges, im Steinwald und im Unteren Alt- 
mühltal. Gute Ansätze für die Entwicklung des 
Fremdenverkehrs zeigen sich im Bereich der 
Oberpfälzer Jura sowie in den Flußtälern im 
südlichen Teil der Oberpfalz. 

In der Oberpfalz ist die Standortsituation in- 
folge der Verkehrsverhältnisse und der Topo- 
graphie als ungünstig zu bezeichnen. Dies 01t 
vor allem für das unmittelbar an die CSSR an- 
grenzende Zonengrenzland. 

e) Bereich Niederbayern 

Die Wirtschaftsstruktur des Bereichs Nieder- 
bayem ist durch einen hohen Anteil der Er- 
werbstätigen in der Land- und Forstwirtschaft 
gekennzeichnet. Die abnehmenden Erwerbs- 
möglichkeiten in diesem Sektor bedingen einen 
erheblichen Arbeitsplatzbedarf im außerland- 
wirtschaftlichen Bereich. 

Die Branchenstruktur in der Industrie, ur- 
sprünglich einseitig geprägt durch die Indu- 
striegruppen Steine und Erden, Glas, Holzbe- 
und -Verarbeitung, wurden nicht zuletzt durch 
die bisher durchgeführten Förderungsmaßnah- 
men in gewissem Umfang aufgelockert. Nach 
wie vor herrschen jedoch arbeitsintensive Indu- 
striezweige vor. Der Anteil der Frauenbeschäf- 
tigung liegt erheblich über dem Bundesdurch- 
schnitt. Hieraus wird ein starker Mangel an in- 
dustriellen Arbeitsplätzen für Männer sichtbar, 
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Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation des Aktionsraumes 


Tabelle 2 


Axbeitsmarkt- 

region 

Erwerbsfähigen- 

quote 

1987 

(Basis VZ) 

Arbeitslosen- 

quote 

Jahresdurch- 
schnitt 1988 



Beschäftigte im 
Verarbeitenden 
Gewerbe auf 

1 000 Einwohner 
1988 

Lohn- und 
Gehaltssumme 
je Beschäftigten 
im Verarbeitenden 
Gewerbe 1988 

Bruttowert- 
schöpfung 
je Einwohner 
1986 

zu Faktorkosten 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Anzahl 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Amberg 

69,5 

99,14 

9,5 

110,05 

130 

113,44 

38 645 

83,10 

21 696 

72,8 

Bamberg 

68,7 

98,0 

6,9 

80,39 

123 

107,33 

37 099 

79,77 

23 607 

79,2 

Bayreuth 

68,8 

98,15 

7,8 

90,37 

108 

94,24 

36 129 

77,69 

27 737 

93,10 

Cham 

68,1 

97,15 

10,3 

119,57 

91 

79,41 

30 322 

65,20 

19 329 

64 9 

Coburg 

69,2 

98,72 

5,0 

57,87 

191 

166,67 

34 255 

73,66 

26 477 

88,8 

Deggendorf 

69,3 

98,86 

9,21 

106,41 

112 

97,73 

35 235 

75,76 

22 009 

73,8 

Hof-Wunsiedel 

68,1 

97,15 

8,1 

93,76 

183 

159,69 

33 904 

72,90 

26 648 

89,4 

Kulmbach 

68,6 

97,86 

6,6 

76,39 

161 

140,49 

36 030 

77,47 

25 133 

84,3 

Neumarkt 

i. d. Oberpfalz 

68,3 

97,43 

5,6 

64,88 

104 

90,75 

34 821 

74,87 

19 790 

66,4 

Neustadt a. d. Saale . . 

67,2 

95,86 

7,0 

81,39 

93 

81,15 

36 866 

79,27 

21 997 

73,8 

NördÜngen 

66,4 

94,72 

5,0 

57,87 

115 

100,35 

37 420 

80,46 

23 946 

80,3 

Passau 

68,3 

97,43 

8,4 

97,64 

93 

81,15 

35 144 

75,57 

21 394 

71,8 

Rothenburg 











o. d. Tauber 

66,7 

95,15 

5,8 

67,14 

94 

82,02 

33 827 

72,74 

20 140 

67,6 

Schwandorf 

69,8 

99,57 

9,5 

110,02 

118 

102,07 

134 779 

74,78 

29 330 

98,4 

Schweinfurt 

69,6 

99,24 

7,8 

90,76 

175 

152,71 

44 393 

95,46 

26 634 

89,4 

Straubing 

68,7 

98,00 

8,5 

98,14 

73 

63,70 

36 778 

79,08 

23 293 

78,2 

Tirschenreuth 

68,3 

97,43 

7,8 

90,28 

140 

122,16 

33 739 

72,55 

22 001 

73,8 

Weiden i. d. Oberpfalz 

68,3 

97,43 

8,8 

101,48 

118 

102,97 

35 074 

75,42 

23 672 

79,4 

Weissenburg/Bayern . . 

67,8 

96,72 

5,7 

65,76 

111 

96,86 

35 237 

75,77 

20 306 

68,1 


der sich in einer hohen Zahl von Fernpendlern 
aus dem Bereich in die Ballungsräume Mün- 
chen und Nürnberg niederschlägt. 

Im Bayerischen Wald hat der Fremdenverkehr 
als Wirtschaftsfaktor erhebliches Gewicht. Im 
Gebiet des Bayerischen Vorwaldes zeigen sich 
gute Ansätze für die Entwicklung des Fremden- 
verkehrs. 

Die Standortsituation ist infolge der Verkehrs- 
verhältnisse und der Topographie als ungünstig 
zu bezeichnen. Dies gilt vor allem für das unmit- 
telbar an die CSSR angrenzende Zonengrenz- 
land. 

— Sonderprogrammgebiet 

Die Arbeitsmarktregionen Schwandorf und Am- 
berg-Sulzbach, die beide bereits Teil des Normal- 
fördergebietes sind, sind besonders hart durch die 
Schwierigkeiten in der Stahlindustrie betroffen. Im 
Jahr 1987 mußte die Maxhütte Konkurs anmelden. 
Dadurch gingen in den Jahren 1987 und 1988 er- 


neut 1 000 Arbeitsplätze verloren. Trotz der Bil- 
dung einer Auffanggesellschaft ist damit zu rech- 
nen, daß bis 1990 weitere 1 700 Arbeitsplätze in 
der Stahlindustrie abgebaut werden. 


2.2. Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 


Informationen zur aktuellen wirtschaftlichen Situation 
der einzelnen Arbeitsmarktregionen des Aktionsrau- 
mes sind der Tabelle 2 zu entnehmen. 

Die revolutionären Veränderungen in der DDR und 
der CSSR haben Hoffnungen auf eine Verbesserung 
der wirtschafthchen Lage des Zonenrandgebiets ge- 
weckt. Der Öffnung der Grenzen für den freien Perso- 
nenverkehr ist allerdings die wirtschaftliche Öffnung 
bisher nicht gefolgt. 
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B. Entwicklungsziele/Aktionen und Finanzmittel 

1. Entwicklungsziele/Aktionen und Finanzmittel im 
Rahmen der GA 

— Ziele 

a) Die nachfolgend genannten Entwicklungsak- 
tionen und Finanzmittel für das Normalförder- 
gebiet dienen der Schaffung neuer und der Si- 
cherung vorhandener Arbeitsplätze sowie der 
Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruk- 
tur. Die in den einzelnen Arbeitsmarktregionen 
anzustrebenden Ziele ergeben sich unmittelbar 
aus den jeweils bestehenden strukturellen Defi- 
ziten (vgl. Tabelle 1 und 2). 

In den Jahren 1990 bis 1994 soll im gesam- 
ten bayerischen Fördergebiet ein Investitions- 
volumen der gewerbhchen Wirtschaft (ein- 
schheßlich Fremdenverkehr) in Höhe von 9 300 
Mio. DM und ein Investitionsvolumen im Be- 
reich der wirtschaftsnahen Infrastruktur (ein- 
schüeßhch Fremdenverkehrsinfrastruktur) in 
Höhe von 620 Mio. DM gefördert werden. Hier- 
für sollen Haushaltsmittel der GA in Höhe von 
657,85 Mio. DM eingesetzt werden (siehe Fi- 
nanzierungsplan, Tabelle 3). Die Aufteilung auf 
die verschiedenen Investitionsbereiche stellen 
Plandaten dar. Die entsprechenden Haushalts- 
ansätze sind gegenseitig deckungsfähig und er- 
lauben daher eine flexible Anpassung an die 
Entwicklung des Antragsvolumens für die ein- 
zelnen Investitionskategorien. 

b) Die nachfolgend genannten, zeithch befristeten 
Entwicklungsaktionen und Finanzmittel für das 
Sonderprogrammgebiet dienen vorrangig der 
Schaffung von neuen wettbewerbsfähigen Ar- 
beitsplätzen außerhalb der Stahlindustrie sowie 
der Verbesserung der wirtschaftsnahen Infra- 
struktur. Da das bayerische Sonderprogramm- 
gebiet zugleich Teil des Normalfördergebietes 
ist, sind im Sonderprogrammgebiet neben den 
Sonderpro grammittein auch die Normalförder- 
mittel einsetzbar. 

In den Jahren von 1990 bis 1994 soll im Sonder- 
programmgebiet zusätzlich zur Förderung im 
Rahmen des Normalförderprogramms ein Inve- 
stitionsvolumen der gewerblichen Wirtschaft 
(einschließhch Fremdenverkehr) in Höhe von 
700 Mio. DM und ein Investitionsvolumen im 
Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur (ein- 
schließüch Fremdenverkehrsinfrastruktur) in 
Höhe von 10 Mio. DM gefördert werden. Hier- 
für sollen Sonderprogrammittel in Höhe von 
31 Mio. DM eingesetzt werden (siehe Finanzie- 
rungsplan, Tabelle 3), 


2. Sonstige Entwicklungsmaßnahmen 

— Eine vorrangige strukturpolitische Bedeutung für 
den Aktionsraum kommt der Verbesserung der 
überregionalen Verkehrsanbindung zu: 


O Besondere Priorität besitzt der Weiterbau der 
Maintal- Autobahn (A70). Zusätzhch ist dem 
Ausbau des Frankenschnellwegs (A 73, B 173/ 
289) besonderes Gewicht beizumessen. Von Be- 
deutung ist auch der Bau bzw. Ausbau der A 93 
Weiden-Hof, um die Anbindung des nordösth- 
chen Teiles des Aktionsraumes nach Süden zu 
verbessern. 

O Von großer Bedeutung ist auch die Verbesse- 
rung wichtiger Intercity-Zulaufstrecken der 
Deutschen Bundesbahn durch Ausbau und 
Elektrifizierung der Trassen oder durch den 
Einsatz neuer Eisenbahntechniken wie des 
„Pendolino". 

— Auch der Ausbau der Ausbildungseinrichtungen 
besitzt einen hohen Stellenwert für die regionale 
Ausbildungs-, Arbeitsmarkt- und Einkommenssi- 
tuation. Folgende Maßnahmen sind beabsichtigt: 

O Der Ausbau der Universitäten Bamberg, Bay- 
reuth, Passau und Regensburg sowie der Beam- 
tenfachhochschule Hof. 

O Der Ausbau der Berufsbildungseinrichtungen 
des Handwerks in Bayreuth, Bamberg und Hof 
und 

O der Bau des Berufsbildungs- und Technologie- 
zentrums des Handwerks in Schwandorf. 

— Das Fördergebiet erfährt eine Verbesserung des 
Technologietransfers durch das Westbayerische 
und das Ostbayerische Technologie-Transfer-In- 
stitut (WETTI bzw. OTTI) in Nördlingen bzw. Re- 
gensburg, das Anwenderlabor des Zentrums für 
angewandte Mikroelektronik und neue Technolo- 
gien (ZAM) e. V. in Schweinfurt, die Technologie- 
Transfer-Stelle in Amberg sowie durch das Apph- 
kationszentrum für innovative Werkstoff technolo- 
gien (AIT) in Vilseck. Weitere Projekte, die in Zu- 
sammenarbeit mit dem Rationalisierungskurato- 
rium der deutschen Wirtschaft e. V. (RKW), den 
Fachhochschulen und der ODAV Datenverarbei- 
tung GmbH in Straubing durchgeführt werden, 
dienen überwiegend der Bereitstellung von tech- 
nischen und wirtschaftlichen Fachinformationen 
für kleine und mittlere Unternehmen. 

— Ein weiterer Schwerpunkt ist die Verbesserung 
der Energieversorgung, insbesondere durch die 
Erweiterung und Verdichtung des regionalen Erd- 
gasversorgungsnetzes. Hierzu werden im Rahmen 
der finanziellen Möglichkeiten des Landes Förder- 
mittel bereitgestellt. 

Zusätzliche regionalwirtschaftliche Impulse wer- 
den auch von den nach der Aufgabe der Wieder- 
aufarbeitungsanlage in Wackersdorf vorgesehe- 
nen Nachfolgeinvestitionen sowie vom geplanten 
Solar- Wasserstoff-Projekt in Neunburg vorm Wald 
ausgehen. Alleine für den Standort Wackersdorf 
rechnet man für den Zeitraum 1990 bis 1995 mit 
der Schaffung von mindestens 2 500 Arbeitsplät- 
zen. 

— Da ein erheblicher Teil des Aktionsraumes zu- 
gleich Fremdenverkehrsfördergebiet ist, kommt 


80 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7501 


Tabelle 3 


Finanzieningsplan 

in Mio. DM 



zu fördernde 









Investitionen 
im Zeitraum 



Finanzmittel 




1990 bis 1994 








Geplante Maßnahmen 




















ins- 

gesamt 

davon 

ünZRG 






1990 bis 1994 


19901) 

19911) 

19922) 

19932) 

19942) 

ins- 

davon 









gesamt 

im ZRG 

1. Förderung der ge- 










werblichen Wirt- 
schaft einschließlich 
Fremdenverkehr bei 
Errichtung, Ausbau, 
Umstellung oder 

grundlegender Ra- 
tionalisierung von 
Gewerbebetrieben . 

a) GA-Mittel 

b) Sonderpro- 

10 000 

6 000 

65,78 

65,78 

65,78 

65,78 

65,78 

328,90 

213,00 

gramm-Mittel . . . 



11,50 

4,00 

4,00 

4,00 

— 

23,50 

10,00 

c) Investitionszulage 



237,51 

— 

— 

— 

— 

237,51 

153,23 

2. Förderung des Ab- 










baus der Infrastruk- 
tur, soweit für die 
Entwicklimg der ge- 
werblichen Wirt- 

schaft einschließlich 
Fremdenverkehr er- 
forderlich 

630 

350 








a) GA-Mittel 

b) Sonderpro- 



65,79 

65,79 

65,79 

65,79 

65,79 

328,95 

213,02 

gramm-Mittel . . . 



7,50 

— 

— 

— 

— 

7,50 

7,50 

insgesamt 

10 630 

6 350 








a) GA-Mittel 

b) Sonderpro- 

! 

j 


131,57 

131,57 

131,57 

131,57 

131,57 

657,85 

426,02 

gramm-Mittel . . . 



19,0 

4,00 

4,00 

4,00 

— 

31,00 

17,50 

c) Investitionszulage 



237,51 

1 — 

— 

— 

— 

237,51 

153,23 


1) Die für 1989 und 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage 
sind wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 aufgestockt. Eine Aufteilimg dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzimg. 


der Hebung der Attraktivität des Raumes große 
Bedeutung zu. Zur langfristigen Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der bayerischen Fremden- 
verkehrswirtschaft sind umfangreiche Investitio- 
nen im gewerblichen und kommunalen Bereich 
erforderlich. 

— Alternativ zur Förderung im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe stehen für geeignete Investitions- 
vorhaben im Einzelfall auch landeseigene Förder- 
mittel zur Verfügung, bei denen es sich in der Re- 
gel um zinsgünstige Darlehen handelt. 


— Außer regionalpolitischen Hilfen können für die 
gewerblichen Unternehmen auch Landesmittel 
zur Finanzierung von Umweltschutzmaßnahmen 
gewährt werden. 

— Ein großer Teil des Aktionsraumes ist als benach- 
teiligte Agrarzone im Sinne der Richtlinie des Ra- 
tes vom 28. April 1975 über die Landwirtschaft in 
Berggebieten und in bestimmten benachteiligten 
Gebieten anerkannt. 

Dementsprechend werden verstärkt Förderungs- 
mittel zur Verbesserung der Agrarstruktur im Rah- 
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men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" insbe- 
sondere im Bereich der einzelbetrieblichen Förde- 
rung, der Flurbereinigung, der Wasserwirtschaft, 
der Dorfemeuerung und der Marktstruktur sowie 
im Rahmen eigener Landesprogramme (Bayeri- 
scher Agrarkredit, Bayerisches Gülleprogramm, 
Bayer, landwirtschaftliches Wohnbauprogramm, 
Bayer. Kulturlandschaftsprogramm) eingesetzt. 

Daneben fließen auch Mittel aus dem Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft ein (landwirtschaftlicher und forst- 
wirtschaftlicher Wegebau, Teichbaumaßnahmen 
u. a.). 

— Im Dezember 1985 hat die EG-Kommission be- 
schlossen, in die Spezifische Gemeinschaftsmaß- 
nahme „Textil- und Bekleidungsindustrie" aus 
Bayern die Fördergebiete der Arbeitsmarktregion 
Bayreuth aufzunehmen. Mit Beschluß vom 17, De- 
zember 1987 hat die EG-Kommission einem in 
Ausfüllung des Beschlusses vom Dezember 1985 
von Bayern vorgelegten Förderprogramm zuge- 
stimmt. Dieses Programm enthält Maßnahmen aus 
den Bereichen Sanierung von Industrie- und Stadt- 
vierteln, Innovationsförderung und Fördermaß- 
nahmen für kleine imd mittlere Unternehmen. Das 
Programm läuft ab Anfang 1988 für einen Zeitraum 
von drei Jahren. 

— Ende November 1985 wurde das Programm für die 
Stahlregion Mittlere Oberpfalz (Arbeitsmarktre- 
gionen Amberg und Schwandorf) im Rahmen der 
Spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme „ Eisen- 
und Stahlindustrie" von der EG-Kommission ge- 
nehmigt. Das Programm ist zum 1. Januar 1986 in 
Kraft getreten. Es ermöglicht zum einen eine ver- 
stärkte Unterstützung von kleinen und mittleren 
Unternehmen im bayerischen Mittelstandskredit- 
programm. Zum anderen wurde in Amberg eine 
Kontaktstelle für Technologietransfer eingerichtet; 
diese hat im Juli 1986 ihren Betrieb auf genommen. 
Im Dezember 1988 wurde die Mittlere Oberpfalz in 
das Programm RESIDER aufgenommen. 

— Ende Dezember 1988 hat die EG-Kommission dem 
bayerischen Antrag auf zwei Nationale Pro- 
gramme von gemeinschaftlichem Interesse für 
Nord- und Ostbayern stattgegeben. Diese Pro- 
gramme, die im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe vollzogen werden, erstrecken sich auf den 
Zeitraum von 1988—1991. Insgesamt stellt die EG 
für die beiden Programme 160 Mio. DM zur Verfü- 
gung. 

— Im Mai 1989 hat die EG-Kommission 14 bayerische 
Landkreise in Anwendung von Art. 1 1 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 als sog. Ziel-5b- 
Gebiete anerkannt. Die Gebiete liegen weitge- 
hend im nord- und ostbayerischen Zonenrandge- 
biet; darüber hinaus sind ländliche Räume in West- 
mittelfranken einbezogen. 

Die Entwicklxmg dieser Gebiete im ländlichen 
Raum soll im Hinblick auf die Reform der gemein- 
samen Agrarpolitik gemäß den neuen Struktur- 
fondsverordnungen durch den koordinierten Ein- 
satz des EAGFL — Abteilung Ausrichtung, des 
ESF und des EFRE gefördert werden. 


Der EG-Kommission liegen Pläne zur Entwicklung 
der bayerischen 5b-Gebiete vor. Über die finan- 
zielle Ausstattung möglicher Entwicklungspro- 
gramme und die Mittelaufteilung auf die einzelnen 
Fonds ist noch nicht entschieden. 


C. Förderergebnisse 1987 

(gewerbliche Wirtschaft/Infrastruktur) 

1. Normaffördergebiet 

(soweit nicht Sonderprogrammgebiet) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im Regionalen Aktionsprogramm „Bayern" 
wurden im Jahr 1988 1 214 Investitionsvorha- 
ben der gewerblichen Wirtschaft (einschließlich 
Fremdenverkehr) mit einem Investitionsvolu- 
men von 5 719,6 Mio. DM gefördert. Hierfür 
wurden 109,7 Mio. DM Haushaltsmittel der Ge- 
meinschaftsaufgabe eingesetzt. Hinzu kamen 
noch Steuermindereinnahmen durch die Ge- 
währung der regionalen Investitionszulage. Mit 
diesen Investitionsvorhaben im Normalförder- 
gebiet verbunden ist die Schaffung von rd. 
16 200 neuen Dauerarbeitsplätzen und die Si- 
cherung von rd. 50 000 bestehenden Arbeits- 
plätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeit lagen 
dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsinve- 
stitionen (68,3 % aller Investitionsprojekte), die 
im Gegensatz zu Umstellungs- und Rationalisie- 
mngsinvestitionen unter regionalwirtschaftli- 
chen Gesichtspunkten die größte Bedeutung für 
strukturschwache Regionen haben. 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß ein Schwer- 
punkt im Bereich Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik, Optik, EBM- Waren zu finden war (36,1% 
des geförderten Investitionsvolumens). 

O Der durchschnittliche Fördersatz betrug 10,8% 
der Investitionskosten. 

O Auf die Schwerpunktorte/Mitorte des Regiona- 
len Aktionsprogramms entfiel 62,2 % der geför- 
derten Investitionssumme. 

— Infrastruktur 

O Im Jahre 1988 wurden 51,9 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 80 Investitionsvorhaben im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem 
Investitionsvolumen in Höhe von 91,8 Mio. DM 
bewilligt. 

Schwerpunkte lagen hier in den Bereichen Ab- 
wasserremigung und -beseitigung sowie Indu- 
striegeländeerschließung mit rd. 71,3% aller 
Projekte. 

O Der durchschnittliche Fördersatz, der bei den 
o. g. Infrastrukturprojekten gewährt wurde, be- 
trug 56,5 % der Investitionskosten. 
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2. Normalfördergebiet (nur Zonenrandgebiet) 

— Gewerbliche Wirtschaft 

O Im bayerischen Zonenrandgebiet wurden im 
Jahr 1988 878 Investitionsvorhaben der ge- 
werblichen Wirtschaft (einschließlich Fremden- 
verkehr) mit einem Investitionsvolumen von 
3 131,5 Mio. DM gefördert. Hierfür wurden 
55,8 Mio. DM Haushaltsmittel der Gemein- 
schaftsaufgabe eingesetzt. Hinzu kamen noch 
Steuermindereinnahmen durch die Gewährung 
der regionalen Investitionszulage. Mit diesen 
Investitionsvorhaben verbunden ist die Schaf- 
fung von rd. 8 000 neuen Dauerarbeitsplätzen 
und die Sicherung von rd. 48 400 bestehenden 
Arbeitsplätzen. 

O Schwerpunkte der Investitionstätigkeiten lagen 
dabei auf Errichtungs- und Erweiterungsinve- 
stitionen (56,6% aller Investitionsprojekte). 

Eine Aufteilung der Förderergebnisse nach 
Wirtschaftsbereichen zeigt, daß der Schwer- 
punkt im Bereich Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik und Optik, EBM-Waren lag (27,5% des ge- 
förderten Investitionsvolumens). 

O Der durchschnittliche Fördersatz betrug 11,4% 
der Investitionskosten. 

— Infrastruktur 

O Im Jahr 1988 wurden 26,5 Mio. DM Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förde- 
rung von 50 Investitionsvorhaben im Bereich 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem 
Investitionsvolumen in Höhe von 44,4 Mio. DM 
bewilligt. 

Schwerpunkte lagen hier in den Bereichen Ab- 
wasserreinigung und -beseitigung sowie Indu- 


striegeländeerschließung mit 72,0% aller Pro- 
jekte. 

O Der durchschnitthche Fördersatz, der bei den 
o. g. Infrastrukturprojekten gewährt wurde, be- 
trug 59,7 % der Investitionskosten. 


3. Sonderprogrammgebiet 

— Gewerbliche Wirtschaft 

„Im Sonderprogrammgebiet „Mittlere Oberpfalz" 
wurden im Jahre 1988 63 Investitionsvorhaben 
der gewerblichen Wirtschaft (einschl. Fremden- 
verkehr) mit einem Investitionsvolumen von 
476,3 Mio. DM gefördert. Hierfür wurden 
42,0 Mio. DM Haushaltsmittel der Gemeinschafts- 
aufgabe eingesetzt. Hinzu kamen noch Steuermin- 
dereinnahmen durch die Gewährung der regiona- 
len Investitionszulage. Mit diesen Investitionsvor- 
haben verbunden ist die Schaffung von rd. 1 000 
neuen Dauerarbeitsplätzen. 

— Infrastruktur 

Im Jahre 1988 wurden 12,4 Mio. DM Haushaltsmit- 
tel der Gemeinschaftsaufgabe zur Förderung von 
Investitionsvorhaben im Bereich der wirtschaftsna- 
hen Infrastruktur mit einem Investitionsvolumen in 
Höhe von 19,1 Mio. DM bewilligt. 


4. Förderergebnisse (1985 bis 1989) 

Die Förderergebnisse in den Jahren 1985 bis 1989 
nach kreisfreien Städten/Landkreisen (soweit zum 
Fördergebiet der GA gehörend) sind im Anhang 12 
dargestellt. 
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9. Regionales Förderprogramm „Baden-Württemberg“ 


A. Wirtschaftliche Analyse des Aktionsraumes 
Baden-Württemberg 

1. Allgemeine Beschreibung des Aktionsraumes 

O Das regionale Förderprogramm Baden- Württem- 
berg erstreckt sich auf die Arbeitsmarktregionen 
Rothenburg o. d. T. und Nördlingen ergänzenden 
Orte: 

Creglingen (Main-Tauber-Kreis), 

Schrozberg, Blaufelden, Rot am See (alle Landkreis 
Schwäbisch Hall), 

Tannhausen, Unterschneidheim, Kirchheim am 
Ries, Bopfingen, Riesbürg, Neresheim (alle Ostalb- 
kreis) 
und 

Dischingen (Landkreis Heidenheim). 

O Die Förderung der gewerbhchen Wirtschaft kon- 
zentriert sich auf den C- Schwerpunktort Bopfingen. 

O Weitere Kennzahlen zum Teilprogramm: 

Einwohner im Aktionsraum (31. 12. 1988) 51 192 

Einwohner (Baden-Württemberg) 9 432 709 

Einwohner im Schwerpunktort Bopfingen 11 321 
Fläche qkm (Aktionsraum) 786 

Fläche qkm (Baden- Württemberg) 35 741 


2. Kennzeichnung der wirtschaftlichen Situation 
des Aktionsraumes 

Das regionale Förderprogramm Baden- Württemberg 
wurde im Wege der Feinabgrenzung in die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" aufgenommen. Der ostwürttembergi- 
sche GA- Förderstreifen arrondiert die westbayeri- 
schen Arbeitsmarktregionen Rothenburg o. d. T, und 
Nördlingen, soweit sie als GA- Fördergebiet ausge- 
wiesen sind. 

Der Aktionsraum ist wie der angrenzende bayerische 
Aktionsraum noch stark landwirtschaftlich geprägt. 


Aufgrund der vorherrschenden kleinbäuerlichen Be- 
sitzverhältnisse und ungünstigen Ertragsbedingim- 
gen ist angesichts der in der Landwirtschaft bestehen- 
den Probleme noch mit einem weiteren Rückgang der 
landwirtschaftiichen Erwerbstätigen zu rechnen. 
Durch die aus der Landwirtschaft ausscheidenden 
Personen und durch die gleichzeitige hohe Nachfrage 
der geburtenstarken Jahrgänge nach Arbeitsplätzen 
entsteht auf dem Arbeitsmarkt ein starker Nachfrage- 
druck. Ohne die Schaffung neuer Arbeitsplätze, be- 
sonders im Verarbeitenden Gewerbe, besteht die Ge- 
fahr, daß junge qualifizierte Arbeitskräfte aus diesem 
Raum ab wandern. 

Informationen zur aktuellen Wirtschaftssituation des 
Aktionsraumes sind der nachfolgenden Tabelle 1 zu 
entnehmen. 


B. EntwicklungszieleZ-Aktionen und 
Finanzmittel 

Mit Hilfe der Förderung sollen im Zeitraum von 1990 
bis 1994 im Aktionsraum Baden- Württemberg 700 Ar- 
beitsplätze neu geschaffen und rd. 500 vorhandene 
Arbeitsplätze gesichert werden. Der Ausbau der wirt- 
schaftsnahen kommunalen Infrastruktur soll ebenfalls 
durch Finanzhilfen gefördert werden. Beim Fremden- 
verkehr besteht die Aufgabe vor allem darin, durch 
gezielten Ausbau der betrieblichen und überbetrieb- 
lichen Einrichtungen die vorhandenen Ansätze weiter 
zu entwickeln. Der Fremdenverkehr stellt in diesem 
Raum eine ergänzende Erwerbsmöglichkeit dar, die 
für die wirtschaftliche Entwicklung genutzt werden 
muß. Diese Maßnahmen sind mit den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung abgestimmt. 

Für die Fördermaßnahmen stellt der Bund keine 
Haushaltsmittel zur Verfügung. Er beteiligt sich nur 
an den Steuermindereinnahmen durch die Gewäh- 
rung der regionalen Investitionszulage. Hierfür sollen 
Haushaltsmittel i. H. v. 2,45 Mio. DM eingesetzt wer- 


Tabelle 1 


Aktuelle Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation des Aktionsraumes 


Aktonsraum 

Baden-Württemberg 

Erwerbsfähigen- 

quote 

1987 

(Basis VZ) 

Arbeitslosen- 

quote 

Jahresdurch- 
schnitt 1988 

Beschäftigte im 
Verarbeitenden 
Gewerbe auf 

1 000 Einwohner 
1988 

Lohn- und 
Gehaltssumme 
je Beschäftigten 
im Verarbeitenden 
Gewerbe 1988 

Bruttowert- 
schöpfung 
je Einwohner 
1986 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in % 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

Anzahl 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

in DM 

in % des 
Bundes- 
durch- 
schnitts 

— 

66,5 

94,8 




77,3 

38 085 

82,0 

26 978 

87,7 
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Tabelle 2 


Finanzierungsplan 

in Mio. DM 


Geplante Maßnahmen 


zu fördernde 
Investitionen 
im Zeitraum 
1990 bis 1994 


ms- 

gesamt 



davon 
im ZRG 


1990 bis 1994 


ins- 

gesamt 


davon 
im ZRG 


1. Förderung der ge- 
werblichen Wirt- 
schaft einschließlich 
Fremdenverkehr bei 
Errichtung, Ausbau, 

Umstellung oder 
gnmdlegender Ra- 
tionalisierung von 
Gewerbebetrieben . 140,0 

a) GA-Mittel — — —3) —3) —3) _3) _3) _ _ 

b) Sonderproqramm- 

Mittel — — — — — — — — — 

c) Investitionszulage 2,45 — — — — 2,45 — 

2. Förderung des Ab- 

baus der Infrastruk- 
tur, soweit für die 
Entwicklung der ge- 
werblichen Wirt- 
schaft einschließlich 
Fremdenverkehr er- 
forderlich — — 

a) GA-Mittel — 

b) Sonderprogramm- 

Mittel 

c) Investitionszulage 

insgesamt 

a) GA-Mittel — — —3) —3) —3) _3) _3) _ _ 

b) Sonderprogramm- 

Mittel — — — — — — — — — 

c) Investitionszulage — — 2,45 — — — — 2,45 — 

1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelimg mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50% Bund/50 % Länder) ab 1991 auf gestockt. Eine Aufteilung dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bundesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 

3) Zur Fördeumg von geeigneten Investitionen stehen landeseigene Fördermittel zur Verfügung. Neben Zuschüssen werden auch 
zinsverbilligte Darlehen gewährt. 


den (siehe nachfolgender Finanzierungsplan, Ta- 
belle 2). 


C. Förderergebnisse 1988 

Im Jahr 1988 wurden zur Förderung von Investitions- 
vorhaben der gewerblichen Wirtschaft im ostwürttem- 


Höhe von 1,2 Mio. DM bewiUigt. Das Investitionsvo- 
lumen belief sich auf 53,8 Mio. DM. Durch diese För- 
dermaßnahmen sollen 196 neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden. 

Im Rahmen der wirtschaftsnahen Infrastrukturförde- 
rung wurde für die Erschließung eines Industrie- und 
Gewerbegebietes mit einem Investitionsvolumen von 
1,8 Mio. DM ein Zuschuß in Höhe von 975 000 DM 


bergischen GA-Förderstreifen 16 zinsverbilligte Dar- bewilligt. Dadurch sollen 100 neue Arbeitsplätze ge- 
lehen in Höhe von 11,8 Mio. DM und 3 Zuschüsse in schaffen werden. 
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Anhang 1 

Einundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
(Finanzreformgesetz) 

Vom 12. Mai 1969, geändert durch Siebenundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 
vom 31. Juli 1970 

— Auszug — 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Abs. 2 
des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. Hinter Abschnitt VIII wird folgender neuer Ab- 
schnitt Villa mit den Artikeln 91a und 91b einge- 
fügt: 

„Villa. Gemeinschaftsaufgaben 
Artikel 91a 

(1) Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei 
der Erfüllung von Aufgaben der Länder mit, wenn 
diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind 
und die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung 
der Lebensverhältnisse erforderlich ist (Gemein- 
schaftsaufgaben) : 

1. Ausbau und Neubau von Hochschulen ein- 
schließlich der Hochschulkliniken, 

2. Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur, 

3. Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes. 


(2) Durch Bundesgesetz mit Zustimmung des 
Bundesrates werden die Gemeinschaftsaufgaben 
näher bestimmt. Das Gesetz soll allgemeine 
Grundsätze für ihre Erfüllung enthalten. 

(3) Das Gesetz trifft Bestimmungen über das Ver- 
fahren und über Einrichtungen für eine gemein- 
same Rahmenplanung. Die Aufnahme eines Vor- 
habens in die Rahmenplanung bedarf der Zustim- 
mung des Landes, in dessen Gebiet es durchge- 
führt wird. 

(4) Der Bund trägt in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 und 2 die Hälfte der Ausgaben in jedem Land. 
In den meisten Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 trägt der 
Bund mindestens die Hälfte; die Beteiligung ist für 
alle Länder einheiüich festzusetzen. Das Nähere 
regelt das Gesetz. Die Bereitstellung der Mittel 
bleibt der Feststellung in den Haushaltsplänen des 
Bundes und der Länder Vorbehalten. 

(5) Bundesregierung und Bundesrat sind auf Ver- 
langen über die Durchführung der Gemeinschafts- 
aufgaben zu unterrichten. 

Artikel 91b 

Bund und Länder können auf Grund von Verein- 
barungen bei der Bildungsplanung und bei der 
Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der 
wissenschafüichen Forschung von überregionaler 
Bedeutung Zusammenwirken. Die Aufteilung der 
Kosten wird in der Vereinbarung geregelt." 


87 



Drucksache 11/7501 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anhang 2 

Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

Vom 6. Oktober 1969, (BGBl. I, S. 1861) zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung der Gesetze über die 
Gemeinschaftsaufgaben vom 23. Dezember 1971 (BGBl. I, S. 2140) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur werden folgende Maßnahmen als Gemein- 
schaftsaufgabe im Sinne des Artikels 91 a Abs. 1 des 
Gnmdgesetzes wahrgenommen: 

1. Die Förderung der gewerblichen Wirtschaft bei Er- 
richtung, Ausbau, Umstellung oder grundlegender 
Rationahsierung von Gewerbebetrieben, 

2. Förderung des Ausbaus der Infrastruktur, soweit es 
für die Entwicklung der gewerbhchen Wirtschaft 
erforderlich ist, durch 

a) Erschließung von Industriegelände im Zusam- 
menhang mit Maßnahmen nach Nummer 1, 

b) Ausbau von Verkehrsverbindungen, Energie- 
und Wasserversorgungsanlagen, Abwasser- 
und Abfallbeseitigungsanlagen sowie öffentli- 
che Fremdenverkehrseinrichtungen, 

c) Errichtung oder Ausbau von Ausbildungs-, Fort- 
bildungs- und Umschulungsstätten, soweit ein 
unmittelbarer Zusammenhang mit dem Bedarf 
der regionalen Wirtschaft an geschulten Ar- 
beitskräften besteht. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Förderungsmaßnah- 
men werden im Zonenrandgebiet und in Gebieten 
durchgeführt, 

1. deren Wirtschaftskraft erhebhch unter dem Bun- 
desdurchschnitt liegt oder erheblich darunter ab- 
zusinken droht oder 

2. in denen Wirtschaftszweige vorherrschen, die vom 
Strukturwandel in einer Weise betroffen oder be- 
droht sind, daß negative Rückwirkungen auf das 
Gebiet in erhebhchem Umfang eingetreten oder 
absehbar sind. 

(3) Einzelne Infrastrukturmaßnahmen werden auch 
außerhalb der vorstehend genannten Gebiete geför- 
dert, wenn sie in einem unmittelbaren Zusammen- 
hang mit geförderten Projekten innerhalb benachbar- 
ter Fördergebiete stehen. 


§2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Förderung der in § 1 Abs. 1 genannten Maß- 
nahmen muß mit den Grundsätzen der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik und mit den Zielen und Erfordernis- 
sen der Raumordnung und Landesplanung überein- 
stimmen. Sie hat auf gesamtdeutsche Belange und auf 
die Erfordernisse der Europäischen Gemeinschaften 
Rücksicht zu nehmen. Die Förderung soll sich auf 
räumhche und sachhche Schwerpunkte konzentrie- 
ren. Sie ist mit anderen öffentlichen Entwicklungsvor- 
haben abzustimmen. 

(2) Gewerbebetriebe werden nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
nur durch Start- und Anpassungshilfen und nur dann 
gefördert, wenn zu erwarten ist, daß sie sich im Wett- 
bewerb behaupten können. Träger der in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 aufgeführten Maßnahmen zum Ausbau der In- 
frastruktur sind vorzugsweise Gemeinden und Ge- 
meindeverbände; nicht gefördert werden Maßnah- 
men des Bundes und der Länder sowie natürlicher 
und juristischer Personen, die auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet sind. 

(3) Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt nicht für 
Gemeindeaufgaben, die in den Ländern Berlin und 
Hamburg wahrgenommen werden. 

(4) Finanzhilfen werden nur bei einer angemesse- 
nen Beteiligung des Empfängers gewährt. 

(4 a) Bei der Förderung der in § 1 Abs. 1 genannten 
Maßnahmen ist das Zonenrandgebiet bevorzugt zu 
berücksichtigen. Die pohtisch bedingte Sondersitua- 
tion des Zonenrandgebietes kann Abweichungen von 
den vorstehenden Grundsätzen und Ergänzungen der 
in § 1 Abs. 1 genannten Maßnahmen notwendig ma- 
chen. 

§3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Investitionszuschüssen, Darlehen, Zinszuschüs- 
sen und Bürgschaften bestehen. 

§4 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. 
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(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der Finanz- 
planung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu prüfen, 
der Entwicklung anzupassen und dementsprechend 
fortzuführen. Die mehrjährige Finanzplanung des 
Bundes und der Länder ist zu berücksichtigen. 

§5 

Inhalt des Rahmenplanes 

Im Rahmenplan werden 

1. die Gebiete nach § 1 Abs. 2 abgegrenzt, 

2. die Ziele genannt, die in diesen Gebieten erreicht 
werden sollen, 

3. die Maßnahmen nach § 1 Abs. 1, getrennt nach 
Haushaltsjahren und Ländern, sowie die vom Bund 
und von jedem Land für die Erfüllung der Gemein- 
schaftsaufgabe im nächsten Jahr bereitzustellen- 
den und für die folgenden Jahre des Planungszeit- 
raumes jeweils vorzusehenden Mittel aufgeführt 
und 

4. Voraussetzungen, Art und Intensität der Förderung 
bei den verschiedenen Maßnahmen nach § 1 
Abs. 1 festgelegt. 

§6 

Planungsausschuß 

(1) Für die Aufstellung des Rahmenplanes bilden 
die Bxmdesregienmg und die Landesregierungen ei- 
nen Planungsausschuß. Ihm gehören der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft als Vorsitzender sowie der Bundes- 
nünister der Finanzen und ein Minister (Senator) jedes 
Landes an; jedes Mitglied kann sich vertreten lassen. 
Die Stimmenzahl des Bundes entspricht der Zahl aller 
Länder. Jedes Land hat eine Stimme. 

(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. 

(3) Der Planungsausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

§7 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. März jedes Jahres schlagen die Län- 
der dem Bundesminister für Wirtschaft die von ihnen 
vorgesehenen Maßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 1 
zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. Mit der An- 
meldung gilt die Zustimmung des Landes gemäß Arti- 
kel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes als erteilt. 
Die Zustimmung kann bis zur Beschlußfassung über 
den Rcihmenplan widerrufen werden. 

(2) Die Anmeldxing muß alle für den Inhalt des Rah- 
menplanes nach § 5 notwendigen Angaben und eine 
Erläuterung der Maßnahmen enthalten. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft legt die An- 
meldungen der Länder und seine eigenen Vorschläge 
dem Planungsausschuß zur Beschlußfassung vor. 


(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
planes gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 

§8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. Die 
Bundesregierung imd die Landesregierungen neh- 
men die für die Durchführung des Rahmenplanes im 
nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in ihre Entwürfe 
der Haushaltspläne auf. 

§9 

Durchführung des Rahmenplanes 

(1) Die Durchführung des Rahmenplanes ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplanes und den allge- 
meinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich der Bestim- 
mung des Artikels 91a Abs. 4 des Grundgesetzes je- 
dem Land auf Grund der Abrechnungen für die nach 
dem Rahmenplan geförderten Vorhaben die Hälfte 
der dem Land nach Maßgabe des Rahmenplanes ent- 
standenen Ausgaben. 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen Höhe 
des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden Betrages 
entsprechend dem jeweiligen Stand der Maßnahme 
und der bereitgestellten Haushaltsmittel Vorauszah- 
lungen an das Land. Zur Feststellung des Mittelbe- 
darfs und des Standes der Maßnahme teilen die Län- 
der dem Bundesminister für Wirtschaft die Höhe der 
verausgabten Mittel sowie den Stand und die voraus- 
sichtliche Entwicklung der Vorhaben mit. 

§11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen oder 
zum Ausgleich der auf Grund übernommener Bürg- 
schaften erstatteten Ausfälle gezahlt werden, sind 
vom Land anteilig an den Bund abzuführen. 

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von 
einem Land zurückfordern, wenn die festgelegten Be- 
dingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt werden. 

(3) Im Falle der NichterfüUxing der Bedingungen 
durch den Zuwendungsempfänger fordert das Land 
die Mittel in Höhe des Bundesanteils zurück und zahlt 
die zurückerhaltenen Beträge an den Bund. 
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(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Absät- 
zen abzuführenden Beträge sind vom Land in Höhe 
von 2 % über dem für Kassenkredite des Bundes gel- 
tenden Zinssatz der Deutschen Bimdesbank zu ver- 
zinsen, im Falle des Absatzes 2 vom Zeitpunkt der 
Auszahlung der Bundesmittel an, im Falle der Ab- 
sätze 1 und 3 vom Beginn des zweiten auf den Ein- 
gang des Betrages beim Land folgenden Monats. 


§ 12 

Übergangsregelung 

Bis zum Inkrafttreten des ersten Rahmenplanes 
nach § 6 kann nach den bisherigen Grundsätzen ver- 
fahren werden, längstens jedoch bis zum Ablauf des 
zweiten Kalenderjahres, das dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes folgt. 


§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz güt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
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Anhang 3 

Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebietes (Zonenrandförderungsgesetz) 

Vom 5. August 1971 (BGBl. I, S. 1237), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Haushaltsbegleitgesetzes 1989 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I, S. 2262). 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zielsetzung 

(1) Zum Ausgleich der Auswirkungen der Teilung 
Deutschlands ist entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 4 des 
Raumordnungsgesetzes vom 8. April 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 306) die Leistungskraft des Zonenrandge- 
bietes bevorzugt zu stärken. 

(2) Der Förderung des Zonenrandgebietes ist von 
den Behörden des Bundes, den bundesunmittelbaren 
Planungsträgern und im Rahmen der ihnen obliegen- 
den Aufgaben von den bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentiichen 
Rechts besonderer Vorrang einzuräumen. 

§2 

Regionale Wirtschaftsförderung 

Zum Ausgleich von Standortnachteilen, zur Siche- 
rung und Schaffung von Dauerarbeitsplätzen sowie 
zur Verbesserung der Infrastruktur werden insbeson- 
dere folgende Maßnahmen durchgeführt: 

1. Bevorzugte Berücksichtigung des Zonenrandge- 
bietes bei 

a) der Förderung der gewerblichen Wirtschaft bei 
Errichtung, Ausbau, Umstellung oder grundle- 
gender Rationalisierung von Gewerbebetrie- 
ben, 

b) der Förderung des Ausbaues der Infrastruktur, 
soweit es für die Entwicklung der gewerblichen 
Wirtschaft erforderlich ist, durch 

aa) Erschließung von Industriegelände im Zu- 
sammenhang mit Maßnahmen nach Buch- 
staben a, 

bb) Ausbau von Verkehrsverbindungen, Ener- 
gie- und Wasserversorgungsanlagen, Ab- 
wasser- und Abfallbeseitigungsanlagen so- 
wie öffentlichen Fremdenverkehrseinrich- 
tungen, 

cc) Errichtung oder Ausbau von Ausbildungs-, 
Fortbildungs- und Umschulungsstätten so- 
weit ein unmittelbarer Zusammenhang mit 
dem Bedarf der regionalen Wirtschaft an 
geschulten Arbeitskräften besteht. 


2. Maßnahmen zum Ausgleich der durch die Teilimg 

Deutschlands bedingten Frachtmehrkosten. 

3. Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher Auf- 
träge. 

§3 

Steuerliche Vorschriften 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die in einer Betriebsstätte 
im Zonenrandgebiet Investitionen vornehmen, kann 
im Hinblick auf die wirtschaftlichen Nachteile, die 
sich aus den besonderen Verhältnissen dieses Gebie- 
tes ergeben, auf Antrag zugelassen werden, daß bei 
den Steuern vom Einkommen einzelne Besteuerungs- 
grundlagen, soweit sie die Steuern mindern, schon zu 
einer früheren Zeit berücksichtigt werden. Wirtschaft- 
liche Nachteile im Sinne des Satzes 1 können unter 
anderem in der erschwerten Absatzlage, der weiten 
Entfernung von der Rohstoffbasis oder der ungünsti- 
gen örtlichen Lage bestehen. 

(2) Sonderabschreibungen, die auf Grund des Ab- 
satzes 1 gewährt werden, dürfen bei beweglichen und 
bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagever- 
mögens insgesamt 50 % der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten nicht übersteigen. Sie können im 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
und in den vier folgenden Wirtschaftsjahren in An- 
spruch genommen werden. 

(3) Für Maßnahmen nach Absatz 1 gelten § 163 
Abs. 2 Satz 1 und § 184 Abs. 2 Satz 2 der Abgaben- 
ordnung sinngemäß. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 sind erst- 
mals bei Wirtschaftsgütern anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1974 angeschafft oder hergestellt 
werden. Bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, bei denen der Antrag auf Bauge- 
nehmigung vor dem 1. April 1985 gestellt worden ist, 
dürfen die Sonderabschreibungen abweichend von 
Absatz 2 Satz 1 insgesamt 40% der Herstellungsko- 
sten nicht übersteigen. Soweit ein Antrag auf Bauge- 
nehmigung baurechtlich nicht erforderlich ist, tritt an 
dessen Stelle der Beginn der Bauarbeiten. § 3 Abs. 3 
in der vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Ände- 
rung des Einkommensteuergesetzes, des Körper- 
schaftsteuergesetzes und anderer Gesetze vom 
20. August 1980 (BGBl. I, S. 1545) geltenden Fassung 
ist letztmals für das Wirtschaftsjahr anzu wenden, das 
dem Wirtschaftsjahr vorangeht, für das § 15 a des Ein- 
kommensteuergesetzes erstmals anzuwenden ist. 
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§4 

Verkehr 

Die Verkehrserschließung und Verkehrsbedienung 
sind im Zonenrandgebiet im Rahmen des Ausbaues 
der Bundesverkehrswege bevorzugt zu fördern. Dies 
gilt auch für die Schaffung von Verkehrsverbünden 
der dem öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrsun- 
temehmen. 


§5 

Wohnungswesen 

(1) Zur Verbesserung der Wohnungs Versorgung im 
Zonenrandgebiet ist der soziale Wohnungsbau sowie 
die Instandsetzung und Modernisierung des Woh- 
nungsbestandes bevorzugt zu fördern. Die Bundesre- 
gierung stellt hierfür den zuständigen obersten Lan- 
desbehörden der Zonenrandländer im Rahmen der 
Wohnungsprogramme besondere zweckgebundene 
Bundesmittel zur Verfügung. 

(2) Die zuständige oberste Landesbehörde kann die 
Förderungssätze für Bauvorhaben im Zonenrandge- 
biet bis zu einem Drittel über die normalen Sätze an- 
heben, so daß eine unter Berücksichtigung der beson- 
deren Verhältnisse im Zonenrandgebiet tragbare 
Miete oder Belastung gewährleistet ist. 

(3) Die zuständige oberste Landesbehörde kann zu- 
lassen, daß im Zonenrandgebiet bei der Förderung 
des Wohnungsbaues für Arbeitnehmer die Einkom- 
mensgrenze für den öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau (§ 25 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes in der Fassung vom 1. September 1965 — Bundes- 
gesetzbl. IS. 1617 zuletzt geändert durch das Woh- 
nungsbauänderungsgesetz 1968 vom 17. Juh 1968 
— Bundesgesetzbl. I S. 821 — ) angemessen über- 
schritten wird. 


§6 

Soziale Einrichtungen 

(1) Der Bund fördert im Zonenrandgebiet im Beneh- 
men mit den Ländern durch Zuwendungen zur Dek- 
kung von Finanzierungsspitzen die Schaffung sozialer 
Einrichtungen, insbesondere von Kindergärten, Stät- 
ten der Jugendarbeit, Sportstätten, Familienferien- 
stätten und von überörtlichen Einrichtungen für die 
ältere Generation. 

(2) Errichtung, Erweiterung, Ausstattung und Mo- 
dernisierung von Einrichtungen der beruflichen Bil- 
dung und von überregionalen Einrichtimgen der Re- 
habihtation werden im Zonenrandgebiet besonders 
gefördert. Die Förderung erstreckt sich auch auf 
Werkstätten für Behinderte. 

(3) Die Förderung soll sich vorwiegend auf räumli- 
che und sachhche Schwerpunkte konzentrieren. 


§7 

Bildung und Kultur 

Der Bund fördert im Zonenrandgebiet im Beneh- 
men mit den Ländern durch Zuwendungen zur Dek- 
kung von Finanzierungsspitzen den Bau und die Ein- 
richtungen allgemeinbildender Schulen und sonstige 
kulturelle Einrichtungen und Maßnahmen, insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Jugend- und Erwachsenen- 
bildung. § 6 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§8 

Finanzierung 

Die Durchführung der in diesem Gesetz genannten 
Maßnahmen erfolgt im Rahmen der im jeweiligen 
Bundeshaushaltsplan hierfür bereitgestellten Mittel. 

§9 

Abgrenzung des Zonenrandgebietes 

Als Zonenrandgebiet gelten die Gebiete, die am 
1. Januar 1971 zu den in der Anlage genannten Stadt- 
und Landkreise gehörten. 

§ 10 

Generalklausel 

Alle sonstigen auch das Zonenrandgebiet betreffen- 
den Rechtsvorschriften, Richthnien und Programme 
bleiben unberührt, soweit dieses Gesetz nicht etwas 
anderes bestimmt. 


§ 11 

Änderung des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 
6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 werden vor den Worten „in Gebieten 
durchgeführt" die Worte „im Zonenrandgebiet 
und" eingefügt. 

2. Nach § 2 Abs. 4 wird folgender Absatz 4 a neu ein- 
gefügt: 

(4 a) Bei der Förderung der in § 1 Abs. 1 genann- 
ten Maßnahmen ist das Zonenrandgebiet bevor- 
zugt zu berücksichtigen. Die politisch bedingte 
Sondersituation des Zonenrandgebietes kann Ab- 
weichungen von den vorstehenden Grundsätzen 
und Ergänzungen der in § 1 Abs. 1 genannten 
Maßnahmen notwendig machen. 
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§ 12 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


§ 13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
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Anlage zu § 9 


Zonenrandgebiet im Sinne des Gesetzes sind 

1. im Land Schleswig- Holstein 
die Stadtkreise 

Flensburg, Kiel, Neumünster und Lübeck, 
die Landkreise 

Flensburg, Schleswig, Rendsburg-Eckem- 
förde, Plön, Ost-Holstein, Segeberg, Stormarn 
und Hzgt. Lauenburg; 

2. im Land Niedersachsen 

die Stadtkreise 

Lüneburg und Wolfsburg, 

die Landkreise 

Lüneburg, Lüchow-Dannenberg, Uelzen und 
Gifhorn, 

die Stadtkreise 

Braunschweig, Salzgitter und Goslar, 
die Landkreise 

Helmstedt, Braunschweig mit Ausnahme des 
Amtes Thedinghausen, Wolfenbüttel, Goslar, 
Gandersheim und Kreis Blankenburg, 

der Stadtkreis 
Hildesheim, 

die Landkreise 

Osterode, Einbeck, Northeim, Duderstadt, 
Peine, Hildesheim-Marienburg, Zellerfeld, 
Göttingen und Münden-, 

3. im Land Hessen 

die Stadtkreise 

Kassel und Fulda, 


die Landkreise 

Hofgeismar, Kassel, Witzenhausen, Eschwege, 
Melsungen, Rotenburg, Hersfeld, Hünfeld, 
Lauterbach, Fulda und Schlüchtern; 

4. im Land Bayern 

die Stadtkreise 

Bad Kissingen und Schweinfurt, 
die Landkreise 

Mellrichstadt, Bad Neustadt/Saale, Brücken- 
au, Königshofen/Grabfeld, Bad Kissingen, 
Hofheim, Ebern, Schweinfurt und Haßfurt, 

die Stadtkreise 

Coburg, Neustadt b. Coburg, Hof, Selb, Kulm- 
bach, Marktredwitz, Bayreuth und Bamberg 

die Landkreise 

Coburg, Staffelstein, Bamberg, Lichtenfels, 
Kronach, Stadtsteinach, Kulmbach, Naila, 
Münchberg, Hof, Rehau, Wunsiedel und Bay- 
reuth, 

der Stadtkreis 
Weiden, 

die Landkreise 

Tirschenreuth, Kemnath, Neustadt a. d. Wald- 
naab, Vohenstrauß, Nabburg, Oberviechtach, 
Waldmünchen, Neunburg vorm Wald, Cham 
und Roding, 

die Stadtkreise 

Deggendorf und Passau, 

die Landkreise 

Kötzting, Viechtach, Regen, Bogen, Grafenau, 
Deggendorf, Wolfstein, Wegscheid und Pas- 
sau. 


Aufstellung der zum Zonenrandgebiet gehörenden Landkreise bzw. Gebietsteile von Landkreisen 
und Stadtkreise bzw. kreisfreie Städte 


1. in Schleswig-Holstein 1): 

Die kreisfreien Städte Flensburg, Kiel, Neumünster 
und Lübeck, 

die Kreise Schleswig-Flensburg, Rendsburg-Ek- 
kemförde, Plön, Ostholstein, Segeberg, Stormarn 
imd Herzogtum Lauenburg; 

2. in Niedersachsen 2): 

Im Regierungsbezirk Braunschweig 
die kreisfreie Stadt Braunschweig 
die kreisfreie Stadt Salzgitter 
die kreisfreie Stadt Wolfsburg 

1) Stand der Gebietsreform 25. März 1974 

2) Stand der Gebietsreform 1. Februar 1978 


der Landkreis Gifhorn ohne Ortsteil Hahnen- 
horn der Gemeinde Müden/Aller, Gemeinde 
Ummern 

der Landkreis Göttingen vollständig 

der Landkreis Goslar vollständig 

der Landkreis Helmstedt vollständig 

der Landkreis Northeim vollständig 

der Landkreis Osterode vollständig 

der Landkreis Peine ohne Ortsteil Oelerse der 
Gemeinde Edemissen, Ortsteil Harber der Ge- 
meinde Hohenhameln, Ortsteile Landwehr und 
Röhrse der Stadt Peine 

der Landkreis Wolfenbüttel vollständig 
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Im Regierungsbezirk Hannover 
vom Landkreis Hannover 

Ortsteile Gleidingen, Ingeln und Oesselse der 
Stadt Laatzen; 

Ortsteil Hämeier Wald der Stadt Lehrte, Forst- 
flächen „Hämeier Wald" der Stadt Lehrte (Flu- 
ren 4 bis 12 der Gemarkung Hämeier Wald), 
Ortsteile Bolzum, Wehmingen und Wirringen 
der Gemeinde Sehnde 

Ortsteil Dedenhausen und Eltze der Gemeinde 
Uetze; 

der Landkreis Hildesheim ohne 


b) die Gemeinden Guxhagen, Körle und Mor- 
schen, 

c) das Gebiet der früheren Gemeinde Deute der 
Stadt Gudensberg, 

d) die Gebiete der früheren Gemeinden Hausen, 
lichtenhagen, Nausis, Nenterode und Rengs- 
hausen der Gemeinde Knüllwald, 

e) die Gemeinde Malsfeld mit Ausnahme der Ge- 
biete der früheren Gemeinden Mosheim und 
Sipperhausen, 

f) die Gebiete der früheren Gemeinden Harle und 
Niedermöllrich der Gemeinde Wabern, 

der Landkreis Hersfeld-Rotenburg mit Ausnahme 

a) der Gemeinde Breitenbach a. Herzberg, 

b) der Gebiete der früheren Gemeinden Mühl- 
bach, Raboldshausen, Saasen und Salzberg der 
Gemeinde Neuenstein, 


Ortsteil Breinum der Stadt Bad Salzdetfurth, 
Ortsteile Adensen, Burgstemmen, Hallerburg, 
Heyersum, Mahlerten, Nordstemmen und Rös- 
sing der Gemeinde Nordstemmen, 

Ortsteil Schliekum der Stadt Sarstedt, 

ohne das Gebiet des ehemaligen Landkreises 
Alfeld (Leine) und ohne die Gemeinden Cop- 
pengrave, Duingen, Hoyershausen, Marien- 
hagen und Weenzen; 
vom Landkreis Holzminden 

Ortsteile Ammensen, Delligsen (außer dem 
Wohnsitz Dörshelf), Kaierde und Varrigsen des 
Fleckens Delligsen; 

Ortsteil Silberbom der Stadt Holzminden, 

Ortsteil Lauenförde des Fleckens Lauenförde, 
gemeindefreies Gebiet Wenzen; 

Im Regienmgsbezirk Lüneburg 
vom Landkreis Harburg 

Ortsteil Obermarschacht der Gemeinde Mar- 
schacht, Gemeinde Tespe, 

der Landkreis Lüchow-Dannenberg vollstän- 
dig 

der Landkreis Lüneburg ohne Gemeinde 
Handorf , Ortsteil Wetzen der Gemeinde Olden- 
dorf (Luhe), Gemeinde Radbruch, Gemeinde 
Soderstorf, Gemeinde Wittorf, 
vom Landkreis Soltau-Fallingbostel 
Ortsteil Lopau der Stadt Munster 
der Landkreis Uelzen vollständig 

3. in Hessen 

Die kreisfreie Stadt Kassel, 

der Landkreis Kassel mit Ausnahme 

a) der Städte Naumburg, Wolfhagen und Zieren- 
berg, 

b) der Gemeinden Breuna, Emstal und Habichts- 
wald, 

c) des Gebietes der früheren Gemeinde Martin- 
hagen der Gemeinde Schauenburg, 

der Werra-Meißner-Kreis 
vom Schwalm-Eder-Kreis 

a) die Städte Felsberg, Melsungen und Spangen- 
berg, 


der Landkreis Fulda, 
vom Vogelsbergkreis 

a) die Städte Herbstein, Lauterbach und Schütz, 

b) die Gemeinden Grebenhain, Lautertal xmd War- 
tenberg, 

c) die Gemeinden Freiensteinau mit Ausnahme 
des Gebietes der früheren Gemeinde Radmühl 
(ehemals Landkreis Gelnhausen), 

d) die Stadt Ulrichstein mit Ausnahme der Gebiete 
der früheren Gemeinden Bobenhausen II, Hel- 
pershain, Ober-Seibertenrod, Unter-Seiberten- 
rod und Wohnfeld, 

vom Main-Kinzig-Kreis 

a) die Städte Schlüchtern imd Steinau, 

b) die Gemeinde Sinntal, 

c) die Stadt Bad Soden- Salmünster mit Ausnahme 
der Gebiete der früheren Gemeinden Katho- 
Üsch-Willenroth und Mernes, 

d) der Teil des Gutsbezirkes Spessart, der zum 
Landkreis Schlüchtern gehörte; 

4. in Bayern 4): 

Im Regierxmgsbezirk Niederbayem 

die kreisfreie Stadt Passau mit Ausnahme des 
Gebiets der früheren Gemeinde Kirchberg; 

der Landkreis Deggendorf ohne die Gemein- 
den Aholming, Buchhofen, Künzing, Moos, 
Oberpöring, Osterhofen, St., Wallerfing 

und ohne das Gebiet der früheren Gemeinde 
Lailüng der Gemeinde Otzing 

sowie ohne die Flurstücke Nummern 604, 605, 
606 der Gemarkung Haunersdorf; 

der Landkreis Freyung-Grafenau vollständig; 

vom Landkreis Passau die Gemeinden Aicha 
vorm Wald mit Ausnahme der Gemeindeteile 
Niederham und Wiesing, Breitenberg, Büchl- 


4) Stand der Gebietsreform 1. Mai 1978 
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berg, Fürstenstein, Fürstenzell, Hauzenberg, 
St, Hutthurm, M., Neuburg a. Inn, Neuhaus 
a. Inn ohne das Gebiet der früheren Gemeinde 
Mittich, Neukirchen v. Wald, Obemzell, M. 

vom Markt Ortenburg das Gebiet der früheren 
Gemeinde Dorfbach sowie die Gemeindeteile 
der früheren Gemeinde Voglam, Ruderting, 

von der Gemeinde Ruhstorf a. d. Rott die Ge- 
biete der früheren Gemeinden Eholfing und 
Sulzbach a. Inn, Salzweg, Sonnen, Thymau, 
Tiefenbach ohne das Gebiet der früheren Ge- 
meinde Kirchberg, Tittling, M., Untergries- 
bach, M., von der Stadt Vilshofen die Gemein- 
deteile der früheren Gemeinde Sandbach, 
Wegscheid, M., Witzmannsberg; 

der Landkreis Regen vollständig; 

vom Landkreis Straubing-Bogen die Gemein- 
den Ascha, Bogen, St., ohne das Gebiet der frü- 
heren Gemeinde Agendorf, Falkenfels, Hai- 
bach, Haselbach, Hunderdorf, von der Ge- 
meinde Kirchroth die Gemeindeteile Aufroth, 
Neumühl und Neuro th der früheren Gemeinde 
Saulburg, Konzell, Loitzendorf, Mariaposching, 
Mitterfels, M,, Neukirchen, Niederwinkling, 
Perasdorf, Rattenberg, Rattiszell, Sankt Engl- 
mar, Schwarzach, M., Stallwang, Wiesenf elden 
ohne das Gebiet der früheren Gemeinde Hö- 
henberg sowie des Gemeindeteils Heißenzell, 
Windberg. 

Im Regierungsbezirk Oberpfalz 

die kreisfreie Stadt Weiden i. d. OPf.; 
vom Landkreis Amberg-Sulzbach 

von der Stadt Hirschau die Flurabteilung Forst, 
die vom Markt Kohlberg (Gemarkung Röthen- 
bach bei Kohlberg) in die frühere Gemeinde 
Massenricht eingeghedert worden war, 

von der Stadt Schnaittenbach die Gebiete der 
früheren Gemeinden Kemna th a. Buchberg 
und Holzhammer, der zwischen dem gemein- 
defreien Gebiet Neudorfer Wald und der Land- 
kreisgrenze gelegene Gebietsteil der früheren 
Gemeinde Neudorf b. Luhe, die im gemeinde- 
freien Gebiet Neudorfer Wald hegenden Exkla- 
ven der früheren Gemeinde Neudorf b. Luhe, 
der zwischen dem gemeindefreien Gebiet Neu- 
naigener Forst und der Landkreisgrenze gele- 
gene Gebietsteil der früheren Gemeinde Neu- 
naigen und die im gemeindefreien Gebiet Neu- 
naigener Forst gelegenen Exklaven der frühe- 
ren Gemeinde Neunaigen, 
das gemeindefreie Gebiet Neudorfer Wald, 
das gemeindefreie Gebiet Neunaigener Forst; 

der Landkreis Cham mit Ausnahme der Ge- 
meinde Rettenbach; 

der Landkreis Neustadt a. d. Waldnaab ohne 
die Gemeinden 

Eschenbach i. d. OPf., St, Grafenwöhr, St., mit 
Ausnahme der Gemeindeteüe Grub und Hüt- 
ten der früheren Gemeinde Hütten, Kirchen- 
thumbach, M., Neustadt a. Kulm, St., mit Aus- 
nahme des Gebiets der früheren Gemeinde 
Mockersdorf, Preißach, Pressath, St., mit Aus- 


nahme der im gemeindefreien Gebiet Hessen- 
reuther Forst gelegenen Exklaven imd Ge- 
meindeteile Hessenreuth, Stocklohe und Tyrol 
der früheren Gemeinde Hessenreuth sowie der 
Gemeindeteile Friedersreuth, Herzogspitz, 
Kohlhütte, Mühlberg, Waldmühle und Ziegel- 
hütte der früheren Gemeinde Altenparkstein 
und des Gemeindeteils Pfaffenreuth der frühe- 
ren Gemeinde Schwand, Schlammersdorf, 
Speinshart, Vorbach; 

der Landkreis Schwandorf ohne die Gemein- 
den Burglengenfeld, St., Maxhütte-Haidhof, 
St., Schwandorf, GKSt., Steinberg, Teublitz, St., 
Wackersdorf mit Ausnahme des Gemeindeteils 
Rauberweiherhaus der früheren Gemeinde 
Sonnenried und des Gemeindeteils Meldau der 
früheren Gemeinde Altenschwand und ohne 
das Gebiet der früheren Gemeinde Wulkers- 
dorf der Gemeinde Nittenau sowie ohne den 
aus der Gemeinde Ebermannsdorf (Lkr. Am- 
berg-Sulzbach) ausgeghederten und in die Ge- 
meinde Fensterbach eingegliederten Gemein- 
deteil Freihöls, ferner ohne die aus dem frühe- 
ren gemeindefreien Gebiet „Kreither Forst" 
und aus der Gemeinde Ebermannsdorf (Lkr. 
Amberg-Sulzbach) in den Markt Schwarzen- 
feld eingeghederten Gemeinde teile; 
der Landkreis Tirschenreuth vollständig. 

Im Regienmgsbezirk Oberfranken 

die kreisfreien Städte Bamberg, Bayreuth, Co- 
burg und Hof; 

der Landkreis Bamberg ohne die Gemeinden 
Heihgenstadt i. OFr., M., mit Ausnahme der 
Gebiete der früheren Gemeinden Herzogen- 
reuth, Kalteneggolsfeld, Lindach, Obemgrub, 
Teuchatz und Tiefenpölz, Königsfeld, Pom- 
mersf elden, Schlüsselfeld, St., mit Ausnahme 
der Gebiete der früheren Gemeinden Asch- 
bach, Eckersbach, Reichsmannsdorf, Unter- 
melsendorf und Ziegelsambach; 

der Landkreis Bayreuth ohne die Gemeinden 
Ahomtal, Aufseß, Betzenstein, St., Creußen, 
St., mit Ausnahme der Gemeindeteile Eimers- 
mühle, Neuenreuth und Ottmannsreuth der 
früheren Gemeinde Wolfsbach, Hollfeld, St., 
Pegnitz, St., Plankenfels, Plech, M., Waischen- 
feld, St., und ohne den Gemeindeteil Franken- 
berg der Gemeinde Speichersdorf sowie ohne 
das Gebiet der früheren Gemeinde Wohnsge- 
haig der Gemeinde Mistelgau; 
der Landkreis Coburg vollständig; 

vom Landkreis Forchheim das Gebiet der frü- 
heren Gemeinde Unterstürmig des Marktes 
Eggolsheim sowie das Gebiet der früheren Ge- 
meinde Trailsdorf der Gemeinde Hallemdorf; 

die Landkreise Hof und Kronach vollständig; 
der Landkreis Kulmbach mit Ausnahme des 
Marktes Wonsees; vom Markt Wonsees liegen 
jedoch die Gebiete der früheren Gemeinden 
Sanspareil und Schirradorf im Zonenrandge- 
biet; 

die Landkreise Lichtenfels und Wunsiedel 
i. Fichtelgebirge vollständig. 
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Im Regierungsbezirk Unterfranken 
die kreisfreie Stadt Schweinfurt; 

der Landkreis Bad Kissingen ohne die Gemein- 
den Aura a. d. Saale, Elfershausen, M., Euer- 
dorf, M., Fuchsstadt, Hammelburg, St., Ober- 
thulba, M., mit Ausnahme der Gebiete der frü- 
heren Gemeinden Hassenbach und Schlimpf- 
hof, Ramsthal, Sulzthal, M., Wartmannsroth mit 
Ausnahme des Gebiets der früheren Gemeinde 
Heiligkreuz; 

der Landkreis Haßberge ohne das Gebiet der 
früheren Gemeinde Wohnau der Gemeinde 
Knetzgau imd ohne die Gebiete der früheren 
Gemeinden Geusfeld imd Wustviel der Ge- 
meinde Rauhenebrach; 

vom Landkreis Kitzingen das Gebiet der frühe- 
ren Gemeinde Ilmenau des Marktes Geisel- 
wind; 


der Landkreis Rhön-Grabfeld vollständig; 

der Landkreis Schweinfurt ohne die Gemein- 
den Dingolshausen, Donnersdorf, Frankenwin- 
heim, Gerolzhofen, St., Kolitzheim, Lülsfeld, 
Michelau i. Steigerwald, Oberschwarzach, M., 
Sulzheim, Wasserlosen mit Ausnahme des Ge- 
biets der früheren Gemeinde Brebersdorf, 

und ohne das Gebiet der früheren Gemeinde 
Mühlhausen der Gemeinde Wemeck. 

Die Abkürzungen nach den Namen haben fol- 
gende Bedeutung: 


GKSt. = Große Kreisstadt 
St. = Stadt 
M, = Markt 


Quelle: Bekanntmachung der Richtlinien über die bevorzugte Berücksichtigtmg von Personen und Unternehmen aus dem Zonen- 
randgebiet und aus Berlin (West) bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vom 11. August 1975 (veröffentlicht im Bundes- 
anzeiger Nr. 152 vom 20. August 1975) in der Fassimg vom 26. Februar 1981 (veröffentlicht im Bimdesanzeiger Nr. 76 vom 
23. April 1981). 
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Anhang 4 

Richtlinien für ERP-Darlehen an kleine und mittlere Unternehmen in regionalen Fördergebieten 

(ERP-Regionalprogramm) 


1, Verwendungszweck 

Aus Mitteln des ERP-Sondervermögens können Dar- 
lehen für Investitionen in Gebieten der Gemein- 
schaftsaufgabe zur „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" gewährt werden für die Errich- 
tung, die Erweiterung, grundlegende Rationalisie- 
rung und Umstellung von Betrieben. 

Bei einer Betriebserweiterung soll eine angemessene 
Zahl neuer Arbeitsplätze geschaffen werden. 


2. Antragsberechtigte 

Kleine und mittlere gewerbhche Unternehmen, die 
die Fördervoraussetzungen der GA deshalb nicht er- 
füllen, weil in der Betriebsstätte überwiegend Güter 
hergestellt oder Leistungen erbracht werden, die ihrer 
Art nach regelmäßig nicht überregional abgesetzt 
werden. 


3. Darlehenskonditionen 

a) Zinssatz: 

8,5 % p. a. 

7,5% p. a. für Vorhaben im Zonenrandgebiet. 


b) Laufzeit: 

Bis 10 Jahre, 

bis 15 Jahre für Bauvorhaben, davon tilgungsfrei 
höchstens 2 Jahre. 

c) Auszahlung: 

100 % 

d) Höchstbetrag: 

300 000 DM 


4, Antragsverfahren 

Anträge können bei jedem Kreditinstitut gestellt wer- 
den. Die ERP-Darlehen werden von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Frankfurt a. M., zur Verfügung ge- 
stellt. 


5. Weitere Vergabebedingungen 

Die Allgemeinen Bedingungen für die Vergabe von 
ERP-Mitteln sind Bestandteü dieser Richtlinie. 
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Anhang 5 


Garantieerklärung 


1 . 


Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Schleswig-Holstein und das Saarland (im 
folgenden Länder genannt) haben im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur'' für Kredite an Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft, die zur Finanzierung 

a) der Errichtung, 

b) der Erweiterung, 

c) der Umstellung, 

d) der grundlegenden Rationalisierung 

von Gewerbebetrieben dienen, modifizierte Ausfall- 
bürgschaften übernommen und übernehmen weiter- 
hin derartige Bürgschaften bis zur Höhe von insge- 
samt 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Bremen 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland- Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Saarland 

insgesamt 


15 000 000,- DM 
60 000 000,- DM 
25 000 000,- DM 
70 000 000,- DM 
140 000 000,- DM 
75 000 000,- DM 
100 000 000,- DM 
70 000 000,- DM 
45 000 000,- DM 
600 000 000,- DM 


zuzüglich anteiliger Zinsen und Nebenkosten. 


Die Bundesrepubhk Deutschland (im folgenden Bund 
genannt), vertreten durch den Bundesminister für 
Wirtschaft und den Bundesminister der Finanzen, 
übernimmt hiermit aufgrund des § 11 Nr. 1 des Geset- 
zes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 1990 (Haushaltsgesetz 1990) 
vom 22. Dezember 1989 (BGBL I S. 2423) 50 % der von 
den Ländern aus den Ausfallbürgschaften zu tragen- 
den Ausfälle bis zu einem Gesamtbetrag von 

300 000 000,- DM 

(in Worten: Dreihundert Millionen Deutsche 

Mark) 

zuzüglich 50% der von den Ländern zu tragenden 
Ausfälle an Zinsen und Nebenkosten, für die Kosten 
jedoch nur bis zum Gesamtbetrag von 

6 000 000,- DM 

(in Worten: Sechs Millionen Deutsche Mark) 
nach Maßgabe folgender Bestimmungen. 


1. Die Garantie des Bundes gilt nur für Ausfälle aus 

solchen Ausfallbürgschaften, 

a) bei denen die Voraussetzungen nach Absatz 1 
der Garantieerklärungen gegeben sind; 

b) über die die Länder in Durchführung der Rah- 
menpläne 1972 bis 1988 (erster Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1972 bis 1975, zweiter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1973 bis 1976, dritter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1974 bis 1977, vierter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1975 bis 1978, fünfter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1976 bis 1979, sechster Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1977 bis 1980, siebenter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1978 bis 1981, achter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1979 bis 1982, neunter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1980 bis 1983, zehnter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1981 bis 1984, elfter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1982 bis 1985, zwölfter Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschafts Struktur" für den Zeit- 
raum 1983 bis 1986, dreizehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1984 bis 1987, vierzehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1985 bis 1988, fünfzehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1986 bis 1989, sechzehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1987 bis 1990, siebzehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
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regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1988 bis 1991, achtzehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1989 bis 1992, neunzehnter Rahmenplan 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschafts Struktur" und in der je- 
weüs zulässigen Frist in der Zeit vom 1. Januar 
1972 bis 31. Dezember 1990 entschieden ha- 
ben; 

c) bei denen eine anderweitige Finanzierung der 
geförderten Vorhaben nicht möglich war; 

d) bei denen die Länder bei der Entscheidung 
über die Übernahme der Bürgschaften festge- 
legt haben, daß es sich um Bürgschaften inner- 
halb des Rahmenplanes handelt. 

2. Die Garantie gilt weiter nur für Ausfallbürgschaf- 
ten, die den Betrag von 20 000 000, — DM (Haupt- 
forderung) nicht übersteigen. 


II. 

3. Die Länder werden dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und dem Bundesminister der Finanzen 
nach dem als Anlage 1 beigefügten Muster die 
Namen der kreditgebenden Institute und der Kre- 
ditnehmer, die Kreditbeträge, die Laufzeit, die 
Zinssätze und die Höhe der von ihnen verbürgten 
Kreditteile sowie die Daten der Kreditverträge 
{Kreditzusagen), das Datum der Entscheidung 
über die Bürgschaft und die Einbeziehung in den 
Rahmenplan innerhalb eines Monats nach Aus- 
händigung der Urkunde über die Bürgschaft an 
den Kreditgeber mitteilen. 

4. Die Länder werden nicht valutierte und wieder 
ausgeplante Kredite dem Bund gegenüber stor- 
nieren. Die für ein Kalenderjahr gemeldeten und 
innerhalb desselben Jahres stornierten Kredite 
werden auf das Jahreskontingent nicht angerech- 
net. 


III. 

5. Die Übernahme, Verwaltung und Abwicklung der 
Bürgschaften werden von den Ländern durchge- 
führt. Die Länder entscheiden dabei nach pflicht- 
gemäßem Ermessen vor allem darüber, ob 

— nach Maßgabe allgemein gültiger Beurtei- 
lungsmaßstäbe eine anderweitige Finanzie- 
rung des Vorhabens nicht möglich ist, 

— unter Berücksichtigung der haushaltsrechtli- 
chen Vorschriften der Länder sowie unter ent- 
sprechender Würdigung der Interessen des 
Bundes und der Länder Kreditverträge geän- 
dert, insbesondere verbürgte Forderungen ge- 
stundet, Tilgungen gestreckt, Sicherheiten ge- 
ändert oder freigegeben werden sowie der 
Übertragung der Kredite zugestimmt wird, 

— nach Inanspruchnahme des Bundes aus der 
Garantie Bürgschaftsforderungen aufgrund 


der haushaltsrechtlichen Vorschriften der Län- 
der gestundet, niedergeschlagen oder erlassen 
werden. 


IV. 

6. Der Bund — vertreten durch den Bundesminister 
für Wirtschaft — und der Bundesrechnungshof 
sind berechtigt, bei den Ländern die die verbürg- 
ten Kredite betreffenden Unterlagen jederzeit zu 
prüfen. Die Länder werden dem Bund die von ihm 
im Zusammenhang mit der Garantie erbetenen 
Auskünfte erteilen. 

Die Länder werden die Kreditnehmer und — be- 
züglich der zu verbürgenden Kredite — die Kre- 
ditgeber verpflichten, eine Prüfung des Bundes 
oder seiner Beauftragten zu dulden, ob eine Inan- 
spruchnahme aus den Ausfallbürgschaften in Be- 
tracht kommen kann oder die Voraussetzungen 
für eine solche vorliegen oder Vorgelegen haben. 
Die Länder werden die Kreditnehmer und die 
Kreditgeber weiter verpflichten, dem Bund die 
von ihm im Zusammenhang mit den Ausfallbürg- 
schaften erbetenen Auskünfte zu erteilen. 

Die Länder haben die Kreditnehmer zu verpflich- 
ten, die Prüfungskosten zu tragen. 


V. 

7. Der Bund kann aus seiner Garantie erst dann in 
Anspruch genommen werden, wenn die Länder 
ihre Verpflichtungen aus der Ausfallbürgschaft 
dem kreditgebenden Institut gegenüber erfüllt 
haben. 

8. Die Länder sind berechtigt, bei drohenden Ausfäl- 
len Abschlagszahlungen zur Minderung des Aus- 
falls an Zinsen zu leisten. An den Abschlagszah- 
lungen beteiligt sich der Bund in Höhe von 
50%. 

9. Bei Zahlungsanforderungen übersenden die Län- 
der dem Bund einen Schadensbericht und eine 
Aufstellung über die von den Ländern geleisteten 
Zahlungen. Nach Abwicklung des Schadensfalls 
legen die Länder eine Schlußrechnung vor. 

Der Bund wird den auf ihn entfallenden Anteil 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der 
Mitteilungen der Länder erstatten. 

10. Erlöse aus der Verwertung der für die verbürgten 
Kredite gestellten Sicherheiten sowie sonstige 
Rückflüsse aus den verbürgten Krediten sind in 
Höhe von 50 % an den Bund abzuführen. Die Län- 
der übersenden hierzu dem Bund eine sachlich 
und rechnerisch festgestellte Zusammenstellung 
nach dem als Anlage 2 beigefügten Muster. 

Die Länder werden den Bundesanteil an den Erlö- 
sen innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
der Beträge bei den Ländern an den Bund über- 
weisen. 
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VI. 

11. Die Länder sind verpflichtet, von den von ihnen 
und ihren beauftragten Stellen vereinnahmten 
laufenden Bürgschaftsentgelten bei Bürgschaften 
bis zum Betrag von 10 Mio. DM 20%, bei Bürg- 
schaften mit einem Betrag von mehr als 10 Mio. 
DM 50% an den Bund abzuführen. 

Der Entgeltanteil des Bundes ist für jedes voran- 
gegangene Kalenderjahr bis zum 31. März eines 
jeden Jahres an die Bundeskasse Bonn, Kto. 
380 01 060 bei der Landeszentralbank Bonn, zu 
überweisen. 


VII. 

12. Die Garantie wird übernommen 

a) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des ersten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
0onalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1972 bis 1975 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1972 bis 31. Dezember 1972 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1990, 

b) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des zweiten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1973 bis 1976 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1973 bis 31. Dezember 1973 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1991, 

c) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des dritten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1974 bis 1977 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1974 bis 31. Dezember 1974 entschieden 
haben, bis 31. Dezember 1992, 

d) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des vierten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1975 bis 1978 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1975 bis 31. Dezember 1975 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1993, 

e) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des fünften Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
0onalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1976 bis 1979 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1976 bis 31. Dezember 1976 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1994, 

f) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des sechsten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1977 bis 1980 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1977 bis 31. Dezember 1977 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1995, 

g) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des siebenten Rahmenplans der 


Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1978 bis 1981 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1978 bis 31. Dezember 1978 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1996, 

h) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des achten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1979 bis 1982 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1979 bis 31. Dezember 1979 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1997, 

i) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des neunten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1980 bis 1983 und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1980 bis 31. Dezember 1980 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 1998, 

j) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des zehnten Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1981 bis 1984 (1985) und in der Zeit vom 
1. Januar 1981 bis 31. Dezember 1981 ent- 
schieden haben, bis zum 31. Dezember 1999, 

k) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des elften Rahmenplans der Ge- 
meinschaf tsauf gäbe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeitraum 
1982 bis 1985 (1986) und in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1982 bis 31. Dezember 1982 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 2000, 

l) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des zwölften Rahmenplans der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1983 bis 1986 (1987) und in der Zeit vom 
1. Januar 1983 bis Dezember 1983 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 2001, 

m) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des dreizehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1984 bis 1987 (1988) und in der Zeit vom 
1. Januar 1984 bis Dezember 1984 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 2002, 

n) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des vierzehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1985 bis 1988 (1989) und in der Zeit vom 
1. Januar 1985 bis Dezember 1985 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 2003, 

o) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des fünfzehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1986 bis 1989 (1990) und in der Zeit vom 
1. Januar 1986 bis Dezember 1986 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 2004, 


101 




Drucksache 11/7501 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


p) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des sechzehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1987 bis 1990 (1991) und in der Zeit vom 
1, Januar 1987 bis Dezember 1987 entschieden 
haben, bis zum 31. Dezember 2005, 

q) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des siebzehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1988 bis 1991 (1992) und in der Zeit vom 
1. Januar 1988 bis 31. Dezember 1988 ent- 
schieden haben, bis zum 31. Dezember 2006, 

r) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des achtzehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1989 bis 1992 (1993) und in der Zeit vom 
1. Januar 1989 bis 31. Dezember 1989 ent- 
schieden haben, bis zum 31. Dezember 2007, 


s) für die Bürgschaften, über die die Länder in 
Durchführung des neimzehnten Rahmenplans 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeit- 
raum 1990 bis 1993 (1994) und in der Zeit vom 
1. Januar 1990 bis 31. Dezember 1990 ent- 
schieden haben, bis zum 31. Dezember 2008. 


VIII. 

13. Diese Garantieerklärung güt ab 1. Januar 1990 
an Stelle der Garantieerklärung des Bundes 
G 5250/12 vom 28. Juli 1975 gegenüber den auf 
Seite . . . genannten Ländern. 


IX. 

14. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Bonn. 
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Anlage 1 


Land: . . . 

Betr.: Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"; 
Übernahme von Bürgschaften im Monat ... 198 . . 

Bürgschaftsliste Nr. . . . 


Lfd. 

Nr. 

a) Name des 
Kreditnehmers 

b) Name des 
Kreditinstituts 

c) Branche 

Kredit- 

betrag 

DM 

Lauf- 

zeit 

Zins- 

satz 

a) Datum der 
Entscheidung 
über die Bürg- 
schaft und die 
Einbeziehung 
der Bürgschaft 
in den Rahmen- 
plan 

b) Datum der Aus- 
händigung der 
Bürgschafts- 
erklärung 

c) Datum des 
Kredit-Vertrags 

Höhe der 
Bürg- 
schaft 
in % 

Bürgschafts- 

betrag 

Land 

DM 

Ausfall- 

garantie 

Bund 

(50% 

von 

Spalte 8) 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 
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Anlage 2 


Land: . . . 

Betr.: Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"; 
Liste der Rückflüsse Nr. . . . (Rückflüsse in der Zeit vom . . . bis . . .) 


Ud. 

Nr. 

a) Name des Kreditnehmers 

b) Name des Kreditinstituts 

c) Branche 

Nr. der 

Bürgschaftsliste 
des Landes 
und lfd. Nr. 

Ursprünglicher 

Kreditbedarf 

DM 

Rückflüsse im 
Berichtszeitraum 
auf gegliedert nach 
Hauptforderung, 
Zinsen und Kosten 
DM 

Anteil des Bundes 
(50% von 
Spalte 5) 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 
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Anhang 6 

KOMMISSION 

Entscheidung der Kommission vom 21. März 1989 zur Aufstellung eines ersten Verzeichnisses der 
Industriegebiete mit rückläufiger Entwicklung, die unter das in der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 
des Rates festgelegte Ziel Nr. 2 fallen 

(89/288/EWG) 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des 
Rates vom 24. Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz 
der Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer 
Interventionen untereinander sowie mit denen der 
Europäischen Investitionsbank und der anderen vor- 
handenen Finanzinstrumente 1), insbesondere auf Ar- 
tikel 9 Abs. 3 dieser Verordnung, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 Abs. 3 der genannten Verordnung 
stellt die Kommission nach dem Verfahren des Arti- 
kels 17 gemäß Artikel 9 Abs. 2 ein erstes Verzeichnis 
der Gebiete im Sinne von Artikel 9 Abs. 1 dieser Ver- 
ordnung auf. 

Nach Artikel 9 Abs. 1 der genannten Verordnung um- 
fassen die unter das Ziel Nr. 2 fallenden Indstriege- 
biete mit rückläufiger Entwicklung Regionen, Grenz- 
regionen oder Teilregionen (einschheßhch Arbeits- 
marktregionen und städtische Verdichtungsräume). 

Artikel 9 Abs. 2 legt die Kriterien fest, die die unter das 
Ziel Nr. 2 fallenden Industriegebiete mit rückläufiger 
Entwicklung erfüllen müssen. 

Nach Artikel 9 Abs. 4 der genannten Verordnung ach- 
tet die Kommission bei der Aufstellung des Verzeich- 
nisses auf eine effektive Konzentration der Maßnah- 
men auf die am stärksten betroffenen Gebiete und die 
am besten geeignete räumhche Ebene und trägt dabei 
der besonderen Lage der betreffenden Gebiete Rech- 
nung. 


1) ABI. Nr. L 185 vom 18. Juli 1988, S. 9, 


Nach Artikel 9 Abs. 5 der genannten Verordnung gilt 
Berlin als ein im Rahmen des Ziels Nr. 2 förderungs- 
würdiges Gebiet. 

Artikel 17 der genannten Verordnung legt das Ver- 
fahren für die Ausschüsse fest, die die Kommission bei 
der Anwendung der Verordnung unterstützen. 

Nach Artikel 27 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 
des Rates 2) wird ein Beratender Ausschuß für die Ent- 
wicklung und Umstellung der Regionen eingesetzt, 
der eine Stellungnahme zur Aufstellung des Verzeich- 
nisses der im Rahmen des Ziels Nr. 2 förderungswür- 
digen Gebiete abgibt. 

Dieser Ausschuß hat seine Stellungnahme abgege- 
ben — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das gemäß Artikel 9 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2052/88 aufgestellte erste Verzeichnis der unter 
das Ziel Nr. 2 fallenden Industriegebiete mit rückläu- 
figer Entwicklung ist im Anhang aufgeführt. 


Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an alle Mitghedstaaten ge- 
richtet. 


2) Abi, Nr. L 374 vom 31. Dezember 1988, S. 1. 


Brüssel, den 21. März 1989 

Für die Kommission 
Bruce MILLAN 
Mitghed der Kommission 
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Bundesrepublik Deutschland 




Beihilfefähige Gebiete 

Nr. 

(NUTS 

III) 

Niveau 

III Region 

Gesamte Nieveau 

III Region mit 
Ausnahme von 

Beihilfefähige 
Teile innerhalb 
der Niveau 

III Region 


Regionen, die die Kriterien a), b) und c) erfüllen 

1 

Emden, Ks. 


Insgesamt 

2 

Bremen, Ks. 

Stadtteil: 

Huchting 

Vahr 

Borgfeld 

Obemeuland 

Grüpelingen 


3 

Duisburg, Ks. 

Walsum 

Homberg, linksrhei- 
nischer Teil 
Rumeln-Kalden- 
hausen 


4 

Essen, Ks. 

Frohnhausen 

Rellinghausen 

Stadtwald 

Fulerum 

Schönebeck 

Bedingrade 

Bredeney 

Heidhausen 

Heisingen 

Byfang 

Margarethenhöhe 

Fischlaken 

Überruhr-Hinsel 

Überruhr-Holt- 

hausen 


5 

Oberhausen, 

Ks. 

Sterkrade Nord 

Alsfeld 

Tackenberg 

Klosterhardt 


6 

Bottrop, Ks. 

Fuhlenbrock 

Stadtwald 

Feldhausen 


7 

Gelsenkir- 
chen, Ks. 

Feldmark 

Resse 

Resser-Mark 


8 

Bochum, Ks. 

Langendreer- Süd 
Laerheide 

Steinkuhl 

Hustadt 

Brenschede 

Siepel 

Weitmarer Holz 
Linden 

Unterdahlhausen 

Oberdahlhausen 

Eppendorf 

Höntrop 


9 

Dortmund, 

Ks. 

Aplerbeck II 
Aplerbecker Mark II 
Aplerbecker Mark III 
Berghofen 

Sölde 

Sölderholz 

Lichtendorf 

Benninghofen 

Hörde-Süd 

Höchsten 

Holzen 

Syburg 

Buchholz 

Wellinghofen 

Wichlinghofen 

Bittermark 

Kruckel 

Schnee 





Beihilfefähige Gebiete 

Nr. 

(NUTS 

III) 

Niveau 

III Region 

Gesamte Nieveau 

III Region mit 
Ausnahme von 

Beihilfefähige 
Teile innerhalb 
der Niveau 

III Region 



Kirchhörde 

Lücklemberg 

Brechten 


10 

Herne, Ks. 

Eickel 


11 

Saarbrücken, 

Stadtverb. 

Stadtteile: 

Eschringen 

Bischmisheim 

Scheid 

Schafbrücke 

Gemeinden: 

Riegelsberg 

Großrosseln 

Quierschied 

Heusweiler 


12 

Saarlouis, Lk. 

Gemeinden: 

Wallerfangen 

Nalbach 

Schwalbach 


Angrenzende Gebiete 

1 

Borken, Lk. 


AMR Ahaus, 
Gemeinden: 
Schöppingen 
Gronau 

Heek 

Legden 

Ahaus 

Vreden 

Stadtlohn 

Südlohn 

Gescher 

Andere Gebiete, die unter rückläufiger Entwicklung 
entscheidender Branchen leiden 

1 

Bremer- 
haven, Ks. 


Insgesamt 

2 

3 

Salzgitter, Ks. 

Peine, Lk, 

Stadtteile: 

Lichtenberg 

Osterlinde 

Lesse 

Rappner 

Tiede 

Beinum 

Bruchmachtersen 

Lobmachtersen 

Salder 

Ohlendorf 

Hohenrode 

Engerode 

Immendorf 

Salzgitter-Bad 

Gemeinden: 

Peine 

Lengede 

Hohen- 

hameln 

Ilsede 

4 

Wesel, Lk. 


Gemeinden: 

Kamp-Lintfort 

Moers 

Neukirchen- 

Vluyn 

Dinslaken 

5 

Aachen 


Bergbauregion 

Aachen 

6 

Heinsberg, 

Lk. 


Gemeinden: 

Hückelhoven 

Heinsberg 
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Beihilfefähige Gebiete 

Nr. 

(NUTS 

III) 

Niveau 

III Region 

Gesamte Nieveau 

III Region mit 
Ausnahme von 

Beihilfefähige 
Teile innerhalb 
der Niveau 

III Region 

7 

Recklinghau- 

Erkelenz 

Wassenberg 

Geilen- 

Idrchen 

Übach-Palen- 

berg 

Castrop-Rauxel 

8 

sen, Lk. 

Ennepe- 


Herten 

Recklinghausen 

Gladbeck 

Hattingen und 

9 

Ruhr-Kreis, 

Lk. 

Hamm, Ks. 

Stadtteile; 

Witten 

10 

Unna, Lk. 

Pelkum 

Herringen 

Gemeinden: 

11 

Pirmasens, 


Bergkamen 

Lünen 

Bönen 

Insgesamt 

12 

Lk. 

Z’weibrücken, 


Insgesamt 

13 

Lk. 

Pirmasens, 


Insgesamt 


Ks. 




Berlin-West 


Insgesamt 
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KOMMISSION 

Entscheidung der Kommission vom 10. Mai 1989 zur Bestimmung der förderungswürdigen 
ländlichen Gebiete nach Ziel 5 b der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates 

(89/426/EWG) 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des 
Rates vom 24. Juni 1988 über Aufgaben und Effizienz 
der Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer 
Interventionen untereinander sowie mit denen der 
Europäischen Investitionsbank und der anderen vor- 
handenen Finanzinstrumentei), insbesondere auf Ar- 
tikel 11 Abs. 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4253/83 des 
Rates vom 19. Dezember 1988 zur Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koor- 
dinierung der Interventionen der verschiedenen 
Strukturfonds einerseits und zwischen diesen und den 
Interventionen der Europäischen Investitionsbank 
und der sonstigen vorhandenen Finanzinstrumente 
andererseits 2), insbesondere auf Artikel 4 Abs. 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kriterien für die Auswahl der ländhchen Gebiete 
nach Ziel 5 b sind in Artikel 1 1 Abs. 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 und genauer in Artikel 4 Abs. 1 
und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 festgelegt. 
Nach Artikel 4 Abs. 4 der letztgenannten Verordnung 
hat die Kommission dafür Sorge zu tragen, daß sich 
die Förderung der Gemeinschaft effektiv auf die Ge- 
biete mit den schwersten Problemen der ländhchen 
Entwicklung konzentriert. 


Neun Mitghedstaaten haben der Kommission ent- 
sprechende Angaben vorgelegt, um ihr die Bestim- 
mung der förderungswürdigen ländhchen Gebiete 
nach Ziel 5 b der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 zu 
erleichtern. 

Die Auswahl der Gebiete im Anhang zu dieser Ent- 
scheidimg entspricht den Kriterien nach Artikel 11 
Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 und Arti- 
kel 4 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 
mit Rücksicht auf die Notwendigkeit einer konzen- 
trierten Förderung gemäß Artikel 4 Abs. 4 der letztge- 
nannten Verordnung. 

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnah- 
men entsprechen der SteUungnahme des Ausschusses 
für Agrarstrukturen und ländhche Entwicklung — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die förderungswürdigen Gebiete nach Ziel 5 b der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 sind im Anhang auf- 
geführt. 


Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an alle Mitghedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 10. Mai 1989 

Für die Kommission 
Ray MAC SHARRY 
Mitghed der Kommission 


1) ABI. Nr. L 185 vom 15. 7. 1988, S. 9. 

2) ABI. Nr. L 374 vom 31. 12. 1988, S. 1. 
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ANHANG 

Verzeichnis der Gebiete zur Förderung nach Ziel 5 b 


Bundesrepublik Deutschland 


Land 

Kreise 

Bayern 

Passau 

Deggendorf 
(Teil nördlich 
der Donau, 

ohne Stadt Deggendorf i)) 
Freyung- Grafenau 

Regen 

Straubing-Bogen 

(Teil nördlich der Donau) 
Cham 

Schwandorf 

Neustadt a. d. Waldnaab 
Bamberg 

Haßberge 

Schweinfurt mit folgenden 
Gemeinden: 

Dittelbrunn, Michelau 
i. Steigerwald, Ober- 
schwarzach Stadtlauringen, 
Sulzheim, Schonungen, 
Üchtelhausen, Euerbach, 
Gochsheim, Grettstadt, 
Poppenhausen, Wasserlo- 
sen, Donnersdorf, Sennfeld 
Rhön-Grabfeld 

Bad Kissingen 

(ohne Stadt Bad Kissin- 
geni)) 

Neustadt/ Aisch-Bad Winds- 
heim 

Ansbach 

Amberg-Sulzbach 

Tirschenreuth 

Wundsiedel i. F. 

Hof 

Bayreuth 

Kulmbach 

(ohne Stadt Kulmbach 
Kronach 

Lichtenfels 

Coburg 

Hessen 

Vogelsbergkreis 

Werra-Meißner- Kreis 
(ohne Stadt Eschwege^)) 
Hersfeld-Rotenburg 

Fulda (ohne Stadt Fulda i)) 


Bundesrepublik Deutschland 


Land 

Kreise 

Niedersachsen 

Cloppenburg 

(ohne Stadt Cloppenburg i)) 
Ammerland 

(ohne Stadt Zwischen- 
ahn i)) 

Aurich (ohne Stadt Aurichi)) 
Cuxhaven 

Leer (ohne Stadt Leer^)) 

Vechta (ohne Stadt Vechta i)) 
Lüchow- D annenb erg 

Emsland (nördlicher Teü, 
alte Kreise Meppen und 
Aschendorf- Hümmling) 

Rheinland-Pfalz 

Kusel 

Daun 

Bitburg -Prüm 

Trier-Saarburg 

(ohne Stadt Trier i)) 

Baden- 

Württemberg 

Alb-Donau-Kreis 

Sigmaringen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Höxter 

(ohne Stadt Warburg^) 
und Höxter 1)) 

Euskirchen mit folgenden 
Gemeinden: 

Bad Münstereifel, Blanken- 
heim, Dahlem, Kall, Net- 
tersheim, Schleiden, Hel- 
lenthal, Mechernich, Bürve- 
nich 

Schleswig- 

Holstein 

Nordfriesland (südlicher Teil, 
alte Kreise 

Eiderstedt und Husum 
(ohne Stadt Husum ^), ein- 
schließlich der nordfriesi- 
schen Inseln) 
Schleswig-Flensburg 
(alter Kreis Schleswig 
ohne Stadt Schleswig i)) 
Dithmarschen 

(ohne Stadt Heiden i)) 

Saarland 

St. Wendel (ohne Stadt 

St. Wendeil)) 

Merzig-Wadem 
(östlicher Teil Altkreis 

Wadern ohne 

Stadt Wadern 1)) 


Bei den genannten Städten sind jeweils die Wohnbezirke her- 
ausgenommen worden. 


109 




Anhang 7 


Zu den Kreisziffem O finden Sie Hinweise in den Eriäuteningen 


Antrag auf Gewährung öffentlicher Finanzierungshilfen an die gewerbliche Wirtschaft 
im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförderung 


o 


r 

An 


I 


n 


I 


Nicht vom Antragsteller auszufüllen 


Eingangsstempel (falls auf Begleitschreiben, genügt hier 
eine Bestätigung der Annahmestelle) 


Datum des Eingangs 


Projekt-Nr. 


► 


Ihr Antrag kann nur bearbeitet werden, wenn Sie die folgenden Fragen beantworten: Rechtsgrundlagen sind § 2 Abs. 1 des InvZulG 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 1. 1986 (BGBl I S. 232), § 5 Nr. 4 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ vom 6. 10. 1969 (BGBl I S. 1861), zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung 
der Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben vom 23. 12. 1971 (BGBl I S. 2140) in Verbindung mit den Regelungen des jeweiligen 
Rahmenplanes sowie § 2 des Gesetzes zur Förderung des Zonenrandgebietes vom 5. 8, 1971 (BGBl I S. 1237), zuletzt geändert 
durch Art. 13 des Steuerbereinigungsgesetzes 1986 vom 19. 12. 1985 (BGBl I S. 2454). Die in Ihrem Bundesland geltenden 
Rechtsgrundlagen entnehmen Sie bitte der Anlage zum Antragsformular. Die Beantwortung der Frage nach der Betriebsnummer ist 
freiwillig; diese Angabe dient (in anonymer Form) Zwecken der Statistik und Erfolgskontrolle der Wirtschaftsförderung. 


Zutreffendes bitte ankreuzen g] 


Ich/wir beantragen 


□ 


□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 


die Erteilung einer Bescheinigung nach § 2 des Investitionszulagen- 
gesetzes — InvZulG — 


Vorsorglich wird auf die für die Gewährung der Inve- 
stitionszulage erforderliche gesonderte Antragstel- 
^ lung bei dem nach § 5 Abs. 3 InvZulG zuständigen 
Finanzamt innerhalb der dort genannten Frist hinge- 
wiesen. 


die Gewährung eines Investitionszuschusses aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA-Mittel) 

die Gewährung eines besonderen Investitionszuschusses aus GA-Mitteln ^ Kittö 

für die Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze ~ gegeoenenrans otne 

die Gewährung eines besonderen Investitionszuschusses aus GA-Mitteln ^ nonoKononfaiic Kit+o 
für die Schaffung zusätzlicher Dauerausbildungsplätze ^ gegeoenenrans oine 


die Gewährung eines Investitionszuschusses aus Landesmitteln 
die Gewährung eines Darlehens aus Landesmitteln 
die Gewährung eines Zinszuschusses 
die Übernahme einer öffentlichen Bürgschaft 


^ gegebenenfalls bitte 
^ gegebenenfalls bitte 
► gegebenenfalls bitte 
^ gegebenenfalls bitte 


Ergänzungsformblatt 

Ergänzungsformblatt 

Ergänzungsformblatt 

Ergänzungsformblatt 

Ergänzungsformblatt 

Ergänzungsformblatt 


benutzen 

benutzen 

benutzen 

benutzen 

benutzen 

benutzen 


die Kapitalisierung der Frachthilfe 


1 .2 Antragsteller 


Firma 

Straße/Hausnummer 

Postleitzahl/Ort/Kreis 

Bundesland 

Telefondirektanschluß mit Vorwahl 

Name des Bearbeiters 


Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse (falls notwendig, 
bitte erläutern) 

Zuständiges Finanzamt 

Postleitzahl/Ort 

Betriebsnummer nach der Amtlichen Statistik des Produzierenden 
Gewerbes des Statistischen Bundesamtes Wiesbaden 

Steuer-Nr. 



Verlag: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Postfach 12 04 06, 5300 Bonn 

Nachdruck vertaten 






1 .4 Zuletzt wurde die nachstehende Bescheinigung nach § 2 \ Zu den Kreisziffern O finden Sie Hinweise in den Erläuterungen | 

InvZulG für die unter Punkt 4. angegebene{n) Betriebs- * — — 

stätte(n) erteilt bzw. beantragt: 

Auch frühere vom BAW oder BMWi erteilte Bescheinigungen oder Ab- 

Datum des Antrags lehnungsbescheide werden bei der Prüfung des neuen Antrages zur Er- 

Investitionszeitraum bzw. Datum und Aktenzeichen folgskontrolle mit herangezogen. Es ist deshalb erforderlich, daß der 

der Bescheinigung Antragsteller seine Angaben aus früheren Anträgen überprüft, diese ggf. 

schriftlich berichtigt und in dem neuen Antrag von diesen geänderten 

Beginn Anträgen ausgeht. 


Monat 



Jahr 

1 1 1 

Beendigung 

Monat 

1 

Jahr 

1 I..X- 


2. Art des Investitionsvorhabens 

Zutreffendes bitte ankreuzen H 

Es handelt sich um die 
I [ Errichtung einer Betriebsstätte 

^ I [ Erweiterung einer Betriebsstätte 

@ □ Umstellung einer Betriebsstätte 

I [ Grundlegende Rationalisierung einer Betriebsstätte 

r Nur bei Umstellung oder grundlegender Rationalisierung 


Verdiente Abschreibungen (in vollen DM; ohne Sonderabschreibungen nach § 3 des Zonenrandförderungsgesetzes) in den letzten drei 
Geschäftsjahren vor Investitionsbeginn 



2.6 Wann wurde die unter 2.1 bis 2.5 angegebene Betriebsstätte errichtet oder erworben? 
I Monat I Jahr | 


Die Betriebsstätte war vor dem Erwerb stillgelegt 

□ Nein □ Ja ^ Falls ja: bitte Art und Tätigkeit der Betriebsstätte vor der Übernahme angeben 
Die Betriebsstätte war vor dem Erwerb von Stillegung bedroht 

I [ Nein | [ Ja ^ Falls ja: bitte besonders begründen und Art und Tätigkeit der Betriebsstätte vor der Übernahme angeben 

Bei Erweiterung einer Betriebsstätte außerhalb eines Schwerpunktortes sind auch evtl. Änderungen nach dem 31 . Dezember 1976 in der Person 
des Inhabers bzw. der Gesellschafter anzugeben. 

Wenn die Betriebsstätte nicht in einem Schwerpunktort errichtet bzw. eine nach dem 31 . Dezember 1976 außerhalb eines Schwerpunktortes 
vom Antragsteller errichtete oder erworbene Betriebsstätte erweitert wird und für das unter Punkt 2.1 oder 2.2 genannte Vorhaben Mittel aus der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ beantragt werden, ist in einer Anlage als Sachverhalt darzustellen, 
der eine Förderung nach den Ausnahmeregelungen in Teil II des Rahmenplanes der genannten Gemeinschaftsaufgabe ermöglicht. Dies gilt 
nicht für Fremdenverkehrsbetriebe. 



Unternehmen in fünfjähriger Gründungsphase gemäß Teil II Ziffer 2.6.2 des Rahmenplans 
I [ Ja I [ Nein 






zu den Kreisziffern O finden Sie Hinweise in den Erläuterungen 


Beschreibung und Begründung des unter Punkt 2. bezeichneten Vorhabens 

Die vorgesehenen Investitionen sowie die Zukunftsaussichten der Betriebsstätte sind in einer Anlage darzustellen, die auch die einzelnen 
Wirtschaftsgüter betragsmäßig ausweist. Dabei ist auf die rechtliche und wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens (z. B. Beteiligungen, 
Rohstoffversorgung, Produktionsziffern, Kapazitätsauslastung, Umsatz) einzugehen. Bei Umstellungs- bzw. grundlegenden Rationalisierungs- 
vorhaben Ist der Umstellungs- bzw. Rationalisierungseffekt (Kostensenkung, verbesserte Wirtschaftlichkeit) ausführlich zu erläutern. 


Investitionsort 


Postleitzahl 


Ort 


Kreis 


Bundesland 


Straße und Hausnummer 


Zutreffendes bitte ankreuzen | 


Befinden sich weitere Betriebsstätten des Antragstellers In derselben Gemeinde? 

□ nein 1 1 [ ja ^ Geben Sie bitte den Wirtschaftszweig und die Anschrlft(en) der Betriebstätte(n) an 


Wirtschaftszweig der zu fördernden Betriebsstätte 

Kennzeichnung und Nummer der amtlichen Statistik 


5.1 Fertigungsprogramm oder Art der gewerblichen Tätigkeit 

Wenn sich die Fertigung oder die gewerbliche Tätigkeit auf mehrere Wirtschaftszweige oder auf mehrere Industriegruppen bezieht, bitte 
nähere Angaben: z. B. prozentualer Anteil an Produktion und Umsatz, erforderlichenfalls in einer Anlage 


5.2 Angaben zum Absatzgebiet (zu den Abnehmern) für die in der Betriebsstätte erstellten Produkte und Leistungen 

Bitte nähere Angaben: z. B. prozentualer Anteil des Absatzes nach Kreisen, Bundesländern und Ausland, erforderlichenfalls in einer Anlage. 
Durch diese Angaben ist nicht der Nachweis erbracht, daß in der Betriebsstätte überwiegend Güter hergestellt oder Leistungen erbracht 
werden, die ihrer Art nach regelmäßig überregional abgesetzt werden. 


Nicht vom Antragsteller auszufüllen | 

Dienstleistungsbetriebe gemäß Positivliste 
I I Ja I [ Nein 

Primäreffekt gemäß Einzelfallnachweis (Teil II Ziffer 1.2.1. des Rahmenplans) 

I [ Ja I [ Nein 



I Zu den Kreisziffem Q finden Sie Hinweise in den Erläuterungen 

Investitionen DM 

# Gaindstück (qm: 

# Bauliche Investitionen 

# Maschinen und Einrichtungen 

# Immaterielle Wirtschaftsgüter 

Gesamtinvestitionen 

^ davon entfallen auf gebrauchte Wirtschaftsgüter: 

6.1 Zeitliche Durchführung des Vorhabens 


Beginn 

Tag 

Monat 

_J_ 

Jahr 

1 

Beendigung 

Tag 

Monat 

Jahr 


6.2 Falls Investitionen in mehreren Jahren durchgeführt werden 
(max. 36 Kalendermonate) 


Aufteilung der Investitiorfen 

Jahr 

Betrag (DM) 








7. 


Finanzierung DM 

# Eigenmittel (einschließlich Investitionszulagen) 

# Fremdmittel (einschließlich aller übrigen Finanzierungshilfen) 


Gesamtfinanzierun 
(mit Nachweis der 


Durchfinanzierung 


des Vorhabens — gegebenenfalls durch Bestätigung der Hausbank) 


^ Hinweis: Die Summe der Gesamtfinanzierung muß der Summe der Gesamtinvestitionen entsprechen. 









Zu den Kreisziffem O finden Sie Hinweise in den Erläuterungen 


8. öffentliche Finanzhilfen 

In der Gesamtfinanzierung (Punkt 7) sind folgende öffentliche Finanzhilfen enthalten, 
die beantragt oder bewilligt worden sind (einschließlich Investitionszulage) 





>^l 

Betrag 

DM 

Darlehen 

y X' 

Herkunft der Mittel bitte an- 

kreuzen 

T 

DM 

Laufzeit 
in Jahren 

davon 

Freijahre 

Zinssatz 
in % 

Effektiver 
Zinssatz 
in % 

Investitionszulage nach | 

§ 1 InvZulG I 

□ 








Investitionszulage für 

Forschungs- und I 

Entwicklungsinvestitionen 
nach § 4 InvZulG 

□ 

— nf 

V 

X 

X 

X 

X 


Investitionszulage für bestimm- 
te Investitionen im Bereich der 
Energieerzeugung und -Vertei- 
lung nach § 4a InvZulG 

□ 


X 

X 

X 

X 

X 


andere Investitionszulagen 

□ 




Sx 

XX 



Mittel der Gemeinschafts- 
aufgabe 

□ 


X 



^>x 

^xx 

'X' 

Haushaltsmittel des Bundes 

□ 







■ ... ^ 
r 1 'f. ^ . l i >' 

Haushaltsmittel des Landes 

□ 







^ ^ -y. 

Mittel des ERP-Sonder- 
vermögens 

Programmbezeichnung: 

□ 







< < ^ ^ 5 ' 

Sonstige Öffentliche 
Finanzierungshilfen 

Bezeichnung: 

□ 







V-' ^ '/fik ^ ■'fy . 

" ; X' . ■' 

'V.-- 'i 

-T'- ^ 

‘ - ■>'- ‘ 

t- ... r'~ 

-J- 



Darlehens- 
höhe 
in DM 

Laufzeit 
in Jahren 


Zins- 
zuschuß 
in % 


, * 

.f '. ' : ' . % ' 

Zinszuschuß 

□ 

X 



X 



• . 

Bürgschaft 


Darlehens- 
höhe 
in DM 


Bürgschaft 
in % 


- - X ' 

: 

l®B5i|iiii*E5di 

* VMIV^ Wf ^ 

I I beantragt bewilligt 





- ^ 

0 Ja []] Nf*i 




Zu den Kreisziffern O finden Sie Hinweise in den Erläuterungen 


Zahl der Dauerarbeitsplätze 

„Dauerarbeitsplätze“ müssen nicht nur körperlich geschaffen, sondern auch tatsächlich besetzt bzw. auf dem Arbeitsmarkt angeboten 
werden. 


Zutreffendes bitte ankreuzen O 


I I Bei Errichtung einer Betriebsstätte 

Anzahl der geplanten Dauerarbeitsplätze nach Abschluß der unter Punkt 6 genannten Investitionen: 



Bei mehrjährigen Investitionen 

Anzahl der entstehenden Dauerarbeitsplätze 
in den Jahren 

Dauerarbeitsplätze 
für Frauen © für Männer 

Ausbildungsplätze 

© 

Summe 
© + © 

19. . . 

19 . . . 

19... 









9.2 


□ Bei Erweiterung, Umstellung, grundlegender Rationalisierung oder Verlagerung einer Betriebsstätte 


Monatsdurchschnitt der in der Betriebsstätte vorhandenen und besetzten Dauerarbeitsplätze und tatsächlich Beschäftigten: 




Dauerarbeitsplätze 

tatsächlich Beschäftigte 

im vorletzten Jahr 
vor Investitionsbeginn: 

Jahr 

Anzahl 

Anzahl 

im letzten Jahr 
vor Investitionsbeginn: 

Jahr 

Anzahl 

Anzahl 

unmittelbar vor 

Investitionsbeginn: 

Monat/Jahr 

Anzahl 

Anzahl 


Abweichungen 
in der Zahl der 
Dauerarbeitsplätze 
und der tat- 
sächlich Be- 
schäftigten 
bitte erläutern. 


NUR BEI ERWEITERUNG ODER VERLAGERUNG 


Anzahl der geplanten zusätzlichen Dauerarbeitsplätze nach Abschluß der unter Punkt 6 genannten Investitionen: 



Bei mehrjährigen Investitionen 

Anzahl der entstehenden Arbeitsplätze 
in den Jahren 

Dauerarbeitsplätze 
für Frauen © für Männer 

Ausbildungsplätze 

© 

Summe 
© + © 


19 . . . 









Anzahl der Dauerarbeitsplätze insgesamt nach Abschluß des Investitionsvorhabens 


Nur bei Umstellung oder grundlegender Rationalisierung 


Anzahl der gesicherten Dauerarbeitsplätze nach Abschluß der unter Punkt 6 genannten Investitionen 

Bei Fremdenverkehrsbetrieben sind Investitionen zur qualitativen Verbesserung 
des Angebotes einer grundlegenden Rationalisierung gleichgestellt. 


Nicht vom Antragsteller auszufüllen 


Dauerarbeitsplätze 


Höchstbetrag gemäß § 2 Abs. 4 InvZulG 

Ausbildungsplätze x 2 


Summe 


Erhöhung in % 









10 . 


I Zutreffendes bitte ankreuzen |Xl 

Nur bei Fremdenverkehrsinvestitionen | 


Genaue Angabe der Art der Bethebsstätte, z. B. Hotel, Ferienwohnanlage, etc. 


10.1 


□ 


Bei Errichtung einer Betriebsstätte 


Gesamtzahl davon entstehen in den Jahren 


Zahl der geplanten Betten nach Abschluß der Investitionen 
(gemäß Punkt 6) 


Jahr 19 . , , 


Jahr 19 . . . 


Jahr 19 . 


10.2 


□ 


Bei Erweiterung oder Verlagerung einer Betriebsstätte 


Vorhandene Betten Geplante zusätzliche Betten nach Abschluß der Investitionen 

vor Investitions- (gemäß Punkt 6) 

beginn 


Anzahl der Betten 

nach Abschluß der Investitionen 

insgesamt 


Gesamtzahl davon entstehen in den Jahren 


© 

Jahr 19 . . . 

Jahr 19 . . . 

Jahr 19 . . . 


Summe © und © 


10.3 


□ 


Bei Umstellung oder grundlegender Rationalisierung einer Betriebsstätte 


Vor Beginn der Investitionen 
Anzahl der Betten 


Nach Abschluß der Investitionen 
Anzahl der Betten 


10.4 Anteil der Entgelte von Beherbergungsgästen am Gesamtumsatz in % 


vor Beginn 

nach Abschluß der Investitionen 




11. Erklärungen 

11.1 IchA/Vir erkläre(n), daß bei den im Zusammenhang mit den unter 
Punkt 6. genannten Investitionen anfallenden Abwässern und 
anderen Abfällen die ordnungsgemäße Reinigung (Klärung) der 
Abwässer bzw. die unschädliche Beseitigung der Abfälle ge- 
währleistet ist und daß sich die gegebenenfalls entstehende Luft- 
verunreinigung und Lärmverursachung in den zulässigen Gren- 
zen halten werden. 

1 1 .2 Ich/Wir erkläre(n), daß die Einrichtung bzw. Erweiterung des Be- 
triebes nicht im Zusammenhang mit einer Betriebsverlagerung 
oder Produktionseinschränkung in Berlin (West) steht. 

11.3 Mir/uns ist bekannt, daß die in diesem Antrag anzugebenden 
Tatsachen subventionserheblich im Sinne des § 264 des Straf- 
gesetzbuches sind. Mir/uns ist weiterhin § 4 des Subventionsge- 
setzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2037) bekannt, wonach ins- 
besondere Scheingeschäfte und Scheinhandlungen für die Be- 
willigung, Gewährung, Rückforderung und Weitergewährung 
oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvor- 
teiles unerheblich sind. Das bedeutet, daß für die Beurteilung der 
tatsächlich gewollte Sachverhalt maßgebend ist. 

1 1 .4 Mir/uns sind die nach § 3 des Subventionsgesetzes bestehenden 
Mitteilungsverpflichtungen bekannt; insbesondere werde(n) ich/ 


wir jede Abweichung von den vorstehenden Angaben unverzüg- 
lich der die Bewilligung/Bescheinigung erteilenden Behörde mit- 
teilen, und zwar über die Stelle, bei der der Antrag eingereicht 
wurde. 


1 1 .5 Mir/uns ist bekannt, daß die aus dem Antrag ersichtlichen Daten 
von der zuständigen Behörde in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf Datenträger gespeichert und in anonymer Form für 
Zwecke der Statistik und der Erfolgskontrolle der Wirtschaftsför- 
derung verwendet werden. 

1 1 .6 Mir/uns Ist bekannt, daß sich an den beantragten Finanzierungs- 
hilfen der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
beteiligen kann und daß in diesem Falle die Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1787/84 des Rates vom 19. Juni 1984, 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 3641/85 des Rates vom 
20. Dezember 1985 betreffend den Europäischen Fonds für re- 
gionale Entwicklung (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 350/40 vom 27. 12. 1985) Anwendung finden. Nach 
Art. 23 Abs. 3 dieser Verordnung wird das Verzeichnis der Vor- 
haben, an denen sich der EFRE beteiligt, halbjährlich Im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Die even- 
tuelle Gewährung von Mitteln aus dem EFRE durch die zustän- 
digen Stellen bedeutet In keinem Falle zusätzliche Mittelgewäh- 
rung für den Antragsteller, sondern stellt nur einen Ausgleich 
zwischen nationalen und EG-Mitteln dar. 


Ort/Datum 


Unterschrift/Stempel 


Sofern eine Betriebsaufspaltung oder ein Organschaftsverhältnis vorliegt, ist der Antrag auch von der anderen Gesellschaft rechtsverbindlich zu 
unterzeichnen. 


Ort/Datum 


U ntersc hrift/Stem pel 







Erläuterungen zum Antragsformular 

Auf einem Antragsvordruck kann der Antragsteller die Gewährung öf- 
fentlicher Finanzierungshilfen nur für ein Vorhaben in einer Betriebsstät- 
te beantragen. Bei Investitionsvorhaben, die sich auf mehrere Betriebs- 
stätten erstrecken, müssen getrennte Anträge gestellt werden. Dies gilt 
nicht, wenn die Betriebsstätten eines Gewerbebetriebes des Steuer- 
pflichtigen innerhalb derselben politischen Gemeinde liegen. 

Im Falle einer Betriebsaufspaltung ist gegebenenfalls sowohl von der 
Besitzfirma (meist Investor) als auch von der Betriebsfirma, die die 
erforderlichen Arbeitsplätze schafft, je ein Antrag zu stellen und von 
beiden zu unterzeichnen. Wenn die Betriebsfirma keine Investitionen 
tätigt, genügt Mitunterzeichnung auf dem Antrag der Besitzfirma. 

Der Antragsteller kann sich vertreten lassen. Nach § 1 4 Abs. 5 des Ver- 
waltungsverfahrensgesetzes i. V. mit dem Rechtsberatungsgesetz sind 
jedoch Bevollmächtigte und Beistände zurückzuweisen, wenn sie ge- 
schäftsmäßig fremde Rechtsangelegenheiten besorgen, ohne dazu be- 
fugt zu sein. 

Der Investor kann seinen Antrag nur bei der für den Investitionsort 
zuständigen Behörde oder sonstigen Annahmestelle dieses Bundes- 
landes einreichen. 

Die Anträge nehmen entgegen: 

In Baden-Württemberg 

Das Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie Baden- 
Württemberg in Stuttgart, die Regierungspräsidien Stuttgart, Karlsruhe, 
Tübingen, Freiburg, die Landeskreditbank Baden- Württemberg, 
Hauptstelle Karlsruhe und Niederlassung Stuttgart. 

In Bayern 

Die Regierungen von Oberbayern, Niederbayern, der Oberpfalz, von 
Oberfranken, Mittelfranken, Unterfranken, Schwaben. 

In Bremen 

Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Freien Hansestadt Bremen 
GmbH und der Magistrat der Stadt Bremerhaven — Amt für Wirt- 
schaftsförderung — . 

In Hessen 

Die Hessische Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft mbH in 
Wiesbaden und Kassel. 

In Niedersachsen 

Die Bezirksregierungen Braunschweig, Hannover, Lüneburg, Weser- 
Ems in Oldenburg, Weser-Ems Außenstelle Osnabrück sowie die Land- 
kreise, die kreisfreien Städte und die großen selbständigen Städte. 

In Nordrhein-Westfalen 

Die Regierungspräsidenten Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln, Mün- 
ster. 

In Rheinland-Pfalz 

Die Bezirksregierungen Trier, Koblenz, Rheinhessen-Pfalz, die Indu- 
strie- und Handelskammern einschließlich ihrer Bezirks- bzw. Zweig- 
stellen, die Handwerkskammern. 

Im Saarland 

Der Minister für Wirtschaft in Saarbrücken. 

In Schleswig-Holstein 

Der Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein 
in Kiel. 

Eine nähere Erläuterung ist insbesondere dann erforderlich, wenn sich 
die Rechtsform (z. B. als Personengesellschaft die Gesellschaft bürger- 
lichen Rechts — GbR—, OHG, KG, GmbH & Co. KG, als Kapitalgesell- 
schaft die GmbH, AG, KGaA oder als Genossenschaft, Verein oder 
Einzelfirma) nicht schon aus dem Namen der Firma (siehe 1.2) er- 
gibt. 

Die Errichtung einer Betriebsstätte liegt vor, wenn Anlagen oder Ein- 
richtungen geschaffen werden, die zur Aufnahme einer gewerblichen 
Tätigkeit dienen oder wenn die gewerbliche Tätigkeit durch Erwerb 
einer stillgelegten oder von der Stillegung bedrohten Betriebsstätte 
übernommen oder fortgesetzt wird (Betriebsübernahme). 


1) für die 

— Erteilung einer Bescheinigung nach § 2 Investitionszulagenge- 
setz die Regierungspräsidenten Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, 
Köln, Münster 
und 

— Gewährung eines Investitionszuschusses aus Mitteln der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ ein Kreditinstitut nach Wahl des Antragstellers (Haus- 
bank) 


@ Um die Erweiterung einer Betriebsstätte handelt es sich, wenn inner- 
halb einer bereits bestehenden Betriebsstätte — auch in gemieteten 
oder gepachteten Räumen — Anlagen oder Einrichtungen geschaffen 
werden, mit denen die Kapazität erhöht bzw. der Tätigkeitsbereich aus- 
geweitet wird. 

© Eine Umstellungsinvestition liegt z. B. vor, wenn auf die Produktion 
anderer Erzeugnisse oder — bei gleichen Erzeugnissen — auf ein ande- 
res Produktionsverfahren (z. B. Umstellung von Holz- auf Kunststoffer- 
tigung) übergegangen wird und die Umstellung die ganze Betriebsstät- 
te oder ihre wesentlichen Teile umfaßt. 


@ Eine Rationalisierung ist grundlegender Art, wenn umfassende Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen vorgenommen werden, die die ganze Be- 
triebsstätte oder mindestens eine Betriebsabteilung betreffen, der im 
Rahmen der Betriebsstätte eine gewisse Selbständigkeit zukommt. Ziel 
der Rationalisierungsmaßnahmen muß eine erhebliche Verbesserung 
der Wirtschaftlichkeit der Betriebsstätte sein. Eine Rationalisierung 
kann in aller Regel nur dann als grundlegend anerkannt werden, wenn 
der Investitionsbetrag — bezogen auf ein Jahr — die in den letzten drei 
Jahren durchschnittlich verdienten Abschreibungen (ohne Sonderab- 
schreibungen nach § 3 Zonenrandförderungsgesetz) um mindestens 
100% übersteigt. Dies gilt auch für Umstellungen. 

© Bei einer Teilverlagerung ist anzugeben, welche Betriebsteile am bis- 
herigen Standort verbleiben. 

© Eine nähere Beschreibung und Begründung des Investitionsvorhabens 
ist erforderlich, um den Sachverhalt möglichst ohne zeitraubende 
Rückfragen beurteilen zu können. 

© Eine Förderung ist nur innerhalb der Fördergebiete bzw. Fremdenver- 
kehrsgebiete möglich. Dazu gehören das Zonenrandgebiet und das 
Steinkohlenbergbaugebiet Saar sowie die in dem jeweils gültigen Rah- 
menplan nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ festgelegten Gebiete. Ge- 
gebenenfalls sollte die genaue jetzige und frühere Bezeichnung des 
Investitionsortes (z. B. bei Namensänderungen infolge von Gebietsre- 
formen) angegeben werden. 

© Die Nummer des Wirtschaftszweiges nach der amtlichen Statistik er- 
gibt sich aus der „Systematik der Wirtschaftszweige mit Erläuterungen“ 
des Statistischen Bundesamtes Wiesbaden. 


© Die Angaben zum Investitionsvolumen stellen eine notwendige Konkre- 
tisierung des Investitionsvorhabens dar und ergänzen insoweit Ziffer 3 
(Beschreibung des Investitionsvorhabens). Gegebenenfalls sind hier 
die Plandaten einzusetzen. Unvorhergesehene Investitionskostenerhö- 
hungen können nur unter bestimmten Voraussetzungen nachträglich 
geltend gemacht werden. 


Hier sind in jedem Fall sämtliche öffentliche Finanzierungshilfen für das 
Investitionsvorhaben anzugeben, d. h. auch dann, wenn diese Hilfen 
nicht auf die Förderhöchstsätze anrechenbar sind. Soweit die öffentli- 
chen Finanzierungshilfen noch nicht bekannt sind oder der Subven- 
tionswert noch nicht feststeht, müssen die entsprechenden Änderun- 
gen nachträglich gemeldet werden. 


© 


Hier sind anzugeben: 

— In jedem Falle die bisher schon vorhandenen und besetzten Dau- 
erarbeitsplätze in der oder den Betriebsstätten, in denen das zu 
fördernde Investitionsvorhaben durchgeführt wird. 

— Hat der Antragsteller mehrere Betriebsstätten desselben Gewerbe- 
betriebes in derselben Gemeinde, so ist für alle diese Betriebsstät- 
ten die Zahl der bisher schon vorhandenen und besetzten Dauerar- 
beitsplätze anzugeben und dann die Zahl der in allen diesen Be- 
triebsstätten nach Abschluß des zu fördernden Investitionsvorha- 
bens vorhandenen und besetzten bzw. zu besetzenden Dauerar- 
beitsplätze gegenüberzustellen. 

— Teilzeitarbeitsplätze werden wie folgt berücksichtigt: Als je ein Dau- 
erarbeitsplatz zählen im Jahresdurchschnitt 

— ein Teilzeitarbeitsplatz mit über 30 Stunden tariflicher Wochen- 
arbeitszeit 

— zwei Teilzeitarbeitsplätze mit über 18—30 Stunden tariflicher 
Wochenarbeitszeit 

— drei Teilzeitarbeitsplätze mit 12—18 Stunden tariflicher Wo- 
chenarbeitszeit 

Tarifliche Arbeitszeiten unter 12 Stunden je Beschäftigten sowie 
Aushilfskräfte bleiben unberücksichtigt. 

— Saisonarbeitsplätze finden mit ihrer jahresdurchschnittlichen tarifli- 
chen Arbeitszeit als Dauerarbeitsplätze Berücksichtigung, wenn sie 
nach Art der Betriebsstätte auf Dauer angeboten werden, jedoch 
aus Gründen der Jahreszeit nicht dauernd besetzt werden kön- 
nen. 

— Bei Mehrschichtbetrieben ist die Zahl der Arbeitsplätze in der Höhe 
festzulegen, wie an ihnen Arbeitskräfte beschäftigt werden. 
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Positivliste zu Ziffer 2.2.1. Teil II des Rahmenplans 


Der Primäreffekt ist in der Regel gegeben, wenn in der 
Betriebstätte überwiegend eine oder mehrere der in 
der folgenden Liste aufgeführten Tätigkeiten vorge- 
nommen werden: 

1. die Erzeugung bzw. Herstellung folgender Güter 

bzw. Teil von Gütern (Zulieferer) 

1. Chemische Produkte (einschließlich von Pro- 
dukten der Kohlen Werkstoffindustrie) 

2. Kunststoffe und Kunststofferzeugnisse 

3. Gummi, Gummierzeugnisse, Asbest, Asbest- 
erzeugnisse 

4. Grob- und Feinkeramik 

5. Betonsteine sowie Bauteile aus Beton, Natur- 
stein und Terazzo, Bauelemente 

6. Zement 

7. Glas, Glas waren und Erzeugnisse der Glasver- 
edelung 

8. Schilder und Lichtreklame 

9. Eisen und Stahl 

10. NE-Metalle 

11. Eisen-, Stahl- und Temperguß 

12. NE-Metallguß, Galvanotechnik 

13. Maschinen, technische Geräte 

14. Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 
und -einrichtungen 

15. Fahrzeuge aller Art und Zubehör 

16. Schiffe, Boote, technische Schiffsausrüstung 

17. Erzeugnisse der Elektrotechnik und Elektro- 
nik 

18. Feinmechanische, orthopädiemechanische und 
optische Erzeugnisse in Serienfertigung, Chi- 
rurgiegeräte 

19. Uhren 

20. EBM-Waren 

21. Musikinstrumente, Sportgeräte, Spiel- und 
Schmuckwaren 

22. Holz- und Kunststof ferzeugnisse in Serienferti- 
gung 


23. Formen, Modelle, Werkzeuge 

24. Zellstoff, Holzschliff, Papier und Pappe 
* 25. Druckerzeugnisse 

26. Leder 

27. Schuhe in Serienfertigung 

28. Textilien 

29. Bekleidung in Serienfertigung 

30. Polstereierzeugnisse in Serienfertigung 

31. Nahrungs- und Genußmittel, soweit sie für den 
überregionalen Versand bestimmt oder geeig- 
net sind 

32. Futtermittel 

2. folgende Dienstleistungen 

1. Versandhandel 

2. Import-ZExportgroßhandel 

3. Datenbe- und -Verarbeitung (einschließlich 
Datenbanken und Herstellung von DV-Pro- 
grammen) 

4. Hauptverwaltungen von Industriebetrieben 
und von überregional tätigen Dienstleistungs- 
unternehmen 

5. Veranstaltung von Kongressen 

6. Verlage 

7. Forschungs- und Entwicklungsleistungen für 
die Wirtschaft 

8. Betriebswirtschaftliche und technische Unter- 
nehmensberatung 

9. Markt- und Meinungsforschung 

10. Laborleistungen für die gewerbliche Wirt- 
schaft 

11. Werbeleistungen für die gewerbliche Wirt- 
schaft 

12. Ausstellungs- und Messen-Einrichtungen als 
Unternehmen. 

13. Logistische Dienstleistungen 
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Subventionswert für Darlehen 


Konditionen 

Subventions- 

wert*) 

Konditionen 

Subventions- 

wert*) 

Zins p.a. 

Laufzeit 
in Jahren 

Freijahre 

in vH der Dar- 
lehenssumme 
bei 7,5 vH 
Normalzins 

Zins p.a. 

Laufzeit 
in Jahren 

Freijahre 

in vH der Dar- 
lehenssumme 
bei 7,5 vH 
Normalzins 

0,0 

12 

2 

40,0 

5,0 

18 

2 

16,7 

0,0 

15 

2 

45,5 

5,0 

20 

2 

17,7 

2,0 

20 

2 

38,9 

5,0 

5 

4 

9,8 

2,0 

10 

2 

24,0 

5,0 

10 

4 

13,6 

3,0 

5 

4 

17,7 

5,0 

12 

4 

14,9 

3,0 

10 

2 

21,6 

5,0 

15 

4 

16,6 

3,0 

15 

1 

25,9 

5,0 

17 

4 

17,6 

3,0 

15 

2 

27,3 

5,0 

20 

4 

19,0 

3,0 

20 

2 

31,8 

5,5 

20 

- 

13,0 

3,5 

1 

- 

2,9 

5,5 

12 

2 

10,7 

3,5 

2 

- 

4,6 

5,5 

15 

2 

12,1 

3,5 

3 


6,4 

5,5 

10 

2 

9,6 

3,5 

4 

- 

8,0 

6,0 

1 

- 

1,1 

3,5 

5 

- 

9,5 

6,0 

2 

- 

17 

3,5 

6 

- 

11,0 

6,0 

3 

- 

2,4 

3,5 

7 

- 

12.4 

6,0 

4 

- 

3,0 

3,5 

8 

- 

13,8 

6,0 

5 


3,6 

3,5 

9 

- 

15,1 

6,0 

6 

- 

4,1 

3,5 

10 


16,3 

6,0 

7 

- 

4,7 

3,5 

20 

- 

25,9 

6,0 

8 

- 

5,2 

3,5 

7 

2 

15,5 

6,0 

9 

- 

5,6 

3,5 

10 

2 

19,2 

6,0 

10 

- 

6,1 

3,5 

12 

2 

21,4 

6,0 

15 

- 

8,1 

3,5 

15 

2 

24,3 

6,0 

7 

2 

5,8 

4,0 

1 

- 

2,5 

6,0 

8 

2 

6,3 

4,0 

2 

- 

4,1 

6,0 

10 

2 

7,2 

4,0 

3 

- 

5,6 

6,0 

12 

2 

8,0 

4,0 

4 

- 

7,0 

6,0 

15 

2 

9,1 

4,0 

5 

- 

8,3 

6,0 

17 

2 

9,7 

4,0 

6 

- 

9,6 

6,0 

20 

2 

10,6 

4,0 

7 

- 

10,9 

6,0 

10 

4 

8,2 

4,0 

8 

- 

12,0 

6,0 

12 

4 

8,9 

4,0 

9 

- 

13,2 

6,0 

15 

4 

10,0 

4,0 

10 

- 

14,2 

6,0 

17 

4 

10,6 

4,0 

10 

1 

15,5 

6,0 

20 

4 

11,4 

4,0 

5 

2 

llr2 

6,5 

1 

- 

0,7 

4,0 

10 

2 

16,8 

6,5 

2 

- 

1,2 

4,0 

15 

2 

21,2 

6,5 

3 

- 

1.6 

4,0 

20 

2 

24,8 

6,5 

4 

- 

2,0 

4,0 

20 

4 

26,6 

6,5 

5 

- 

2,4 

4,25 

10 

2 

15,6 

6,5 

6 

- 

2,8 

4,5 

10 

2 

14,4 

6,5 

7 

- 

3,1 

4,5 

15 

2 

18,2 

6,5 

8 

- 

3,4 

4,5 

20 

2 

21,2 

6,5 

9 

- 

3,8 

4,5/6,5 

10 

3 

13,0 

6,5 

10 

- 

4,1 

4,5/6,5 

13 

3 

13,9 

6,5 

10 

2 

4,8 

4,5/7,25 

10 

3 

12,2 

6,5 

12 

2 

5,3 

4,5/7,25 

13 

3 

12,5 

6,5 

15 

2 

6,1 

5,0 

1 

- 

lr8 

6,5 

7 

4 

4,6 

5,0 

2 

- 

2,9 

6,5 

10 

4 

5,5 

5,0 

3 

- 

4,0 

6,5 

12 

4 

6,0 

5,0 

4 

- 

5,0 

6,5 

15 

4 

6,7 

5,0 

5 

- 

6,0 

7,0 

1 

- 

0,4 

5,0 

6 

- 

6,9 

7,0 

2 


0,6 

5,0 

7 

- 

7,8 

7,0 

3 

- 

0,8 

5,0 

8 

- 

8,6 

7,0 

4 


1,0 

5,0 

9 

- 

9,4 

7,0 

5 

- 

1.2 

5.0 

10 

- 

10,2 

7,0 

6 


1,4 

5,0 

15 

- 

13,5 

7,0 

7 

- 

1,6 

5,0 

7 

2 

9,7 

7,0 

8 

- 

1,7 

5,0 

8 

2 

10,5 

7,0 

9 

- 

1,9 

5.0 

10 

2 

12,0 

7,0 

10 

- 

2,0 

5.0 

12 

2 

13,3 

7,0 

20 

1 

3,4 

5.0 

15 

2 

15,2 

7,0 

10 

2 

2,4 

5.0 

17 

2 

16,2 

7,0 

15 

2 

3,0 


*) Die Subventionswerte sind für den Fall errechnet, daß für die gesamten Investitionskosten zinsverbilligte Darlehen gewährt 
werden. 
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Anhang 10 


Zusammenfassung der Finanzierungspläne der Länder 
in den Regionalen Förderprogrammen 

in Mio. DM 


Geplante Maßnahmen 

ZU fördernde 
Investitionen 
im Zeitraum 

1990 bis 1994 

Finanzmittel 


davon 

imZRG 






1990 bis 1994 


ins- 

gesamt 

19901) 

19912) 

19922) 

19932) 

19942) 

ins- 

gesamt 

davon 
im ZRG 

1. Förderung der ge- 
werblichen Wirt- 

schaft einschließlich 
Fremdenverkehr bei 
Errichtung, Ausbau, 
Umstellung oder 

grundlegender Ra- 
tionalisierung von 
Gewerbebetrieben . 

42 620,0 

23 910,0 








a) GA-Mittel 



358,1 

358,1 

358,1 

358,1 

358,1 

1 790,5 

764,8 

b) Sonderprogramm- 
Mittel 



284,3 

176,0 

176,0 

126,0 



762,3 

10,0 

c) Investitionszulage 



1 006,2 

— 

— 

— 

— 

— 

403,5 

2. Förderung des Aus- 
baus der Infrastruk- 
tur, soweit für die 
Entwicklimg der ge- 
werbhchen Wirt- 

schaft einschließlich 
Fremdenverkehr er- 
forderlich 

2 222,8 

1 494,6 








a) GA-Mittel 



231,9 

231,9 

231,9 

231,9 

231,9 

1 159,5 

543,3 

b) Sonderprogramm- 
Mittel 



85,7 

74,0 

74,0 

74,0 

— 

307,7 

7,5 

insgesamt 

a) GA-Mittel 



590,0 

590,0 

590,0 

590,0 

590,0 

2 950,0 

1 308,1 

b) Sonderprogramm- 
Mittel 



370,0 

250,0 

250,0 

200,0 


1 070,0 

17,5 


1) Die für 1990 eingesetzten Planzahlen für die Steuermindereinnahmen der wegfallenden regionalen Investitionszulage sind 
wegen der Übergangsregelung mit großer Unsicherheit behaftet. 

2) Im Zusammenhang mit dem Wegfall der regionalen Investitionszulage werden die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
um 500 Mio. DM (50 % Bimd/50 % Länder) ab 1991 aufgestockt. Eine Aufteilimg dieser zusätzlichen Haushaltsmittel auf die 
einzelnen Bimdesländer erfolgt im Zusammenhang mit der für 1991 vorgesehenen Neuabgrenzung. 
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Anhang 11 

Beschlüsse des Planungsausschusses zu SonderprogrammenZ-maßnahmen 

A. Ergänzung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb 
der Eisen- und Stahlindustrie — Stahlstandorteprogramm — ) 


L Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" hat gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 GRW für die 
Zeit vom 1. Januar 1982 bis zum 31. Dezember 
1985 folgendes Sonderprogramm beschlossen. 
Mit diesem Programm soll 

1. im Gebiet der Arbeitsmarktregionen Bochum, 
Dortmund und Duisburg die Schaffung von 
37 600 neuen Arbeitsplätzen außerhalb der Ei- 
sen- und Stahlindustrie ermöglicht werden. 
Diese Zahl ergibt sich aus den seit 1979 infolge 
der Stahlkrise eingetretenen Arbeitsplatzver- 
lusten in den betreffenden Arbeitsmarktregio- 
nen, der Neuordnung der Besitz- und Produk- 
tionsverhältnisse bei der Estel Hoesch Werke 
AG und der Krupp Stahl AG sowie weiteren 
erwarteten Freisetzungen aufgrund der An- 
passungsnotwendigkeiten in der Eisen- und 
Stahlindustrie. 

2. im Gebiet des Regionalen Aktionsprogramms 
Saarland-Westpf alz * ) in Fortsetzung des bis 
zum 31. Dezember 1981 durchgeführten Son- 
derprogramms die Schaffung von 6 250 neuen 
Arbeitsplätzen außerhalb der Eisen- und Stahl- 
industrie ermöglicht werden. Davon entfallen 
auf das Saarland 5 625 und auf Rheinland-Pfalz 
625 Ersatzarbeitsplätze. Diese Zahl ergibt sich 
aus den nach 1981 infolge der Stahlkrise ein- 
getretenen Arbeitsplatzverlusten in der saar- 
ländischen Eisen- und Stahlindustrie, sowie 
aus der Neuordnung der Besitz- und Produk- 
tionsverhältnisse bei den Stahlwerken Röch- 
ling-Burbach GmbH und der Neunkircher Ei- 
senwerk AG (Rationalisierungsmaßnahmen in 
beschäftigungsintensiven Unternehmensbe- 
reichen, Teilstillegungen). 

3. im Gebiet der Arbeitsmarktregionen Braun- 
schweig-Salzgitter, Osnabrück, Amberg und 
Schwandorf die Investitionsanreize im Hin- 
blick auf die infolge des Anpassimgsprozesses 
in der Stahlindustrie drohenden Arbeitsplatz- 
verluste verstärkt werden. 


’) Einschließlich weiterer rheinland-pfälzischer Gemeinden im 
Grenzgebiet zum Saarland, soweit sie ebenfalls von de 
Stahlkrise betroffen sind. 


11. Im einzelnen sind folgende Maßnahmen i) be- 
schlossen worden: 

1. Im Gebiet der Arbeitsmarktregionen Bochum, 
Dortmund 2) und Duisburg wird ab 1. Januar 
1982 die Investitionszulage nach § 1 Abs. 1 In- 
vestitionszulagengesetz in Höhe von 8,75 % 
für Investitionen zur Schaffung von Ersatzar- 
beitsplätzen außerhalb der Eisen- und Stahlin- 
dustrie gewährt. Darüber hinaus können Inve- 
stitionszuschüsse aus Landesmitteln bis zum 
jeweiligen Förderhöchstsatz in den Schwer- 
punktorten gewährt werden. Aus Landesmit- 
teln können darüber hinaus auch hierzu erfor- 
derliche Industriegeländeerschließungen ge- 
fördert werden. 

2. In den Arbeitsmarktregionen Bochum, Dort- 
mund und Duisburg werden als Schwerpunkt- 
orte anerkannt: 

Bochum 

Witten 

Dortmund 

Unna 

Duisburg 

Oberhausen 

3. Im Gebiet der Arbeitsmarktregion Braun- 

schweig- Salzgitter erhält die Stadt Salzgitter 
für die Dauer des Sonderprogramms den Status 
eines A- Schwerpunktes (übergeordneter 

Schwerpunktort im Zonenrandgebiet). 

4. In der Arbeitsmarktregion Osnabrück mit den 
C-Schwerpunktorten Bramsche und Osnab- 
rück/Georgsmarienhütte wird die Investitions- 
zulage für die Dauer des Sonderprogramms 
gewährt. 


1) Diese Maßnahmen betreffen nur Hilfen für Investitionen zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der Eisen- und 
Stahlindustrie. 

2) Die Arbeitsmarktregion Dortmund wurde ab 1. Januar 1987 
durch Beschluß des Planungsausschusses vom 4. Juli 1986 in 
das Normalfördergebiet aufgenommen. 
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5. In zwei Schwerpunktorten i) der „Mittleren 
Oberpfalz" (Arbeitsmarktregionen Amberg 
und Schwandorf) außerhalb des Zonenrandge- 
biets werden die im 11, Rahmenplan ausge- 
wiesenen Förderhöchstsätze für die Dauer ei- 
nes Sonderproqramms um 5% -Punkte er- 
höht. 

6. Der Planungsausschuß hat folgende Gleichbe- 
handlungserklärungen abgegeben: 

Arbeitsmarktregionen, die nicht Fördergebiete 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sind und in de- 
nen künftig durch gegenwärtig nicht abseh- 
bare Anpassungsentscheidungen von Stahlun- 
ternehmen die gleichen Auswirkungen — ge- 
messen an diesem Sonderprogramm zugrun- 
deliegenden Kriterien — eintreten, werden 
dann gleich behandelt. 

7. Für dieses Sonderprogramm gelten, soweit es 
nicht etwas anderes bestimmt, die Regelungen 
des Rahmenplans. 

Die im Abschnitt II 1 und II 4 genannten Arbeits- 
marktregionen umfassen folgende kreisfreien 
Städte und Landkreise: 


a) kreisfreie Stadt Duisburg 
kreisfreie Stadt Oberhausen 
kreisfreie Stadt Bochum 
kreisfreie Stadt Dortmund 
Landkreis Unna 

aus dem Landkreis Coesfeld die Gemeinden 
Lüdinghausen, Olfen und Nordkirchen 

aus dem Ennepe-Ruhr-Kreis die Städte Hattin- 
gen und Witten 

b) kreisfreie Stadt Osnabrück 

aus dem Landkreis Osnabrück die Samtge- 
meinden Bersenbrück und Neuenkirchen so- 
wie die Gemeinden Bad Essen, Bohmte, Bram- 
sche (Stadt), Ostercappeln, Wallenhorst und 
die Stadt Georgsmarienhütte. 

III. Durch Beschlüsse des Planungsausschusses vom 

2. Juli 1987 und 14. April 1988 sind diese Maß- 
nahmen verlängert und ergänzt worden. Diese 
Beschlüsse werden im einzelnen in Anhang HD 
und F des Rahmenplans dargestellt. 


B. Ergänzung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur"' (Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der 
Schiffbau- sowie der Eisen- und Stahlindustrie der Arbeitsmarktregion Bremen) 


Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat mit seinen Beschlüssen vom 14. Oktober und 
29. November 1983 gemäß § 1 Abs. 2 Nr, 2 GRW für 
die Zeit vom 1. Januar 1984 bis 31. Dezember 1987 
folgendes Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatz- 
arbeitsplätzen außerhalb der Schiffbau- sowie der Ei- 
sen- und Stahlindustrie in der Arbeitsmarktregion 
Bremen beschlossen. 

1 . Mit diesem Programm sollen im Gebiet der Arbeits- 
marktregion Bremen 2) die schwerwiegenden sek- 
toralen Anpassungsprozesse im Schiffbau und in 
der Stahlindustrie regionalpolitisch flankiert wer- 


1) Amberg-Sulzbach-Rosenberg mit dem Mitort Kümmers- 

bruck, Burglengenfeld mit den Mitorten Maxhütte-Haidhof 

und Teubhtz. 

2) Die Arbeitsmarktregion Bremen umfaßt folgende kreisfreie 

Städte und Landkreise: 

a) Bremen (Stadt) ohne die stadtbremischen Gebiete in Bre- 
merhaven 

b) kreisfreie Stadt Delmenhorst 

c) aus dem Landkreis Diepholz die Gemeinden Stuhr und 
Weyhe 

d) aus dem Landkreis Oldenburg/Oldb. die Gemeinde Gan- 
derkesee 

e) aus dem Landkreis Osterholz die Gemeinden Grasberg, 
Lilienthal, Ritterhude und Schwanwede 

f) aus dem Landkreis Verden die Stadt Achim die Samtge- 
meinde Thedinghausen die Gemeinden Ottersberg (Flek- 
ken) und Oyten 

g) aus dem Landkreis Wesermarsch die Gemeinden Berne 
und Lemwerder 


den. Das Programm zielt darauf ab, außerhalb der 
krisenbedrohten Sektoren (Schiffbau-, Eisen- und 
Stahlindustrie) durch Setzung von Investitionsan- 
reizen für die gewerbliche Wirtschaft Ersatzar- 
beitsplätze zu schaffen und die wirtschaftliche Ent- 
wicklung hemmende Engpässe im Bereich der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur zu beseitigen. 

2. Die Arbeitsmarktregion Bremen wird für die Dauer 
der Laufzeit dieses Sonderprogramms in die Förde- 
rung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" auf genom- 
men. Die Städte Bremen und Delmenhorst werden 
als C-Schwerpunktorte anerkannt. 

3. Im Gebiet der Arbeitsmarktregion Bremen wird ab 
1. Januar 1984 die Investitionszulage nach § 1 
Abs. 1 Investitionszulagengesetz in Höhe von 
8,75 % für Investitionen außerhalb der Schiffbau- 
sowie der Eisen- und Stahlindustrie, mit denen 
nach dem 14. Oktober 1983 begonnen wird, ge- 
währt. 

4. Der Bund stellt für dieses Sonderprogramm Haus- 
haltsmittel in Höhe von 80 Mio. DM zur Verfü- 
gung. Das Land Bremen stellt zusätzlich Mittel in 
gleicher Höhe bereit, 

5. Die Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe 
stehen zur Verbesserung der wirtschaftsnahen In- 
frastruktur zur Verfügung. 
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Die Haushaltsmittel werden getrennt abgerech- 
net. 

Die Zahlungsverpflichtungen des Bundes und des 
Landes Bremen stehen unter dem Vorbehalt, daß 
sämthche haushaltsrechtlich notwendigen Er- 
mächtigungen im Bund und im Land Bremen erteilt 
werden. 


6. Für dieses Sonderprogramm gelten, soweit es 
nichts anderes bestimmt, die Regelungen des Rah- 
menplans. 

Das Sonderprogramm Bremen wurde durch Beschluß 
des Planungsausschusses vom 29. Januar 1990 bis 
zum 31. Dezember 1990 verlängert (siehe auch An- 
hang 11 G des Rahmenplans). 


C. Ergänzung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (Maßnahmen zur Schaffung von Ersatzarbeitsblätzen außerhalb der 
Schiffbauindustrie in Werftregionen) 


Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 GRW für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1987 bis 31. Dezember 1989 folgende Maßnah- 
men zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außer- 
halb der Schiffbauindustrie beschlossen: 

1. Das ursprünglich bis 31. Dezember 1987 befri- 
stete „Sonderprogramm zur Schaffung von Er- 
satzarbeitsplätzen außerhalb der Schiffbau- so- 
wie der Eisen- und Stahlindustrie in der Arbeits- 
marktregion Bremen" vom 14. Oktober und 
29. November 1983 wird bis zum 31. Dezember 
1989 verlängert. Der Bund stellt für die Verlänge- 
rung des Sonderprogramms in den Jahren 1988 
und 1989 jeweils 20 Mio. DM zur Verfügung. Das 
Land Bremen stellt hierfür zusätzlich Mittel in 
gleicher Höhe bereit. Anträge auf Investitionszu- 
lage und Investitionszuschüsse dürfen nur ge- 
währt werden, wenn der Antrag bis zum 31. De- 
zember 1989 bei den zuständigen Stellen gestellt 
worden ist. 

Im übrigen gelten die Regelungen dieses Sonder- 
programms weiter. 

2. Für die vom Anpassungsprozeß der Schiffbauin- 
dustrie besonders betroffenen Regionen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" in den Ländern Schles- 
wig-Holstein und Niedersachsen werden zusätz- 
liche Haushaltsmittel vorrangig zur Schaffung 
von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der Schiff- 
bauindustrie bereitgestellt. 

Schleswig-Holstein erhält für die Arbeitsmarktre- 
gionen Flensburg-Schleswig, Kiel-Neumünster, 
Lübeck, Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, 
Heide-Meldorf und Itzehoe in den Jahren 1987 


bis 1989 zusätzliche Bundesmittel in Höhe von 
insgesamt 50 Mio. DM. 

Niedersachsen erhält für die Arbeitsmarktregio- 
nen Cuxhaven, Stade/Bremervörde, Unterweser, 
Wilhelmshaven, Oldenburg und Emden/Leer in 
den Jahren 1987 bis 1989 zusätzliche Bundesmit- 
tel in Höhe von insgesamt 30 Mio. DM. 

Beide Länder stellen Mittel in gleicher Höhe be- 
reit. 

2.1. Die Haushaltsmittel werden getrennt abgerech- 
net. 

2.2. Für die Verwendung dieser Mittel gelten die Re- 
gelungen des Rahmenplans. 

3. Die Zahlungsverpflichtungen des Bundes und 
der Länder Bremen, Schleswig-Holstein und Nie- 
dersachsen stehen unter dem Vorbehalt, daß 
sämtliche haushaltsrechtlich notwendigen Er- 
mächtigungen in Bund und in den Ländern erteilt 
werden. 

4. Der Planungsausschuß gibt folgende Gleichbe- 
handlungserklärung ab: 

Arbeitsmarktregionen mit vergleichbarer Lage, 
in denen durch Anpassungsmaßnahmen in domi- 
nierenden Sektoren gravierende nachhaltige re- 
gionalwirtschaftliche Auswirkungen eintreten, 
werden gleich behandelt. 

Durch Beschluß des Planungsausschusses vom 2. Juli 
1987 können die den Ländern Bremen und Nieder- 
sachsen gewährten zusätzlichen Haushaltsmittel auch 
in den Arbeitsmarktregionen Bremerhaven, Osna- 
brück, Braunschweig-Salzgitter und Nordhorn einge- 
setzt werden. 
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D. Ergänzung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (Maßnahmen zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb von 
Sektoren, die in besonderem Maße vom Strukturwandel betroffen sind) 


Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 GRW für die Zeit vom 1 . Ja- 
nuar 1988 bis 31. Dezember 1990 folgende Maßnah- 
men zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außer- 
halb von Sektoren, die in besonderem Maße vom 
Strukturwandel betroffen sind, beschlossen: 

1. Für die vom Anpassungsprozeß im Montanbereich 
und in der Schuhindustrie besonders belasteten 
Arbeitsmarktregionen Dortmund, Duisburg-Ober- 
hausen, Bochum, Amberg, Schwandorf, Saarbrük- 
ken, Pirmasens und den von der Anpassung der 
Schuhindustrie betroffenen Teil der Arbeitsmarkt- 
region Landau i) werden für die Jahre 1988 bis 1990 
zusätzhche Bundesmittel in Höhe von insgesamt 
180 Mio. DM zur Förderung von wirtschaftsnahen 
Infrastrukturinvestitionen und von Ersatzarbeits- 
plätzen außerhalb der Montan- bzw. Schuhindu- 
strie zur Verfügung gestellt. 

Die zusätzlichen Bundesmittel in Höhe von insge- 
samt 180 Mio. DM für die Jahre 1988 bis 1990 wer- 
den folgendermaßen aufgeteilt: 

Nordrhein-Westfalen erhält für die Arbeits- 
marktregionen Dortmund, Duisburg-Oberhau- 
sen und Bochum insgesamt 90 Mio. DM, 

— Saarland erhält für die Arbeitsmarktregion 
Saarbrücken insgesamt 45 Mio. DM, 

— Bayern erhält für die Arbeitsmarktregionen 
Amberg und Schwandorf insgesamt 
22,5 Mio. DM, 


1) 1. Kreisfreie Stadt Landau 

2. Aus Landkreis Südliche Weinstraße 

a) aus VG Annweiler a. Trifels die Gemeinden Alberswei- 
ler, Stadt Annweüer a. Trifels, Dernbach, Eußerthal, 
Ramberg, Rinnthal 

b) aus VG Bad Bergzabern die Gemeinden Bad Bergza- 
bern, Birkenhördt, Böllenborn, Dörrenbach, Gleiszel- 
len-Gleishorbach, Khngenmünster, Oberotterbach, 
Oberschlettenbach, Pleisweiler-Oberhofen, Schwei- 
gen-Rechtenbach, Vorderweidenthal 

c) VG Maikammer 

d) aus VG Edenkoben die Gemeinden Burrweiler, Eden- 
koben, Gleisweiler, Hainfeld, Rhodt unter Rietburg, 
Venningen, Weyher in der Pfalz 

e) aus VG Herxheim die Gemeinden Herxheim 
b. Landau, Insheim, Rohrbach, Birkweiler, Frankwei- 
ler, Leinsweiler, Ranschbach, Siebeldingen 

f) aus VG Offenbach/Queich die Gemeinden Bomheim, 
Offenbach a. d. Queich. 


— Rheinland-Pfalz erhält für die Arbeitsmarktre- 
gion Pirmasens und den von der Anpassung der 
Schuhindustrie betroffenen Teil der Arbeits- 
marktregion Landau insgesamt 22,5 Mio. DM. 

Diese Länder stellen Haushaltsmittel in gleicher 
Höhe bereit, so daß zur Rankierung des sektora- 
len Strukturwandels in diesen Regionen in den 
Jahren 1988 bis 1990 Haushaltsmittel in Höhe von 
insgesamt 360 Mio. DM eingesetzt werden kön- 
nen. 

Die Haushaltsmittel werden getrennt abgerech- 
net. 

Für die Verwendung dieser Mittel gelten die Re- 
gelungen des Rahmenplans. 

Die Zahlungsverpflichtungen des Bundes und der 
Länder Nordrhein-Westfalen, Saarland, Bayern 
und Rheinland- Pfalz stehen unter dem Vorbehalt, 
daß sämtliche haushaltsrechthch notwendigen Er- 
mächtigungen in Bund und in den jeweiligen 
Ländern erteilt werden. 

2. In den Arbeitsmarktregionen Duisburg-Oberhau- 
sen, Bochum, Osnabrück, Braunschweig- Salzgit- 
ter, Amberg und Schwandorf wird das mit Be- 
schluß vom 4. Juli 1986 bis zum 31. Dezember 
1987 verlängerte Stahlstandorteprogramm bis 
zum 31. Dezember 1990 fortgesetzt. 

In der Arbeitsmarktregion Bochum wird die Ge- 
meinde Hattingen zusätzlich als Schwerpunktort 
mit einem Förderhöchstsatz von 15 % anerkannt. 
In den nicht zum Normalfördergebiet zählenden 
Arbeitsmarktregionen Duisburg-Oberhausen, Bo- 
chum und Osnabrück können die jeweiligen Län- 
der auch Haushaltsmittel aus ihrem Normalansatz 
an der Gemeinschaftsaufgabe einsetzen. 

3. Der Beschluß des Planungsausschusses vom 
5. November 1986 (Teil VI des 16. Rahmenplans) 
wird in der Weise ergänzt, daß die den Ländern 
Bremen und Niedersachsen gewährten zusätzh- 
chen Haushaltsmittel in Höhe von insgesamt 
40 Mio. DM bzw. 30 Mio. DM auch in den Ar- 
beitsmarktregionen Bremerhaven, Osnabrück, 
Braunschweig- Salzgitter und Nordhorn einge- 
setzt werden können. 
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E. Ergänzung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (Maßnahmen zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen in den 
Arbeitsmarktregionen Aachen und Jülich) 


Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat am 14. Januar 1988 gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 GRW 
für die Zeit vom 1. Januar 1988 bis 31. Dezember 1991 
folgende Maßnahmen zur Schaffung von Ersatzar- 
beitsplätzen außerhalb des Steinkohlenbergbaus in 
den Arbeitsmarktregionen Aachen und Jülich be- 
schlossen: 

1. Diese Maßnahmen sollen die in der Kohlerunde am 
11. Dezember 1987 vereinbarte Stülegung der Ze- 
che Emil Mayrisch im Laufe des Jahres 1992 in den 
Arbeitsmarktregionen Aachen/Jühch regional 
flankieren. Die Schheßung der Zeche ist wegen der 
Erschöpfung der wirtschaftlich abbauwürdigen 
Kohlevorräte erforderlich. Durch Gewährung von 
Investitionshilfen an die gewerbhche Wirtschaft 
außerhalb des Steinkohlebergbaues und von Zu- 
schüssen zu wirtschaftsnahen kommunalen Infra- 
strukturinvestitionen soll die Schaffung von Ersatz- 
arbeitsplätzen sowie der Ausbau der Infrastruktur 
zur Verbesserung der Wettbewerbssituation der 
Regionen erleichtert werden. 

2. Die Arbeitsmarktregionen Aachen und Jülich wer- 
den für die Laufzeit der Maßnahmen vom 1. Januar 
1988 bis 31. Dezember 1991 in die Förderung der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" auf genommen. 

Die Gemeinde Alsdorf (mit Mitort Aldenhoven und 
Baesweiler) wird als B- Schwerpunktort aner- 
kannt. 

Die Gemeinden 

— Aachen (mit Mitort Würselen und Herzogen- 
rath) 

— Eschweiler (mit Mitort Industrie- und Gewerbe- 
gebiet Stolberg) 

— Jülich 

werden als C- Schwerpunkt orte ausgewiesen. 

3. Zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb 
des Steinkohlenbergbaues wird in den Arbeits- 
marktregionen Aachen und Jülich die regionale 
Investitionszulage nach § 1 Abs. 1 Investitionszula- 
gengesetz in Höhe von 8,75 % der förderfähigen 
Investitionskosten gewährt, soweit mit den Investi- 
tionsvorhaben nach dem 14. Januar 1988 begon- 
nen worden ist^). 

Außerdem können für diesen Zweck Zuschüsse 
aus Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe 
zu Investitionen der gewerbhchen Wirtschaft bis zu 
den im Rahmenplan festgelegten Förderhöchstsät- 
zen gewährt werden. 


1) Die Bundesregierung geht davon aus, daß aufgrund des 
„Steuerreformgesetzes 1990" das Investitionszulagengesetz 
auslaufen wird. 


Neben Investitionshüfen zur Schaffung von Ersatz- 
arbeitsplätzen können auch Zuschüsse zu wirt- 
schaftsnahen kommunalen Infrastrukturinvestitio- 
nen aus Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe gewährt werden. 

Die Mittel sollen in erster Linie für die Förderung 
der Schaffung neuer zukunftssicherer Arbeits- 
plätze in der Region, erst in zweiter Linie für den 
Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur einge- 
setzt werden. 

4. Für Zuschüsse zu gewerbhchen Investitionen zur 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen und zu wirt- 
schaftsnahen kommunalen Infrastrukturinvestitio- 
nen stellt der Bund insgesamt Haushaltsmittel in 
Höhe von bis zu 100 Mio. DM zur Verfügung, die in 
den Jahren 1989 bis 1992 mit bis zu jährhch 
25 Mio. DM fälhg werden. 

Das Land Nordrhein-Westfalen stellt Komplemen- 
tärmittel in gleicher Höhe bereit. Das Land Nord- 
rhein-Westfalen ist berechtigt, bereits im Jahre 
1988 Ausgabemittel des Bundes durch Landesmit- 
tel vorzufinanzieren. Damit stehen für die regional- 
politische Flankierung der Strukturanpassung in 
den Arbeitsmarktregionen Aachen und Jülich in 
den Jahren 1989 bis 1992 Haushaltsmittel in Höhe 
von insgesamt 200 Mio. DM (Bund und Land) zur 
Verfügung. 

In den Arbeitsmarktregionen Aachen und Jühch 
kann das Land Nordrhein-Westfalen für die Lauf- 
zeit der Maßnahmen auch Haushaltsmittel aus sei- 
nem Normalansatz an der Gemeinschaftsaufgabe 
einsetzen. 

Die Haushaltsmittel werden getrennt abgerechnet. 
Die Zahlungsverpflichtungen des Bundes und des 
Landes Nordrhein-Westfalen stehen unter dem 
Vorbehalt, daß sämthche haushaltsrechüich not- 
wendigen Ermächtigungen im Bund und im Land 
Nordrhein-Westfalen erteilt werden. 

Das Land Nordrhein-Westfalen berichtet dem Pla- 
nungsausschuß bis zum 30. April eines jeden Jah- 
res über die Durchführung der Maßnahmen im je- 
weihgen Vorjahr. 

5. Investitionszuschüsse dürfen nur gewährt werden, 
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1991 bei 
den zuständigen Stellen gestellt worden ist. 

Für die Maßnahmen gelten, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, die Regelungen des Rahmenplans. 

6. Die Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. 
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F. Ergänzung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur"' (Maßnahmen zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen außerhalb der 
Montanindustrie in Regionen, die in besonderem Maße vom Strukturwandel betroffen sind). 


Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
hat am 14. April 1988 gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 GRW für 
die Zeit vom 1. Januar 1988 bis zum 31. Dezember 
1991 folgendes Sonderprogramm zur Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen außerhalb der Montanindustrie 
in Regionen, die in besonderem Maße vom Struktur- 
wandel betroffen sind, beschlossen: 

1. Das Programm umfaßt die Arbeitsmarktregionen 
Amberg, Schwandorf, Osnabrück (teilweise) i), 
Braunschweig-Salzgitter, Dortmund-Lüdinghau- 
sen, Duisburg-Oberhausen, Bochum, Gelsenkir- 
chen, Recklinghausen, Wesel-Moers, Hamm-Bek- 
kum (teilweise) ^) und Saarbrücken. 

Die Arbeitsmarktregion Wesel-Moers und die be- 
günstigten Teile der Arbeitsmarktregion Hamm- 
Beckum sowie die Gemeinden Belm, Bissendorf 
und Hagen a. T. W. der Arbeitsmarktregion Os- 
nabrück werden für die Laufzeit des Programms 
vom 1. Januar 1988 bis 31. Dezember 1991 in die 
Förderung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" neu auf- 
genommen. 

2. Für die o. g. Arbeitsmarktregionen werden zusätz- 
liche Bundesmittel in Höhe von insgesamt 500 Mio. 
DM zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen au- 
ßerhalb der Montanindustrie und zur Förderung 
der kommunalen wirtschaftsnahen Infrastruktur 
zur Verfügung gestellt. 

Die zusätzlichen Bundesmittel in Höhe von 
500 Mio. DM werden folgendermaßen auf die be- 
günstigten Länder auf ge teilt: 

— Bayern erhält für die Arbeitsmarktregionen 
Amberg und Schwandorf insgesamt 
10 Mio. DM, 

— Niedersachsen erhält für die Arbeitsmarktre- 
gion Braunschweig-Salzgitter und die begün- 
stigten Teile der Arbeitsmarktregion Osna- 
brück insgesamt 25 Mio. DM, 

— Nordrhein-Westfalen erhält für die Arbeits- 
marktregionen Dortmund-Lüdinghausen, Duis- 
burg-Oberhausen, Bochum, Gelsenkirchen, 
Recklinghausen, Wesel-Moers sowie für die 
begünstigten Teile der Arbeitsmarktregion 
Hamm-Beckum insgesamt 400 Mio. DM, 


9 Von der Arbeitsmarktregion Osnabrück: Die Gemeinden, die 
zum Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeitsplät- 
zen außerhalb der Eisen- und Stahlindustrie — Stahlstand- 
orteprogramm — gehören; und Belm, Bissendorf und Hagen 
a. T. W. 

Von der Arbeitsmarktregion Hamm-Beckum; die Städte 
Hamm und Ahlen. 


— das Saarland erhält für die Arbeitsmarktregion 
Saarbrücken insgesamt 65 Mio. DM. 

Im Nachtragshaushalt 1988 des Bundes werden 
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
500 Mio. DM eingestellt. Das bedeutet, daß in den 
Fördergebieten für geeignete Investitionen, die 
1988 beantragt werden, die Förderung beginnen 
kann. 

Die zusätzlichen Haushaltsmittel in Höhe von 
500 Mio. DM verteilen sich in gleichen Jahresbe- 
trägen auf die Jahre 1989 bis 1993. 

Die Länder stellen Komplementärmittel in gleicher 
Höhe bereit. Die Bundesländer sind berechtigt, all- 
fällig bereits im Jahre 1988 Ausgabemittel des Bun- 
des durch Landesmittel vorzufinanzieren. Damit 
stehen für die regionalpolitische Strukturanpas- 
sung in diesen Arbeitsmarktregionen Haushalts- 
mittel in Höhe von insgesamt 1 Mrd. DM (Bund 
und Länder) zur Verfügung. 

Soweit die durch dieses Sonderprogramm begün- 
stigten Arbeitsmarktregionen nicht zum Normal- 
fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe gehören, 
können die Länder für die Laufzeit des Programms 
dort auch Haushaltsmittel aus ihrem Normalansatz 
der Gemeinschaftsaufgabe einsetzen. 

Die Haushaltsmittel werden getrennt abgerechnet. 
Die Zahlungsverpflichtungen des Bundes und der 
Länder stehen unter dem Vorbehalt, daß sämtliche 
haushaltsrechtlich notwendigen Ermächtigungen 
im Bund und in den Ländern erteilt werden. 

3. Zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen außerhalb 
der Montanindustrie wird in den o. g. Arbeits- 
marktregionen die regionale Investitionszulage 
nach § 1 Abs. 1 Investitionszulagengesetz ge- 
währt. 2) 

Ergänzend können zur Schaffung von neuen Ar- 
beitsplätzen außerhalb der Montanindustrie Zu- 
schüsse aus Haushaltsmittel der Gemeinschafts- 
aufgabe für Investitionen der gewerblichen Wirt- 
schaft bis zu den im Rahmenplan festgelegten För- 
derhöchstsätzen gewährt werden. 

Außerdem können Zuschüsse zu kommunalen 
wirtschaftsnahen Infrastrukturinvestitionen nach 
den Regeln des Rahmenplans aus Haushaltsmitteln 
der Gemeinschaftsaufgabe gewährt werden. 

Investitionszuschüsse dürfen nur gewährt werden, 
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1991 bei 
den zuständigen Stellen gestellt worden ist. 


2) Die Bundesregierung geht davon aus, daß aufgrund des 
„Steuerreformgesetzes 1990" das Investitionszulagengesetz 
am 31. Dezember 1989 auslaufen wird. 
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In der Arbeitsmarktregion Wesel-Moers und in 
den begünstigten Teilen der Arbeitsmarktregion 
Hamm-Beckum sowie in den Gemeinden Belm, 
Bissendorf und Hagen a. T. W. der Arbeitsmarktre- 
gion Osnabrück werden die regionale Investitions- 
zulage und Zuschüsse aus den Haushaltsmitteln 
der Gemeinschaftsaufgabe zu Investitionen der ge- 
werblichen Wirtschaft nur gewährt, soweit mit den 
Investitionsvorhaben nach dem 14. April 1988 be- 
gonnen worden ist. Dieser Stichtag gilt auch für 
Zuschüsse zu kommunalen wirtschaftsnahen Infra- 
strukturmaßnahmen aus Haushaltsmitteln der Ge- 
meinschaftsaufgabe. 

Für dieses Sonderprogramm gelten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, die Regelungen des Rahmen- 
plans. 

4. Für die Laufzeit dieses Sonderprogramms werden 
in den folgenden Arbeitsmarktregionen die nach- 
stehenden Gemeinden neu als Schwerpunktorte 
bzw. Mitorte ausgewiesen: 

Dortmund- Lüdinghausen: Bergkamen wird Mitort 

zu Lünen 


Wesel-Moers: 


Hamm-Beckum: 


Bochum: 


Amberg: 


Saarbrücken: 


Moers wird B-Schwer- 
punktort, 

Dinslaken wird C- 
Schwerpunktort, 

Wesel wird C-Schwer- 
punktort 

Hamm wird B-Schwer- 
punktort, 

Ahlen wird C-Schwer- 
punktort 

Bochum und Witten 
werden für die Lauf- 
zeit dieses Sonderpro- 
gramms C-Schwer- 
punktorte 

Hirschau als neuer Mit- 
ort zu Amberg erhält 
auch eine um 5 %- 
Punkte erhöhte Förder- 
präferenz 

Großrosseln wird C- 
Schwerpunktort 


Für die Laufzeit dieses Sonderprogramm werden in 
den folgenden Arbeitsmarktregionen die Förder- 
präferenzen bestehender C- Schwerpunktorte auf- 
gestockt: 

Osnabrück: Osnabrück/Georgsmarienhütte 

wird B- Schwerpunktort 

Duisburg - 

Oberhausen: Duisburg und Oberhausen wer- 

den jeweils B -Schwerpunktorte 


Bochum: Hattingen wird B -Schwerpunkt- 

ort 


Gelsenkirchen: Gelsenkirchen wird B-Schwer- 
punktort 


Für die Laufzeit dieses Programms werden die in 
den B-Schwerpunktorten Amberg-Sulzbach-Ro- 
senberg mit dem Mitort Kümmersbruck (Arbeits- 
marktregion Amberg) und Burglengenfeld mit den 
Mitorten Maxhütte-Haidhof und Teublitz (Arbeits- 
marktregion Schwandorf) derzeit gültigen, um 
5 % -Punkte erhöhten Förderhöchstsätze beibehal- 
ten, bleibt Salzgitter A-Schwerpunktort und erhal- 
ten die B- Schwerpunktorte Auerbach und Schwan- 
dorf eine um 5 % -Punkte erhöhte Förderpräfe- 
renz. 


5. Die Länder legen regionale Aktionsprogramme 
entsprechend den Anforderungen des Rahmen- 
plans für die durch dieses Programm begünstigten 
Arbeitsmarktregionen vor, in denen die für diese 
Regionen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
insgesamt vorgesehenen Maßnahmen und Mittel 
dargestellt werden. 


6. Die Länder berichten dem Planungsausschuß bis 
zum 30. April eines jeden Jahres über die von der 
Gemeinschaftsaufgabe — in den durch dieses Son- 
derprogramm begünstigten Regionen — im jewei- 
ligen Vorjahr durchgeführten Maßnahmen. 

7. Das Sonderprogramm steht unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft. 
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G. Ergänzung des Rahmenplans der Qemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 

Wirtschaftsstruktur'* (Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der 
Schiffbau* sowie der Eisen- und Stahlindustrie der Arbeitsmarktregion Bremen). 


Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
hat gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 GRW am 29. Januar 1990 
folgenden Beschluß gefaßt: 

1. Das ursprünghch bis 31. Dezember 1987 befristete 
und bis zum 31. Dezember 1989 verlängerte „Son- 
derprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeitsplät- 
zen außerhalb der Schiffbau- sowie der Eisen- und 
Stahlindustrie in der AMR Bremen“ wird bis zum 
31. Dezember 1990 verlängert. 

2. Im Rahmen des Programms können Investitionszu- 
schüsse zur Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft und der wirtschaftsnahen Infrastruktur ge- 


währt werden. Die Länder Bremen und Nieder- 
sachsen werden die hierfür erforderüchen Haus- 
haltsmittel bereitstellen. Es gelten die Regelungen 
des Rahmenplans. 

Anträge auf Investitionszuschüsse sind bis zum 
31. Dezember 1990 zu stellen. 

3. Die Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der 
Zustimmung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. 


1) Genehmigt mit Schreiben der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften vom 12. Juni 1990. 
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Tabelle 1 


Verwendung der Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe in den Jahren 

1985 bis 1989 


Bundesländer 

gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 


in Mio. DM 

in % 

in Mio. DM 

in % 

in Mio. DM 

in % 

Schleswig-Holstein 

260,0 

52,9 



n 

100 

Niedersachsen 

729,0 

74,8 




100 

Bremen 

8,3 

4,3 

184,1 

95,7 

192,4 

100 

Nordrhein-Westfalen 

834,9 

72,5 

317,1 

27,5 

1 152,0 

100 

Hessen 

172,4 

70,1 

73,4 

29,9 

245,8 

100 

Rheinland-Pfalz 

239,1 

83,0 

48,9 

17,0 

288,0 

100 

Saarland 

209,1 

98,3 

3,7 

1,7 

212,8 

100 

Bayern 

414,1 

54,8 

341,8 

45,2 

755,9 

100 

Baden- Württemberg 

8,9 

58,2 

6,4 

41,8 

15,3 

100 

insgesamt 

2 875,8 

66,4 

1 452,6 

33,6 

4 328,4 

100 


Tabelle 2 


Verwendung der Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe in den Jahren 1985 bis 1989 
zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft 


Bundesländer 

Errichtung 

Erweiterung 

Umstellung/ 

Rationalisierung 

insgesamt 

in 

Mio. DM 

in % 

in 

Mio. DM 

in % 

in 

Mio. DM 

in % 

in 

Mio. DM 

in % 

Schleswig-Holstein 

73,4 

28,2 

181,8 

69,9 

4,8 

h9 

260,0 

100,0 

Niedersachsen 

196,8 

27,0 

464,2 

63,7 

68,0 

9,3 

729,0 

100,0 

Bremen 

2,9 

34,9 

5,4 

65,1 

— 

— 

8,3 

100,0 

Nordrhein-Westfalen 

253,4 

30,4 

534,3 

64,0 

47,2 

5,6 

834,9 

100,0 

Hessen 

48,9 

28,4 

113,9 

66,1 

9,6 

5,5 

172,4 

100,0 

Rheinland-Pfalz 

63,5 

26,6 

159,5 

66,7 

16,1 

6,7 

239,1 

100,0 

Saarland 

24,2 

11,6 

161,9 

77,4 

23,0 

11,0 

209,1 

100,0 

Bayern 

98,0 

23,7 

297,8 

71,9 

18,3 

4,4 

414,1 

100,0 

Baden- Württemberg 

4,9 

55,1 

4,0 

44,9 

— 

— 

8,9 

100,0 

insgesamt 

766,0 

26,6 

1 922,8 

66,9 

187,0 

6,5 

2 875,8 

100,0 
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Tabelle 3 


Ergebnisse der regionalen Wirtschaftsförderung im Zeitraum 1985 bis 1989 

Alle mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe und/oder Investitionszulage geförderte Vorhaben 
in den Bereichen Gewerbliche Wirtschaft und Infrastruktur 


Stadt/Landkreis 

Gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzli- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

1. Regionales Förderprogramm „Schleswig-Holstein" 






Dithmarschen 

357,6 

68 

669 

95 

18,5 

38,3 

16 

18,8 

Herzogtum Lauenburg 

308,7 

79 

1 113 

2 111 

17,9 

31,2 

21 

16,5 

Nordfriesland 

157,0 

88 

409 

475 

6,8 

45,3 

49 

22,9 

Ostholstein 

403,7 

149 

1 025 

1 389 

10,4 

57,5 

29 

23,7 

Pinneberg 









(Insel Helgoland) . . 

20,1 

16 

47 

13 

0,5 

24,3 

5 

14,4 

Plön 

125,7 

51 

285 

592 

4,6 

35,4 

25 

15,8 

Rendsburg- 









Eckernförde 

458,0 

74 

2 608 

1 890 

40,9 

44,0 

37 

16,6 

Schleswig-Flensburg . 

134,2 

66 

371 

1 196 

2,8 

28,1 

29 

14,9 

Segeberg 

714,4 

133 

2 814 

819 

18,2 

3,3 

6 

1,7 

St. Flensburg 

502,9 

54 

943 

2 944 

30,5 

21,2 

20 

12,9 

St. Kiel 

515,2 

92 

1 363 

6 357 

21,4 

66,2 

29 

26,6 

St. Lübeck 

798,8 

108 

1 796 

6 786 

48,4 

84,9 

35 

39,0 

St. Neumünster 

306,1 

50 

1 656 

1 671 

29,9 

6,1 

9 

3,4 

Steinburg 

156,4 

27 

666 

450 

3,6 

17,7 

10 

3,7 

Stormarn 

553,2 

91 

1 336 

1 889 

5,7 

0,3 

1 

0,1 

Summe 









Förderprogramm .... 

5 512,1 

1 146 

17 101 

28 677 

260,0 

503,8 

321 

231,3 

2. Regionales Förderprogramm „Niedersachsen" 






Ammerland 

231,9 

71 

877 

782 

7,8 

L6 

3 

0,7 

Aurich 

131,5 

75 

407 

93 

2,8 

30,1 

39 

16,8 

CeUe 

208,6 

30 

287 

804 

8,4 

— 

— 

- 

Cloppenburg 

237,2 

75 

1 296 

336 

12,5 ; 

7,7 

11 

3,8 

Cuxhaven 

117,5 

67 

587 

959 

5,4 

8,6 

18 

3,0 

Diepholz 

244,3 

97 

1 113 

241 

8,6 

12,6 

13 

5,5 

Emsland 

1 347,9 

165 

2 569 

2 641 

83,7 

- 

— 

— 

Friesland 

69,4 

42 

337 

423 

3,7 

11,3 

16 

5,8 

Gifhorn 

185,8 

44 

377 

415 

12,4 

4,4 

9 

2,7 

Göttingen 

722,0 

158 

2 018 

7 066 

51,1 

9,1 

4 

6,0 

Goslar 

595,4 

170 

1 468 

4 267 

27,0 

11,6 

24 

7,7 

Grafschaft Bentheim . 

258,1 

116 

1417 

3 004 

10,9 

8,4 

15 

4,8 

Hameln-Pyrmont .... 

20,0 

14 

350 

— 

0,6 

1,3 

3 

0,6 

Hannover 

13,5 

11 

57 

69 

0,4 

— 

- 

— 

Harburg 

0 

0 

0 

0 

0 

0,7 

1 

0,3 

Helmstedt 

242,6 

62 

934 

1 345 

14,6 

4,2 

6 

2,0 
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Gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 

Stadt/Landkreis 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzli- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Hildesheim 

849,7 

227 

2 709 

4 793 

32,9 

10,2 

14 

4,6 

Holzminden 

146,9 

46 

366 

1 506 

6,3 

1,6 

7 

0,6 

Leer 

220,8 

59 

876 

21 

16,1 

30,8 

25 

17,6 

Lüchow-Dannenberg . 

409,5 

46 

346 

1 760 

16,6 

43,7 

11 

20,6 

Lüneburg 

507,3 

173 

1 823 

1 810 

45,8 

5,8 

7 

1,8 

Nienburg Weser 

344,7 

32 

488 

89 

11,5 

2,8 

5 

1,4 

Northeim 

409,3 

119 

1 829 

7 852 

10,4 

14,8 

13 

9,8 

Oldenburg — Olden- 
bürg 

47,3 

40 

322 



1,2 

0,3 

5 

0,2 

Osnabrück 

419,4 

118 

1 819 

570 

8,1 

5,9 

8 

2,9 

Osterholz 

59,9 

23 

281 

— 

LO 

1,3 

1 

0,0 

Osterrode Harz 

649,0 

152 

1 408 

6 869 

44,1 

6,5 

10 

3,8 

Peine 

470,9 

88 


1 773 

38,9 

24,4 

7 

7,6 

Rotenburg Wümme . . 

187,2 

45 

426 

295 

4,4 

7,5 

9 

3,3 

Schaumburg 

388,0 

51 

971 

1 695 

15,6 

8,8 

6 

3,5 

Soltau-Fallingbostel . . 

263,6 

37 

316 

4 850 

17,6 

7,5 

6 

3,1 

St. Braunschweig .... 

1 233,0 

262 


11 768 

64,2 

16,2 

7 

11,2 

St. Delmenhorst 

62,5 

30 

386 

— 

— 

0,3 

1 

0,2 

St. Emden 

1 142,3 

22 


— 

0,8 

4,2 

1 

0,4 

St. Oldenburg 

223,9 

57 


- 

7,0 

1,3 

3 

0,6 

St. Osnabrück 

512,6 

107 

1 168 

— 

8,9 

4,1 

3 

2,1 

St. Salzgitter 

525,3 

62 

3 191 

9 298 

31,5 

18,0 

5 

10,2 

St. Wilhelmshaven . . . 

317,9 

45 

982 

3 606 

25,2 

2,5 

30 

1,2 

St. Wolfsburg 

60,6 

27 

511 

173 

LO 

2,9 

1 

1,7 

Stade 

1 150,5 

12 


— 

24,0 

— 

— 

— 

Uelzen 

127,1 

84 

591 

472 

11,9 

10,3 

9 

2,9 

Vechta 

387,3 

99 

1 637 

70 

14,6 

10,4 

15 

4,8 

Verden 

142,3 

29 

551 

— 

2,7 

6,4 

3 

1,9 

Wesermarsch 

195,0 

24 

417 

342 

10,4 

11,1 

5 

4,6 

Wittmund 

31,5 

45 

112 

— 

0,1 

28,7 

19 

14,7 

Wolfenbüttel 

165,3 

46 

392 

4 596 

2,2 

0,9 

1 

0,5 

Summe 

Förderprogramm .... 

16 276,4 

3 404 

44 943 

86 653 

725,1 

476,3 

409 

245,9 

3. Regionales Förderprogramm „Bremen“ 







St. Bremen 

3 014,5 

336 

9 292 

— 

0,2 

182,7 

68 

148,3 

St. Bremerhaven 

158,6 

74 

1 185 

9 

8,2 

47,9 

25 

35,8 

Summe 

Förderprogramm .... 

3 173,1 

410 

10 477 

9 

8,4 1 

230,6 

93 

184,1 

4. Regionales Förderprogramm „Nordrhein-Westfalen 

iä 

i 





Aachen 

606,5 

59 

1 580 

1 300 

42,3 

50,0 

6 

37,5 

Borken 

1 783,7 

418 

4 133 

8 

46,5 ' 

4,0 

6 

2,4 

Coesfeld 

145,0 

66 

606 

123 

5,4 

- 

- 

- 
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Stadt/Landkreis 

Gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzh- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

BewiUigte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Düren 

199,9 

21 

802 

89 

12,0 

20,3 

1 

16,2 

Ennepe-Ruhr-Kreis . . 

428,0 

81 

1 556 

— 

6,3 

118,9 

4 

14,6 

Euskirchen 

645,6 

89 

1 149 

257 

45,3 

— 

— 

— 

Heinsberg 

198,7 

86 

955 

— 

11,3 

1,8 

2 

0,9 

Hochsauerlandkreis . . 

561,7 

126 

1 344 

8 

21,7 

— 

— 

- 

Hoexter 

149,6 

51 

439 

40 

5,7 

— 

— 

- 

Kleve 

356,4 

73 

1 131 

— 

31,3 

23,0 

3 

11,7 

Lippe 

422,7 

113 

1 400 

13 

21,1 

4,6 

2 

2,5 

Neuss 

16,5 

6 

115 

15 

0,5 

- 

— 

— 

Oberbergischer Kreis . 

0 

0 

0 

0 

0 

— 

— 

— 

Recklinghausen 

1 356,9 

154 

3 230 

85 

50,0 

7,7 

4 

6,0 

Siegen- Wittgenstein . 

0 

0 

0 

0 

0 

— 

— 

— 

Soest 

294,5 

75 

954 

20 

13,4 

2,5 

2 

1,2 

St. Aachen 

1 238,1 

62 

1 556 

— 

77,9 

— 

— 

— 

St, Bochum 

673,4 

92 

1 992 

— 

27,5 


— 

- 

St, Bottrop 

148,9 

44 

502 

— 

12,7 

— 

— 

— 

St. Dortmund 

1 092,2 

247 

4 124 

232 

84,2 

69,1 

4 

49,8 

St, Duisburg 

892,5 

91 

1 903 

- 

18,8 

326,9 

12 

135,7 

St. Gelsenkirchen .... 

542,9 

61 

1 160 

935 

33,8 

0,7 

2 

0,6 

St. Hamm 

171,3 

27 

340 

— 

6,7 

13,1 

1 

6,1 

St. Herne 

556,1 

45 

1 058 

746 

36,6 

2,2 

1 

1,4 

St. Mönchengladbach 

1 042,3 

202 

3 349 

— 

87,4 

— 

— 

- 

St. Oberhausen 

177,0 

50 

997 

— 

8,4 

— 

— 

- 

Steinfurt 

418,1 

184 

2 454 

147 

24,4 

3,4 

3 

0,8 

Unna 

1451,7 

154 

4 963 

— 

53,1 

35,6 

9 

17,5 

Viersen 

438,4 

138 

2 247 

— 

17,6 

— 

— 

— 

Warendorf 

41,7 ^ 

14 

225 

— 

1,9 

6,3 

1 

3,1 

Wesel 

601,8 

75 

1 128 

404 

26,5 

13,4 

4 

9,1 

Summe 









Förderprogramm .... 

16 652,3 

2 904 

47 392 

4 422 

830,6 

703,5 

67 

317,1 

5. Regionales Förderprogramm „Hessen" 







Fulda 

818,9 

204 

1 799 

9711 

32,5 

15,1 

26 

9,7 

Her sfeld- Rotenburg . . 

439,0 

117 

1 894 

3 696 

17,1 

10,1 

16 

6,0 

Kassel 

249,3 

124 

2 141 

2 381 

8,8 

18,6 

25 

11,1 

Limburg-Weilburg . . . 

341,9 

94 

1 429 

313 

14,3 

5,9 

21 

2,9 

Main-Kinzig-Kreis . . . 

301,3 

96 

1 756 

1 055 

10,6 

10,6 

9 

5,2 

Marburg-Biedenkopf . 

159,1 

15 

183 

128 

2,0 

12,5 

1 

1,8 

Rheingau-Taunus .... 

0 

0 

0 

0 

0 

— 

— 

— 

Schwalm-Eder-Kreis . 

613,6 

95 

1 236 

1 136 

6,8 

8,2 

10 

4,7 

St. Kassel 

854,2 

146 

1 490 

4 909 

27,4 

7,8 

16 

4,6 

Vogelsbergkreis 

286,2 

116 

906 

3 286 

11,4 

17,3 

13 

5,6 

Waldeck-Frankenberg 

278,2 

79 

533 

1 714 

7,2 

25,1 

15 

14,2 

Werra-Meissner-Kreis 

508,5 

136 

1 631 

4 729 

29,0 

11,2 

14 

7,3 

Wetteraukreis 

207,7 

26 

501 

287 

4,6 

0,8 

2 

0,3 

Summe 









Förderprogramm .... 

5 057,8 

1 250 

15 499 

33 345 

171,9 

143,2 

168 

73,4 


132 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7501 



Gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur 

Stadt/Landkreis 

Investi- 

tionsvolu- 

men 

in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzli- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 

tionsvolu- 

men 

in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

6. Regionales Förderprogramm „Rheinland-Pfalz" 






Ahrweiler 

44,4 

11 

124 

— 

1,7 

— 

— 

— 

Altenkirchen 

26,0 

18 

113 

110 

0,5 

1,0 

1 

0,5 

Alzey-Worms 

196,9 

14 

278 

— 

2,7 

1,3 

1 

0,7 

Bad Dürkheim 

0 

0 

0 

0 

0 

- 

— 

— 

Bad Kreuznach 

371,3 

51 

813 

107 

11,5 

2,6 

5 

1,0 

Bernkastel-Witüich . . 

467,0 

113 

1 574 

1 038 

22,3 

0,2 

1 

0,0 

Birkenfeld 

139,2 

70 

430 

130 

6,3 

10,1 

4 

5,2 

Bitburg-Prüm 

265,6 

56 

623 

354 

20,1 

4,6 

2 

2,8 

Cochem-Zell 

150,4 

53 

382 

49 

3,3 

0,2 

1 

0,1 

Daun 

199,3 

48 

493 

— 

3,5 

3,5 

4 

1,9 

Donnersbergkreis .... 

160,6 

24 

539 

3 

6,2 

0,4 

1 

0,3 

Kaiserslautem 

100,5 

32 

428 

650 

4,2 

3,1 

3 

1,0 

Kusel 

144,6 

18 

574 

— 

7,8 

0,2 

1 

0,1 

Mainz-Bingen 

0 

0 

0 

0 

0 

0,1 

1 

0,0 

Mayen-Koblenz 

167,9 

46 

579 

2 

7,4 

4,7 

4 

2,8 

Neuwied 

0 

0 

0 

0 

0 

3,0 

1 

1,8 

Pirmasens 

118,8 

55 

730 

367 

3,6 

1,8 

6 

1,1 

Rhein-Hunsrück-Kreis 

202,4 

63 

641 

— 

6,5 

10,4 

5 

5,6 

Rhein-Lahn-Kreis .... 

134,0 

41 

537 

167 

5,4 

— 

— 

— 

St. Kaiserslautem .... 

290,1 

32 

648 

472 

18,0 

4,9 

5 

2,8 

St. Landau Pfalz 

163,9 

39 

663 

— 

15,9 

1,0 

4 

0,2 

St. Pirmasens 

201,2 

61 

603 

703 

18,5 

17,4 

6 

11,0 

St. Trier 

545,9 

70 

978 

2 

28,0 

4,4 

8 

1,8 

St. Worms 

524,3 

38 

976 

625 

15,2 

4,7 

6 

3,2 

St. Zweibrücken 

74,6 

16 

203 

550 

6,5 

1,7 

2 

1,0 

Südliche Weinstraße . 

161,3 

68 

392 

602 

8,0 

2,9 

6 

1,7 

Trier-Saarburg 

134,0 

66 

435 

16 

8,8 

0,8 

2 

0,4 

Westerwaldkreis 

129,7 

72 

974 

50 

3,7 

3,2 

4 

1,9 

Summe 

Förderprogramm .... 

5 114,0 

1 175 

14 744 

5 997 

235,7 

88,2 

84 

48,9 

7. Regionales Förderprogramm „Saarland" 







Merzig-Wadem 

244,6 

55 

500 

1 780 

5,8 

1,2 

6 

0,9 

Neunkirchen 

677,0 

77 

1453 

536 

46,9 

3,1 

2 

2,1 

Saar-Pfalz-Kreis 

586,3 

133 

2 972 

27 

19,0 

— 

- 

— 

Saar Louis 

961,3 

88 

1 192 

7 851 

20,9 

— 

— 

— 

Sankt Wendel 

Stadtverband Saar- 

292,0 

56 

949 

331 

14,5 

0,3 

1 

0,3 

brücken 

1 570,8 

215 

4 453 

1 109 

102,0 

0,6 

1 

0,4 

Summe 

Förderprogramm .... 

4 331,9 

624 

11 519 

11 634 

209,1 

5,2 

10 

3,7 

8. Regionales Förderprogramm „Bayern" 







Aichach-Friedberg . . . 

19,7 

7 

56 

— 

- 

4,3 

3 

2,3 

Amberg-Sulzbach . . . 

536,3 

71 

2 179 

3 419 

33,6 

14,9 

4 

8,8 

Ansbach 

883,6 

124 

1 950 

— 

6,2 

25,7 

23 

12,8 
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Gewerbliche Wirtschaft 


Infrastruktur 


Stadt/Landkreis 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzli- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Aschaffenburg 

0 

0 

0 

0 

0 

0,3 

1 

0,1 

Bad Kissingen 

153,9 

63 

607 

3 489 

- 

10,4 

13 

3,8 

Bad Tölz-Wolfrats- 
hausen 

17,9 

18 

100 





8,4 

8 

4,2 

Bamberg 

189,8 

60 

426 

3 410 

0,3 

0,6 

1 

0,5 

Bayreuth 

186,2 

102 

1 123 

3 683 

0,2 

5,0 

11 

2,0 

Berchtesgadener 

Land 

35,7 

13 

152 





0,3 

1 

0,1 

Cham 

481,9 

208 

1 571 

4 200 

10,7 

29,4 

46 

17,1 

Coburg 

713,5 

181 

1 491 

8 076 

21,8 

32,8 

41 

20,4 

Deggendorf 

1 146,6 

162 

1 926 

5 597 

38,2 

8,3 

8 

5,5 

Dillingen a. d. Donau 

78,6 

8 

290 

- 

- 

- 

- 

- 

Dingolfing-Landau . . . 

1 785,8 

32 

3 629 

- 

2,3 

- 

- 

- 

Donau-Ries 

226,9 

55 

847 

— 

0,2 

8,1 

9 

4,4 

Eichstätt 

70,5 

44 

477 

— 

0,1 

3,2 

4 

L5 

Forchheim 

33,5 

6 

71 

— 

1,5 

7,9 

8 

4,3 

Freyung-Grafenau . . . 

357,4 

189 

1 113 

7 617 

7,2 

42,2 

14 

21,3 

Garmisch-Parten- 
kirchen 

138,8 

19 

181 



0,2 

20,2 

1 

7,2 

Hassberge 

244,3 

89 

771 

1 559 

4,6 

22,6 

17 

8,5 

Hof 

820,6 

300 

1 651 

18 170 

15,9 

24,0 

35 

11,9 

Kelheim 

135,0 

40 

523 

— 

0,1 

10,9 

4 

5,8 

Kitzingen 

0 

0 

0 

0 

0 

- 

- 

- 

Kronach 

556,4 

193 

1 517 

10 395 

18,6 

22,0 

33 

10,8 

Kulmbach 

559,9 

124 

691 

11 181 

3,7 

4,6 

7 

2,3 

Landsberg a. Lech . . . 

156,2 

26 

881 

- 


- 

- 

- 

Landshut 

52,9 

19 

362 

— 

— 

— 

— 

— 

Lichtenfels 

562,3 

129 

1 660 

6 845 

3,0 

23,4 

10 

13,0 

Lindau/Bodensee .... 

87,2 

7 

224 


— 

— 

— 

— 

Main-Spessart 

403,7 

15 

1 430 

70 

13,2 

9,6 

2 

3,9 

Miesbach 

55,7 

29 

186 

— 

— 

14,8 

4 

6,3 

Miltenberg 

0 

0 

0 

0 

0 

- 

- 

- 

Mühldorf a. Inn 

0 

0 

0 

0 

0 

— 

— 

— 

Neuburg-Schroben- 
hausen 

102,4 

17 

571 

225 

0,7 

LI 

1 

0,6 

Neumarkt i. d. OPf. . . j 

93,0 

28 

375 

— 

0,4 

9,0 

5 

4,6 

Neustadt a. d. Aisch- j 
Bad Winsheim 

129,1 

32 

611 



3,8 

8,5 

6 

4,4 

Neustadt a. d. Wald- 
naab 1 

492,3 

144 

1 436 

9 594 

8,0 

3,6 

9 

L3 

Nürnberger Land .... 

0 

0 

0 

0 

0 

LI 

1 

0,6 

Ostallgäu 

78,7 

29 

448 

- 

- 

- 

- 

— 

Passau 

671,7 1 

309 

2 516 

4 105 

11,8 

41,2 

22 

23,0 

Regen 

596,7 ^ 

253 

1 335 

8 148 

32,5 

9,3 

6 

6,2 

Regensburg 

90,8 

27 

436 

36 

2,1 

4,5 

3 

2,0 

Rhoen-Grabfeld 

456,8 

80 

772 

5 413 

0,4 

27,7 

37 

12,3 

Rosenheim 

0 

0 

0 

0 

0 

- 

- 

- 
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Gewerbliche Wirtschaft 


Infrastruktur 


Stadt/Landkreis 

Investi- 

tionsvolu- 

men 

in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzh- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Roth 

13,9 

9 

100 

— 



7,4 

4 

3,7 

Rottal-Inn 

198,7 

120 

1 472 

510 

3,9 

13,3 

5 

3,9 

Schwandorf 

7 239,4 

195 

4 263 

7 055 

45,4 

40,3 

49 

18,6 

Schweinfurt 

30,0 

22 

153 

67 

— 

2,3 

1 

0,8 

St. Amberg 

416,4 

52 

833 

1 840 

30,8 

14,2 

2 

9,2 

St. Ansbach 

369,5 

21 

868 

215 

11,8 

8,5 

4 

5,0 

St. Bamberg 

461,6 

83 

603 

9 653 

0,4 

3,2 

2 

2,2 

St. Bayreuth 

353,6 

72 

1 066 

6 066 

0,6 

5,3 

7 

2,2 

St. Coburg 

421,0 

63 

1 479 

3 310 

1,8 

20,4 

3 

9,8 

St. Hof 

453,2 

75 

400 

5 200 

18,7 

1,9 

4 

1,2 

St. Kaufbeuren 

15,3 

5 

42 

— 

- 

- 

— 

— 

St. Landshut 

111,4 

7 

256 

- 

0,4 

5,5 

2 

2,0 

St. Passau 

529,3 

59 

669 

14 176 

1,1 

4,0 

8 

1,5 

St. Regensburg 

1 316,3 

44 

3 268 

— 

2,1 

17,7 

12 

8,2 

St. Schweinfurt 

706,5 

37 

1 139 

440 

3,3 

28,0 

3 

2,4 

St. Straubing 

197,3 

40 

843 

- 

14,1 

1,4 

3 

0,9 

st. Weiden i. d. OPf. . 

274,3 

70 

727 

3 347 

2,4 

17,1 

5 

7,3 

Straubing-Bogen .... 

188,2 

78 

432 

1 941 

1,8 

11,5 

12 

6,3 

Tirschenreuth 

435,8 

140 

1 199 

7 079 

7,2 

22,3 

25 

14,7 

Traunstein 

62,0 

24 

351 

— 

— 

4,5 

6 

2,5 

Unterallgäu 

157,6 

24 

463 

— 

- 

1,2 

4 

0,5 

Weilheim-Schongau . . 

202,3 

5 

851 

- 

- 

- 

- 

- 

Weissenburg-Gunzen- 
hausen 

292,1 

67 

1 467 



0,6 

7,0 

6 

3,1 

Würzburg 

0 

0 

0 

0 

0 

- 

— 

- 

Wunsiedel 

447,5 

162 

1 716 

13 446 

13,3 

3,8 

10 

2,0 

Summe 

Förderprogramm .... 

28 295,3 

4 726 

61 245 

189 577 

400,9 

700,7 

578 

341,8 

9. Regionales Förderpn 

Alb-Donau-Kreis .... 

ogramm „] 

30,2 

Baden-Wü] 

22 

rttemberg* 

173 






Biberach 

52,9 

21 

228 

— 

- 

— 

— 

— 

Breisgau- 

Hochschwarzwald . 

21,5 

8 

99 



' 







Heidenheim 

33,2 

17 

163 

— 

- 

- 

- 

- 

Hohenlohekreis 

10,5 

6 

75 

- 

— 

- 

- 

- 

Konstanz 

0 

0 

0 

— 

- 

- 

- 

- 

Lörrach 

0 

0 

0 

— 

- 

— 

— 

— 

Main-Tauber- Kreis . . . 

41,2 

22 

149 

— 

— ! 

- 

- 

— 

Neckar-Odenwald- 
Kreis 

505,6 

158 

2 056 



6,5 1 

14,6 

9 

6,2 

Ostalbkreis 

68,9 

26 

195 

- 

— 

— 

- 

— 

Ravensburg 

0 

0 

0 

— 

- 

— 

— 

— 

Reutiingen 

7,0 

13 

39 

- 

— 

- 

- 

— 
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Gewerbliche Wirtscheift 


Infrastruktur 


Stadt/Landkreis 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Zusätzli- 
che Ar- 
beitsplätze 

gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Investi- 
tionsvolu- 
men 
in Mio. 
DM 

Anzahl 
der Vor- 
haben 

Bewilligte 
GA-Mittel 
in Mio. 
DM 

Rhein-Neckar- Kreis . . 

344,7 

64 

1 118 

— 

2,4 

0,8 

1 

0,2 

Schwarzwald-Baar- 
Kreis 

0 

0 

0 

_ 

_ 

_ 



Schwäbisch-Hall .... 

222,0 

57 

711 

— 

— 

— 

— 

— 

Sigmaringen 

42,2 

34 

326 

— 

— 

- 

— 

— 

Waldshut 

6,3 

5 

15 

— 

— 

— 

— 


Summe 









Förderprogramm .... 

1 386,2 

453 

5 407 

— 

8,9 

15,4 

10 

6,4 

Summe Bund 

85 799,1 

16 092 

228 327 

360 314 

2 850,6 

2 866,9 

1 740 

1 452,6 


0 = weniger als fünf Vorhaben 

— = keine Vorhaben 

Abweichungen zu Tabelle 1 in Ziffer 8.1. ergeben sich, da aus Datenschutzgründen nur Förderergebnisse der gewerblichen 
Wirtschaft für kreisfreie Städte und Landkreise mit mehr als 4 Vorhaben erfaßt sind. 
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Anhang 13 

Übersicht über Normalfördergebiet und Sonderprogrammgebiet 
nach „Regionalen Förderprogrammen“ 

1. Regionales Förderprogramm „Schleswig Holstein“ 


Der Aktionsraum erstreckt sich auf folgende kreis- 
freie Städte und Landkreise (alphabetische Reihen- 
folge) 

Normalfördergebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Flensburg 

Kiel 

Lübeck 

Neumünster 


b) Landkreise 

Dithmarschen 

Herzogtum Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Plön 

Rendsburg-Eckemförde 

Schleswig-Flensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stormam 

Gemeinde Helgoland, die zum Kreis Pinneberg ge 
hört 


2. Regionales Förderprogramm „Niedersachsen“ 

Der Aktionsraum erstreckt sich auf folgende kreisfreie 
Städte und Landkreise: 


I. Normalfördergebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Braunschweig * ) 

Emden 

Oldenburg 

Salzgitter*) 

Wilhelmshaven 

Wolfsburg 


b) Landkreise 

Ammerland 

Aurich 

Cloppenburg 

Cuxhaven 

Diepholz, 

davon: 

die Gemeinden Bassum, Diepholz, Sulingen, Syke, 
Twistingen, Wagenfeld; 


• ) auch Sonderprogrammgebiet 


die Samtgemeinden Altes Amt Lemförde, Bamstorf , 
Bruchhausen-Vilsen, Kirchdorf, Rehden, Schwaför- 
den, Siedenburg; 

Emsland 
Friesland 
Gifhorn, 
davon * ) : 

Samtgemeinde Papenteich; 

Göttingen 

Goslar 

Grafschaft Bentheim 
Hameln-Pyrmont 

Hannover, 

davon: 

die Ortsteile Gleidingen, Oesselse, Ingeln (Ge- 
meinde Laatzen), Hämelerwald (Gemeinde Lehrte), 
Dedenhausen, Eltze (Gemeinde Uetze), Bolzum, 
Wehmingen, Wirringen (Gemeinde Sehnde); 

Harburg, 

davon: 

die Samtgemeinde Salzhausen; 
die Mitgliedsgemeinde Tespe und der Ortsteil 
Obermarschacht der Mitgliedsgemeinde Mar- 
schacht aus der Samtgemeinde Elbmarsch; 


*) auch Sonderprogrammgebiet 
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Helmstedt, 
davon *): 

die Gemeinden Lehre, Königslutter; der gemeindefr. 
Bez. Königslutter 

Hildesheim 

Holzminden 

Leer 

Lüchow-Dannenberg 

Lüneburg 

Nienburg; 

davon: 

die Gemeinden Nienburg (Weser), Rehburg-Loc- 
cum, Steyerberg, Stolzenau; die Samtgemeinden 
Heemsen, Landesbergen, Liebenau, Marklohe, 
Uchte 

Northeim 

Oldenburg 

davon: 

die Gemeinden Dötlingen, Großenkneten, Hatten, 
Hude, Wardenburg, Wildeshausen, die Samtge- 
meinde Harpstedt; 

Osnabrück 

davon: 

die Samtgemeinden Fürstenau, Artland 

Osterholz 

davon: 

die Gemeinden Osterholz- Scharmbeck, Worps- 
wede, die Samtgemeinde Hambergen; 

Osterode 
Peine 
davon •): 

die Gemeinden Edemissen, Lahsted, Ilsede, Len- 
gede, Peine, Vechelde, Wendeburg 

Rotenburg 

davon: 

die Gemeinden Bremervörde, Gnarrenburg, Roten- 
burg (Wümme), Scheeßel, 

die Samtgemeinden Bothel, Geestequelle, Sitten- 
sen, Sottrum, Zeven 

Schaumburg 

davon: 

die Gemeinden Auetal, Bückeburg, Obernkirchen, 
Rinteln, Stadthagen; 

die Samtgemeinden Eilsen, Lindhorst, Niederwöh- 
ren, Nienstädt, Rodenberg, Sachsenhagen 

Solt au- Fallingbostel 
davon: 

die Gemeinden Bispingen, Munster, Neuenkirchen, 
Schneverdingen, Soltau, Wietzendorf 

Stade 

davon: 

die Gemeinden Stade, Drochtersen; 
die Samtgemeinden Fredenbeck, Harsefeld, Him- 
melpforten, Nordkehdingen, Oldendorf 

Uelzen 

Vechta 

Wesermarsch 

davon: 

die Gemeinden Brake (Unterweser), Butjadingen, 
Elsfleth, Jade, Nordenham, Ovelgönne, Stadland 


*) auch Sonderprogrammgebiet 


Wittmund 
Wolfenbüttel 
davon •): 

die Gemeinden Cremlingen, Wolfenbüttel; 
die Samtgemeinden Asse, Baddeckenstedt, Oder- 
wald, Schöppenstedt, Sickte; 
die gemeindefr. Bezirke Am großen Rhode, Barns- 
torf-Warle, Voigtsdahlum; 

Ortsteil Hamburg-Insel Neuwerk 


II. Sonderprogrammgebiet 

A) Sonderprogramm zur Schaffung von 

Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der Eisen- und 
Stahlindustrie (Stahlstandortprogramm) 

a) Kreisfreie Städte 

Braunschweig 

Osnabrück 

Salzgitter 


b) Landkreise 

Gifhorn 

davon: 

Samtgemeinde Papenteich 

Helmstedt 

davon: 

die Gemeinden Lehre, Königslutter, gemeindefr, 
Bez. Königslutter 

Peine 

davon: 

die Gemeinden Edemissen, Lahstedt, Ilsede, Len- 
gede, Peine, Vechelde, Wendeburg 

Wolfenbüttel 

davon: 

die Gemeinden Cremlingen, Wolfenbüttel; 
die Samtgemeinden Asse, Baddeckenstedt, Oder- 
wald, Schöppenstedt, Sickte; 
die gemeindefreien Bezirke 

Am großen Rhode, Barnstorf- Warle, Voigtsdahlum 

Osnabrück 

davon: 

die Gemeinden Bad Essen, Bohmte, Bramsche, 
Georgsmarienhütte, Ostercappeln, Wallenhorst, 
die Samtgemeinden Bersenbrück, Neuenkirchen 


B) Sonderprogramm für Maßnahmen zur Schaffung 
von neuen Arbeitsplätzen außerhalb der 
Montanindustrie in Regionen^ die in 
besonderem Maße vom Strukturwandel 
betroffen sind 

Über die unter II a (Stahlstandorteprogramm) be- 
schriebenen Gebiete hinaus: 

Landkreis Osnabrück, davon die Gemeinden Belm, 
Bissendorf und Hagen a. T. W. 


* ) auch Sonderprogrammgebiet 
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C) Sonderprogramm zur Schaffung von 

Ersatzarbeitsplätzen außerhalb der Schiffbau- 
sowie der Eisen- und Stahlindustrie der AMR 
Bremen 

a) Kreisfreie Stadt 
Delmenhorst 


b) Landkreise 

Diepholz 

davon: 

die Gemeinden Stuhr, Weyhe 


3. Regionales Förderprogramm „Bremen“ 

Die Arbeitsmarktregionen, deren Zentren den Ak- 
tionsraum bilden, umfassen nachfolgende Gebiete. 
Die niedersächsischen Teilgebiete dieser Arbeits- 
marktregionen sind im regionalen Aktionsprogramm 
„Niedersachsen" berücksichtigt. 


4. Regionales Förderprogramm 
„Nordrhein-Westfalen“ 

Der Aktionsraum erstreckt sich auf folgende kreisfreie 
Städte und Kreise bzw. Teile davon (in alphabetischer 
Reihenfolge) : 


I. Normalfördergebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Bottrop * ) 

Dortmund * ) 
Gelsenkirchen *) 
Herne * ) 


b) Kreise 

Borken 

davon: 

die Gemeinden Ahaus, Gescher, Gronau, Heek, 
Legden, Schöppingen, Stadtlohn, Südlohn, Vre- 
den 

Coesfeld 

davon: 


• ) auch Sonderprogrammgebiet 


Oldenburg 

davon: 

die Gemeinde Ganderkese 

Osterholz 

davon: 

die Gemeinden Grasberg, Lilienthal, Ritterhude, 
Schwanewede 

Verden 

davon: 

die Gemeinden Achim, Ottersberg, Oyten; 
die Samtgemeinde Thedinghausen 

Wesermarsch 

davon: 

die Gemeinden Berne, Lemwerder 


I. Normalfördergebiet (AMR Bremerhaven): 
Kreisfreie Stadt Bremerhaven 

II. Sonderprogrammgebiet (AMR Bremen); 
Kreisfreie Stadt Bremen 


die Gemeinden Billerbeck, Coesfeld, Dülmen*), 
Lündinghausen •), Nordkirchen*), Olfen*), Rosen- 
dahl 

Hochsauerlandkreis 

davon: 

die Gemeinden Brilon, Hallenberg, Marsberg, 
Medebach, Olsberg, Winterberg 

Höxter 

davon: 

die Gemeinden Beverungen, Höxter, Marien- 
münster, Nieheim, Steinheim 

Kleve 

davon: 

die Gemeinden Bedburg-Hau, Emmerich, Goch, 
Kalkar, Kleve, Kranenburg, Rees, Uedem, Weeze 

Lippe 

davon: 

die Gemeinden Augustdorf, Barntrup, Blomberg, 
Detmold, Dörentrup, Extertal, Horn-Bad Meinberg, 
Kalletal, Lage, Lemgo, Lügde, Schieder-Schwalen- 
berg, Schlangen 

Recklinghausen * ) 

Soest 

davon: 

die Gemeinden Bad Sassendorf, Ense, Lippetal, 
Möhnesee, Soest, Welver, Werl, Wickede (Ruhr) 
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Steinfurt 

davon: 

die Gemeinden Hörstel, Hopsten, Horstmar, Ibben- 
büren, Laer, Metelen, Mettingen, Neuenkirchen, 
Ochtrup, Recke, Rheine, Steinfurt, Wettringen 

Unna * ) 


II. Sonderprogrammgebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Aachen 

Bochum 

Bottrop 

Dortmund 

Duisburg 

Gelsenkirchen 

Hamm 

Herne 

Oberhausen 


b) Kreise 

Aachen 

Coesfeld 


•) auch Sonderprogrammgebiet 


davon: 

die Gemeinden Dülmen, Lüdinghausen, Nord 
kirchen, Olfen 


Düren 

davon: 

die Gemeinden Aldenhoven, Jülich, Linnich, Titz 


Ennepe-Ruhr-Kreis 

davon: 

die Gemeinden Hattingen, Witten 


Heinsberg 

davon: 

die Gemeinde Übach- Palenberg 


Recklinghausen 

Warendorf 

davon: 

die Gemeinde Ahlen 


Wesel 

Unna 
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5. Regionales Förderprogramm „Hessen“ 

Normalfördergebiet 

a) Kreisfreie Stadt 
Kassel 


b) Landkreise 
Fulda 

Hersfeld- Rotenburg 
Kassel 
davon: 

Ahnatal, Bad Karlshafen, Baunatal, Calden, Espe- 
nau, Fuldabrück, Fuldatal, Grebenstein, Helsa, Hof- 
geismar, Immenhausen, Kaufungen, Liebenau, 
Lohfelden, Nieste, Niestetal, Oberweser, Rein- 
hardshagen, Schauenburg, Söhrewald, Trendel- 
burg, Vellmar, Wahlsburg und den Gutsbezirk 
Reinhardswald 
Main-Kinzig-Kreis 
davon: 

Bad Soden-Salmünster, Schlüchtern, Sinntal, Stein- 
au an der Straße, Gutsbezirk Spessart (der Teü, der 
zum Landkreis Schlüchtern gehörte) 


Marburg-Biedenkopf 

davon; 

Neustadt und Stadtallendorf 

Schwalm-Eder-Kreis 

davon: 

Borken, Felsberg, Frielendorf, Guxhagen, Hom- 
berg (Efze), Knüllwald, Körle, Malsfeld, Melsun- 
gen, Morschen, Neuental, Neukirchen, Oberaula, 
Ottrau, Schrecksbach, Schwalmstadt, Schwarzen- 
born, Spangenberg, Willingshausen, Zwesten, das 
Gebiet der früheren Gemeinde Deute der Stadt Gu- 
densberg und die Gebiete der früheren Gemeinden 
Niedermöllrich und Harle der Gemeinde Wabern. 

Vogelbergkreis 

davon: 

Alsfeld, Antrifttal, Feldatal, Freiensteinau, Gemün- 
den (Felda), Grebenau, Grebenhain, Herbstein, 
Homberg (Ohm), Kirtorf, Lauterbach, Lautertal, 
Mücke, Romrod, Schlitz, Schwalmtal, Ulrichstein 
und Wartenberg 

W err a-Meißner- Kreis 


6. Regionales Förderprogramm „Rheinland-Pfalz“ 

Der Aktionsraum erstreckt sich auf folgende kreis- 
freien Städte und Landkreise (alphabetische Reihen- 
folge): 


t. Normalfördergebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Pirmasens *) 

Trier 

Worms 

Zweibrücken * ) 


b) Landkreise 

Ahrweiler 

davon: 

a) Verbandsgemeinde Adenau 

b) aus Verbandsgemeinde Brohltal die Gemein- 
den: 

Kempenich, Spessart, Weibern 

Alzey-Worms 

davon: 

a) Stadt Alzey 

b) Stadt Osthofen 


* ) auch Sonderprogrammgebiet 


c) Aus Verbandsgemeinde Alzey-Land die Ge- 
meinden 

Albig, Bermersheim, Bornheim, Erbes-Büdes- 
heim, Flonheim, Framersheim, Gau-Heppen- 
heim, Gau-Odernheim, Lonsheim, Nack, Nie- 
der-Wiesen 

d) Aus Verbandsgemeinde Monsheim die Gemein- 
den 

Flörsheim-Dalsheim, Mörstadt, Monsheim, Off- 
stein, Wachenheim 

e) Aus Verbandsgemeinde Westhofen die Gemein- 
den 

Bermersheim, Gundheim, Hangen-Weisheim, 
Hochbom, Monzernheim, Westhofen 

f) Verbandsgemeinde Wöllstein 

Bad Kreuznach 
davon: 

a) Stadt Bad Kreuznach 

b) Stadt Kirn 

c) Aus Verbandsgemeinde Bad Kreuznach die Ge- 
meinden 

Frei-Laubersheim, Fürfeld, Hackenheim, Neu- 
Bamberg, Pfaffen-Schwabenheim, Tiefenthal, 
Volxheim 

d) Verbandsgemeinde Bad Münster am Stein- 
Ebemburg 

e) Aus Verbandsgemeinde Kirn-Land die Gemein- 
den 

Bärenbach, Brauweiler, Bruschied, Hahnenbach, 
Heimweiler, Heinzenberg, Hennweiler, Hoch- 
stetten-Dhaun, Horbach, Kellenbach, Königsau, 


141 




Drucksache 11/7501 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Meckenbach, Oberhausen bei Kirn, Schneppen- 
bach, Schwarzerden, Simmertal. Weitersborn 

f) Aus Verbandsgemeinde Langenlonsheim die 
Gemeinden 

Bretzenheim, Guldental, Langenlonsheim, Win- 
desheim 

g) Aus Verbandsgemeinde Meisenheim die Ge- 
meinden 

Abtweiler, Lettweiler, Stadt Meisenheim, Raum- 
bach, Rehborn 

h) Verbandsgemeinde Rüdesheim 

i) Verbandsgemeinde Sobernheim 

j) Aus Verbandsgemeinde Stromberg die Gemein- 
den 

Eckenroth, Roth, Schöneberg, Stadt Stromberg 


Bemkastel-Wittlich 

Birkenfeld 

Bitburg-Prüm 

Cochem-Zell 

Daun 

Donnersberg, 

davon: 

a) Aus Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden die 
Gemeinden 

Boianden, Dannenfels, Stadt Kirchheimbolan- 
den, Kriegsfeld, Marnheim, Mörsfeld, Oberwie- 
sen, Orbis 

b) Aus Verbandsgemeinde Alsenz-Obermoschel 
die Gemeinden 

Alsenz, Gaugrehweiler, Kalkofen, Mannweiler- 
Cölln, Münsterappel, Niederhausen a. d. Appel, 
Niedermoschel, Oberhausen a. d. Appel, Stadt 
Obermoschel, Oberndorf, Winterbom 

c) Aus Verbandsgemeinde Rockenhausen die Ge- 
meinden 

Bayerfeld- Steckweiler, Dielkirchen, Gerbach, 
Katzenbach, Stadt Rockenhausen, Rupperts- 
ecken, Sankt Alban, Stahlberg, Würzweiler 

d) Aus Verbandsgemeinde Göllheim die Gemeinde 
Göllheim 

e) Aus Verbandsgemeinde Winnweiler die Ge- 
meinden 

Falkenstein, Imsbach 

Kaiserslautern, 

davon: 

a) Aus Verbandsgemeinde Kaiserslautern-Süd die 
Gemeinde Trippstadt 


Kusel, 

davon: 

a) Aus Verbandsgemeinde Altenglan die Ge- 
meinde Rammelsbach 

b) Aus Verbandsgemeinde Kusel die Gemeinden 
Blaubach, Körbom, Konken, Kusel, Ruthweiler, 
Schellweiler, Thallichtenberg 

c) Aus Verbandsgemeinde Lauterecken die Ge- 
meinden 

Lauterecken, Medard, Odenbach 

d) Aus Verbandsgemeinde Schönenberg-Kübel- 
berg die Gemeinden 
Schönenberg-Kübelberg, Gries 


e) Aus Verbandsgemeinde Waldmohr die Ge- 
meinde Waldmohr 

Mainz-Bingen, 

davon: 

a) Aus Verbandsgemeinde Rhein-Nahe die Ge- 
meinden 

Bacharach, Breitscheid, Manubach, Nieder- 
heimbach, Oberdiebach, Oberheimbach, Trech- 
tingshausen 

Mayen-Koblenz, 

davon: 

a) Stadt Mayen 

b) Verbandsgemeinde Mayen-Land 

c) Aus Verbandsgemeinde Mendig die Gemein- 
den 

Rieden, Volkesfeld 

Pirmasens * ) 

Rhein-Hunsrück-Kreis 

Trier-Saarburg 


II. Sonderprogrammgebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Landau 

Pirmasens 

Zweibrücken 


b) Landkreise 

Pirmasens 

Südliche Weinstraße, 
davon: 

a) Aus Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels 
die Gemeinden 

Albersweiler, Stadt Annweiler am Trifels, Dern- 
bach, Eußerthal, Ramberg, Rinnthal 

b) Aus Verbandsgemeinde Bad Bergzabern die Ge- 
meinden 

Bad Bergzabern, Birkenhördt, Böllenborn, DÖr- 
renbach, Gleiszellen-Gleishorbach, Klingen- 
münster, Ob e rotte rb ach, Oberschlettenbach, 
Pleisweiler-Oberhofen, Schweigen-Rechten- 
bach, Vorderweidenthal 

c) Verbandsgemeinde Maikammer 

d) Aus Verbandsgemeinde Edenkoben die Ge- 
meinden 

Burrweiler, Edenkoben, Gleisweiler, Hainfeldt, 
Rhodt unter Rietburg, Venningen, Weyher i. d. 
Pfalz 

e) Aus Verbandsgemeinde Herxheim die Gemein- 
den 

Herxheim b. Landau, Insheim, Rohrbach 

f) Aus Verbandsgemeinde Landau-Land die Ge- 
meinden 

Birkweiler, Frankweiler, Leinsweiler, Ransch- 
bach, Siebeldingen 

g) Aus Verbandsgemeinde Offenbach/Queich die 
Gemeinden 

Bornheim, Offenbach a. d. Queich 


*) auch Sonderprogrammgebiet 


142 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7501 


7. Regionales Förderprogramm „Saarland“ 

Der Aktionsraum erstreckt sich auf das gesamte Bun- 
desland Saarland mit seinen nachstehend aufgeführ- 
ten Kreisen und einem Stadtverband: 

I. Normalfördergebiet 

a) Stadtverband 
Saarbrücken 


b) Landkreise 
Merzig-Wadern 


8. Regionales Förderprogramm „Bayern“ 

Der Aktionsraum erstreckt sich auf folgende Kreis- 
freie Städte und Landkreise (alphabetische Reihen- 
folge): 


I. Normalfördergebiet 


a) Kreisfreie Städte 

Amberg * ) 

Bamberg 

Bayreuth 

Coburg 

Hof 

Passau 

Schweinfurt 

Straubing 

Weiden i. d. Opf. 


b) Landkreise 

Amberg-Sulzbach 

davon: 

Ammerthal*), Auerbach i. d. Opf.*), St., Eber- 
mannsdorf*), Edelsfeld*), Ensdorf*), Freihung*), 
M., Freudenberg*), Gebenbach*), Hahnbach*), 
M., Hirschau*), St., Hohenburg*), M., 111- 

schwang*), Kaste*), M., Königstein*), M., Küm- 
mersbruck * ) , Poppenricht * ) , Rieden * ) , M. , 
Schmidmühlen *), M., Schnaittenbach *), St., Sulz- 
bach-Rosenberg *), St., Ursensollen *), Vilseck*), 
St. 

Ansbach 

davon: 

Adelshofen, Buch am Wald, Diebach, Dombühl, M., 
Gebsattel, Geslau, Insingen, Neusitz, Ohrenbach, 


* ) auch Sonderprogrammgebiet 


Neunkirchen 
Saarlouis 
Saar-Pfalz-Kreis 
St. Wendel 


II. Sonderprogrammgebiet 


Das gesamte Saarland ist ebenfalls Sonderprogramm- 
gebiet. 


Rothenburg o. d . Tauber, GKSt, Schillingsfürst, St., 
Steinsfeld, Wettringen, Windelsbach, Wörnitz 


Bad Kissingen 
davon: 

Aura a. d. Saale, Bad Bocklet, M., Bad Brückenau, 
St., Bad Kissingen, GKSt, Burkardroth, M., Elfers- 
hausen, M., Euerdorf, M., Fuchsstadt, Geroda, M., 
Hammelburg, St., Maßbach, M., Motten, Münner- 
stadt. St., Nüdlingen, Oberleichtersbach, Ober- 
thulba, M., Oerlenbach, Rannungen, Riedenberg, 
Schondra, M., Thundorf i. UFr., Wartmannsroth, 
Wildflecken, M., Zeilofs, M. 


Bamberg 

Bayreuth 

davon: 

Ahorntal, Aufseß, BadBernecki. Fichtelgebirge, St., 
Bindlach, Bischofsgrün, Greußen, St., Eckersdorf, 
Emtmannsberg, Fichtelberg, Gefrees, St., Gesees, 
Glashütten, Goldkronach, St., Haag, Heinersreuth, 
Hollfeld, St., Hummeltal, Kirchenpingarten, Mehl- 
meisel, Mistelbach, Mistelgau, Pegnitz, St., Plan- 
kenfels, Pottenstein, St., Prebitz, Schnabelwaid, M., 
Seybothenreuth, Speichersdorf, Waischfeld, St., 
Warmensteinach, Weidenberg, M. 


Cham 

davon: 

Arnschwang, Arrach, Blaibach, Cham, St., Chamer- 
au, Eschlkam, M., Falkenstein, M., Furth i. Wald, 
St., Gleißenberg, Grafenwiesen, Hohenwarth, Kötz- 
ting. St., Lam, M., Lohberg, Michelsneukirchen, 
Miltach, Neukirchen/Hl. Blut, M., Pempfling, 
Pösing, Reichenbach, Rimbach, Roding, St., Rötz, 
St., Runding, Schönthal, Schorndorf, Stamsried, 
M., Tiefenbach, Traitsching, Treffeistein, Waffen- 
brunn, Wald, Walderbach, Waldmünchen, St., Wei- 
ding, Willmering, Zandt, Zell 
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Coburg 

Deggendorf 

davon: 

Auerbach, Außernzell, Bernried, Deggendorf, 
GKSt, Grafhng, Grattersdorf, Hengersberg, M., 
Hunding, Iggensbach, Künzing, Lalling, Metten, 
M., Moos, Niederalteich, Offenberg, Osterhofen, 
St., Otzing, PlatÜing, St., Schaufling, Schöllnach, 
M., Stephansposching, Winzer, M. 

Dingolf ing- Landau 
davon: 

Landau a. d. Isar, St., Pilsting, M. 

Donau-Ries 

davon: 

Amerdingen, Auhausen, Deiningen, Ederheim, 
Ehingen a, Ries, Forheim, Fremdingen, Hainsfarth, 
Maihingen, Marktoffingen, Megesheim, Munnin- 
gen, Nördhngen, GKSt, Oettingen i. Bay., St., Wal- 
lerstein, M., Wechingen, Wemding, St., Wolfer- 
stadt 

Eichstädt 

davon: 

Beilngries, St., Dollnstein, M., Eichstätt, GKSt. 
Mömsheim, M., Pollenfeld, Schemfeld, Titting, M. 

Forchheim 

davon: 

Ebermannstadt, St., Eggolsheim, Gößweinstein, M., 
Hallemdorf (soweit Zonenrandgebiet), Unterlein- 
leiter, Wiesenttal, M. 

Freyung-Grafenau 

Haßberqe 

Hof 

Kitzingen 

davon: 

Geiselwind, M. 

Kronach 

Kulmbach 

Landshut 

davon: 

Bodenkirchen 

Lichtenfels 
Neumarkt i. d. Opf. 
davon: 

Berching, St., Breitenbrunn, M., Deining, Dietfurt 
a. d. Altmühl, St., Freystadt, St., Lauterhofen, M., 
Mühlhausen, Neumarkt i. d. Opf., GKSt, Pilsach, 
Sengenthal, Seubersdorf i. d. Opf., Velburg, St. 

Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim 
davon: 

Bad Windsheim, St., Burgbemheim, St., Diespeck, 
Dietersheim, Emskirchen, M., Ergersheim, Gall- 
mersgarten, Hagenbüchach, Hemmersheim, Illes- 
heim, Ipsheim, M., Langenfeld, Marktbergei, M., 
Markt Bibart, M., Markt Erlbach, M., Markt Nord- 
heim, M., Markt Taschendorf, M., Neuhof a. d. 
Zenn, M., Neustadt a. d. Aisch St., Obernzenn, M., 
Scheinfeld, St., Simmershofen, Sugenheim, M., 
Trautskirchen, Uffenheim, St., Wilhelmsdorf 


Neustadt a. d. Waldnaab 
Nürnberger Land 
davon: 

Neuhaus a. d. Pegnitz *), M. 

Passau 

Regen 

Rhön- Grabfeld 
Roth 
davon: 

Greding, St., Heideck, St., Hilpoltstein, St, Thal- 
mässing, M. 

Rottal-Inn 

davon: 

Amstorf, M., Bayerbach, Bimbach, Dietersburg, Eg- 
genfelden. St., Egglham, Ering, Falkenberg, Gang- 
kofen, M., Herbertsfelden, Johanniskirchen, Kirch- 
dorf a. Inn, Malgersdorf, Massing, M., Pfarrkirchen, 
St., Postmünster, Reut, Rimbach, Roßbach, Schönau, 
Simbach a. Inn, St., Stubenberg, Tann, M., Triftem, 
M., Unterdietfurt, Wittibreut, Wurmannsquick, M. 

Schwandorf 

davon zusätzhch Sonderprogrammgebiet: 
Altendorf, Bodenwöhr, Bmck i. d. Opf., M., Burg- 
lengenfeld, Dieterkirchen, Fensterbach, Guteneck, 
Maxhütte-Haidhof, Nabburg, St., Neukirchen- 
Balbini, M., Neunburg vorm Wald, St., Nitten- 
au, Pfreimd, Schmidgaden, Schwandorf, GKSt, 
Schwarzach b. Nabburg, Schwarzenfeld, M., 
Schwarzhofen, M., Steinberg, Stulln, Teubhtz, 
Thanstein, Wackersdorf. 

Schweinfurt 

davon: 

Bergrheinfeld, Dittelbmnn, Donnersdorf, Euerbach, 
Geldersheim, Gerolzhofen, St., Gochsheim, Gra- 
fenrheinfeld, Grettstadt, Niederwerrn, Poppenhau- 
sen, Röthlein, Schonungen, Schwanfeld, Schwebe- 
heim, Sennfeld, Stadtlauringen, M., Sulzheim, Üch- 
telhausen, Weigolshausen, Wasserlosen (soweit Zo- 
nenrandgebiet), Werneck (soweit Zonenrandge- 
biet), Wipfeld. 

Straubing-Bogen 

Aiterhofen, Ascha, Atting, Bogen, St., Falkenfels, 
Feldkirchen, Geiselhöring, St. Haibach, Haselbach, 
Hunderdorf, Irlbach, Kirchroth, Konzell, Leibifing, 
Loitzendorf, Mallersdorf/Pfaffenberg, M., Maria- 
posching, Mitterfels, M., Neukirchen, Niederwink- 
ling, Parkstetten, Perasdorf, Rattenberg, Rattiszell, 
Sankt Englmar, Schwarzach, M., Stallwang, Stei- 
nach, Straßkirchen, Wiesenfeiden, Windberg 

Tirschenreuth 

Weißenburg- Gunzenhausen 

Würzburg 

davon: 

Aub, St., Bieberehren, Röttingen, St., Tauberretters- 
heim, Wunsiedel i. Fichtelgebirge 


’) auch Sonderprogrammgebiet 
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II. Sonderprogrammgebiet 

a) Kreisfreie Städte 

Amberg 


b) Landkreise 

Amberg-Sulzbach 

davon: 

Ammerthal, Auerbach i. d. Opf., St., Ebermanns- 
dorf, Edelsfeld, Ensdorf, Freihung, M., Freuden- 
berg, Gebenbach, Hahnbach, M., Hirschau, St., Ho- 
henburg, M., Illschwang, Kastl, M., Königstein, M., 
Kümmersbruck, Poppenricht, Rieden, M., Schmidt- 


mühlen, Schnaittenbach, St., Sulzbach-Rosenberg, 
St., Ursensollen, Vilseck, St. 

Nürnberger Land 
davon: 

Neuhaus a. d. Pegnitz, M. 

Schwandorf 

davon: 

Altendorf, Bodenwöhr, Bruck i. d. Opf. M., Burglen- 
genfeld, Dieterskirchen, Fensterbach, Guteneck, 
Maxhütte-Haidhof, Nabburg, St., Neukirchen-Bal- 
bini, M., Neunburg vorm Wald, St., Nittenau, 
Pfreimd, Schmidgaden, Schwandorf, GKSt, 
Schwarzach b. Nabburg, Schwarzenfeld, M., 
Schwarzhofen, Steinberg, Stulln, Teublitz, Than- 
stein, Wackersdorf 


9. Regionales Förderprogramm „Baden-Württemberg“ 


Das regionale Förderprogramm Baden-Württemberg 
erstreckt sich auf die Arbeitsmarktregionen Rothen- 
burg o. d. T. und Nördlingen ergänzenden Gemein- 
den: 


Creglingen (Main-Tauber- Kreis), Schrozberg, Blau- 
felden, Rot am See (alle Landkreis Schwäbisch Hall), 
Tannhausen, Unterschneidheim, Kirchheim am Ries, 
Bopfingen, Riesbürg, Neresheim (alle Ostalbkreis) 
und Dischingen (Landkreis Heidenheim). 
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Anhang 14 

Schwerpunktorte/Mitorte im Normalfördergebiet und im Sonderprogrammgebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"' nach regionalen 
Förderprogrammen 


In Schwerpunktorten/Mitorten dürfen die Investitionskosten um nachstehende Höchstsätze verbilligt wer- 
den: 


SPO 

Errichtungen 

Erweiterungen 

Umstellung/ 

Rationalisierung 

A, E 

23 % 

20 % 

10 % 

B 

18 % 

15 % 

10 % 

C 

15 % 

12 % 

10 % 


1. Regionales Förderprogramm „Schleswig-Holstein“ 


I. Noimalfördergebiet 

A-Schwerpunktorte/MItorte 

1 Rensburg mit: 

Harrislee und Jarplund-Weding (Ortsteil 
Weding) 

2 Kiel mit: 

Fhntbek, Klausdorf, Kronshagen, Raisdorf (nur 
Einzugsbereich von Kiel), Schönkirchen 

3 Neumünster mit: 

Bordesholm, Wattenbek*) 

4 Oldenburg in Holstein 

5 Rendsburg mit: 

Borgstedt, Büdelsdorf, Fockbek*), 

Osterrönfeld •), Schacht- Audorf, Westerrönfeld 

6 Schleswig 

B-Schwerpunktorte/Mitorte 

7 Brunsbüttel mit: 

Büttel, Kudensee*), Landscheide, St Margare- 
then 

8 Heide mit: 

Hemmingstedt, Weddingstedt, Wesseln 

9 Husum mit: 

Hattstedt*), Mildstedt 


10 Niebüll mit: 

Leck 

C-Schwerpunktorte/Mitorte 

11 Bad Oldesloe mit: 

Reinfeld 

12 Bad Segeberg mit: 

Wahlstedt *) 

13 Bredstedt 

14 Büsum 

15 Burg auf Fehmarn 

16 Eckernförde 

17 Eutin 

18 Geesthacht 

19 Glückstadt mit: 

Herzhorn * ) 

20 Itzehoe mit: 

Dägeling * ) 

21 Kaltenkirchen 

22 Kappeln 

23 Lütjenburg 

24 Marne 

• ) Diese Gemeinden sind nur mit ihrem Industrie-ZGewerbege- 
biet einbezogen. 
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25 Meldorf 

26 Neustadt in Holstein 

27 Plön 

28 Preetz 

29 Schwarzenbek 

30 Tönning 

31 Wüster 


E-Schwerpunktorte/Mitorte 

32 Lauenburg/Elbe 

33 Lübeck mit: 

Bad Schwartau, Ratekau * ) 

34 MöUn 


2. Regionales Förderprogramm „Niedersachsen“ 

I. Normalfördergebiet 

A-Schwerpunktorte 

1 Braunschweig 
Mitort: Lehre 

2 Gifhorn 

3 Goslar 

Mitort Bad Harzburg (Ortsteil Harlingerode) 

4 Göttingen 

Mitorte Bovenden, Rosdorf 

5 Hildesheim 

6 Lüneburg 

7 Osterode 

Mitort Samtgemeinde Bad Grund 

8 Peine 

9 Uelzen 

10 Uslar 

B“Schwerpunktorte 

11 Aurich/Ostfriesland 

12 Cuxhaven 

13 Cloppenburg 

14 Emden 

15 Leer 

Mitort: Moormerland (Ortsteil Neermoor) 

16 Lingen 

17 Meppen 

18 Nordhorn 

19 Oldenburg 

20 Papenburg 
Mitort Dörpen 


21 Wilhelmshaven 

Mitorte: Sande, Schortens (Ortsteü Roffhausen) 

C“Schwerpunktorte 

22 Alfeld 

23 Bad Münder 

24 Bentheim/Schüttorf 

25 Brake/Elsfleth 

26 Bremervörde 

27 Diepholz 

Mitort: Altes Land Lemförde 

28 Einbeck 

29 Friesoythe 

30 Hameln 

Mitort: Hessisch Oldendorf 

31 Hemmoor 

32 Herzberg a. Harz 

33 Holzminden 

Mitort: Samtgemeinde Boffzen 

34 Hude 

35 Nienburg 

Mitorte: liebenau, Steyerberg 

36 Norden 

37 Nordenhamm 

38 Northeim 

39 Osterholz-Scharmbeck 

40 Quakenbrück 

Mitort: Badbergen der Samtgemeinde Artland 

41 Rinteln/Bückeburg 

42 Rotenburg (Wümme) 

*) Diese Gemeinden sind nur mit ihrem 
Industrie-ZGewerbegebiet einbezogen. 
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43 Salzgitter 1) 

44 Seesen 

45 Soltau 

46 Stade 

47 Stadthagen 

48 Sulingen 

49 Syke 

50 Varel 

51 Vechta/Lohne 

52 Westerstede 

53 Wildeshausen 

54 Wittmund/Jever 

55 Wolfenbüttel 

56 Wolfsburg 

57 Zeven 


62 Münden 

63 Schöningen 
Mitort: Büddenstedt 

64 Wittingen 

II. Sonderprogrammgebiet 

A-Schwerpunktorte 
43 Salzgitter 1) 

B-Schwerpunktorte 

65 Osnabrück/Georgsmarienhütte 
67 Delmenhorst 


E-Schwerpunktorte 

58 Dannenberg 

59 Duderstadt 

60 Helmstedt 

61 Lüchow 
Mitort: Gorleben 


C-Schwerpunktorte 
66 Bramsche 


1) Als übergeordneter Schwerpunktort (A- Schwerpunktort) bis 
zum 31. Dezember 1991 im Rahmen von Sonderprogrammen 
ausgewiesen, 


3. Regionales Förderprogramm „Bremen“ 

I. Normalfördergebiet 

B-Schwerpunktort/Mitorte 
1 Stadt Bremerhaven mit Langen/Loxstedt 


II. Sonderprogrammgebiet 

B“Schwerpunktort 
2 Stadt Bremen 
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4. Regionales Förderprogramm „Nordrhein-Westfalen“ 


I, Normalfördergebiet 

B-Schwerpunktorte/MItorte 

1 Ahaus 

2 Bottrop-Gladbeck mit: Dorsten 

3 Brilon 

4 Detmold mit: Lage; Horn-Bad Meinberg 

5 Dortmund 

6 Gronau 

7 Herne 

8 Kleve -Emmerich 

9 Lünen mit: Selm; Bergkamen 

10 Steinfurt mit: Neuenkirchen; Ochtrup. 

C-Schwerpunktorte/Mitorte 

11 Beverungen 

12 Castrop-Rauxel mit: Waltrop 

13 Coesfeld 

14 Dülmen 

15 Gelsenkirchen 1) 

16 Goch 

17 Höxter 

18 Ibbenbüren mit: Hörstel 

19 Lemgo mit: Kalletal 

20 Lüdinghausen 

21 Marl 

22 Marsberg 

23 Recklinghausen mit: Datteln; Herten; Oer-Erken- 
schwick 

24 Rheine 


5. Regionales Förderprogramm „Hessen“ 

A-Schwerpunktorte/Mitorte 
1 Bad Hersfeld mit: 

Friedewald (OT Friedewald), Hauneck-Unterhaun 
und Ludwigsau (OT Meckbach und OT Mecklar) 


25 Soest 

26 Stadtlohn 

27 Steinheim 

28 LFnna mit: Bönen 

29 Vreden 

30 Werl 

II. Sonderprogrammgebiete 

B-Schwerpunktorte/Mitorte 
15 Gelsenkirchen 

31 Alsdorf mit: Aldenhoven; Baesweiler 

32 Duisburg 

33 Hattingen 

34 Moers 

35 Oberhausen 

36 Hamm 

C-Schwerpunktorte/MItorte 

37 Aachen mit: Herzogenrath; Würselen 

38 Ahlen 

39 Bochum 

40 Dinslaken 

4 1 Eschweiler mit: Stolberg (Industrie- und Gewerbe- 
gebiet) 

42 Jülich 

43 Wesel 

44 Witten 


3 Kassel mit: 

Fuldabrück-Bergshausen, Calden und Lohfelden 
(OT Lohfelden) 


2 Fulda mit: 
Eichenzell 
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B-Schwerpunktorte/Mitorte 

4 Alsfeld 

5 Homberg (Efze) mit: 
Borken (StT Borken) 

6 Schwalmstadt 

C-Schwerpunktorte/Mitorte 

7 Bebra mit: 

Rotenburg-Lispenhausen 

8 Hessisch-Lichtenau 

9 Hofgeismar 

10 Homberg (Ohm) 


11 Hünfeld 

12 Lauterbach 

13 Melsungen 

14 Schlüchtern mit: 

Bad Soden- Salmünster (StT Salmünster) und 
Steinau an der Straße (StT Steinau) 

15 Stadtallendorf 

E-Schwerpunktorte/Mitorte 

16 Eschwege 

17 Sontra 

18 Witzenhausen 


6. Regionales Förderprogramm „Rheinland-Pfalz“ 


I. Normalfördergebiet 

B-Schwerpunktorte/Mitorte 

1 Bitburg 

2 Hermeskeil mit: 

Reinsfeld 

3 Idar- Oberstem mit: 

Kim 

4 Kusel/Rammelsbach mit: 
Konken/Schellweiler 

6 Mayen mit: 

Kottenheim 

7 Pirmasens 

8 Prüm mit: 

Weinsheim 

9 Rockenhausen 

10 Simmem mit; 

Mutterschied 

11 Trier mit: 

Konz, Trierweiler 

12 Wittlich 

13 Zweibrücken 

C-Schwerpunktorte/Mitorte 

14 Alzey 

15 Bad Kreuznach mit: 
Bretzenheim, Langenlonsheim 

16 Birkenfeld mit: 


Hoppstädten-Weiersbach 

17 Boppard 

18 Dahn mit: 

Hauenstein 

19 Daun mit; 

Mehren, Nerdlen 

21 Kaisersesch 

22 Kirchberg 

23 Kirchheimbolanden 

24 Morbach 

25 Sobemheim mit: 
Monzingen 

26 Worms 

II. Sonderprogrammgebiet 

B-Schwerpunktorte/Mitorte 

5 Landau mit: 

Offenbach a. d. Queich 
7 Pirmasens 
13 Zweibrücken 

C-Schwerpunktorte/Mitorte 

18 Dahn mit: 

Hauenstein 

20 Edenkoben 
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7. Regionales Förderprogramm Saarland 

I. Normalfördergebiet 

B-Schwerpunktorte/Mitorte 

1 Homburg mit: 

Bheskastel 

2 Lebach mit: 

Eppelborn und Schmelz 

3 Merzig mit: 

Losheim und Mettlach (OT Mettlach) 

4 Neunkirchen mit: 

Bexbach, Friedrichsthal, Illingen, Kirkel, Sulz- 
bach 

5 Nonnweiler/Hermeskeil mit: 

Nohfelden (Ortsteile Eckelhausen und Eisen) 

6 Saarbrücken-Völkhngen mit: 

Kleinblittersdorf und Püttlingen 


8. Regionales Förderprogramm „Bayern“ 

I. Normalfördergebiet 

A-Schwerpunktorte/Mitorte 

1 Bad Neustadt a. d. Saale mit: 

Niederlauer 

2 Bayreuth mit: 

Bindlach, Weidenberg 

3 Bogen 

4 Cham 

5 Deggendorf/Platthng mit: 

Hengersberg, Otzing 

7 Haßfurt mit: 

Zeil a. Main, Knetzgau, Eltmann 

6 Hauzenberg 

8 Hof mit: 

Oberkotzau, Schwarzenbach a. d. Saale 

9 Hofheim 

10 Kronach mit: 

Marktrodach 

1 1 Kulmbach/Stadtsteinach mit: 

Mainleus 

12 Marktredwitz/Wunsiedel mit: 

Waldershof 

13 Münchberg/Helmbrechts 

14 Nabburg mit: 

Pfreimd 


7 Saarlouis mit: 

Dilhngen, Saarwellingen, Überherrn, Ensdorf, 
Bous 

8 St. Ingbert 

9 St. Wendel 

10 Wadern (nur OT: Wadern, Lockweiler, Büschfeld, 
Noswendel, Nunkirchen, Dagstuhl, Wadrill) 

II. Sonderprogrammgebiet 

C-Schwerpunktort 

11 Großrosseln 

Einschließlich der Teile des Gewerbegebietes „Im Mühlen- 
garten", die sich innerhalb der Gemarkung der Gemeinde 
Riegelsberg befinden. 


15 Schweinfurt mit: 

Gochsheim, Schwebheim, Bergrheinfeld 

16 Tirschenreuth mit: 

Mitterteich, Wiesau 

17 Weiden i. d. Opf./Vohenstrauß mit: 

Altenstadt a. d. Waldnaab, Weiherhammer 

B-Schwerpunktorte/Mitorte 

18 Auerbach i. d. Opf.i) 

19 Amberg/Sulzbach-Rosenberg 1) mit: 
Kümmersbruck, Hirschau 

20 Bad Windsheim 

21 Burglengenfeld 1) mit: 

Maxhütte-Haidhof, Teubhtz 

22 Eggenfelden 

23 Landau a. d. Isar mit: 

Pilsting 

24 Schwandorf 1) mit: 

Steinberg, Wackersdorf (soweit außerhalb des 
Zonenrandgebietes gelegen) 

25 Straubing mit: 

Aiterhofen, Atting 

26 Uffenheim 

1) Zeitlich befristete erhöhte Förderpräferenz im Sonderpro- 
grammgebiet 
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C‘Schwerpunktorte/Mitorte 

27 Bad Brückenau 

28 Bad Kissingen 

29 Bad Königshofen im Grabfeld 

30 Bamberg mit: 

Hallstadt, Strullendorf 

31 Beilngries 

32 Coburg mit: 

Dörfles-Esbach, Niederfüllbach 

33 Ebermannstadt 

34 Ebern 

35 Ebrach 

36 Eichstätt 

37 Eschenbach i. d. Opf. mit: 
Grafenwöhr 

38 Freyung/Waldkirchen 

39 Furth i. Wald 

40 Gerolzhofen 

41 Grafenau mit: 

Spiegelau, Schönberg 

42 Gunzenhausen 

43 Hammelburg 

44 Hilpoltstein 

45 Hollfeld 

46 Kemnath mit: 

Erbendorf 

47 Neumarkt i. d. Opf. 

48 Neustadt a. d. Aisch 

49 Neustadt a. d. Waldnaab 

50 Nittenau 

51 Nördhngen mit: 

Wallerstein 

52 Oberviechtach 

53 Passau 

54 Pegnitz 

55 Pfarrkirchen 

56 Pöcking mit: 

Rotthalmünster, Ruhstorf 

57 Regen 


58 Rehau 

59 Riedenburg 

60 Roding 

61 Rothenburg o. d. Tauber 

62 Simbach a. Inn mit: 

Kirchdorf a. Inn 

63 Staffelstein/Lichtenfels mit: 
Michelau i. Ofr. 

64 Tettau 

65 Vilshofen 

66 Waldmünchen 

67 Waldsassen 

68 Wegscheid 

69 Weißenburg i. Bay./Treuchtlingen 

70 Wemding 

71 Zwiesel 


E-Schwerpunktorte/Mitorte 

72 Kötzting 

73 Ludwigsstadt 

74 Mellrichstadt 

75 Naila mit: 

Selbitz 

76 Neunburg v. Wald mit: 

Bodenwöhr, Wackersdorf (soweit innerhalb des 
Zonenrandgebietes gelegen) 

77 Neustadt b. Coburg mit: 

Rödental 

78 Selb 

79 Viechtach 


II. Sonderprogrammgebiet 

Die vier B- Schwerpunktorte des Normalfördergebie- 
tes Auerbach i. d. Opf., Amberg/Sulzbach-Rosen- 
berg, Burglengenfeld und Schwandorf und ihre Mit- 
orte sind als übergeordnete Schwerpunktorte/Mitorte 
(23%) im Stahlstandorteprogramm ausgewiesen. 


9. Regionales Förderprogramm „Baden-Württemberg*' 

C-Schwerpunktort 
1 Bopfingen 
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Anhang 15 


Nach dem Planungsausschuß-Beschluß vom 14. September 1989 scheiden mit Wirkung vom 1. Januar 1990 
folgende Regionen und Schwerpunktorte aus dem Fördergebiet aus: 


a) ausscheidende Fördergebiete: 

AMR Fallingbostel (26) 
davon: 

aus LK Soltau-Fallingbostel 
Fallingbostel, Stadt 
Bomhtz, G 
Walsrode, Stadt 
Rethem, SG 
Ahlden/ Aller, SG 

aus LK Nienburg-Wester 
Eystrup, SG 
Hoya, SG 

aus LK Verden 
Kirchhnteln 
Dörverden 
Verden/ Aller, Stadt 

azs LK Rotenburg-Wümme 
Visselhövede, Stadt 


AMR Bocholt (49) 
davon: 

aus Kreis Borken 
Velen 
Reken 
Heiden 
Borken, Stadt 
Raesfeld 
Rhede, Stadt 
Bocholt, Stadt 
Isselburg, Stadt 


AMR Regensbürg (138) 
davon: 

Krfr. Stadt Regensburg 

aus LK Regensburg 

Altenthann 

Beratzhausen, Markt 

Bernhardswald 

Brennberg 

Brunn 

Deuerling 

Duggendorf 

Hemau 

Holzheim a. Forst, St. 
Kallmünz, Markt 
Laaber, Markt 


Neutraubling 

Nittendorf 

Obertraubling 

Regenstauf, Markt 

Schierling, Markt 

Sinzing 

Wiesent 

Wörth a. d. Donau, St. 
Wolfsegg 

aus LK Cham 
Rettenbach 

aus LK Kelheim 
Abensberg, St. 

Bad Abbach, Markt 
Essing, Markt 
Ihrlerstein 
Kelheim, St. 

Neustadt a. d. Donau, St. 
Painten, Markt 
Riedenburg, St. 

Saal a. d. Donau 

aus LK Neumarkt/Oberpfalz 
Hohenfels, Markt 
Lupburg, Markt 
Parsberg, St. 


b) ausscheidende Schwerpunktorte: 

AMR Fallingbostel 

C-Schwerpunktorte : 

Falhngbostel 

Verden 

Walsrode 


AMR Bocholt: 

B - S chwerpunktorte : 
Bocholt mit: Rhede 

C - S chwerpunktorte : 
Borken 


AMR Regensburg: 

C-Schwerpunktorte : 

Kelheim mit: Saal a. d. Donau 
Parsberg 
Regensburg mit: 
Neutraubling, Obertraubling 
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19. Rahmenplan 


Gebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
“Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

in gemeindescharfer Abgrenzung 
Stand: 1. Januar 1990 

Normalfördergebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe 
I] Sonderprogramme innerhalb des 
U Normalfördergebiets 

Sonderprogramme außerhalb des 
Normalfördergebiets 


•s A- und E-Schwerpunktorte 
©12 B-Schwerpunktorte 
C-Schwerpunktorte 

Grenzen der Bundesländer 
Grenze des Zonenrandgebietes 


Berlin 

(West) 


Bundes- 

forschungs 


Bearbeitung: Bundesforschungsanstalt für 

Landeskunde und RaurTK>rdnung 


100 km 




Karte 2 
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(West) 
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und Raum- 


Gebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
“Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
und Landesfördergebiete“ 

in gemeindescharfer Abgrenzung 
Stand: 1. Januar 1990 


Normalfördergebiete der Gemeinschafts“ 
aufgabe und Sonderprogramme 


Landesfördergebiete Juni 1989 


100 km 
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Bundesforschungsanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung 


19. Rahmenplan 


Fördergebiete der EG-Strukturpolitik 

■ Ziel 2-Gebiete (Industriegebiete mit 
rückläufiger Entwicklung) 

□ Ziel 5 b-Gebiete (Förderung und 
Entwicklung ländlicher Gebiete 


Grenze des Zonenrandgebietes 
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